GEMEINDERAT
Bericht und Antrag

Nr. 1379
vom 20. Oktober 2008
an Einwohnerrat von Horw

betreffend Gemeindeinitiative "Grube Grisigen der Natur Uberlassen"

Sehr geehrter Herr Einwohnerratsprasident
Sehr geehrte Damen und Herren Einwohnerrate

1 Einleitung

Aufgrund des Baugesuchs der Gloggner AG vom 24. Mai 2006 zur Rekultivierung der Mergel-
grube Grisigen wurde die Thematik der Auffillung und Rekultivierung der Mergelgrube wieder
aktuell. Insbesondere die Erschliessung Uber die Grisigenstrasse gab Anlass, die Abbauzone
kritisch zu hinterfragen. Zudem wird gegenwartig die Ortsplanung der Gemeinde Horw revidiert,
was eine intensive Auseinandersetzung mit zahlreichen raumrelevanten Fragestellungen zur
Folge hat.

2 Inhalt der Initiative
Gestitzt auf 8 38 Gemeindegesetz und Art. 11 Gemeindeordnung beantragen die Initianten:

1. Die Abbauzone Grisigen, wie sie am 23. November 1997 im Rahmen einer Teilrevision
der Ortsplanung beschlossen wurde, soll aufgehoben werden.
2.  Art. 21 des Bau- und Zonenreglements soll aufgehoben werden.

Die Initianten verlangen, dass die Mergelgrube Grisigen durch einfache Massnahmen rekulti-
viert, begriint und der Natur Uberlassen wird.

Da die Erschliessung der Grube rechtlich noch nicht gesichert sei, misste ab "Mittel-Grisigen",
im nassen und rutschigen Gelande, in einer Landschaft von nationaler Bedeutung, eine neue
Strasse oder Baupiste gebaut werden.

Die Initianten beklagen, dass, wenn in der Grube Grisigen Aushubmaterial deponiert wird, die
Bewohner wahrend 18 Jahren eine Baustelle ertragen missten. Eine Rekultivierung der Grube
wirde erst nach Beendigung der Deponie, also nach 18 Jahren erfolgen.

80-100'000 Fahrten mit 40t-LKWs wirden speziell die Kinder des Kindergartens und des Schul-
hauses Spitz gefahrden. Wanderer und Biker waren auf der stark ansteigenden, schmalen und
unibersichtlichen oberen Grisigenstrasse grossen Gefahren ausgesetzt.

3 Begrundung des Initiativkomitees
Das Initiativkomitee begriindet das Initiativbegehren auf der Unterschriftenliste wie folgt:
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Im Jahre 1997 wurde durch die Stimmberechtigten eine Abbauzone beschlossen. Seither hat sich vieles verandert. Die Hauptargu-
mente der damaligen Abstimmung waren:

—  Erhaltung von Arbeitsplatzen in Horw und der Betriebsgrundlagen fir einen alteingesessenen Betrieb. Tatsache ist: Heute be-
schaftigt die Ziegelei nebst der Verwaltung gerade noch eine Person.

—  Es war vorgesehen, dass der mittlere Teil der Grube ab 1997 rekultiviert wird. Tatsache ist: In der Grube bestehen seit Jahren
unzulassige Deponien (Eisenschrott und vieles mehr).

—  Es handle sich um einen einheimischen Rohstoff, zu dem Sorge getragen werden solle. Tatsache ist: Der Mergel weist nicht
die erforderliche Qualitat fur die Ziegelproduktion auf. Aus diesem Grund wurde seit 2001 nichts mehr abgebaut.

Deponie und Auffullung der Grube:

—  Die Auffullung bedingt eine 18-jahrige Baustelle, und die unansehnliche Grube stdrt noch mehr. Die Rekultivierung nach der
Auffullung kommt erst in ca. 30 Jahren zur vollen Geltung.

—  Die senkrechten Felswande bleiben geméss Projekt bestehen. Mergelabbriiche werden auch in Zukunft erfolgen.

—  Die Deponie von 550'000 m3 festem oder 660'000 m3 losem Material — eine riesige Menge — oben auf dem rutschgefahrdeten
Gelande, bringt fur die unteren Liegenschaften nicht nur kurz-, sondern auch langfristig grosse Gefahren. Bisher hat sich nie-
mand bereit erklart, fir diese Schaden die Haftung zu Gbernehmen.

Keine Deponie von Ziegelschrott:

—  Art. 21 BZR gestattet der AG Ziegelwerke Horw- Gettnau ausdriicklich die Deponie von Ziegel- und Backsteinbruch aus dem
eigenen Werk. Diese Bestimmung ist aufzuheben, die bestehenden Deponien sind zu humusieren und zu begriinen.

Die Initianten schlagen vor, die Abbauzone aufzuheben und durch eine Gefahrenzone, eine
Schutzzone oder durch die Festlegung eines Ubrigen Gemeindegebiets zu ersetzen. Zudem
soll Art. 21 des Bau- und Zonenreglements (BZR) ersatzlos gestrichen werden. Die Mergelgru-
be ist durch einfache Massnahmen zu rekultivieren.

4 Beurteilung durch externe Experten
4.1 Geotechnischer Bericht

Wir haben die Firma Fellmann Geotechnik GmbH beauftragt, ein unabhangiges geotechnisches
Gutachten zum Auffullungsprojekt und zur Rekultivierung der Mergelgrube Grisigen zu erarbei-

ten. Nebst dem Baugesuch sollen auch die Auswirkungen einer Nullvariante, wie sie die Initiati-
ve verlangt, dargelegt werden. W. Fellmann kommt zu folgender Beurteilung:

Grundsatzlich kann die vorgeschlagene Rekultivierung mit dem Einbau von unverschmutztem Aushubmaterial in geotechnischer
Hinsicht als ausreichend sicheres geotechnisches Bauwerk beurteilt werden, das, wie die Projektverfasser urteilen, zur sinnvollen
Verbesserung des Landschaftshildes beitragen kann. Die teilweise Aufflllung der Mergelgrube verbessert auch (geringfigig) die
Stabilitat der Felswand und schitzt durch die Bermen, Auffangraume und die Bepflanzung die Gefahr von Steinschlag und Fels-
sturz. Diese Auffullung selbst stellt aber ein anspruchsvolles geotechnisches Bauwerk dar, das die normgemasse Sicherheit und
eine langfristige Dauerhaftigkeit erfordert. Mit den von den Projektverfassern vorgeschlagenen Massnahmen kann die erforderliche
Sicherheit gewahrleistet werden. Die baulichen Massnahmen sind beherrschbar, erfordern aber ein entsprechendes Kontroll- und
Qualitaitsmanagement. Auch die Nachsorge, insbesondere auch nach der Vollendung der Rekultivierung, ist fir die Dauerhaftigkeit
bedeutungsvoll. Trotzdem sind langerfristige Auswirkungen im oberhalb der Béschungskante liegenden Gelande nicht auszu-
schliessen und die Strasse bei Schwendelberg muss langerfristig verlegt werden, allerdings in deutlich geringerem Umfang als bei
der Annahme der Gemeindeinitiative.

Wird die Mergelgrube der Natur Uberlassen, wie es die Gemeindeinitiative verlangt, sind einerseits Aufraumarbeiten (Abbruch der
Gebéaude und Bauwerke, partielles Egalisieren des Geléndes, Entfernen von Fremdstoffen, etc.) und andererseits auch bauliche
Massnahmen notwendig, um die Gefahren, die in der Grube vorhanden sind oder von ihr ausgehen, auf ein akzeptierbares Mass
reduzieren zu kdnnen. Insbesondere ist die Steinschlag- und Felssturzgefahr sowie die Entwasserung durch Graben und unterhalts-
freundliche Entwéasserungsrinnen zu beachten, um die Gefahr von bis ins Tal abfahrende Murgange bannen zu kénnen. Alleine aus
geologisch-geotechnischen Griinden ist eine Aufflillung der Mergelgrube Grisigen nicht erforderlich, obwohl damit die Stabilitat der
Felswand und die Auswirkungen der Riickwitterung verbessert wiirden; das Risiko kann (wie heute) akzeptiert werden. Langerfristig
betreffen die Auswirkungen das oberhalb der Béschungskante liegende Geléande und die Strasse bei Schwendelberg in erhebli-
chem Ausmass.

4.2 Beurteilung der landschaftlichen Aspekte

In Ergéanzung zum geotechnischen Bericht hat W. Fellmann in einem Zusatzauftrag die land-
schaftlichen Auswirkungen wie folgt beurteilt:

Landschaftliche Aspekte bei der Rekultivierung

Mit der vorgesehenen Rekultivierung wird das Landschaftsbild deutlich verbessert. Die weit herum sichtbare Narbe, die die aufge-
lassene Mergelgrube in der sonst intakten Landschaft des Nordostabhanges unterhalb der Rothenfluh, resp. der Krienseregg, hin-
terlasst, wird mit dem Fortschreiten der Auffillung und der vorgesehenen Aufforstung der Béschungen laufend verkleinert. Die sehr
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steile und nicht bepflanz- und begriinbare Felswand wird im unteren Teil eingeschittet und der obere Teil wird durch die Auffors-
tung kaschiert. Mit dem Einwachsen der standortgerechten Bepflanzung wird die Narbe weitgehend eliminiert.

Landschaftliche Aspekte bei der Annahme der Gemeindeinitiative

Wird die Gemeindeinitiative angenommen und die aufgelassene Mergelgrube der Natur Uberlassen, wird sich die Narbe in der
Landschaft nicht oder héchstens in geologischen ZeitrAumen schliessen. Eine Begriinung und/oder Aufforstung auf dem felsigen
Untergrund und bei den intensiven Steinschlagen und Felsstirzen wird kaum mdoglich sein und daher ergibt sich auch keine stabile
und kaschierende Vegetation. Flachwurzelnde Baume und Stréaucher werden permanent dem Windwurf ausgesetzt sein und keine
durchgehende Bewaldung erlauben, insbesondere im Bereich der bis zu 100 m hohen Felswand. Erst mit der deutlichen Zurtckwit-
terung und der damit verbundenen Akkumulation von Lockermaterial am Bdschungsfuss kann sich ein durchgehender Gringdirtel
bilden.

4.3 Beurteilung aus rechtlicher Sicht
4.3.1 Gutachten Peter Germann

Der Gemeinderat hat die Gultigkeit der Initiative, den Verfahrensablauf und weitere Fragen
durch Rechtsanwalt Peter Germann prifen lassen. Peter Germann hat am 14. Januar 2008 ei-
ne juristische Beurteilung (Aktennotiz) verfasst.

Zur Gultigkeit der Initiative Grisigen

RA P. Germann kommt zum Schluss, dass die Gemeindeinitiative "Grube Grisigen der Natur
Uberlassen” nicht gegen Ubergeordnetes Recht verstosst. Der Erlass von Zonenplanen und Zo-
nenreglementen fallt grundsétzlich in die Zustandigkeit der Gemeinden. Im Weiteren macht er
Angaben zum Verfahren, wie die Initiative aus rechtlicher Sicht zu behandeln ist.

Zum dringlichen Postulat "Planungszone fir Abbauzone Grisigen™

Die Planungszone (Art. 27 RPG und 88 81ff PBG) stellt eine vorsorgliche, sichernde Massnah-
me dar und verschafft dem in Entstehung begriffenen Nutzungsplan (u.a. Zonenplan) eine ge-

wisse Vorwirkung. Rechtsanwalt Peter Germann kommt zum Ergebnis, dass es keine Griinde

gibt, die gegen die Uberweisung des erwahnten Postulates sprechen. Dies bedeutet, dass der
Erlass einer Planungszone ernsthaft zu prifen ist.

Zur (allfalligen) Entschadigungspflicht

Peter Germann hat ebenfalls die Frage einer allfélligen Entschadigungspflicht der Gemeinde
Horw geprdift. Im Ergebnis halt er fest, dass das Risiko einer allfalligen Entschadigungspflicht
zufolge der Aufhebung der Abbauzone Grisigen und von Art. 21 BZR ernst zu nehmen ist.

4.3.2 Gutachten VLP

Wir haben die Schweizerische Vereinigung fur Landesplanung in Bern (VLP) mit einem Gutach-
ten Uber eine allfallige Entschadigungspflicht der Gemeinde fir den Fall der Annahme der Initia-
tive beauftragt. Christoph Jager, Jurist, VLP, hat den Sachverhalt umfassend abgeklart und
kommt bezlglich unserer Fragestellungen in seinem Gutachten zu folgendem Ergebnis:

1. Wird die Gemeinde Horw im Fall der Annahme der Gemeindeinitiative "Grube Grisigen der Natur Giberlassen" aus mate-
rieller Enteignung entschadigungspflichtig?

Ja, die planerische Umsetzung der genannten Initiative bewirkt eine materielle Enteignung. Die Aufhebung der Abbauzone und die
Umzonung der betreffenden Grundstiicke in eine andere Nutzungszone entzieht der AGZ die Mdglichkeit, den Mergelabbau wieder
aufzunehmen und fortzufihren sowie das abgebaute Gebiet zu rekultivieren. Es ist davon auszugehen, dass aus rechtlichen und
tatsachlichen Griinden eine gentigende Realisierungswahrscheinlichkeit fiir ein Projekt besteht, das diese Nutzungsmdglichkeiten
maximal ausschépft und ungefahr dem Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001 entspricht. Die Moglichkeit zum Mergelabbau sowie
zur Auffullung mit unverschmutztem Aushub- und Abraummaterial bilden den eigentlichen 6konomischen Wert der Grundstiicke;
nach Aufhebung der Abbauzone werden diese praktisch wertlos. Der Eigentumseingriff wird nach der hier vertretenen Auffassung
auch nicht durch den Nutzen des bisherigen Mergelabbaus aufgewogen.

Zu einem anderen Ergebnis gelangt man bei folgenden, abweichenden Annahmen:

—  Verneint man aufgrund des Verhaltens der AGZ (Stilllegung des Ziegeleiwerkes in Horw, Mitwirkung an der Planung zur Um-
nutzung des Betriebsareals etc.) die tatsachliche Realisierungswahrscheinlichkeit bezuglich der Wiederaufnahme und Fortfiih-
rung des Mergelabbaus, so bedeutet die Aufhebung der Abbauzone wohl keine enteignungséhnlich wirkende, entschadi-
gungspflichtige Eigentumsbeschrankung, da der Entzug der Rekultivierungsmaéglichkeit durch den in der Vergangenheit erziel-
ten Nutzen aus dem Mergelabbau aufgewogen wirde.
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—  Verneint man die rechtliche Realisierungswahrscheinlichkeit samtlicher kiinftiger Nutzungsméglichkeiten (Wiederaufnahme
und Fortflhrung des Mergelabbaus sowie Auffillung des Abbaugebiets), weil die Abbauzone planungsrechtlich ungeniigend
erschlossen sei (Strasse durch Wohngebiet), entfallt die Entschadigungspflicht der Gemeinde.

2. Falls ja, wie hoch wird diese Entschadigung ausfallen?

Die Entschadigung bemisst sich anhand des Verkehrswerts der betroffenen Grundstiicke und setzt sich zusammen aus dem Min-
derwert, den die Aufhebung der Abbauzone bewirkt, den sog. Inkonvenienzen und dem Zins (dieser ist allerdings erst ab Geltend-
machung der Forderung, friilhestens ab In-Kraft-Treten der Eigentumsbeschrankung geschuldet). Der Minderwert ist im vorliegen-
den Fall durch Vergleich des Ertragswerts vor und nach Aufhebung der Abbauzone zu bestimmen, wobei hier nach dem Eigen-
tumseingriff aufgrund der Lage der Grundstiicke und der geologisch-topografischen Verhaltnisse praktisch keine Ertragsmaoglichkei-
ten mehr bestehen. Der Minderwert betragt nach Schatzungen des beigezogenen Experten CHF 4.5 Millionen fir die hier als richtig
erachtete «Maximal»-Variante (Wiederaufnahme und Fortfuhrung des Mergelabbaus und Teilauffillung des Abbaugebiets). Zu die-
sem Betrag zu addieren sind die Entschadigung fir die Kosten der zwingenden Sicherungs- und Rekultivierungsmassnahmen von
geschatzten CHF 0.2 bis 1.1 Millionen sowie fiir die nutzlos gewordenen Planungskosten des Rekultivierungs- und Strassenprojekts
2006 von geschatzten CHF 100'000.00. Die volle Entschadigung, welche die Gemeinde der AGZ bei vorzeitiger Aufhebung der Ab-
bauzone aus materieller Enteignung schulden wiirde, bel&uft sich somit nach der hier vertretenen Auffassung auf einen geschatzten
Gesamtbetrag von CHF 4.8 Millionen bis CHF 5.7 Millionen.

Auswirkungen allfalliger abweichender Auffassungen auf die Entschadigungshéhe:

—  Halt man nur noch die Auffiillung und Rekultivierung der offenen Grube fiir realistisch, wiirde die Entschadigungspflicht der
Gemeinde entfallen, weil diesfalls wohl kein schwerer Eigentumseingriff mehr anzunehmen ware. Der beigezogene Schét-
zungsexperte weist fur die alleinige Rekultivierung — auf der Basis des Rekultivierungs- und Strassenprojekts 2006 der
Gloggner AG — einen Nettoertrag von CHF 1.1 Millionen aus, der gleichzeitig dem Minderwert entsprechen wiirde.

—  Verneint man den Kausalzusammenhang zwischen der Aufhebung der Abbauzone und den anfallenden Kosten fiur die zwin-
genden Sicherungs- und Rekultivierungsmassnahmen, so reduziert sich die oben genannte Gesamtentschadigung um den Be-
trag von CHF 0.2 bis 1.1 Millionen. Die Gemeinde wiirde der AGZ diesfalls noch eine Entschadigung von CHF 4.6 Millionen
schulden (Minderwert von CHF 4.5 Millionen zuziiglich nutzlos gewordene Planungskosten von CHF 100'000.00).

4.3.3 Beurteilung der finanziellen Auswirkung einer Umzonung

Nachdem der beauftragte Rechtsanwalt Christoph Jager zur Erkenntnis gelangt war, dass eine
Umzonung zu einem entschadigungspflichtigen Eingriff ins Grundeigentum fuihren kénnte, be-
auftragten wir Andres Schmid, 8802 Kilchberg, dipl. Bauing. ETHZ, SIA, lic. oec. publ. Universi-
tat Zurich, zuhanden des Rechtsgutachtens der VLP die finanziellen Minderwerte der Mergel-
grube Grisigen abzuschéatzen, welche der Ziegelwerke Horw-Gettnau (AGZ) entstehen kdnnen.
Es galt folgende drei Fragen zu beantworten:

1. Wieviel betragt der Minderwert, welcher der Grundeigentiimerin bei Aufhebung der Ab-
bauzone entsteht?

2. Wieviel betragt der Minderwert, welcher der Grundeigentimerin bei Aufhebung des
Rechts auf Wiederaufflillung der bestehenden Grube entsteht?

3.  Welche Vorteile sind der Grundeigentimerin aus ihrer bisherigen Nutzung
(Abbau wahrend 100 Jahren) entstanden?

Das Ergebnis ist in das oben bereits dargelegte Gutachten der VLP eingeflossen.

5 Baugesuch der Gloggner AG

Die Gloggner AG hat am 24. Mai 2006 ein Baugesuch zur Rekultivierung der Mergelgrube Gri-
sigen (inkl. neuem Erschliessungsprojekt) eingereicht. Aufgrund der dagegen eingereichten
Einsprachen wurde die Erschliessung geandert und am 19. Juli 2007 bei der Dienststelle
Raumentwicklung, Wirtschaftsférderung und Geoinformation (rawi) ein gedndertes Baugesuch
eingereicht. Die rawi hat aus kantonaler Sicht am 13. September 2007 zum ergénzten Bauge-
such der Gloggner AG eine konzentrierte Stellungnahme verfasst. Neben einer grossen Zahl
von Auflagen, Empfehlungen und Hinweisen kommt die rawi zum Schluss, dass die aus kanto-
naler Sicht erforderlichen Sonderbewilligungen unter den erwahnten Bedingungen und Auflagen
sowie nach durchgefuhrter Planauflage des ergénzten Erschliessungsprojektes in Aussicht ge-
stellt werden kdnnen. Gestutzt auf die Erkenntnisse des von uns beauftragten geotechnischen
Gutachters W. Fellmann reichten die Gesuchsteller Anfang September 2008 noch erganzende
Unterlagen betreffend Entwasserung und Stabilitat ein. Grundsatzlich beurteilt W. Fellmann die
aufgezeigte Rekultivierung als sinnvolle und ausreichend sichere Massnahme in geotechni-
scher Hinsicht und als wirkungsvollen Beitrag zur Verbesserung des Landschaftshildes.
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6 Verfahren und Fristen

Das Verfahren ist in Art. 11 bis 15 der Gemeindeordnung (GO) festgelegt. Gemass Art.12 GO
haben Sie, soweit die Initiative gltig ist, innert Jahresfrist seit der Einreichung der Unterschrif-
tenbogen tber Zustimmung oder Ablehnung zu entscheiden. Eine Initiative muss innert 2 Jah-
ren seit der Erwahrung der Volksabstimmung unterbreitet werden (Art. 15 abs.1 GO).

7 Beurteilung durch den Gemeinderat
7.1 Zustandekommen der Initiative

Mit Entscheid vom 10. Januar 2008 haben wir gestitzt auf 8 141 Abs. 1 Ziff. b des Stimmrechts-
gesetzes sowie Art. 12 Abs. 1 der Gemeindeordnung Folgendes festgestellt:

Die Gemeindeinitiative "Grube Grisigen der Natur Uberlassen" ist zustande gekommen.

Die Kontrolle der Unterschriftenlisten geméass Bescheinigung des Stimmregisterfiihrers hat er-
geben:

Gultige Unglltige Total Unterschriften
1'752 105 1'857

7.2 Glltigkeit der Initiative

Gemass der Beurteilung durch Rechtsanwalt Peter Germann verstdsst die Gemeindeinitiative
"Grube Grisigen der Natur Uberlassen" weder gegen Ubergeordnetes kantonales noch das
Ubergeordnete Bundesrecht (siehe 4.3 Beurteilung aus rechtlicher Sicht). Wir kénnen uns die-
ser Beurteilung anschliessen.

7.3 Ablehnung der Initiative

Die Abbauzone wurde im Rahmen der Teilrevision im Jahr 1997 (Urnenabstimmung 23. No-
vember 1997, Genehmigung durch den Regierungsrat nach Vorliegen des Umweltvertraglich-
keitsberichts und der Rodungsbewilligung am 12. Marz 2002) rechtmassig ausgeschieden. Ge-
genuber dem seinerzeitigen Konzept wird, indem nun mit dem eingereichten Baugesuch zur
Rekultivierung auf einen weiteren Abbau verzichtet wird, die Zahl der Fahrten auf der Grisi-
genstrasse sowie die aufzufullende Menge wesentlich reduziert und die Dauer des Betriebs der
Grube halbiert. Die blosse Rekultivierung bringt fir die Gemeinde nur Verbesserungen. Das
Rekultivierungsgesuch erfullt die gesetzlichen Anforderungen. Nur wenige Jahre nach der Aus-
scheidung einer Zone, nach Vorliegen des zonenkonformen Gesuchs, eine Zone wieder aufzu-
heben und damit dem Projekt die Bewilligungsgrundlage zu entziehen, widerspricht dem pla-
nungsrechtlichen Grundsatz der Planbestandigkeit. Eine Rekultivierung der Grube durch die
teilweise Wiederaufflillung ist in den Zonenbestimmungen verankert. Zurzeit liegen keine erheb-
lich veranderten Verhaltnisse vor, welche eine Uberpriifung oder Anpassung des Zonenplans
und des Bau- und Zonenreglements verlangen wirden.

Das in Auftrag gegebene unabhangige geotechnische Gutachten weist nach, dass das Rekulti-
vierungsvorhaben anspruchsvoll aber zweckmassig und verantwortbar ist. Die teilweise Wie-
derauffillung der Grube tragt zu einer Verbesserung der Geléndestabilitat im Umfeld der Grube
und weitraumig zur Kaschierung des vorhandenen Landschaftseingriffs bei. Mit einer Aufhe-
bung der Abbauzone wiirden zudem die Probleme der geringen Stabilitdt der Grubenwénde
und der Wasserhaltung in der Grube weiterhin auf eine Klarung warten. Mit dem zur Bewilligung
anstehenden Rekultivierungsprojekt kdnnen nun die privaten und 6ffentlichen Interessen gut in
Einklang gebracht werden.

Nebst den Aspekten der geologischen Stabilitét flihrt das Initiativkomitee auch die vom Material-
transport Uber die Grisigenstrasse ausgehende Gefahrdung als Begriindung fur die Aufhebung
der Abbauzone an. Dazu stellen wir fest, dass unbestritten jede zusatzliche Fahrzeugbewegung
eine Qualitatseinbusse und eine Gefahrdung zur Folge hat. Nachdem aber vor wenigen Jahren
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bereits dem Einzonungsentscheid sowohl der Materialab- wie Materialantransport tber die Gri-
sigenstrasse zugrunde lag, sind rechtlich keine Griinde auszumachen, die Strassenerschlies-
sung zum heutigen Zeitpunkt als rechtlich oder tatsachlich ungentigend einzustufen. Die Stras-
sen innerhalb des Siedlungsgebiets, ab Autobahnanschluss Schlund bis zur Grisigenbachbri-
cke, sind fur den Verkehr mit Lastwagen gut ausgebaut. Der obere Teil der Grisigenstrasse,
welcher primar der Erschliessung eines halben Dutzend kleiner landwirtschaftlicher Gewerbe
dient, erreicht mit der vorgangigen Instandstellung und der Erstellung von vier punktuellen Ver-
breiterungen zum Kreuzen zweier Fahrzeuge einen genigenden Ausbaustandard. Immerhin
wird die durchschnittliche Zahl an zusatzlichen Lastwagenfahrten auf der Grisigenstrasse nicht
grosser sein als die Fahrtenzahl des heute bestehenden Angebots durch den Bus der Linie 16.

Heute darf der AG Ziegelwerke attestiert werden, dass sich die Grube in einem ordnungsge-
mass aufgeraumten Zustand befindet. Aufgrund der Umweltschutzgesetzgebung bestehen kei-
ne Einwéande.

Die teilweise Wiederauffullung der Grube entspricht auch der tGibergeordneten Gesetzgebung,
wonach unverschmutztes Aushubmaterial prioritdr zum Auffullen von Abbaugebieten zu ver-
wenden ist. In der Region Luzern Sid besteht ein diesbeziigliches Defizit, weshalb das Vorha-
ben auch aus dieser Betrachtung als zweckmassig zu bezeichnen ist.

Den wertvollen vorhandenen Naturwerten der bestehenden Mergelgrube wird bei einer Rekulti-
vierung Rechnung getragen, indem 6kologische Ausgleichsflachen, Timpel und vielfaltige
Strukturen geschaffen werden. Eine naturnahe Nachnutzung und Pflege des Areals soll v.a.
dem Lebensraum der Amphibien und Reptilien dienen.

Nachdem auch das Risiko einer Entschadigungspflicht im Falle der Aufhebung der Abbauzone
Grisigen und von Art. 21 BZR durch den beauftragten Gutachter als erheblich eingestuft wird,
ist die Annahme der Initiative auch vor diesem Hintergrund als unnétiges Risiko zu bezeichnen.

Wir beantragen, an Art. 21 BZR vom 1. Dezember 1996 und der ausgeschiedenen Abbauzone
festzuhalten. Nach Abschluss der Rekultivierung wird dann im Rahmen einer kommenden
Ortsplanung oder Teilrevision zu priifen sein, ob die Abbauzone in reduzierter Abmessung bei-
behalten oder ganzlich aufgehoben werden soll und welchen Zonen das rekultivierte Areal zu-
zuweisen ist.

7.4 Errichtung einer Planungszone
Art. 27 Raumplanungsgesetz umschreibt den Zweck der Planungszone wie folgt:

Mussen Nutzungspléane angepasst werden oder liegen noch keine vor, so kann die zustandige Behdrde fir genau bezeichnete Ge-
biete Planungszonen bestimmen. Innerhalb der Planungszonen darf nichts unternommen werden, was die Nutzungsplanung er-
schweren koénnte.

Die Ausfiihrungsbestimmungen zu den Planungszonen sind in den 88 81 bis 85 Planungs- und
Baugesetz geregelt.

Wir sind bisher davon ausgegangen, dass die ausgeschiedene Abbauzone und die Bestim-
mungen von Art. 21 Bau- und Zonenreglement auch weiterhin Bestand haben sollen. Wohl ha-
ben und werden wir weiterhin den Entscheid tber das Baugesuch aufschieben, bis tber die Ini-
tiative entschieden ist, auf die Ausscheidung einer Planungszone soll aber verzichtet werden,
da unseres Erachtens keine Anpassung der Nutzungsplane notwendig ist. Sollten jedoch Sie
oder die Stimmberechtigten diese Auffassung nicht teilen, das heisst der Initiative zustimmen,
werden wir die geeigneten provisorischen Bau- und Nutzungsvorschriften und den Erlass einer
Planungszone selbstverstandlich in Erwagung ziehen.
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7.5 Entscheidfindung

Das Mediationsverfahren von Januar bis April dieses Jahres, an welchem alle direkt Betroffe-
nen beteiligt bzw. vertreten waren, musste ergebnislos abgebrochen werden. Es muss daher
festgestellt werden, dass kaum Spielraum fir einen Gegenvorschlag, welcher auf allgemeine
Akzeptanz stossen wird, besteht. Wir beantragen, die Initiative abzuweisen und auf die Ausar-
beitung eines Gegenvorschlags zu verzichten. Die Initiative soll auf den nachsten Abstim-
mungstermin den Stimmberechtigten vorgelegt werden.

8 Antrag

Wir beantragen Ihnen
— die Gemeindeinitiative "Grube Grisigen der Natur Gberlassen” als gtiltig zu erklaren.

— die Initiative abzulehnen.

Markus Hool Daniel Hunn
Gemeindepréasident Gemeindeschreiber

— Gemeindeinitiative: "Grube Grisigen der Natur Uberlassen" (Sammelbogen)

— Aktennotiz juristische Beurteilung durch RA Peter Germann, 14. Januar 2008

— Schreiben RA Germann zu Initiative: "Grube Grisigen der Natur Gberlassen”, Giiltigkeit,
Verfahren und weitere Fragen, 14. Januar 2008

— Geotechnischer Bericht betreffend Mergelgrube Grisigen, W. Fellmann, 30. September
2008

— Mergelgrube Grisigen, landschaftliche Aspekte, W. Fellmann, 8. September 2008

— Rechtsgutachten, Entschadigungsfolgen einer Umzonung der Mergelgrube Grisigen, Chris-
toph Jager, lic. iur., Rechtsanwalt, 9. Oktober 2008

— 2006/1891, konzentrierte Stellungnahme aus kantonaler Sicht zum ergénzten Baugesuch,
rawi, 13. September 2007
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EINWOHNERRAT
Beschluss

— nach Kenntnisnahme vom Bericht und Antrag Nr. 1379 des Gemeinderates
vom 20. Oktober 2008

— gestiutzt auf den Antrag der Bau- und Verkehrskommission

— in Anwendung von Art. 8, Art. 12 Abs. 2 Bst. b und Art. 14 der Gemeindeordnung
vom 25. November 2007

1. Die Gemeindeinitiative "Grube Grisigen der Natur tiberlassen” wird als gultig erklart.
2. Die Initiative wird abgelehnt.

3. Der Beschluss unterliegt geméass Art. 8 der Gemeindeordnung dem obligatorischen Refe-
rendum.

4. Den Stimmberechtigten wird empfohlen, die Gemeindeinitiative "Grube Grisigen der Natur

Uberlassen" abzulehnen.

Horw, 15. Januar 2009

Reto Deschwanden Daniel Hunn
Einwohnerratsprasident Gemeindeschreiber

Publiziert:



}( Hier abtrennen

Initiative zur Aufhebung der Abbauzone Grisigen
und von Art. 21 des Bau- und Zonenreglementes
(BZR) der Gemeinde Horw

Wir verlangen, dass die Mergelgrube Grisigen endlich durch
einfache Massnahmen rekultiviert, begront und der Natur
Uberlassen wird.

Weil die Erschliessung der Grube rechtlich nicht gesichert ist,
misste ab «Mittel-Grisigen», im nassen und rutschigen Gelande,
in einer Landschaft von nationaler Bedeutung, eine neue
Strasse oder Baupiste gebaut werden.

Wiirde in der Grube Grisigen Aushubmaterial deponiert, haben
wir wahrend 18 Jahren eine Baustelle, aber keine
Rekultivierung!

80 - 100° 000 Fahrten mit 40-t-LKW gefahrden speziell die Kinder
des Kindergartens und des Schulhauses Spitz. Wanderer
und Biker waren auf der stark ansteigenden, schmalen und
untbersichilichen oberen Grisigenstrasse gréssten Gefahren
ausgesetzt.

Neue Zonen: Die bisherige Abbauzone kann durch die Behérden
in die Gefahrenzone, Schutzzone oderin Ubriges Gemeindegebiet
{iberfiihrt werden.

Bitte senden Sie diesen Unterschrifisbogen, ganz oder teilweise ausgefillt,
an das Initiativkomitee Grube Grisigen.

{spéatestens bis 27. Dezember 2007)

Zusétzliche Unterschriftenbégen bestellen Sie bei der gleichen Adresse.

x Hier abtrennen

Nich frankieren
Ne pas affranchir
Non affrancare

Geschafisantwertsendung Invio commerciale risposta
Envoi commeraial-réponse

An das Initiativkomitee

Grube Grisigen der Natur iiberlassen
Postfach 132

6048 Horw



Im Jahre 1997 wurde durch die Stimmberichtigten eine Abbauzone beschlossen.
Seither hat sich vieles verandert. Die Hauptargumente der damaligen Abstimmung waren:
- Erhaltung von Arbeitsplédtzen in Horw und der Betriebsgrundlagen fur einen alteingesessenen Betrieb.
Tatsache ist: Heute beschaftigt die Ziegelei nebst der Verwaltung gerade noch eine Person.
- Es war vorgesehen, dass der mittlere Teil der Grube ab 1997 rekultiviert wird.
Tatsache ist: In der Grube bestehen seit Jahren unzuléssige Deponien (Eisenschrott und vieles mehr).
- Es handle sich um einen einheimischen Rohstoff zu dem Sorge getragen werden solle.
Tatsache ist: Der Mergel weist nicht die erforderliche Qualitat fur die Ziegelproduktion auf.
Aus diesem Grunde wurde seit 2001 nichts mehr abgebaut.

Deponie und Auffiillung der Grube:

- Die Auffullung bedingt eine 18-jahrige Baustelle und die unansehniliche Grube stért noch mehr.
Eine Rekultivierung nach der Auffillung kommt erst in ca. 30 Jahren zur vollen Geltung.

- Die senkrechten Felswénde bleiben gemass Projekt bestehen.

Mergelabbriiche werden auch in Zukunft erfolgen.

- Die Deponie von 550000 m3 festem oder 660°000 m3 losem Material - eine riesige Menge - oben
auf dem rutschgefahrdeten Gelénde, bringt fir die unteren Liegenschaften nicht nur kurz-, sondern
auch langfristig grosse Gefahren.

Bisher hat sich niemand bereit erklart, fur diese Schaden die Haftung zu ibernehmen.

Keine Deponie von Ziegelschrott

- Art. 21 BZR gestattet der AG Ziegelwerke Horw-Gettnau ausdriicklich die Deponie von Ziegel- und
Backsteinbruch aus dem eigenen Werk.
Diese Bestimmung ist aufzuheben, die bestehenden Deponien sind zu humusieren und zu begrinen.

Der Einwohnerrat hat am 21.06.2007 mit 19:2 Stimmen einem Postulat zugestimmt, das die
Rekultivierung der Grube durch einfache Massnahmen verlangt.

_}(__ — — o— o— — __ Bitteausfullen, unterschreiben, abtrennen und zuriicksenden ____ _ ____ __ _){_

Gemeindeinitiative: Grube Grisigen der Natur iiberlassen

Gestiitzt auf § 38 Gemeindegesetz und Art. 11 Gemeindeordnung beantragen die
unterzeichneten Stimmberechtigten der Gemeinde Horw in der Form des Entwurfes:

1. Die Abbauzone Grisigen, wie sie am 23. November 1997 beschlossen wurde
wird aufgehoben.

2. Art. 21 Bau- und Zonenreglement wird aufgehoben.

Amtlich verdffentlicht am: 3. November 2007
Wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung fir ein Volksbegehren falscht (Art, 282 Strafgesetzbuch) oder wer bei der Unterschrif-
tensammlung besticht oder sich bestechen |dsst (Art. 281 Strafgesetzbuch), macht sich strafbar.

Nr.[ Name und Vorname | Geburtsdatum Wohnadresse Ei%enhén_dige Kontrolle
{handschriftlich, Blockschrift) {TIMA) (Strasse, Nr, PLZ, O) Unterschrift leer lassen

1

2

3

4

Das Initiativkomitee, bestehend aus Hans-Peter Bléttler, Rainlihéhe 5, 6048 Horw; Hedy Buholzer, Schiirmatt, 6048 Horw; Franz Krieger,
Technikumstrasse 10, 6048 Horw; Toni Rolli, Grisigenstrasse 29, 6048 Horw,
ist berechtigt, diese Volksinitiative mit abscluter Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder vorbehaltios zur{ickzuziehen.

Diese Unterschriftenliste enthalt ....................... {in Worten: ........................ ) gultige Unterschriften von Stimmberechtigten
der Gemeinde Horw.

Der Stimmregisterfohrer:

Ort, Datum; Unterschrrift; Amtsstempel:

—



Luzerpersirasse Sla Tel. +41 4! 31840 &0 www.anwaette-kriens.ch
CH-6010 Kriens Fax +41 41 311 18 32 info@anwaelte-kriens.ch

Gemeindeverwaltung Horw

F 15 Jan. 2008

4

A K T E N N 0 T [ Z lic. iur; Marius Brem

Rechtsanwalt und Notar

lic. iur HSG et lic. oec, HSG
Peter Germann

betreffend 7 Rechtsanwalt und Notar

Dr: iur: Franz Kelfer’
Rechtsarwalt und Notar

Gultlgkelt, Verfahrensablauf und weitere Fragen i.S. Gemeindeinitiative . iur Monka Litolf-Geiser
»Grube Grisigen der Natur iiberlassen* Rechtsanwiltin

fic. iur Urs Liitoif
Rechtsanwalt

lic. iur HSG Dieter Steiger *
Rechtsanwalt und Notar

1. Auftrag/Fragesteliung ' eidg. dipl. Steuerexperte

Ende Dezember 2007 wurde bei der Gemeindekanzlei Horw die Jnitiative
zur Aufhebung der Abbauzone Grisigen und von Art. 21 des Bau- und Zo-
nenreglementes (BZR) der Gemeinde Horw* (im folgenden: Initiative Grisi-
gen) mit der vorgeschriebenen Anzahl Unterschriften eingereicht. Diese Ini-
tiative hat folgenden Wortlaut:

.1 Die Abbauzone Grisigen, wie sie am 23 November 1997 beschios-
sen wurde, wird aufgehoben.

2. Art. 21 Bau- und Zonenreglement wird aufgehoben.”

Zu prifen ist, ob diese Initiative gultig und wie sie (gegebenenfalls) zu be-
handeln ist. Ausserdem ist auf das am 24.11.2007 von Herrn Einwohnerrat
Franz Krieger eingereichte dringliche Postulat betr. ,Planungszone fiir Ab-
bauzone Grisigen" und auf die Frage einzugehen, wie bei einer Annahme
der Initiative Grisigen und der entsprechenden Anderung des Bau- und Zo-
nenreglementes der Gemeéinde Horw vom 1.12.1996 (im folgenden: BZR)
das Risiko einer Entschadigungspflicht der Gemeinde Horw zu beurteilen ist.

2. Zur Gultigkeit der Initiative Grisigen

Um — unnotige — Wiederholungen zu vermeiden, verweise ich zunédchst auf
die Ausfuhrungen unter dem Titel ,2. Grundsaétziiches zur Giiltigkeit einer Ini-
tiative” (S. 2f) in meiner die Glltigkeit und den Verfahrensablauf i.S. Land-
schaftsinitiative und Bootshafeninitiative betreffenden Aktennotiz vom 10.1.

_Eingetragen im Anwaltsregister
des Kantons Luzern

B Mok, L
* Mitghed der Schweaizer
Treuhandkammer



2008. Sodann gehe ich im foigenden auf die Gltigkeit der Initiative Grisigen ein:

(i Es gibt meines Erachtens keine uniberwindbare Hirden, die gegen die Durch-
fuhrbarkeit der Initiative Grisigen sprechen. So ist es nach meiner Auffassung
mdglich, die Zonenvorschriften der Gemeinde Horw dahingehend zu dndern, dass
die bisher fiir einen Teill des Gebiets der Mergelgrube Grisigen geltenden (Nut-
zungs- und Zonen-)Vorschriften aufgehoben und — nach Massgabe des gegebe-
nenfalls durchzufihrenden Planungsverfahrens — neu erlassen und formuliert wer-

den.

(i) Die Initiative 'Grisigen ist nicht rechtswidrig im Sinne von § 145 Abs. 2 lit. a. — e. -

Stimmrechtsgesetz vom 25.10.1888 (im folgenden: StRG).

» Die verlangte Aufhebung der Abbauzone Grisigen féllt gleichermassen in die
Zustandigkeit der Gemeinde Horw, wie die ebenfalls verlangte Aufhebung von
Art. 21 BZR (§ 3 Abs. 1 Planungs- und Baugesetz vom 7.3.1989 (im folgen-

den: PBG)).

e Die Initiative betrifft einen Gegenstand, Gber den die Gemeinde Horw im Rah-
men einer Volksabstimmung (zwingend) zu entscheiden hat (Art. 8 Abs. 1 lit.
¢) und Art. 11 Abs. 1 Gemeindeordnung von Horw vom 25.11.2007 (im folgen-

den: GQO)).

o Der Wille der Initianten ist klar ersichtlich:

Es geht darum, kommerzielle Nutzungen des Gebietes der Mergelgrube Grisi-

gen auszuschliessen und dieses Geblet der Natur (zu) iiberlassen.”

Aus dem Initiativtext ergibt sich die eigentliche Absicht der Initianten (noch)
nicht mit aller Deutlichkeit. Sie ergibt sich aber aus der Begrindung und dem
Titel der Initiative ,Grube Grisigen der Natur (iberlassen”. Deshalb und weil fir
die Auslegung von [nitiativen zusétzlich zum Initiativiext auch die (auf den Un-
terschriftenbéigen) stehenden Begriindungen und Meinungsausserungen der
Initianten (mit-)beriicksichtigt werden darfen (s. BGE 129 | 392 E. 2.2 mit Hin-

weisen), steht der Wille der Initianten nach meiner Beurteilung klar fest.

» Die Einheit der Form ist ebenso gewahrt wie die Einheit der Materie. Die ver-
langte Authebung der Abbauzone und die entsprechende Anderung des Zo-
nenplans einerseits und die veriangte Aufhebung von Art. 21 BZR andererseits
gehbren inhaitlich und sachlich zusammen, auch wenn sie zwei Bereiche (Zo-
nenplan und BZR) betreffen (Zaugg, Die Gemeindeinitiative in Bau- und Pla-

nungssachen, in: BVR 1983, S. 324f).

(iii) Die Initiative Grisigen verstdsst nicht gegen Ubergeordnetes Recht (s. § 145 Abs. 2

lit. f. SIRG):




Der Erlass (und auch die Anderung) von Zonenpldnen und Bau- und Zonenregle-
menten fallt grundsétzlich in die Zustandigkeit der Gemeinden (s. §§ 3 Abs. 1, 22
Abs. 3 und 34if PBG). Dabei haben sich die Gemeinden nach den Zielen und
Grundséatzen der Raumplanung zu richten und

e in den Zonenpldnen u.a. auf ihrem Gebiet Bau-, Nichtbau- und Schutzzonen
auszuscheiden (§ 35 Abs. 1 PBG).

e in den Bau- und Zonenreglementen allgemeine Bau- und Nutzungsvorschriften
flr das ganze Gebiet und spezielle Bau- und Nutzungsvorschriften fir einzelne
Zonen zu erlassen (§ 36 Abs. 1 PBG).

in diesem Zustandigkeitsbereich sind die Gemeinden mit einer weitgehenden Au-
tonomie ausgestattet und sie haben von Gesetzes wegen einen erheblichen Er-
messensspielraum (Art. 2 Abs. 3 Bundesgesetz Uber die Raumplanung vom
22.6.1979 (im folgenden: RPG); s. auch: Waldmann/Hanni, Handkommentar zum
Raumplanungsgesetz, Bern 2006, N 59ff zu Art. 2 RPG mit Hinweisen und Zaugg,
a.a.0., S. 322). Vorbehalten ist und bleibt dabei immer die gemass § 64 Abs. 1
PBG (in Ubereinstimmung mit Art. 26 Abs. 1 RPG) verlangte regierungsratliche
Genehmigung von kommunalen Zonenplénen und Bau- und Zonenreglementen.
Bei dieser Genehmigung sind die Zonenplane und die Bau- und Zonenreglemente -
auf ihre Recht- und Zweckmassigkeit und auf ihre Ubereinstimmung mit den
Richtplénen zu tiberprifen (§ 20 Abs. 2 PBG).

Wenn es also — unter dem Vorbehalt der regierungsratlichen Genehmigung - in
den Zustandigkeitsbereich einer Gemeinde falit, im ihr Gebiet betreffenden Zo-
nenplan Bau-, Nichtbau- und Schutzzonen auszuscheiden, ist es auch mdéglich und
zulassig, dass eine Gemeinde bisher flir einen Teil ihres Gebietes geltende (Nut-
zungs- und Planungs-)Vorschriften aufhebt (und durch neue Vorschriften ersetzt).
Dies gilt im Besonderen dann, wenn es um den Schutz einer Landschaft von nati-
onaler Bedeutung geht (s. dazu: Waldmann/Hanni, a.a.O., N 16ff zu Art. 17 RPG).

Zum Verfahren filr die Behandlung der Initiative Grisihqen

Das Verfahren fir die Behandlung der Initiative Grisigen gestaltet sich wie foigt:

U

(i)

In einem ersten Schritt hat der Gemeinderat Horw das formelle Zustandekommen
der Initiative innert Monatsfrist seit ihrer Einreichung zu erwahren (Art. 12 Abs. 1
GO).

In einem zweiten Schriit hat der Einwohnerrat Horw innert Jahresfrist seit ihrer Ein-
reichung ber die Glltigkeit der Initiative zu befinden (Art. 12 Abs. 2 lit. a. GO).
Sollte er dabei auf Ungultigkeit der Initiative schliessen, hat es damit — unter dem
Vorbehalt einer erfolgreichen Anfechtung des diesbezlglichen Beschlusses des




(iii)

(iv)

(vi)

Einwohnerrates Horw mittels Stimmrechtsbeschwerde — sein Bewenden, d.h. die
Initiative ist dann nicht mehr weiter zu behandeln.

Falls der Einwohnerrat Horw die Initiative fiir giiltig erklart, hat er Ober ihre Annah-
me oder Ablehnung abzustimmen (Art. 12 Abs. 2 lit. b. GO).

Zu beachten- ist dabei, dass der Einwohnerrat Horw den Initiativiext nur redaktio-
nell bereinigen, nicht aber inhaltlich &ndern kann (Art. 13 Abs. 1 GO; s. auch: § 39
Abs. 4 Gemeindegesetz vom 4.5.2004 (im folgenden: GG)).

Sowohl bei Annahme als auch bei Ablehnung der Initiative durch den Einwohnerrat
Horw ist sie in einem dritten Schritt der Volksabstimmung zu unterbreiten (Art. 8
Abs. 1 lit. c., Art. 13 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 GO).

Lehnen die Stimmberechtigten der Gemeinde Horw die Initiative ab, hat es dabei —
unter dem Vorbehalt einer erfolgreichen Anfechtung des diesbeziiglichen Be-
schlusses der Stimmberechtigten von Horw mittels Stimmrechtsbeschwerde — sein
Bewenden.

Nehmen die Stimmberechtigten der Gemeinde Horw die Initiative an, kommt ihr als
Vorlage fiir die Durchfihrung des Ortsplanungsverfahrens verpflichtende Wirkung
zu.

Nach erfolgter Vorpriifung der nach Massgabe der Initiative revidierten (Nutzungs-
und Planungs-)Vorschriften (Zonenplan und BZR) (im folgenden: Vorschriften)
durch das Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepariement des Kantons Luzern sind
die entsprechenden Vorschriften in einem vierten Schritt 6ffentlich aufzz.ilegen (s.
8§ 19 Abs. 1 und 81 Abs. 1 PBG). Dabei ist nicht auszuschliessen, dass die revi-
dierten bzw. zu revidierenden Vorschriften aufgrund des (mitilerweile erfolgten)
Vorprifungsverfahrens im Hinblick auf ihre offentliche Auflage abgeédndert und/
oder ergénzt werden. Nach der éffentlichen Auflage erfolgt die Behandlung allfalli-
ger Einsprachen, wobei auch hier wiederum nicht ausgeschiossen ist, dass die re-
vidierten bzw. zu revidierenden Vorschriften — gemass alifalliger Ergebnisse von
Einspracheverhandiungen — (zusatzlich) abgedndert und/oder erganzt werden (s. §
62 PBG).

In einem flnften Schritt sind die nach Massgabe der Initiative revidierten bzw. zu
revidierenden Vorschrifien (inkl. die Antrdge zur Behandlung allfdlliger Einspra-
chen) sowohl vom Einwohnerrat Horw als auch von den Stimmberechtigten von
Horw zu verabschieden (s. Art. 8 Abs. 1 lit. c. GO und § 63 PBG).

In einem sechsien und letzten Schritt hat der Regierungsrat des Kantons Luzern
die aufgrund der Initiative revidierten Vorschriften zu genehmigen und mit der Ge-
nehmigung auch Gber alifdllige Verwaltungsbeschwerden zu entscheiden.




Dabei ist zu beachten, dass der Regierungsrat des Kantons Luzern als Genehmi-
gungsinstanz nicht nur eine umfassende Rechtskontrolle durchzufihren hat (s. §
20 Abs. 2 PBG), sondern auch ermachtiigt ist, in den Initiativiext bzw. in die nach
Massgabe der Initiative revidierten Vorschrifien einzugreifen. Darliber hinaus ist er
befugt, nicht genehmigungsfahige Vorschriften zu streichen oder zu andern und al-
lenfalls Auflagen und Bedingungen zu verfugen (RRE Nr. 404 vom 3.4.2007 E.
6.2, S. 7f mit Hinweis auf LGVE 1993 lll Nr. 10 E. 5. und BVR 2000, E. 7., S.
489f).

4, Zum dringlichen Postulat ,.P!anun_qszone fiir Abbauzone Grisigen” .

®

Grundséatzliches zur Planungszone

Die Planungszone (s. Art. 27 RPG und §§ 81ff PBG) stelit eine vorsorgliche (und
damit zeitlich begrenzte), sichernde Massnahme dar und verschafft dem in Entste-
hung begriffenen Nutzungsplan eine gewisse (negative) Vorwirkung. Was dabei
den in Entstehung begriffenen Nutzungsplan anbelangt, geniigt im aligemeinen
das Vorliegen eines Entschlusses des zustdndigen Gemeinwesens, aus dem ein
klar umrissener Wille auf Planidnderung hervorgeht; einen rechtsférmlichen Be-
schluss oder gar Planentwlrfe braucht es hingegen nicht (Waldmann/Hanni,
a.a.0.; N 7 und 13 zu Art. 27 RPG mit Hinweisen). Dementsprechend ist es maég-
lich und zulassig, dass eine Gemeinde als vorsorgliche Massnahme zur Sicherung
einer — z.B. aufgrund einer Initiative in Gang,gesetzten'— vorgesehenen Planung
die Planungszone einsetzt (Zaugg, a.a.0., S. 322 und S. 334f). Mit dem Erlass ei-
ner Planungszone wird denn auch verhindert, dass ab einem bestimmten Zeit-
punkt Baugesuche bewilligt werden, die dem kiinftigen Recht widersprechen (Ha-
felin/Muller/Uhlimann, Allgemeines Verwaltungsrecht, 5. A., Zlrich 2006, Rz 350
mit Hinweisen).

Mit dem Erlass einer Planungszone - die mit ihrer offentlichen Auflage wirksam
wird und wobei allfillige gegen sie eingereichte Rechtsmittel keine aufschiebende
Wirkung haben (s. §§ 84 Abs. 3 und 4 und 85 Abs. 1 PBG) — sind die provisori-
schen (neuen) Bau- und Nutzungsvorschriften festzulegen (s. § 81 Abs. 2 PBG).
Dementsprechend gilt eine Planungszone nicht nur fir die bei ihrem Erlass schon
hangigen Baugesuche, sondern auch fir alle ab ihrem Erlass neu eingereichten
Baugesuche (s. dazu: § 195 Abs. 1 PBG; s. auch: § 161a sowie 156 Abs. 2 i.V.m.
146 Gesetz lber die Verwaltungsrechtspflege vom 3.7.1972 (im folgenden: VRG)).
In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass es zuldssig ist, eine Planungszo-
ne aus Anlass eines konkreten Baugesuches zu erlassen und dieses Baugesuch
dann mit dem Hinweis auf die mittlerweile in Kraft getretene Planungszone zu sis-
tieren bzw. nicht zu genehmigen (Rhinow/Krahenmann, Schweizerische Verwal-
tungsrechtsprechung, Erganzungsband, Basel 1990, Nr. 17 B. V. mit Hinweis).




(ii)

Aufgrund des unter Ziff. 4. (i) oben Gesagten wirde der vom Gemeinderat Horw
zu verfugende Erlass (§ 82 Abs. 1 PBG und § 14 Abs. 3 GG) der postulierten ,Pla-
nungszone fiir Abbauzone Grisigen® dazu fuhren,

¢ dass den Anliegen der Initianten — jedenfalls voridufig und fir die in § 83 PBG
bestimmte Geltungsdauer der Planungszone — entsprochen wird.

e dass das in Bezug auf die geplante Aufflliung (eines Teils) der Mergeigrube
Grisigen héngige Baugesuch sistiert bzw. abgewiesen werden kénnte/miisste.

Deshalb und weil der Gemeinderat Horw bei einer Annahme des Postulats ,Pla-
nungszone fir Abbauzone Grisigen” — nur, aber immerhin — zu priifen hat, ob er
die postulierte Planungszone erlassen will oder nicht (Art. 70 Abs. 1 Geschéftsord-
nung des Einwohnerrates. Horw vom 17.6.2004 (im folgenden: GOERY)), halte ich
dafirr, dass es keine — qualifizierten — Griinde gibt, die gegen die Uberweisung des
erwdhnten Postulats sprechen. ’

5. Zur (allfalligen) Entschidigungspflicht

(i)

Grundsétzliches zur sog. materiellen Enteignung

Art. 5 Abs. 2 RPG bestimmt folgendes:

Jihren Planungen zu Eigenfumsbeschrédnkungen, die einer Enteignung gleich-
kommen, so wird voll entschadigt.”

Diese Vorschrift ist auf die (standige) bundesgerichtliche Rechtsprechung zur sog.

materiellen Enteignung zuriickzuflihren. Eine solche, d.h. eine materielle Enteig-

nung liegt vor, wenn dem Eigentiimer der bisherige oder ein voraussehbarer kinf-

tiger Gebrauch seiner Sache untersagt oder in einer Weise eingeschrankt wird, die -
besonders schwer wiegt, weil der betroffenen Person eine wesentliche aus dem

Eigentum fliessende Befugnis entzogen wird. Geht der Eingriff weniger weit, wird

gleichwohl eine materielle Enteignung angenommen, falls einzelne Personen so

betroffen werden, dass ihr Opfer gegeniiber der Allgemeinheit unzumutbar er-

schiene und es mit der Rechtsgleichheit nicht vereinbar wéare, wenn hieflr keine

Entschadigung geleistet wiirde. In beiden Fallen ist die Maglichkeit einer kiinftigen

besseren Nutzung der Sache indessen nur zu berlicksichiigen, wenn im massge-

benden Zeitpunkt anzunehmen war, sie lasse sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in

naher Zukunft verwirkiichen. Unter besserer Nutzung eines Grundstlickes ist in der |
Regel eine in tatsachlicher und rechtlicher Hinsicht gegebene Méglichkeit der
Uberbauung zu verstehen (Waldmann/Héanni, a.a.0., N 35 zu Art. 5 RPG mit Hin-
weisen).

Eine — im eben beschriebenen Sinne — materielle Enteignung stellt die Auszonung
von Grundsticken aus einer RPG-konformen Bauzone in eine Nichtbauzone dar.




(ii)

Parzeilen, die nach dem Inkrafttreten des RPG nach dessen Grundsétzen einer
Bauzone zugewiesen worden waren, werden denn auch durch ihre — spéatere —
Zuordnung zu einer Nichtbauzone planungsrechtlich mit einem Bauverbot belegt.
Demnach liegt ein Fall der grundsatzlich entschadigungspflichtigen Auszonung
i.d.R. dann vor, wenn Grundstiicke, die durch einen bundesrechtskonformen Nut-
zungsplan der Bauzone zugeteilt worden waren, anldsslich der Anpassung der
Nutzungspléne an verdnderte Verhiltnisse in eine Nichtbauzone verwiesen wer-
den. Ob die Auszonung dabei (auch) eine Entschadigungspflicht auslost, hangt
von der Realisierungswahrscheinlichkeit einer baulichen Grundstucksnutzung in
naher Zukunft ab; eine solche Méglichkeit wird berticksichtigt, wenn im massge-
benden Zeitpunkt (= Inkrafttreten der neuen Nuizungsplanung) anzunehmen war,
sie lasse sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft verwirklichen (Wald-
mann/Hanni, a.a.0., N 54f zu Art. 5 RPG).

Abbauzone Grisigen

Nach der Systematik des BZR handelt es sich bei der Abbauzone Grisigen nicht
um eine Bauzone, sondern um eine Nichtbauzone (s. Titel vor Art. 17 BZR). Des-
halb und nach Massgabe der aufgrund von Art. 21 BZR zuldssigen Nutzung des
zur Abbauzone gehérenden Teils der Mergelgrube Grisigen steht hier nicht der
Jklassische” Fall einer materiellen Enteignung (= Einschrankung bzw. Verhinde-
rung der baulichen Nutzung), sondern der Entzug nichtbaulicher Nutzungen zur
Diskussion. Werden solche nichtbaulichen Nutzungen ausserhalb der Bauzonen
wegen Planungen ausgeschlossen oder beschrankt, fehlit es meist an einem
schweren Eigentumseingriff, so dass selien Entschadigungspflichten entstehen
(Pfisterer, Entschadigungspflichtige raumplanerische Massnahmen, in: BVR 1990,
S. 45). Vorliegend sprechen aber meines Erachtens einige Punkte fur die — aus-
nahmsweise — Annhahme einer Entschad@ungspfhcht

e Die RPG-konform erlassene und in Kraft gesetzte Abbauzone Grisigen (mit
dem dazugehérenden Art. 21 BZR) erméglicht eine konkrete — kommerzielle —
Nutzung des der Abbauzone zugewiesenen Teils der Mergelgrube Grisigen.
Diese Nutzung umfasst insbesondere den (Mergel-)Abbau und das Auffiilien
der Mergelgrube Grisigen mit unverschmutzten Aushub- und Abraummateria-
lien (Art. 21 Abs. 1 und 2 BZR).

* Aufgrund des hangigen Baugesuches der Gloggner AG vom 30.5.2006 (betr.
Auffillung eines Teils der Mergelgrube Grisigen) und des Ergebnisses der
Stellungnahme der kantonalen Instanzen zu diesem Baugesuch zeichnet sich
mit hoher Wahrscheinlichkeit ab, dass der zur Abbauzone Grisigen gehdrende
Teil der Mergelgrube Grisigen in naher Zukunft als Deponie fir Aushub- und
Abraummaterialien — kommerziell — genutzt wird/werden kann.

¢ Die mit der Initiative Grisigen verlangte Aufhebung der Abbauzone Grisigen
und von Art. 21 BZR wird — schliesslich — dazu fuhren, dass die Mergelgrube




Grisigen nicht mehr — kommerziell — genutzt werden kann. Im Verhéltnis zu

- den heute nach Art. 21 BZR zuldssigen — kommerziellen — Nutzungen gibt es
denn auch keine/kaum Alternativen, die das Verbot der bisherigen Nutzung als
nicht besonders schwer erscheinen lassen (s. dazu: Waldmann/Hénni, a.a.0.,
N 72 zu Art. 5 RPG und Pfisterer, a.a.0., S. 45).

Zusammenfassend halte ich demnach dafir, dass das Risiko einer alifdlligen Entschadi-
gungspflicht der Gemeinde Horw zufolge der Aufhebung der Abbauzone Grisigen und von
Art. 21 BZR ernst zu nehmen ist.

- Eine vertiefte Auseinandersetzung mit der Frage dieser Entschadigungspfiicht wirde den
Rahmen der vorliegenden Akiennotiz sprengen. Sie muss aber — je nach Verlauf der wei-
teren Behandlung der Initiative Grisigen — u.U. noch erfolgen.

e

F‘E’A Peter Germann

Kriens, 14.1.2008
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Initiative ,,Grube Grisigen der Natur iiberlassen*
Giiltigkeit, Verfahren und weitere Fragen

Sehr geehrter Herr Bachmann

In obgenannter Ange!egenhei’t komme ich zuriick auf unsere verschiedenen Kon-
takte und beziehe mich auf das an mich gerichtete Schreiben von Frau Gemein-
deratin Bernasconi vom 21.12.2007 sowie auf unsere Besprechung vom 8.1.2008.

Auftragsgemiss habe ich in der Zwischenzeit abgeklart, ob die Initiative ,Grube
Grisigen der Natur iiberlassen® glltig und wie sie zu behandeln ist. Ausserdem
habe ich Abkldrungen zur Frage der postulierten Planungszone und einer allfalli-
gen Entschadigungspflicht der Gemeinde Horw durchgefiihrt. Das Ergebnis dieser
Abklarungen habe ich in einer diesbezliglichen Aktennotiz zusammengefasst. Ich
erlaube mir deshalb, lhnen als Beilage drei Exemplare dieser Aktennotiz zukom-
men zu lassen. '

- Was Ihre Bemerkungen gemass e-mail vom 8.1.2008 zu Ziff. HI. 3. lit. b) Abs. 1
und 2 in der Stellungnahme von RA Dr. Wittwer vom 28.12.2007 betr. Urteil des
Verwaltungsgerichts des Kantons Luzern vom 3.12.2007 betrifft, geben Sie mir
Anlass zu folgenden Bemerkungen:

(i) Der Erlass einer Planungszone hat und zwar unabhéngig davon, ob er -
gerade - wegen eines konkreten Baugesuches verfiigt worden ist (s. dazu:
Rhinow/Krihenmann, Schweizerische Verwaltungsrechtsprechung, Ergan-

‘zungsband, Basel 1990, Nr. 17 B. V. mit Hinweisen), grundsétzlich zur

Folge, dass die Planungszone fir die schon hangigen und auch fur alle

weiteren Baugesuche, die nach ihrem |nkraftireten eingereicht werden,
massgebend ist. Wenn also ein héngiges oder ein neu eingereichtes Bau-
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(ii)

(il

gesuch den Vorschriften der Planungszone widerspricht, ist dieses Baugesuch zu sistie-
ren bzw. nicht zu genehmigen (s. dazu: §§ 85 und 195 PBG).

Ein Abweichen von diesem Grundsatz (s. (i) oben) ist dann anzunehmen, wenn ein vor
Erlass der Planungszone eingereichtes Baugesuch von den Behérden — oder durch Drit-
te durch Einreichung von Rechtsmitteln — in unzuldssiger Weise verschleppt worden ist.
In einem solchen Ausnahmefall ist die Anwendbarkeit der Planungszone nicht gerecht-
fertigt (Rhinow/Krahenmann, a.a.Q., Nr. 17 B. V. und Haller/Karlen, Raumplanungs-,
Bau- und Umweltrecht, 3. A., Zurich 1999, Rz 816 mit Hinweis auf BGE 110 1 b) 336).

Aufgrund der hier relevanten — zeitlichen — Verhéltnisse (Einreichung Baugesuch: Mai
20086 und Einreichung Anderungsgesuch: 26.10./12.1 1.2007) halte ich dafiir, dass vor-
liegend der Grundsatz (s. (i) oben) und nicht die Ausnahme (s. (il oben) Platz greift.

Fir den Fall, dass Sie nach der Durchsicht der beiliegenden Aktennotiz und/oder der vorste-
henden Ausfiihrungen noch zusatziiche Auskiinfte benstigen oder Ruckfragen haben, stehe ich
lhnen gerne zur Verfigung. Gleiches gilt, wenn Frau Gemeinderitin Bernasconi und/oder Sie
die Angelegenheit mit mir besprechen wollen.

Freungfiche Griisse

RA Peter Germann
germann@anwaelte-kriens.ch

A-Post

Beilage (Vorauskopie mit gleicher Beilage) per e-mail: m.bachmann@horw.ch)
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1. AUSGANGSLAGE

Die Mergelgrube Grisigen pragt seit vielen Jahren den nach Nordosten abfallenden Abhang nérdlich
von Schwendelberg. Die Nutzung des Rohstoffes fur die Ziegeleiproduktion stellte auch einen wesent-
lichen wirtschaftlichen Faktor fir die Gemeinde Horw und die Region Luzern dar. Mit dem Auflassen
der Grube blieb ein durch Stein- und Felsschlag gefahrdeter Raum zurlick, der als markante Narbe
weitherum sichtbar auffallt, aber 6kologisch wertvolle Strukturen aufweist. In diesem Spannungsfeld
sind die geplanten Rekultivierungsmassnahmen, bei denen sauberes Aushubmaterial eingebaut und
renaturiert werden soll, nicht unumstritten.

Bestehender Zustand

In der Mergelgrube Grisigen wurde Uber Jahrzehnte tonig-siltiger Rohstoff fir die Ziegeleiindustrie
abgebaut. Eine weitergehende Abbaubewilligung stand vor einigen Jahren unmittelbar vor der Ertei-
lung. Dieses Projekt sah auch eine Auffiillung und umfassende Rekultivierung des Gelandes vor, wur-
de aber von den Betreibern zurlickgezogen.

Die aufgelassene Mergelgrube ist heute weitherum als Narbe in der sonst intakten Landschaft sichtbar
und weist mit den im Siden bis zu 100 m hohen und sehr steilen Felswanden (bis zu 70°) eine per-
manente Quelle von Steinschlag und periodischen Felsstiirzen dar. Der fortschreitende Erosionspro-
zess im stark verwitterungsanfalligen ,Grisigermergel“ (stark tektonisch beanspruchte Ton- und
Siltsteine der unteren Meeresmolasse) fiihrt zu einem (langsam) fortschreitenden Zurtickweichen der
oberen Boschungskante.

Vorgesehene Rekultivierung mit teilweiser Auffillung

Mit der vorgesehenen teilweisen Auffillung und Rekultivierung der Mergelgrube sollen die landschaft-
lichen, naturschiitzerischen Aspekte befriedigt werden. Zudem soll auch die Méglichkeit fir die Abla-
gerung von unverschmutztem Aushubmaterial gewahrleistet und die Stein- und Felssturzgefahr ver-
mindert werden. Das insgesamt ca. 550'000 m® Material (fest) soll Uber einen Zeitraum von ca. 18
Jahren eingebaut und standortgerecht rekultiviert werden.

Initiative

Im Dezember 2007 wurde bei der Gemeinde Horw eine Initiative eingereicht mit dem Ziel, die Abbau-
zone Grisigen und den entsprechenden Art. 21 des Bau- und Zonenreglements aufzuheben. Damit
ware eine Rekultivierung, wie sie das eingereichte Projekt vorsieht, nicht mehr mdglich.

2. AUFTRAG

Von der Gemeinde Horw erhielten wir aufgrund unserer Auftragsanalyse und Offerte vom 30. Juni
2008 den Auftrag, ein unabhangiges geotechnisches Gutachten im Sinne einer Zweitmeinung zum
Auffallungsprojekt und zur Rekultivierung der Mergelgrube Grisigen, Horw, zu erarbeiten. Neben dem
vorgeschlagenen Projekt sollen auch die Auswirkungen einer Nullvariante beleuchtet werden.

Die Randbedingungen fiir unseren Auftrag sind im Schreiben der Gemeinde Horw vom 19. Mai 2008
aufgelistet. Dieses formuliert auch die Hauptziele des Gutachtens wie folgt:
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A) Beurteilung der Stabilitat und méglicher Gefahrdungen aufgrund der geologischen und hydro-

geologischen Bedingungen bei einer Realisierung des eingereichten Rekultivierungsgesuchs.

B) Welche Massnahmen sind erforderlich, um bei einer Annahme der Initiative die Sicherheit in

gleichem Umfang zu gewadhrleisten, insbesondere auch beziglich Verwitterungseinflisse der
Grubenwénde.

Die uns Ubertragenen Arbeiten beinhalten einerseits die Beurteilung der kurzfristigen (in den Bau- und
Betriebszustanden) und langfristigen (im rekultivierten Zustand) Sicherheit und der Dauerhaftigkeit der
geplanten Aufflllung / Rekultivierung. Bei einer Umsetzung der Initiative sind andererseits die kurz-
und langfristigen Risiken der der Natur Uberlassenen Mergelgrube abzuschatzen.

Die hauptséchlichen Punkte der Uberpriifung fiir die beiden Méglichkeiten kénnen wie folgt zusam-
mengefasst werden:

a) Fur die Auffillung und Rekultivierung:

Vorbereitung des Untergrundes fur Auffiillung, insbesondere im nérdlichen Bereich (potentiel-
les Rutschgebiet)

Auslegung und Kontrolle der Basisentwasserung

Definition des Einbaumaterials und Beurteilung der Béschungsstabilitat in der Betriebs- und
Nachsorgephase (Bezeichnungen gemass Abschnitt 3.1)

Beurteilung der Stein- und Felssturzgefahr wahrend und nach dem Einbau
Verhalten der Auffilllung wahrend der Nachsorgephase (eventuell mehrere 100 Jahre)

Kurz- und langfristige Kontrollen und Uberwachung der Anlage (Deformationen, Entwasse-
rung, Erosion der verbleibenden Felswand)

b) Beider Annahme der Initiative

3.

Notwendige Aufraum- und Abschlussarbeiten

Beurteilung der Steinschlag- und Felssturzgefahr und deren mutmassliche Entwicklung ber
die nachsten 100 Jahre (evtl. mehrere 100 Jahre)

Abschéatzung des mutmasslichen Verlaufes der zurlickwitternden Felswand und Beurteilung
des dadurch gefahrdeten Gebietes

Beurteilung der Auswirkungen von grésseren Felsstiirzen

Uberwachung des Geléndes und insbesondere der Felswand

GRUNDLAGEN

Uber die lange Abbauphase wurde eine grosse Anzahl von geologischen Abklarungen und Beurtei-
lungen vorgenommen. Die Ergebnisse sind in zahlreichen geologischen Berichten zusammengefasst.
Heute kann der Kenntnisgrad als sehr vertieft und zuverlassig bekannt vorausgesetzt werden.

Die Begriffe betreffend der Ausfiihrungsphasen sind im Abschnitt 3.1 definiert und die Abschnitte 3.2
bis 3.5 listen die Dokumente auf, die uns zur Beurteilung der Untergrundverhaltnisse und des heutigen
Zustandes zur Verfiigung standen.
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3.1. Terminologie fur den vorliegenden Bericht

Damit Unklarheiten Uber die Bezeichnung der verschiedenen Phasen der Rekultivierung ausgeraumt
werden kénnen, werden fiir den vorliegenden Bericht folgende Bezeichnungen (mit den entsprechen-
den Definitionen) verwendet. Sie richten sich nach der Terminologie fur die entsprechenden Phasen
bei der Ablagerung von sauberem Aushubmaterial. Die Bezeichnungen wie sie flir geotechnische
Bauwerke gultig waren (siehe Normen SIA 260 ff), sind zum besseren Verstandnis und zum Vergleich
in Klammern und kursiv beigeflgt:

Bauphase Unter der Bauphase sind die Ausfiihrung der vorbereitenden

(Vorbereitungsphase) Massnahmen zu verstehen, z.B. die Aufrdumarbeiten, das
Vorbereiten des Gelandes, der Einbau der Drainageschicht
und der Entwasserungsleitungen, etc.

Betriebsphase In der Betriebsphase wird durch Einbauen des sauberen Aus-

(Bauphase) hubmaterials die Auffillung realisiert und das neu entstandene
Gelande rekultiviert. Die normgemasse und/oder speziell defi-
nierte Qualitat des Einbaus wird durch Kontrollen sicherge-
stellt.

Nachsorgephase In der Nachsorgephase, die an die Einbauphase anschliesst,

(Nutzungsphase, Erhaltungsphase) wird das langfristige Verhalten der rekultivierten Anlage durch

die Uberwachung kontrolliert und durch entsprechenden Un-
terhalt die Dauerhaftigkeit sichergestellt.

Storfallnachsorge Zeigen sich bei der Uberwachung Mangel oder Schaden, ist
(Erneuerung, allenfalls Riickbau) die Anlage ganz oder teilweise zu erneuern (sanieren).

3.2. Fruhere geologische Berichte und Umweltvertraglichkeitsberichte

Die nachfolgenden geologischen Berichte wurden uns tbergeben (chronologisch geordnet):

Geologisches Gutachten zur Grubenerweiterung der Ziegelwerke Horw auf Grisigen, Be-
richt Nr. 243, Dr. Gerold Styger, Winterthur, dat. 18. Nov. 1967.

Geologisches Gutachten betr. Abbau bei Grisigen, Dr. B. Tschachtli, Luzern, dat. 11. Dez.
1967.

Geotechnischer Bericht Steinbruch Grisigen, Rutschung November 1982, Bericht Nr. Z
01.2515 mit Beilagen, Dr. Ulrich Schar, Zirich, 16. Marz 1983.

UVB-Voruntersuchung und Abbau-/Rekultivierungsprojekt, Teilbereiche Geologie und Hyd-
rogeologie, Bericht Nr. L9320, Geotest AG, Horw, dat. 25. Jan. 1994.

Offerte flr eine geologisch-geotechnische Beurteilung der Langzeitstabilitat der Felswande
der Mergelgrube Grisigen, Horw, Mengis + Lorenz AG, Luzern, dat. 1. Mai 1998.

UVB Hauptuntersuchung, Bereich Quellen, Bericht Nr. L9923.2, Geotest AG, Horw, dat.
17. Juni 1999.

UVB Hauptuntersuchung, Bereich Geologie, Bericht Nr. L9923.1, Geotest AG, Horw, dat.
1. Okt. 1999.

Erweiterung Mergelgrube Grisigen, Beurteilung des Umweltvertraglichkeitsberichtes, Be-
richt Nr. AFU-ID 2113, Amt fir Umweltschutz des Kantons Luzern, dat. 10. Juli 2001.

Aktennotiz der Begehung betr. Felssturz, vom 12. Juli 2007, Geotest AG, Horw, dat.15. Juli
2007.
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3.3.  Baugesuch fur die Rekultivierung von 2006

Die nachfolgenden Dokumente betreffend Baueingabe fir die Rekultivierung der Mergelgrube Grisi-
gen wurden uns Ubergeben (chronologisch geordnet):

Gesuch um die Erteilung einer Baubewilligung, Gloggner AG, Perlen, dat. 24. Mai 2006
mit:

Technischer / Umweltbericht, ILU AG, Horw, dat. Mai 2006

Situation 1:1000, Ausgangszustand + Etappenibersicht, Plan Nr. P-1, ILU AG, Horw,
dat.17. Mai 2006.

Situation 1:1000, Endgestaltung, Plan Nr. P-2, ILU AG, Horw, dat.17. Mai 2006.

Situation 1:1000, Ausgangszustand + Etappenibersicht, Plan Nr. P-1, ILU AG, Horw,
dat.17. Mai 2006.

Profile 1:1000, Ausgangszustand — Endgestaltung, Plan Nr. P-2.1, ILU AG, Horw,
dat.17. Mai 2006.

Situation 1:1000, Betriebsplan 1, Plan Nr. P-3, ILU AG, Horw, dat.17. Mai 2006.
Situation 1:1000, Betriebsplan 2, Plan Nr. P-4, ILU AG, Horw, dat.17. Mai 2006.

Geologisch-geotechnische Projektvorgaben zuhanden des Baugesuches, Bericht Nr.
L03069.2, Geotest AG, Horw, dat. 18. Mai 2006.

Beurteilung der Auswirkungen in den Bereichen Verkehr, Larm und Lufthygiene, Bericht
Nr. 0614, Ingenieurbiiro Beat Sagesser, dat. 2. Mai 2006.

Neue Erschliessung auf Parzelle Nr. 606, Gesuch um Ergdnzung zum Projekt 2006,
Gloggner AG, Perlen, dat. 19. Juli 2007, mit:

Beurteilung der Stein- und Felssturzgefahr im Rahmen der projektierten Rekultivierung,
Bericht Nr. L03069.3, Geotest AG, Horw, dat. 29. Jan. 2007.

Neue Erschliessung auf Parzelle Nr. 606, Erganzungen zum Projekt 2006, Bericht, ILU
AG, Horw, dat. Juli / Oktober 2007

Situation 1:1000, Neue Erschliessung, Betriebsplan 1, Plan Nr. P-3E_B, ILU AG, Horw,
dat. 13. Juli 2007.

Querprofile 1:200, Neue Erschliessung, Plan Nr. P-3.2E_A, ILU AG, Horw, dat. 13. Juli
2007.

Aktennotiz der Begehung betr. Felssturz, vom 12. Juli 2007, Geotest AG, Horw, dat.15.
Juli 2007.

Situationen 1:200, Detail Burocontainer / Maschinenunterstand, Detail Einmindung Gri-
sigenstrasse mit Ausweichstelle, Plan Nr. Detail P-3E_B, ILU AG, Horw, dat. 9. Okt.
2007.

Situation 1:500, Detail Sichtdreieck, Plan Nr. P-4, ILU AG, Horw, dat. 12. Nov. 2007.

Konzentrierte Stellungnahme aus kantonaler Sicht zum erganzenden Baugesuch, Bau-,
Umwelt und Wirtschaftsdepartement des Kantons Luzern, dat. 13. Sept. 2007.
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3.4. Gemeindeinitiative
Die nachfolgenden Dokumente betreffend der Gemeindeinitiative wurden uns Ubergeben (chronolo-
gisch geordnet):

— Initiative zur Aufhebung der Abbauzone Grisigen und von Art. 21 des Bau- und Zonen-
reglementes der Gemeinde Horw, Initiativtext mit Erlauterungen der Gemeindeinitiative
,Grube Grisigen der Natur Uberlassen®, Initiativkomitee, Horw, dat. 2007.

— Information unter ,www.horw.ch“ tber das Zustandekommen der Gemeindeinitiative ,Gru-
be Grisigen der Natur Uberlassen®, Gemeinde Horw, dat 14. Jan. 2008.

— Aktennotiz betreffend Giiltigkeit, Verfahrensablauf und weitere Fragen i.S. Gemeindeinitia-
tive ,Grube Grisigen der Natur Uberlassen®, Peter Germann, Rechtsanwalt und Notar,
Kriens, dat. 14. Jan. 2008.

3.5.  Nachgelieferte Dokumente
Die folgenden Dokumente wurden uns von den Projektverfassern nachgeliefert:

— Erganzende Unterlagen betr. Entwasserung und Stabilitat, Bericht Nr. L03069.4 mit 4 Bei-
lagen, Geotest AG, Horw, dat. 25. Aug. 2008.

4. ERGANZENDE ABKLARUNGEN

4.1. Besprechungen mit der Gemeinde und den Projektverfassern

An der ersten Besprechung mit den Auftraggebern, der Gemeinde Horw, vom 1. Juli 2008 wurden die
geologisch-geotechnischen Problempunkte der Renaturierung und bei der Annahme der Gemeindeini-
tiative besprochen und der zusatzliche Abklarungsbedarf festgelegt. Sie sind auch in die Auftragsana-
lyse und die Auftragserteilung eingeflossen (siehe auch Abschnitt 2).

Aufgrund der ersten Besprechungen wurde ein umfassender Fragenkatalog aufgestellt. Dabei sind die
Fragen in die folgenden vier Teilgebiete unterteilt worden:

1. Auffillung im nérdlichen Bereich mit instabilem Untergrund

2. Basisentwasserung der Auffilllung / Rekultivierung

3. Bodenmechanische Eigenschaften des zu deponierenden, sauberen Aushubmaterials
4

Stein- und Felssturzgefahr in der Phase der Aufflllung (Betriebsphase) und in der Phase
nach der Rekultivierung (Nachsorgephase)

Die Fragen und Unklarheiten wurden detailliert und den Projektverfassern in schriftlicher Form zuge-
stellt. Sie bildeten die Grundlage fur eine Projektbesprechung mit anschliessender Gelandebegehung.
Diese fand am 23. Juli 2008 mit den Herren J. Wanner, ILU AG, und Dr. B. Kauffmann, Geotest AG;
statt.

Die aufgeworfenen Fragen und die an der Besprechung vom 23. Juli 2008 von den Projektverfassern
mindlich abgegebenen Antworten und Erlauterungen sind im Anhang detailliert aufgefiihrt. Sie ergan-
zen das eingereichte Projektdossier in verbindlicher Weise und sind als deren Bestandteil anzusehen.
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4.2. Fachtechnische Erganzungen zum Rekultivierungsprojekt

Im Anschluss an die Besprechung und der Geldndebegehung vom 23. Juli 2008, veranlassten die
Projektverfasser erganzende Gelandeaufnahmen im noérdlichen Bereich der geplanten Rekultivierung.
In die ausgewerteten Gelandeprofile wurden die geologischen Bodenschichten gemass dem aktuellen
Kenntnisstand eingezeichnet und im erganzenden Bericht mit 4 Beilagen Nr. L03069.4 (Geotest AG,
dat. 25. Aug. 2008) eingetragen. Dieser Bericht gibt auch fachspezifische Antworten und Erlauterun-
gen zu den aufgeworfenen Fragen (siehe oben), insbesondere bezlglich der Stabilitat und dem Set-
zungsverhalten im noérdlichen Bereich der Rekultivierung und bezuglich der Basisentwéasserung.

Damit kdnnen die Fragen (mindestens flir das Baubewilligungsverfahren) als ausreichend beantwortet
angesehen werden; fur die Ausflhrung sind sie mit Normalprofilen und Detailplanen zu erganzen.

4.3. Eigene Abklarungen und Uberprufungen

Im Zusammenhang einerseits mit der geplanten Rekultivierung und andererseits mit der Moglichkeit
der Annahme der Gemeindeinitiative, wurden von uns fachtechnische Uberlegungen zu den beiden
Szenarien angestellt, um die Gefahren und Risiken besser abschatzen zu kdénnen. Die Ergebnisse der
eigenen Analysen sind in den folgenden Abschnitten zusammengestellit.

a) Stabilitatsanalysen

Die Stabilitat des Gelandes in den verschiedenen Bereichen und die unterschiedlichen Zustéande wur-
den durch eigene, vereinfachte (ebene) Analysen Uberprift. Insbesondere die folgenden Berechnun-
gen wurden mit dem Programm Larix 5 durchgefiihrt:

—  Bestehende Felswand (nur als Referenzrechnung ohne Aussage
betreffend absoluter Sicherheit)

—  Durch Rekultivierung stabilisierte Felswand (als Relativrechnung zu oben)
—  Stabilitat der Aufflllung, Rekultivierung

—  Stabilitdt des ndrdlichen Bereichs mit Auflast durch geplante Auffillung der Senken

Es koénnen folgende Resultate festgehalten werden:

1. Die Gesamtstabilitat der Felswand wird durch die Auffullung / Rekultivierung nur geringfiigig
verbessert (Zunahme der Sicherheit ca. 3 %). Mit einer vorsichtigen Schatzung der Kohasion
und den vorhandenen Reserven, die eine raumliche Analyse zeigen kénnte, kann die Ge-
samtsicherheit der Felswand als ausreichend beurteilt werden (siehe aber unter b).

2. Die normgemasse Stabilitat der Aufflllung / Rekultivierung kann mit den Vorgaben des Geo-
logen (siehe geologisch-geotechnische Projektvorgaben zuhanden des Baugesuches, Be-
richt Nr. L03069.2, Geotest AG, Horw, dat. 18. Mai 2006) erflllt werden. Es zeigt sich, dass
insbesondere die luftseitigen Vorschittungen mit scherfestem Material und die dauernde
Entwasserung der Aufflllbereiche zwingend notwendig sind und generell nur kleine Sicher-
heitsreserven vorhanden sind.

3. Der ndrdliche Bereich des Projektperimeters weist unter der Belastung durch den unteren
Teil der Auffillung (Etappe 1) eine gentigende Sicherheit auf. Wesentlich fur die Stabilitat ist
auch hier der Einfluss des Hang- und Grundwassers. Der Spiegel eines allfalligen Hangwas-
sers muss zwingend und dauernd unter der heutigen Gelandeoberflache gehalten werden
kdnnen, trotzdem sind nur geringe Sicherheitsreserven vorhanden.
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Abschatzung der Steinschlag- und Felssturzgefahr aus der Felswand

Wie die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte zeigen, ist die Felswand eine dauernde Quelle von Stein-

schlag und Felssturz. Die Gefahren kdnnen etwa wie folgt zusammengefasst werden:

Einwirkung Grosse der Ereig- Widerkehrperiode | Moégliche Schutzmassnah-
nisse (Intensitét) men

Steinschlag Steine dauernd Periodische Felsraumung,
<20cm Absperren des Gelandes

Steinschlag Steine (Blocke) wdchentlich Periodische Felsraumung,
220 cm, <50 cm Absperren des Gelandes

Blocksturz 205m*<2m’ monatlich Periodische Felsraumung,

Absperren des Gelandes

kleiner Felssturz

22mP<20m®

mehrmals jahrlich

Akzeptiertes Risiko *)

mittlerer Felssturz

>20m° < 1°000 m®

jahrlich

Akzeptiertes Risiko *)

grosser Felssturz

>1'000 m®

mehr als 5 Jahre

Akzeptiertes Risiko *)

*) Das zu akzeptierende Risiko ist auf das Gebiet der Mergelgrube beschrankt, d.h. ausserhalb des
Gelandes der Mergelgrube ist kein besonderes Risiko zu erwarten.

Es ist davon auszugehen, dass auch bei der vorgesehenen Rekultivierung der Mergelgrube dieselben
Intensitaten auftreten. Erst bei einer deutlichen Rickwitterung der Felswand ist mit einem merkbaren
Riickgang der Gefahren zu rechnen.

Die bisherigen Erfahrungen zeigen auch, dass sich die Auswirkungen aus den Steinschlag- und Fels-
sturzereignissen auf das Gebiet der Grube selbst beschréanken. Mit der Methode der Pauschalgefalle
kann auch gezeigt werden, dass bei einer Auffiillung (Rekultivierung) der Grube die Gefahr auf das
rekultivierte Gelande beschrankt bleibt; es kann keine ,Rutschbahn“ entstehen. Eine Gliederung der
Bdschungsflachen mit Bermen und Auffangraumen und eine forstwirtschaftliche Bepflanzung werden
zur weiteren Einschrankung des Gefahrenperimeters beitragen.

c) Ruckwitterungsrate der Felswand

Infolge der natirlichen Verwitterung der an der Felswand anstehenden Mergel- und Sandsteine (Ab-
sanden) sowie der oben beschriebenen Steinschlag- und Felssturzereignisse, wird die Felswand zu-
rickwittern bis sie ein stabiles Profil erreicht. Das wird bei einer durchschnittlichen Neigung von 30°
bis 35° erreicht sein (langfristig stabile Hangneigung an den Nord- und Ostabhangen unterhalb der
Rothenfluh, resp. der Gibelegg). Der Betrag wird anfanglich bei mehreren cm bis zu einem dm pro
Jahr betragen und wird mit der Zeit langsam abnehmen, bei der Rekultivierung etwas schneller als bei
der naturbelassenen Felswand. Der Endzustand wird erst in mehreren 100 Jahren erreicht werden.
Aufgrund der Geometrie kann das maximale Zurlickweichen der oberen Felswandkante wie folgt ab-
geschatzt werden:

Fuir die naturbelassene Felswand maximal 40 m bis 70 m

Bei der Rekultivierung (Auffillung) maximal 25 m bis 40 m

Diese Werte bedeuten, dass langfristig (in mehreren 10 Jahren) die Strasse im Gebiet Schwendelberg
verlegt werden muss. Ohne Rekultivierung ist aber der Einflussperimeter deutlich grésser (grésserer
Bereich der Verlegung) und die Erosion dirfte sich schneller fortpflanzen (friherer Bedarf an Mass-
nahmen), was grundsatzlich zu héheren Kosten fiihren wird.
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d) Murganggefahr flr Gberbautes Gelande

Das anstehende Boden- und Felsmaterial (nach deren Verwitterung) ist grundsatzlich murganggefahr-
lich und die Gelandeneigung ist genligend, um Murgange Uber gréssere Strecken zu ermdglichen. Es
wird deshalb von zentraler Bedeutung sein, sowohl das anstehende Bodenmaterial, wie auch das
einzubauende ,normale“ Aushubmaterial vor einer Durchnassung zu schiitzen. Eine gut funktionie-
rende Entwasserung ist in jedem Fall notwendig, um die Gefahr von Murgangen auf akzeptierte Werte
reduzieren zu kénnen. Durch die Abdeckung des ,normalen® Aushubmaterials durch scherfestes und
entsprechend durchlassiges Material, das als Vorschittung eingebaut wird, ist die Gefahr eines Mur-
ganges aus der Hauptauffillung weitgehend gebannt.

4.4. Offene Punkte fur das Projekt Rekultivierung

Im Rahmen der detaillierten Projektbearbeitung sind fir die Rekultivierung der Mergelgrube Grisigen
noch folgende Punkte zu bearbeiten. Diese erfolgen zum Teil im Zuge der ordentlichen Projektbear-
beitung, missen aber fur die definitive Beurteilung der Bewilligungsfahigkeit des Projektes bereits vor
der Erteilung der Baubewilligung eingefordert werden. Es sind dies folgende Angaben, die stufenge-
recht zu erarbeiten sind:

Betriebskonzept: Mit Angaben zum Kontroll- und Qualitditsmanagement (wie
und was wird kontrolliert, was sind die Anforderungen?)

Entwéasserungskonzept: Mit Angaben zur Ausgestaltung der Drainageleitungen, Anga-
ben zum Einbau und der Kontrollpunkte, etc.

Ordentliches Nachsorgekonzept: Unterhaltskonzept fur die Betriebs- (Erstellen der Auffullung)
und die Nachsorgephase (nach der Rekultivierung) fur die si-
cherheitsrelevanten Bauteile (welche Unterhaltsarbeiten sind
fur die Dauerhaftigkeit der Rekultivierung notwendig, mit wel-
chen wiederkehrenden Kosten ist zu rechnen?) und die erfor-
derliche Uberwachung der Anlage

Storfallkonzept: Definition von moglichen Stérfallen (Qualitdtsmangel), deren
Behandlung (was wird bei ungentgender Qualitat unternom-
men, wie wird reagiert?) und deren Nachsorge (inkl. erforder-
liche Uberwachung und Kontrollen)

10
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GEFAHREN UND RISIKEN

Bei der Rekultivierung

a) Grundsatzliche Gefahren und Risiken als geotechnisches Bauwerk
(Beherrschung der Gefahren durch normgemasse Planung und Erstellung)

Gefahr

Risiko / Auswirkung

Massnahme

Setzungen in der Auffillung

Verschiebungen und Sacke in
den Drainageleitungen

fachgerechter und kontrollierter
Einbau

Leitungen mit gentigend Geféalle
Unterhalt und Kontrollen

Instabilitaten im Gelande

Rutschung der Auffillung

fachgerechte Vorbereitung des
Untergrundes

Basisentwéasserung
Unterhalt und Kontrollen

Instabilitdt der Oberflache der Oberflachenrutschungen fachgerechter Einbau der Vor-
Auffillung schiittung mit scherfestem Mate-
rial
Bepflanzung / Bestockung
Unterhalt und Kontrollen
Wasseraufstau in der Auffiillung | Murgang fachgerechte Vorbereitung des

Untergrundes

Basisentwasserung, Entwasse-
rung durchnasstes Material

Unterhalt und Kontrollen

b) Objektspezifische Gefahren und Risiken
(verbleibende Naturgefahren)

Gefahr

Risiko / Auswirkung

Massnahme

Steinschlag und Felssturz

Schaden an Geraten und Anla-
gen, Personenschaden

Felsraumungen
Vorhalten von Sturz- und Auf-
fangraumen

Kontroll- und Qualitdtsmanage-
ment

Ruckwitterung der Felswand

Verlust Geldnde am Felswand-
kopf, langerfristig Gefahr fiir
Strasse bei Schwendelberg

Fallen der Baume am Fels-
wandkopf und Absperren
Auffangrdume schaffen

Evtl. vorsorglicher Landerwerb
und langerfristig Verlegung der
Strasse bei Schwendelberg

der Aufflllung

Windwurf Schaden an Geraten und Anla- Forstwirtschaftlicher Unterhalt
gen
Erdbeben Instabilitaten im Gelande und in Erdbebengerechte Bemessung

11
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Bei der Annahme der Gemeindeinitiative

Gefahr

Risiko / Auswirkung

Massnahme

Instabilitaten im Gelande

Rutschung des Gelandes

fachgerechtes Raumen des
Gelédndes

Entwasserung
Unterhalt und Kontrollen

Wasseraufstau in Mulden und
Rinnen

Murgang

fachgerechtes Raumen des
Gelédndes

Entwasserung
Unterhalt und Kontrollen

Steinschlag und Felssturz

Schaden an Anlagen, Perso-
nenschaden

Vorhalten von Sturz- und Auf-
fangraumen

Kontroll- und Qualitdtsmanage-
ment

Ruckwitterung der Felswand

Verlust Geldnde am Felswand-
kopf, langerfristig Gefahr fur
Strasse bei Schwendelberg

Fallen der Baume am Fels-
wandkopf und Absperren
Auffangrdume schaffen

Evtl. vorsorglicher Landerwerb
und langerfristig Verlegen der
Strasse bei Schwendelberg

Windwurf

Schaden an Anlagen

Forstwirtschaftlicher Unterhalt

Erdbeben

Instabilitdten im Gelande

Akzeptiertes Risiko

12
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6. ZUSAMMENFASSENDE BEURTEILUNG

Grundsatzlich kann die vorgeschlagene Rekultivierung mit dem Einbau von unverschmutztem Aus-
hubmaterial in geotechnischer Hinsicht als ausreichend sicheres geotechnisches Bauwerk beurteilt
werden, das, wie die Projektverfasser urteilen, zur sinnvollen Verbesserung des Landschaftsbildes
beitragen kann. Die teilweise Auffiillung der Mergelgrube verbessert auch (geringfiigig) die Stabilitat
der Felswand und schitzt durch die Bermen, Auffangraume und die Bepflanzung die Gefahr von
Steinschlag und Felssturz. Diese Auffullung selbst stellt aber ein anspruchsvolles geotechnisches
Bauwerk dar, das die normgemasse Sicherheit und eine langfristige Dauerhaftigkeit erfordert. Mit den
von den Projektverfassern vorgeschlagenen Massnahmen kann die erforderliche Sicherheit gewahr-
leistet werden. Die baulichen Massnahmen sind beherrschbar, erfordern aber ein entsprechendes
Kontroll- und Qualitdtsmanagement. Auch die Nachsorge, insbesondere auch nach der Vollendung
der Rekultivierung, ist fur die Dauerhaftigkeit bedeutungsvoll. Trotzdem sind langerfristige Auswirkun-
gen im oberhalb der Boschungskante liegenden Gelénde nicht auszuschliessen und die Strasse bei
Schwendelberg muss langerfristig verlegt werden, allerdings in deutlich geringerem Umfang als bei
der Annahme der Gemeindeinitiative.

Wird die Mergelgrube der Natur Uberlassen, wie es die Gemeindeinitiative verlangt, sind einerseits
Aufraumarbeiten (Abbruch der Gebaude und Bauwerke, partielles Egalisieren des Gelandes, Entfer-
nen von Fremdstoffen, etc.) und andererseits auch bauliche Massnahmen notwendig, um die Gefah-
ren, die in der Grube vorhanden sind oder von ihr ausgehen, auf ein akzeptierbares Mass reduzieren
zu koénnen. Insbesondere ist die Steinschlag- und Felssturzgefahr sowie die Entwasserung durch
Graben und unterhaltsfreundliche Entwasserungsrinnen zu beachten, um die Gefahr von bis ins Tal
abfahrende Murgange bannen zu koénnen. Alleine aus geologisch-geotechnischen Griinden ist eine
Auffullung der Mergelgrube Grisigen nicht erforderlich, obwohl damit die Stabilitat der Felswand und
die Auswirkungen der Rickwitterung verbessert wiirden; das Risiko kann (wie heute) akzeptiert wer-
den. Langerfristig betreffen die Auswirkungen das oberhalb der Béschungskante liegende Gelénde
und die Strasse bei Schwendelberg in erheblichem Ausmass.

Aufgrund der in den vorangehenden Abschnitten dargelegten Gefahren und Risiken sind fir die Ertei-
lung der Baubewilligung noch zusatzliche Auflagen zu definieren. Diese leiten sich aus den offenen
Punkten (siehe Abschnitt 4.4) ab.

Fellmann Geotechnik GmbH

W. Fellmann

Anhang: Fragen / Antworten
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6003 Luzern

Luzern, 18. August 2008 / WF

Mergelgrube Grisigen, Horw

Stellungnahme zur Baueingabe

Fragenbeantwortung (gem. miindlichen Informationen anlasslich der Besprechung vom 23. Juli 2008)

Nr.

Frage:

Antwort:

Auffallung im nérdlichen Bereich mit instabilem Untergrund

1.1

Ist der naturliche Untergrund geniigend erkundet?

Der nordliche Bereich der geplanten Auffillung wurde bereits friiher, im
Rahmen der damalig geplanten Erweiterung, mit (mindestens) 3 Rotati-
onskernbohrungen erkundet. Der Untergrund kann grundsatzlich als ge-
nigend erkundet betrachtet werden.

Dem vorliegenden Projekt wurde allerdings nicht die aktuelle Geldnde-
oberflache zu Grunde gelegt. Der Gehangelehm wurde z.T. abgebaut, so
dass die Gelandeoberflache heute tiefer liegen wird, als in den Profilen
dargestellt. Der Projektverfasser muss das Geldnde neu vermessen (auf-
nehmen) und die geologischen Verhaltnisse im aktuellen Zustand neu
beurteilen (und in den Profilen darstellen). Diese Arbeiten wurden von den
Projektverfassern erkannt und werden baldméglichst durchgefiihrt.

(Anmerkung: gemass Informationen von Herrn Wanner, ILU, wurden die
topographischen Aufnahmen bereits durchgefiihrt und die Ergebnisse,
inkl. Geologie, kdnnen in der Woche 35 nachgeliefert werden. Sie stehen
dann zur abschliessenden Beurteilung zur Verfligung.)

1.2

Wie wird der Gehangelehm / Geh&ngeschutt fur die Auffillung vorbereitet?

Der unter der heutigen Gelandeoberflache noch anstehende Gehange-
lehm wird belassen und wird durch die Rekultivierung maximal bis zur
urspringlichen Geléndekote belastet (keine Mehrbelastung). Aus diesem
Grunde sind durch die Belastung auch relativ kleine Setzungen zu erwar-
ten. Eine oberflachliche Egalisierung und Nachverdichtung ist vorgesehen.

13

Sind Drainagen geplant?

Gut kontrollierbare, unterhaltsfreundliche und wenig setzungsempfindliche
Drainagen mit Sickerpackungen und grosskalibrigen Leitungen sind als
Haupt- und Nebenleitungen vorgesehen.
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6003 Luzern

Luzern, 18. August 2008 / WF

Mergelgrube Grisigen, Horw

Stellungnahme zur Baueingabe
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Wie gross sind die zu erwartenden Setzungen im Untergrund?

Diese Frage kann erst nach der Ergénzung, resp. Prazisierungen der
Grundlagen (siehe oben) definitiv beantwortet werden. Die Setzungen sind
anhand der ergénzten Unterlagen zu beurteilen. Zurzeit muss von Setzun-
gen von bis zu mehreren dm ausgegangen werden.

15

Wie werden die Auffillung und der Untergrund Uberwacht (Material, De-
formationen, etc.)?

Ein Uberwachungs- und Kontrollkonzept liegt zurzeit noch nicht vor. Der
Betreiber muss ein geeignetes Kontroll- und Qualitatsmanagement etablie-
ren und durchfiihren.

(Bemerkung des Verfassers: Es ist zu empfehlen, diese Unterlagen als
Auflage fur die Baubewilligung oder als Nachlieferung fiir das Baugesuch
zu definieren.)

1.6

Welche Kontrollen sind vorgesehen?

a) In der Bauphase (Phase der Rekultivierung)

In der Bauphase sind jahrliche Kontrollen durch eine noch zu definierende
Begleitgruppe mit Vertretern der Bauherrschatft, der Projektverfasser und
der Kontrollbehérde (Amt fir Umweltschutz?, Gemeinde Horw?, etc) ge-
plant, die den korrekten Ablauf und die Qualitét bestatigen wird.

b) In der Betriebsphase (Phase der fertig gestellten Rekultivierung)

Noch offen

Basisentwasserung der Auffullung / Rekultivierung

2.1

Wie ist die Basisentwasserung vorgesehen, gibt es ein Normalprofil?

Gut kontrollierbare, unterhaltsfreundliche und wenig setzungsempfindliche
Drainagen mit Sickerpackungen und grosskalibrigen Leitungen ( PE-
Rohre mit Durchmesser 200 mm bis 250 mm) sind als Haupt- und Neben-
leitungen vorgesehen. Ein Normalprofil sowie ein Vorschlag fir die Anord-
nung (mindestens der Hauptleitungen) ist nachzuliefern.

2.2

Wie wird der Versinterung der Leitungen / Sicherpackungen vorgebeugt,
wie werden sie Gberwacht und wie ist der Unterhalt vorgesehen?

Sickerpackungen mit grosskalibrigen Leitungen mit ausreichendem Gefal-
le, die gespult und mit Robotern unterhalten werden kénnen.
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6003 Luzern

Luzern, 18. August 2008 / WF

Mergelgrube Grisigen, Horw

Stellungnahme zur Baueingabe

2.3 | Wie gross sind die im nérdlichen Bereich der Rekultivierung zu erwarten- Grundsatzlich wird die Basisentwasserung direkt auf dem felsigen Unter-
den Verschiebungen? Wie werden Schéden an der Basisentwéasserung grund (Ausnahme ndrdlicher Bereich, unterhalb der Seilbahnstation) auf-
verhindert? gebaut. Somit kénnen die Setzungen bestmdglichst vermieden werden.

Allfalligen Horizontalverschiebungen wird mit gentigend langen Leitungs-
stéssen Rechnung getragen.

2.4 | Wie wird die Basisentwasserung unterhalten und kontrolliert? Siehe auch oben!

a) In der Bauphase (Phase der Rekultivierung) Periodische Kontrollen und Spuilungen
b) In der Betriebsphase (Phase der fertig gestellten Rekultivierung) Periodische Kontrollen und Spilungen
3. Bodenmechanische Eigenschaften des zu deponierenden, sauberen
Aushubmaterials
3.1 | Wie sind die einzubauenden, sauberen Aushubmaterialien bodenmecha- Ein Uberwachungs- und Kontrollkonzept liegt zurzeit noch nicht vor. Der

nisch einzugrenzen (Scherfestigkeit, Wassergehalt, CRB-Wert, etc)?

Betreiber muss ein geeignetes Kontroll- und Qualitdétsmanagement etablie-
ren und durchfiihren.

Grundsatzlich sind die geotechnischen Randbedingungen im geologischen
Bericht klar definiert (und sind korrekt), die Umsetzung liegt in der Eigen-
verantwortung des Betreibers und muss von der Begleitkommission verifi-
Ziert werden.

(Bemerkung des Verfassers: Es ist zu empfehlen, den Kontroll- und Uber-
wachungsplan als Auflage fir die Baubewilligung oder als Nachlieferung
fiir das Baugesuch zu definieren.)

a) Fur Vorschittung (scherfestes Material fur luftseitige Boschung)

Siehe oben!

b) Fir siltig-sandiges Auffullmaterial (normales sauberes Aushub-
material)

Siehe oben!
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c) Fudr durchnasstes, allenfalls mit organischen Beimengungen
(Torf) vermischtes, Material

Siehe oben!

Vorgesehen sind weitere Entwésserungsebenen mit Leitungen, die zur
luftseitigen Begrenzung der Rekultivierung filhren und das Sickerwasser
ableiten.

3.2 | Gibt es eine Materialbilanz fiir diese Auffilimaterialien? Gemass den Projektverfassern liegt eine provisorische Materialbilanz vor.
Demnach muss mit folgenden Anteilen gerechnet werden:
a) Vorschittung (scherfestes Material): ca. 40 %
b) siltig-sandiges Material (normaler Aushub): ca. 50%
¢) durchnasstes, organisches Material: maximal 10%
Wie sind die Einbaukontrollen geregelt? Siehe oben!
3.4 | Wie ist der Ablauf bei Storféallen vorgesehen (Storfallszenarien und deren Ein Storfallplan liegt noch nicht vor. Grundsatzlich ist die Begleitgruppe
Nachsorge)? das steuernde Organ.
(Bemerkung des Verfassers: Es ist zu empfehlen, den stufengerechten
Storfallplan als Auflage fiir die Baubewilligung oder als Nachlieferung fur
das Baugesuch zu definieren.)
3.5 | Wie werden die rekultivierten Bereiche unterhalten und kontrolliert? Ein Unterhaltsplan liegt noch nicht vor. Er muss mit den Betreibern und

dem Forstverantwortlichen (Revierforster in Zusammenarbeit mit dem
Natur- und Landschaftsschutz) erarbeitet werden.

(Bemerkung des Verfassers: Es ist zu empfehlen, den Unterhaltsplan als
Auflage fiir die Baubewilligung zu definieren.)

a) In der Bauphase (Phase der Rekultivierung)

Siehe oben!

b) In der Betriebsphase (Phase der fertig gestellten Rekultivierung)

Siehe oben!
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4. Stein- und Felssturzgefahr in der Auffullphase und der Phase nach
der Rekultivierung
4.1 | Welche Vorsichtsmassnahmen sind bezliglich Stein- und Felssturzgefahr Grundsatzlich wird die permanente Gefahr von Stein- und Felsstiirzen
in der Auffiillphase und der Phase nach der Rekultivierung vorgesehen? erkannt. Betriebliche Festlegungen (z. B. Beschrankung der Aufenthalts-
dauer im Gefahrenbereich, Abstellort von Maschinen und Geraten, etc.)
sind im Rahmen des Kontroll- und Qualitditsmanagements noch zu definie-
ren.
Der bestehende Fallboden, ca. auf halber Hohe der 6stlichen Felswand
sollte bestehen bleiben und zur Aufnahme von weiteren Felsmassen vor-
sorglich gerdumt werden.
Je nach der zeitlichen Entwicklung sind auch aktive Massnahmen (Rau-
mung, Abbau, etc.) vorzusehen.
4.2 | Wie wird der freibleibende Teil der Felswand tberwacht? Grundsatzlich visuell
a) In der Bauphase (Phase der Rekultivierung) Durch den Betreiber mit Unterstlitzung der Begleitkommission
b) In der Betriebsphase (Phase der fertig gestellten Rekultivierung) Noch offen!
4.3 | Sind Absperrmassnahmen vorgesehen? Waéhrend der Rekultivierungsphase ist der Zugang zum Gelande (analog

zu einer Baustelle) untersagt und ist abzusperren.

Die bereits bestehende Absturzsicherung (Gelénder) oberhalb der Fels-
wand ist mindestens im Bereich Schwendelberg beizubehalten und ist
periodisch zu kontrollieren.
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Herr Markus Bachmann, Projektleiter
Gemeindehausplatz 16

6048 Horw

Luzern, 8. September 2008 WF/ef

Mergelgrube Grisigen, Horw, landschaftliche Aspekte
Sehr geehrter Herr Bachmann,

Die Mergelgrube Grisigen pragt seit vielen Jahren den nach Nordosten abfallenden Abhang nérdlich
von Schwendelberg. Die Nutzung des Rohstoffes fur die Ziegeleiproduktion stellte auch einen wesent-
lichen wirtschaftlichen Faktor fir die Gemeinde Horw und die Region Luzern dar. Mit dem Auflassen
der Grube blieb ein durch Stein- und Felsschlag gefahrdeter Raum zuriick, der als markante Narbe
weitherum sichtbar auffallt, aber 6kologisch wertvolle Strukturen aufweist. In diesem Spannungsfeld
sind die geplanten Rekultivierungsmassnahmen, bei denen sauberes Aushubmaterial eingebaut und
renaturiert werden soll, nicht unumstritten.

Mit unserem Bericht zur Mergelgrube Grisigen vom 5. September 2008 haben wir die geotechnischen
Aspekte einerseits fir die Rekultivierung und andererseits bei einer Annahme der Gemeindeinitiative
zusammengestellt. Sie baten uns, bezlglich des Landschaftsbildes die entsprechenden Argumente in
einem kurzen Bericht darzulegen.

AUSGANGSLAGE
Bestehender Zustand

In der Mergelgrube Grisigen wurde Uber Jahrzehnte tonig-siltiger Rohstoff fiir die Ziegeleiindustrie
abgebaut. Eine weitergehende Abbaubewilligung stand vor einigen Jahren unmittelbar vor der Ertei-
lung. Dieses Projekt sah auch eine Auffullung und umfassende Rekultivierung des Geléndes vor, wur-
de aber von den Betreibern zurlickgezogen.

Die aufgelassene Mergelgrube ist heute weitherum als Narbe in der sonst intakten Landschaft sichtbar
und weist mit den im Siiden bis zu 100 m hohen und sehr steilen Felswanden (bis zu 70°) eine per-
manente Quelle von Steinschlag und periodischen Felsstirzen dar. Der fortschreitende Erosionspro-
zess im stark verwitterungsanfalligen ,Grisigermergel* (stark tektonisch beanspruchte Ton- und
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Siltsteine der unteren Meeresmolasse) fuhrt zu einem (langsam) fortschreitenden Zuriickweichen der
oberen Bdschungskante.

Vorgesehene Rekultivierung mit teilweiser Auffiillung

Mit der vorgesehenen teilweisen Auffillung und Rekultivierung der Mergelgrube sollen die landschaft-
lichen, naturschitzerischen Aspekte befriedigt werden. Zudem soll auch die Mdglichkeit fur die Abla-
gerung von unverschmutztem Aushubmaterial gewéhrleistet und die Stein- und Felssturzgefahr ver-
mindert werden. Das insgesamt ca. 550'000 m® Material (fest) soll Uiber einen Zeitraum von ca. 18
Jahren eingebaut und standortgerecht rekultiviert werden.

Initiative

Im Dezember 2007 wurde bei der Gemeinde Horw eine Initiative eingereicht mit dem Ziel, die Abbau-
zone Grisigen und das Bau- und Zonenreglement aufzuheben. Damit ware eine Rekultivierung, wie
sie das eingereichte Projekt vorsieht, nicht mehr mdglich.

LANDSCHAFTLICHE ASPEKTE BEI DER REKULTIVIERUNG

Mit der vorgesehenen Rekultivierung wird das Landschaftsbild deutlich verbessert. Die weit herum
sichtbare Narbe, die die aufgelassene Mergelgrube in der sonst intakten Landschaft des Nordostab-
hanges unterhalb der Rothenfluh, resp. der Krienseregg, hinterlasst, wird mit dem Fortschreiten der
Auffullung und der vorgesehenen Aufforstung der Boschungen laufend verkleinert. Die sehr steile und
nicht bepflanz- und begriinbare Felswand wird im unteren Teil eingeschiittet und der obere Teil wird
durch die Aufforstung kaschiert. Mit dem Einwachsen der standortgerechten Bepflanzung wird die
Narbe weitgehend eliminiert.

LANDSCHAFTLICHE ASPEKTE BEI DER ANNAHME DER GEMEINDEINITIATIVE

Wird die Gemeindeinitiative angenommen und die aufgelassene Mergelgrube der Natur Uberlassen,
wird sich die Narbe in der Landschaft nicht oder hdchstens in geologischen Zeitraumen schliessen.
Eine Begriinung und/oder Aufforstung auf dem felsigen Untergrund und bei den intensiven Stein-
schlagen und Felsstiirzen wird kaum mdoglich sein und daher ergibt sich auch keine stabile und ka-
schierende Vegetation. Flachwurzelnde Baume und Straucher werden permanent dem Windwurf aus-
gesetzt sein und keine durchgehende Bewaldung erlauben, insbesondere im Bereich der bis zu 100 m
hohen Felswand. Erst mit der deutlichen Zurlickwitterung und der damit verbundenen Akkumulation
von Lockermaterial am Bdschungsfuss kann sich ein durchgehender Grungurtel bilden.

Fir weitere Informationen stehen wir lhnen gerne zur Verfigung und verbleiben

Mit freundlichen Grlissen

Fellmann Geotechnik GmbH

W. Fellmann
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Zusammenfassung

Ausgangslage und Fragestellung

Die Aktiengesellschaft Ziegelwerke Horw-Gettnau (AGZ) baute Uber 100 Jahre lang im Gebiet Grisigen
Mergel ab und verarbeitete diesen in ihrem Ziegeleiwerk in Horw zu Backsteinen und Dachziegeln. Durch
den Abbaubetrieb entstand eine grosse offene Grube mit hangseitigen Steilwanden von rund 30 bis 40 Me-
tern Hohe. Im Jahr 1997 stimmten die Stimmblrgerinnen und Stimmbiirger an der Urne der Ausscheidung
einer Abbauzone zu (Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen und Art. 21 des Bau- und Zonenreglements),
welche die Grube sowie ein Erweiterungsgebiet umfasste. Geméss der Zonenvorschrift sind der Materialab-
bau und das Wiederaufflllen mit unverschmutztem Aushub- und Abraummaterial und mit werkeigenem
Ziegel- und Backsteinbruch zulassig. 2001 reichte die AGZ ein Gesuch zur Erweiterung des Abbaugebiets
und zur Rekultivierung des gesamten Geléndes ein (Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001). Kurze Zeit
spater legte sie allerdings die Grube und das Ziegeleiwerk in Horw still und zog dieses Gesuch zuriick. In
Gesprachen mit der AGZ verlangten die Gemeindebehdrden ein Konzept zur Rekultivierung der Mergelgru-
be. Die Grundeigentiimerin iberliess das Abbaugebiet in der Folge auf vertraglicher Basis der Transportun-
ternehmung Gloggner AG zur Auffillung mit unverschmutztem Aushub und Rekultivierung. Diese Firma
reichte im Mai 2006 ein entsprechendes Baugesuch ein (Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006), das
zurzeit hangig ist. Gegen den Lastwagenverkehr, den die Auffiillung nach sich ziehen wiirde, regte sich in
der Anwohnerschaft Widerstand. Mehrere Personen lancierten die Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der
Natur Uberlassen», die Ende Dezember 2007 mit der nétigen Anzahl Unterschriften eingereicht wurde. Die
Initianten verlangen im Wesentlichen, dass die Abbauzone und die Zonenvorschrift aufgehoben werden.

Vor diesem Hintergrund hat die Gemeinde Horw die Schweizerische Vereinigung fir Landesplanung (VLP-
ASPAN) beauftragt, im Rahmen eines Rechtsgutachtens abzuklaren, ob die Gemeinde im Fall der Annah-
me der Gemeindeinitiative aus materieller Enteignung entschadigungspflichtig wirde und mit welcher Ent-
schédigungshdhe zu rechnen ist. Im Zuge der Abklarungen hat der unterzeichnende Gutachter Gberdies
einen neutralen, branchenkundigen Schatzungsexperten zur Beantwortung einiger finanzieller Fragen, na-
mentlich zur Schétzung der Verkehrswerteinbusse, beigezogen.

Entschadigungspflicht aus materieller Enteignung (Art. 5 Abs. 2 RPG)

Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung liegt eine materielle Enteignung nach dem hier massgebenden
Tatbestand vor, wenn dem Eigentiimer der bisherige oder ein voraussehbarer kinftiger Gebrauch einer
Sache untersagt oder in einer Weise eingeschrankt wird, die besonders schwer wiegt, weil ihm eine wesent-
liche aus dem Eigentum fliessende Befugnis entzogen wird. Hebt die Planungsmassnahme eine kinftige,
bisher noch nicht ausgelibte Nutzungsmdglichkeit auf, wird das Gemeinwesen allerdings nur entschadi-
gungspflichtig, wenn im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Massnahme anzunehmen war, die Nutzung las-
se sich aus rechtlichen und tatséchlichen Griinden mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft verwirkli-
chen.
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Ankniipfungspunkt und Besonderheiten des Falles

Die Entschadigungspflicht aus materieller Enteignung knlpft nicht an die allféllige Annahme der Gemeinde-
initiative an, sondern an die Umzonung der Grundstlicke im Rahmen der Nutzungsplanung an. Falls die
Stimmburgerschaft die Gemeindeinitiative annehmen wirde, misste somit ein ordentliches Planungsverfah-
ren eingeleitet bzw. das Ergebnis dieser Abstimmung im Rahmen der laufenden Gesamtrevision der
Ortsplanung umgesetzt werden. Entschadigungsrechtlich massgebend ist das Inkrafttreten der Umzonung;
ob ein Eigentumseingriff einer Enteignung gleichkommt und zu entschadigen ist, beurteilt sich nach den
rechtlichen und tatsachlichen Verhaltnissen an diesem, hier noch in Zukunft liegenden Stichtag.

Die erste Besonderheit liegt des zu beurteilenden Sachverhalts liegt in der speziellen, eher seltenen Art der
Grundstiicksnutzung. Betroffen von der Planungsmassnahme sind Grundstiicke ausserhalb der Bauzone,
diese lassen sich durch die Méglichkeit zum Mergelabbau jedoch in ékonomischer Hinsicht weitaus lukrati-
ver nutzen als landwirtschaftliche Grundstiicke. Dieser Umstand riickt die Aufthebung der Abbauzone ent-
schadigungsrechtlich in die Nahe der Aufhebung der Uberbauungsméglichkeit einer Parzelle im Baugebiet.
Die zweite Besonderheit liegt im Zeitpunkt der initierten Planungsmassnahme. Materialabbau und Rekulti-
vierung sind Teil eines einheitlichen Gesamtvorgangs, der regelmaéssig Uber einen langeren Zeitraum ge-
plant und realisiert wird. Auffillung und Rekultivierung stellen in diesem Sinn das «notwendige Pendant»
zum Abbau dar. Bei einer Aufhebung der Abbauzone zum jetzigen Zeitpunkt wirde dieser Gesamtvorgang
vorzeitig abgebrochen, so dass sich Gberhaupt erst die Entschadigungsfrage stellen kann. Solche oder ahn-
liche Falle sind in der Gerichtspraxis selten zu finden. Das vorliegende Gutachten steht deshalb auf rechtlich
eher unsicherem Terrain, da einschlagige Prajudizien rar sind. Zwar ist unbestritten, dass das Konzept der
materiellen Enteignung grundsatzlich auf alle Arten von Grundstiicksnutzungen anwendbar ist, unsicher ist
jedoch, inwieweit sich die entsprechenden Kriterien, die das Bundesgericht vor allem im Zusammenhang mit
den Entschadigungsfolgen von Bauverboten oder Baubeschrénkungen in der Bauzone entwickelt hat, auf
die vorzeitige Aufhebung einer Materialabbauzone Ubertragen lassen.

Nichteinzonung oder Auszonung

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts ist eine Nichteinzonung in die Bauzone grundsétzlich ent-
schadigungslos zu dulden, wahrend die Auszonung von Bauland aus einer RPG-konformen Bauzone im
Grundsatz zu entschadigen ist. Damit soll der Wechsel von der alt- zur neurechtlichen Bodenordnung nicht
durch die Pflicht zur Zahlung hoher Entschadigungen verhindert werden. Der Verfassungs- und Gesetzge-
ber kann den Inhalt des Eigentums festlegen. Der Eigentimer muss eine Neufestlegung dieses Inhalts
grundsatzlich ohne Entschadigung hinnehmen, da er keinen Anspruch darauf hat, sein Grundstiick dauernd
bestmdglich nutzen zu kdnnen. Umgekehrt soll er eine Entschéadigung erhalten, wenn ihm das Gemeinwe-
sen bei feststehendem Eigentumsinhalt Beschrankungen auferlegt.

Im vorliegenden Fall ist davon auszugehen, dass die Gemeinde Horw Uber eine RPG-konforme Nutzungs-
ordnung verfiigt. Die Aufhebung der Abbauzone und die Zuweisung der betreffenden Grundstiicke der AGZ
in eine andere Nutzungszone wiirde demnach eine echte Eigentumsbeschrankung darstellen («Auszo-
nung»), die grundsatzlich die Entschadigungspflicht der Gemeinde nach sich zieht.
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Art und Umfang der Eigentumsbeschréinkung

Die Aufhebung der Abbauzone bedeutet faktisch ein Verbot des weiteren Materialabbaus und ein Verbot der
Auffiillung und Rekultivierung der offenen Grube. Zwar untersagt die Gemeindeinitiative diese Tatigkeiten
nicht ausdriicklich. Jedoch mussten die betreffenden Grundstlicke einer anderen, den Verhaltnissen ange-
passten Nutzungszone zugewiesen werden (Naturschutzzone, Ubriges Gemeindegebiet, Landwirtschafts-
zone 0.4.). Da der Materialabbau und die Materialablagerung in diesem Umfang planungspflichtig und in
keiner der genannten Zonen zonenkonform sind, wére die heute zulassige Nutzung der Grundstiicke ohne
Abbauzone kiinftig ausgeschlossen. Sowohl die Fortfihrung des Mergelabbaus als auch die Auffillung und
Rekultivierung des Gelandes stellen kiinftige Nutzungsméglichkeiten dar, deren Entzug von der Gemeinde
nur zu entschadigen ist, wenn sie aus rechtlichen und tatséchlichen Grinden in naher Zukunft hatten reali-
siert werden kdnnen (Realisierungswahrscheinlichkeit). Die Qualifikation des Mergelabbaus als kinftige
Nutzung mag insofern erstaunen, als die AGZ in der Grube Grisigen ja bereits in der Vergangenheit Mergel
abgebaut hat. Dieser Abbau ist allerdings seit einigen Jahren unterbrochen und seine Wiederaufnahme
kénnte sich, wenn Uberhaupt, hdchstens auf einen anpassungsbedirftigen Rechtstitel aus dem Jahr 1955
stitzen, mithin nicht ohne Durchflihrung eines neuen Baubewilligungsverfahrens erfolgen, so dass insofern
nicht vom Entzug einer bereits ausgelbten Eigentumsbefugnis gesprochen werden kann.

» Wird der Mergelabbau im Gegensatz zur soeben dargestellten Auffassung als bestehende Eigentums-
nutzung qualifiziert, so liegt in deren Entzug in der Regel ein schwerer, entschddigungspflichtiger Eigen-
tumseingriff, sofern diese Nutzung rechtméssig war. Im vorliegenden Fall miisste somit anstatt der Realisie-
rungswahrscheinlichkeit die Rechtméssigkeit des bisherigen Mergelabbaus gepriift werden, was eine ver-
tiefte Auseinandersetzung mit dem Regierungsratsbeschluss aus dem Jahre 1955 bedingen wiirde.

Schwere des Eigentumseingriffs

Die Intensitét des Eingriffs ins Eigentum der AGZ ist anhand eines Vergleichs der Nutzungsméglichkeiten
vor und nach der Aufhebung der Abbauzone zu beurteilen und auch daran zu messen, ob die AGZ von
ihren Grundstiicken auch ohne Abbauzone einen bestimmungsgemassen, wirtschaftlich sinnvollen
Gebrauch machen kann. Die Nutzungsmdéglichkeiten nach deren Aufhebung hangen von der Art der Nut-
zungszone ab, welcher die betreffenden Grundstiicke neu zugewiesen wirden. Die Gemeindebehérden
haben zum jetzigen Zeitpunkt darGber noch nicht abschliessend entschieden. Mit Blick auf die topografi-
schen, geologischen und 6kologischen Verhaltnisse besteht fiir die Neuzonierung allerdings kein grosser
Spielraum. Die Initianten selber nennen beispielhaft die Gefahrenzone, die Schutzzone oder das «(brige
Gemeindegebiet» als mdgliche neue Nutzungszonen — Zonen, die in der Tat den tatsachlichen Gegeben-
heiten, insbesondere dem geologischen und biologischen Wert des Gebiets am besten entsprechen diirften.
Die Nutzungsmdglichkeiten nach Aufthebung der Abbauzone sind, bedingt durch die Lage der Grundstlicke,
gering. Das bewaldete Gebiet kann forstwirtschaftlich bewirtschaftet werden, die Restflachen wirden als
Okologische Ausgleichsflachen brach liegen. Da der AGZ damit praktisch keine wirtschaftlich sinnvolle Nut-
zung mehr verbleibt, ist von einem schweren Eigentumseingriff auszugehen, der in seiner Wirkung einer
formellen Enteignung nahe kommt.

Dieser Befund wirde sich nur dann ndern, wenn die Eigentumsbeschrankung durch Vorteile, welche die
AGZ aus dem bisherigen Mergelabbau gezogen hat, aufgewogen wird, so dass insgesamt nur noch von
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einem geringfligigen Eingriff auszugehen ist. Diese Sichtweise eines «Vermégensbilanz-Gleichgewichts» ist
in der Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Kiesabbau angedeutet und wurde in einem Entscheid des
Luzerner Verwaltungsgerichts konkretisiert. Die Durchfiinrung einer solchen Gesamtbilanz erwies sich im
vorliegenden Fall als schwierig und konnte nur anhand grober Schatzungen durchgefiihrt werden; die Be-
funde sind entsprechend mit grossen Unsicherheiten behaftet: Der Ertrag, den die AGZ seit Erteilung der
erstmaligen, aktenkundigen «Abbaubewilligung» durch den Regierungsrat im Jahr 1955 mit dem Mergelab-
bau erzielt hat, wurde dazu teuerungsbereinigt dem Ertrag gegenibergestellt, den die AGZ ohne Aufhebung
der Abbauzone in Zukunft mit genligender Wahrscheinlichkeit noch hatte erzielen kénnen. Nach Schatzun-
gen des beigezogenen Experten betragt der bisher erzielte Nettoertrag unter Beriicksichtigung der Teue-
rung rund CHF 9 Millionen, der kiinftige noch erzielbare Nettoertrag rund CHF 4.5 Millionen. Der durch die
Aufhebung der Abbauzone verursachte Ertragsausfall macht somit grob geschéatzt rund einen Drittel aus.
Unter Berulcksichtigung des Umstandes, dass praktisch keine Restnutzung mehr méglich ist, ist mit Blick auf
die bundesgerichtliche Rechtsprechung somit auch aus einer Gesamtsicht von einem schweren, entschadi-
gungspflichtigen Eigentumseingriff auszugehen.

» Geht man im Gegensatz dazu davon aus, dass beziiglich der Wiederaufnahme des Mergelabbaus eine
gentigende Realisierungswahrscheinlichkeit fehlt, wére als kiinftig erzielbarer Ertrag nur noch derjenige aus
der Auffiillung der heute bestehenden Grube in die Gesamtbilanz einzustellen. Daraus ergdbe sich ein Er-
tragsausfall von lediglich noch 8 Prozent. Damit wirde die Aufhebung der Abbauzone wohl nur einen leich-
ten, entschédigungslos zu duldenden Eigentumseingriff bedeuten und die Entschadigungspflicht der Ge-
meinde entfiele.

Realisierungswahrscheinlichkeit

Der Entzug kinftiger, bisher noch nicht ausgetibter Eigentumsbefugnisse ist nur bei Vorliegen einer genu-
genden Realisierungswahrscheinlichkeit entschadigungspflichtig. Im vorliegenden Fall fragt sich, ob die
kinftige Nutzung ungeféhr im Umfang des Abbau- und Rekultivierungsprojekts 2001 (Abbau und Rekultivie-
rung der gesamten Zone) oder lediglich eine Nutzung im Umfang des hangigen Rekultivierungs- und Stras-
senprojekts 2006 (Rekultivierung der bestehenden Grube) wahrscheinlich ist. Diese Wahrscheinlichkeit
beurteilt sich ausschliesslich nach objektiven Gesichtspunkten, nicht nach den subjektiven Absichten der
Grundeigentimerin. Diese spielen gemass Bundesgericht in Auszonungsféllen keine Rolle, da keine allge-
meine Baupflicht — bzw. hier keine Pflicht zum Materialabbau innert einer bestimmten Frist — besteht.

Aufgrund der Komplexitat von Materialabbauvorhaben ist eine Prognose zur Bewilligungsfahigkeit solcher
Projekte schwierig. Die zusténdigen Behdrden haben zu den bisher eingereichten Gesuchen der AGZ und
der Gloggner AG jeweils im Grundsatz positiv Stellung genommen. Es ist deshalb anzunehmen, dass einer
Wiederaufnahme und Fortflhrung des Mergelabbaus keine uniberwindbaren rechtlichen Hindernisse im
Wege stehen wiirden. Fraglich ist einzig, ob die Strassenerschliessung, die teilweise durch Wohngebiete
fihrt, planungsrechtlich als gentigend angesehen werden kann. Eine summarische Prifung ergibt, dass
angesichts der Grésse des Abbaugebiets und des zu erwartenden Lastwagenverkehrs von einer hinrei-
chenden Zufahrt auszugehen ist. Voraussetzung der Entschadigungspflicht ist sodann, dass die kinftige
Nutzung auch aus tatsachlichen Grinden realistisch ist. Zweifel an der Wiederaufnahme des Abbaubetriebs
erweckt vorliegend vor allem das Verhalten der AGZ, welche die Grube und das Ziegeleiwerk in Horw still-
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gelegt und die Gloggner AG mit der Aufflllung der Grube beauftragt hat und sich an der Planung zur Um-
nutzung ihres Betriebsareals beim Bahnhof beteiligt. Zu berlicksichtigen sind ferner die Marktverhaltnisse fur
Mergelprodukte. Das Gutachten kommt zum Ergebnis, dass bei einer vorsichtigen Einschatzung der Ent-
schéadigungspflicht eine hinreichende tatsachliche Realisierungswahrscheinlichkeit bezuglich Fortfihrung
des Mergelabbaus besteht. Aus rechtlicher Sicht kénnte die AGZ das héngige Gesuch zur Rekultivierung
der Mergelgrube jederzeit noch zuriickziehen (lassen) und ein neues Abbaugesuch einreichen. Auch die
Umnutzung des Betriebsareals ist rechtlich noch nicht verbindlich besiegelt. Der beigezogene Schatzungs-
experte vertritt ausserdem die Ansicht, die Wiederaufnahme des Mergelabbaus sei auch aus wirtschaftlicher
Sicht nicht unrealistisch, falls gewisse Investitionen getétigt wirden. Somit ist bei der Entschadigungsbe-
messung nicht nur die Rekultivierungsmdglichkeit der heute offenen Grube, sondern auch die Méglichkeit
des Weiterabbaus sowie zur Aufflillung des entsprechend grésseren Abbaugelandes zu berticksichtigen.

» Eine andere Beurteilung der Realisierungswahrscheinlichkeit schldgt unmittelbar auf die Entschadi-
gungspfiicht als solche durch. Beurteilt man abweichend von der Auffassung des Gutachters die Erschlies-
sung der Grube Uber die Grisigenstrasse als ungendigend, weil sie durch Wohngebiete fiihrt, so entfallen die
rechtliche Realisierungswahrscheinlichkeit sémtlicher Nutzungsmdglichkeiten und damit die Entschadi-
gungspfiicht. Sowohl der Mergelabbau als auch die Auffillung ist nur mit einer auch planungsrechtlich hin-
reichenden Zufahrt méglich und die Grundeigentimerin kénnte eine neue Erschliessungsstrasse nicht aus
eigener Kraft in naher Zukunft erstelle. Sieht man (berdies in der eingeleiteten Umnutzung des Betriebsare-
als der AGZ beim Bahnhof Horw ein tatsdchliches Hindernis fiir den weiteren Mergelabbau, so erschiene
nur noch die Auffillung und Rekultivierung der bestehenden Grube als wahrscheinlich. Im Entzug dieser
Méaglichkeit allein liegt allerdings, wie oben ausgefiihrt, wohl kein schwerer Eigentumseingriff.

Entschadigung

Liegt eine materielle Enteignung vor, ist der betroffene Grundeigentiimer von Verfassungs und von Geset-
zes wegen «voll» zu entschadigen (Art. 26 Abs. 2 BV, Art. 5 Abs. 2 RPG). Eine volle Entschadigung setzt
sich, nebst einer allfélligen Verzinsung, aus der Entschadigung des Minderwerts (Verkehrswert des entzo-
genen Rechts) und der weiteren, auf die Planungsmassnahmen zurlickzufiihrenden persénlichen Nachteile
(sog. Inkonvenienzen) zusammen.

Gemass Rechtsprechung und Lehre ist der Minderwert aus einem Vergleich des Verkehrswerts der
Grundstiicke vor dem Eigentumseingriff mit demjenigen nach diesem Eingriff zu ermitteln (sog. Differenzme-
thode). Im vorliegenden Fall ist der Verkehrswert nach der Ertragswertmethode zu bestimmen; er betragt
vor der Aufhebung der Abbauzone nach Schatzung des beigezogenen Experten CHF 4.5 Millionen. Da der
Ertragswert der Grundstiicke nach der Umzonung praktisch Null ist, stellt dieser Betrag zugleich den mass-
gebenden Minderwert dar. Als Inkonvenienzen sind zunachst die bei einer Aufhebung nutzlos werdenden
Planungskosten von geschéatzten CHF 100'000 zu ersetzen. Als zusatzliche Inkonvenienzen muissen aus-
serdem die Kosten der Sicherungs- und Rekultivierungsmassnahmen, die aus geologischen Griinden auch
bei einer Annahme der Gemeindeinitiative notwendig wéren, entschadigt werden. Diese betragen — je nach
Umfang der angeordneten Arbeiten — CHF 0.2 bis 1.1 Millionen.



VLP-ASPAN, Rechtsqutachten Mergelgrube Grisigen Zusammenfassung

Die volle Entschadigung belauft sich somit auf einen geschatzten Gesamtbetrag von mindestens CHF 4.8
Millionen bis héchstens CHF 5.7 Millionen.

» Wiirde nur die Auffiillung der bestehenden Grube als realistisch angesehen (vgl. oben), reduzierte sich
die Minderwertentschadigung (theoretisch) auf einen Betrag von CHF 1.1 Millionen. Diese Summe ent-
spricht nach Schétzungen des beigezogenen Experten dem Ertragswert des Projekts der Gloggner AG. Wie
bereits ausgefiihrt, entféllt allerdings in diesem Fall die Entschddigungspflicht der Gemeinde mangels gend-
gender Eingriffsintensitdt ganz. Wird ausserdem — entgegen der vom Gutachter vertretenen Auffassung —
der Kausalzusammenhang zwischen der Aufhebung der Abbauzone und den aus geologischen Grinden
zwingenden Sicherungs- und Rekultivierungsmassnahmen verneint, wiirde sich die Gesamtentschadigung
um den Betrag von CHF 0.2 bis 1.1 Millionen reduzieren.

Die Grafik auf der folgenden Seite versucht, den Gedankengang des Gutachtens sowie die mégli-
chen Alternativen zum leichteren Verstiandnis — stark vereinfacht — bildlich darzustellen.

Legende:

= Auffassung des Gutachters

cmmmmm > = Konsequenzen bei davon abweichender Auffassung
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.  Sachverhalt und Fragestellung

A. Vorgeschichte

Die Aktiengesellschaft Ziegelwerke Horw-Gettnau (AGZ) baute von Ende des 19. Jahrhunderts bis
2002 im Gebiet Grisigen oberhalb von Horw Mergel ab und verarbeitete diesen in ihrem Ziegeleiwerk zu
Backsteinen und Dachziegeln. Durch den Abbaubetrieb entstand im genannten Gebiet eine grosse offene
Grube, unterteilt in einen oberen und einen unteren Grubenteil, mit hangseitigen Steilwanden von rund 30
bis 40 Metern Hohe (Gesamtflache des Abbaugebiets rund 109'000 m?). Der Transport des abgebauten
Mergels erfolgte lange Zeit mit einer Seilbahn direkt von der Grube ins Horwer Werk, ab 1991 — nach einem
Seilbahnunfall — per Lastwagen."'

Ab Anfang der 1990er Jahre stellten sich verschiedene Fragen bezlglich Rechtsgrundlagen des Ab-
baubetriebes, Materialtransport und Rekultivierung. Die Behdrden verlangten von der AGZ, dass diese ihre
Vorstellungen und Absichten zur Zukunft der Mergelgrube Grisigen darlege. Die AGZ fihrte eine Gesamt-
und Erweiterungsplanung durch, um die kinftigen Abbaumdglichkeiten auszuloten und dusserte gestuitzt
darauf die Absicht, den Mergelabbau in der bestehenden Grube langfristig fortzufihren und das Abbauge-
biet zu erweitern.? Um langfristig eine grossere Rechts- und Planungssicherheit zu erreichen, stellte die AGZ
1996 in Absprache mit den Gemeindebehérden das Gesuch um Ausscheidung einer (Material-) Abbauzo-
ne, welche die offene Grube sowie ein Erweiterungsgebiet umfassen sollte.® Grundlage des Einzonungsge-
suchs war ein Vorprojekt, das die AGZ ausarbeiten liess und welches die Eckwerte des kinftigen Abbaus
und der Rekultivierung festlegte. Vorgesehen war, bis 2023 in vier Etappen 2'050'000 m> Mergel abzubauen
und 1'030'000 m® unverschmutztes Aushubmaterial aufzufillen sowie bis 2027 die Rekultivierung abzu-
schliessen; jede Abbauetappe héatte in einem separaten Baubewilligungsverfahren freigegeben werden
missen.* Die Umweltauswirkungen dieses Vorhabens wurden in einer (erweiterten) UVP-Voruntersuchung
abgeklart.’ Die zustandigen Behérden von Bund, Kanton und Gemeinde &usserten sich grundsétzlich zu-
stimmend zum Vorprojekt und die Horwer Stimmberechtigten nahmen in der Urnenabstimmung vom 23.
November 1997 den Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen und Art. 21 des Bau- und Zonenreglements an.®

In der Folge konkretisierte die AGZ das Vorprojekt und reichte im Jahr 2001 das Baugesuch samt
Umweltvertraglichkeitsbericht flir den Mergelabbau und die Rekultivierung (Abbau- und Rekultivierungspro-
Jjekt 2001) ein, wobei die Abbau- und Auffiillvolumina gegeniiber dem Vorprojekt reduziert wurden.” Wah-

! UVB 1996, S. 4 f,, 8 f.; Antrag Abbauzone, S. 2.

2 UVB199,S.1,5.

Antrag Abbauzone, S. 1.

4 Vgl. UVB 1996, S: 11 ff., Antrag Abbauzone, S. 2 f.

s Vgl. UVB 1995; UVB-Beilagen 1995; UVB 1996; UVB-Beilagen 1996.
®  UVB 1996, S. 1, Antrag Abbauzone, S. 2.

7 Abbauvolumen: 1'710'000 m® fest, davon 1'290'000 m® verwertbar; Auffiillvolumen: 1'650'000 m?® fest; vgl.
Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 2 und UVB 2001.
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rend des Baubewilligungsverfahrens ersuchte die AGZ aufgrund der veranderten Rahmenbedingungen um
Sistierung ihres Abbaugesuches und zog es schliesslich Ende Juni 2004 — unter Vorbehalt der Wiederein-
reichung — formell zurliick, nachdem sie in der Zwischenzeit ihr Ziegelwerk und die Mergelgrube Grisigen
stillgelegt hatte. Den Rilckzug begriindete die AGZ mit den geénderten politischen und wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen, insbesondere damit, dass sich der Abbaubetrieb mit den vorgesehenen Auflagen
nicht mehr wirtschaftlich betreiben lasse.?

Die Gemeinde Horw schrieb daraufhin das Baugesuch als erledigt ab und verlangte ein Konzept zur
Nutzung bzw. Rekultivierung der stillgelegten Mergelgrube.® Mitte 2005 legte die AGZ drei Rekultivierungs-
Varianten vor."® Die Gemeindebehérden und die AGZ konnten sich schliesslich auf eine Rekultivierung in
Anlehnung an das im zuriickgezogenen Baugesuch vorgesehene Konzept einigen'' und die AGZ iiberliess
in der Folge die Mergelgrube auf vertraglicher Basis der Transportunternehmung Gloggner AG zur Auffil-
lung und Rekultivierung. Die genannte Firma reichte im Mai 2006 ein Baugesuch zur Rekultivierung und zur
Anpassung der Erschliessung ein (Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006).'” Das Gesuch sieht vor, die
Grube in drei Etappen wéhrend insgesamt achtzehn Jahren (bis 2024) mit gesetzeskonformem Deponiema-
terial mdglichst weitgehend aufzufillen. Aus topografischen und geologischen Griinden kann das Gelénde
jedoch nicht bis auf das urspriingliche Niveau aufgefulit werden, so dass das Aufflllvolumen gemass Bau-
gesuch rund 550'000 m® (Festmass) betragt. Die Anlieferung des Materials soll mittels Lastwagen erfolgen.™

Die geplante Aufflillung der Mergelgrube Grisigen und die Aussicht auf den dadurch verursachten
Lastwagenverkehr veranlasste einige Birgerinnen und Burger, die an der Zufahrtsstrasse zur Mergelgrube
Grisigen bzw. in der Nahe der Grube am Siedlungsrand von Horw wohnen, sich gegen das Vorhaben zu
wehren. Sie lancierten die Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der Natur (iberlassen», die Ende Dezember
2007 mit der nétigen Anzahl Unterschriften eingereicht wurde. Die Initianten verlangen, dass die Abbauzone
und die Zonenvorschrift des Bau- und Zonenreglements aufgehoben werden. Stattdessen soll die Mergel-
grube Grisigen mit «einfachen Massnahmen» rekultiviert, d.h. begriint und der Natur (iberlassen werden.'
Im Einwohnerrat wurde zudem ein dringliches Postulat eingereicht, das den Erlass einer Planungszone fir
das betreffende Gebiet vorsieht." Die Gemeindebehérden veranlassten in der Folge ein Mediationsverfah-

8 Vgl. Schreiben AGZ vom 29.6.2004.

Vgl. Schreiben Gemeinde vom 27.9.2004. Gegen diesen Abschreibungsentscheid fiihrte die AGZ am

14.10.2004 Verwaltungsgerichtsbeschwerde. Diese wurde nach Abschluss einer Vereinbarung Uber das

weitere Vorgehen (vgl. Vereinbarung 2005) zurlickgezogen und das Verfahren abgeschrieben (vg. Schrei-

ben Kurmann vom 20.6.2005; Abschreibungsverfligung vom 22.6.2005). Die Gemeinde erliess gestiitzt dar-

auf einen Wiedererwagungsentscheid, der jedoch bezlglich Planung der Rekultivierung keine wesentlichen

Anderungen brachte (vgl. Entscheid Gemeinde vom 4.5.2005).

19 vgl. Schreiben AGZ vom 17.6.2005; vgl. auch Kurzprotokoll vom 3.12.2004 und Schreiben Gemeinde vom
23.2.2004.

" vgl. Protokollauszug vom 8.9.2005; Protokollauszug vom 20.10.2005; Schreiben Gemeinde vom

24.10.2005.

Vgl. Baugesuch Gloggner AG samt Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 (Technischer Bericht und

Umweltbericht) und Ergédnzungsbericht 2007.

13 Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 5, S. 8 ff., 12, S. 16 f.

Unterschriftenbogen, vgl. auch Entscheid Vorprifung vom 31.10.2007; Schreiben Gemeinde vom
21.12.2007; Aktenotiz Germann vom 14.1.2008; Internet-News vom 14.1.2008.

® Schreiben Gemeinde vom 21.12.2007.
11
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ren, in welchem zwischen den Initianten und der AGZ bzw. der Gloggner AG nach einer Lésung des Kon-
flikts gesucht wurde. Zwischenzeitlich ist diese Mediation jedoch gescheitert."®

B. Planerische Ausgangslage und Entwicklung

Die Mergelgrube Grisigen liegt oberhalb von Horw am Pilatushang. Die Umgebung ist gepragt durch
Walder, Bachtobel und landwirtschaftliche Wies- und Weidelandnutzung, unterhalb der Grube liegt ein Wan-
derweg. Durch die Abbautatigkeit wurde die friiher schon sichtbare Felswand optisch stark vergrdssert, so
dass sie heute aus dstlicher und nérdlicher Richtung gut einsehbar ist.'” Die Abbauzone geméss Teilzonen-
plan umfasst nebst der offenen Grube auch Wald und verschiedenartige Schutzobjekte.'® Das Gebiet gilt

ausserdem als flach- bis mittelgriindiges Rutschgebiet mit Steinschlaggefahr.™

Mit Urnenabstimmung vom 23. November 1997 haben die Stimmbirger von Horw die offene Mergel-
grube samt Erweiterungsgebiet geméss Vorprojekt der AGZ (vgl. oben S. 10) einer Abbauzone im Sinne
von § 56 PBG-LU zugewiesen und als Zonenvorschrift Art. 21 in der kommunalen Bau- und Zonenordnung
verankert. Gemass dieser Vorschrift sind der Materialabbau und das Wiederaufflllen sowie die dafur not-
wendigen Bauten und Anlagen zonenkonform. Die Rekultivierung ist nur mit unverschmutztem Aushub- und
Abraummaterial sowie mit Ziegel- und Backsteinbruch aus dem eigenen Werk gestattet. Verboten ist dage-
gen das Auffillen mit Abfallen und anderen (verschmutzten) Materialien. Abbau und Rekultivierung missen
in einem Konzept festgehalten und etappiert werden.?® Der Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen wurde im
Jahr 2002 durch den Regierungsrat des Kantons Luzern genehmigt.?' Der geltende kantonale Richtplan
1998 und auch der Richtplanentwurf 2008 weisen die Grube als Abbaugebiet von kantonaler Bedeutung fur
Lehm und Mergel aus.?” Die AGZ ist im Wesentlichen Eigenttimerin samtlicher in der Abbauzone liegenden
Grundstiicke. Vom Abbau ebenfalls betroffen ist die Parzelle Nr. 623 im Eigentum der Korporationsgemein-
de Horw.*®

Der Zonenplanentwurf 1979 bezeichnete die Mergelgrube Grisigen offenbar erstmals als Abbaugebiet. Im dar-

aufhin erlassenen Zonenplan 1981 verzichtete man jedoch auf die formelle Ausscheidung einer Abbauzone und die

'®  vgl. Schreiben Gemeinde vom 5.6.2008.
Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 2.

Der obere Teil der Abbauzone liegt in einer Landschaft von nationaler Bedeutung (BLN Objekt Nr. 1606
Vierwaldstéattersee). Die Aufschlliisse der Mergelgrube sind als Geotop von nationaler Bedeutung eingestuft.
Die Grube bietet Lebensraum flr viele spezialisierte Tier- und Pflanzenarten und ist von grossem Wert fir
den Naturschutz. Sie ist deshalb im Inventar der Naturobjekte von regionaler Bedeutung verzeichnet. Vgl.
Kantonale Stellungnahme 2007, S. 8 f.

Kantonale Stellungnahme 2007, S. 2, 6., Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 11.

20 Art. 21 Abs. 3 und 4 BZR.

# Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen und Art. 21 Bau- und Zonenreglement; Antrag Abbauzone, S. 2.
2 Richtplan 1998, S. 102; Richtplan-Entwurf 2008, S. 130.

2 vgl. UVB 1996, S. 7, Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001 S. 3, Antrag Abbauzone S. 1 f.; vgl. auch
Abklarung Eigentumsverhaltnisse vom 22.5.1992 und Grundbuchauszug vom 21.8.1992. Zwischen der Kor-
porationsgemeinde Horw und der AGZ fand 1954 ein Landabtausch bzw. Waldverkauf statt; Teile der Par-
zelle Nr. 623 wurde damals der AGZ zum Materialabbau Uberlassen. Dieser Kauf-Tausch-Vertrag wurde mit
Beschluss vom 6. Juni 1955 durch den Regierungsrat des Kantons Luzern genehmigt. Rechtliche Bedeu-
tung und értlicher Geltungsbereich dieser Genehmigung sind unklar und umstritten vgl. unten S. 16 f.
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betreffenden Grundstiicke wurden der Landwirtschaftszone zugewiesen.** Das damals geltende Bau- und Zonenregle-
ment liess offenbar in dieser Zone explizit Bauten und Anlagen fiir den Abbau von Kies, Sand und Mergel im Rahmen

der kantonalen Bewilligungen und Auflagen zu.?

C. Fragestellung

Gemass Auftragsumschreibung vom 19. Mai 2008 hat die VLP-ASPAN abzuklaren, ob die Gemeinde
Horw im Fall der Annahme der Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der Natur Uberlassen» aus materieller
Enteignung entschadigungspflichtig wird und falls ja, wie hoch diese Entschédigung ausfallt. Die weitere
Frage, wie sich ein allfélliger Gegenvorschlag, der eine teilweise Aufflillung der Grube zulasst, auf die Ent-
schédigungsfrage auswirken wirde, haben die Gemeindebehdrden nach einer Grobbeurteilung des Gut-
achters fallengelassen.

IIl. Grundlagen und Vorgehen

Das Gutachten stitzt sich auf die im Anhang aufgefihrten Unterlagen, die dem Gutachter von der
Auftraggeberin zur Verfligung gestellt wurden (vgl. Verzeichnis im Anhang, S. 51 ff.). Diejenigen Unterlagen,
die im vorliegenden Gutachten verwendet werden, sind in den Fussnoten mit der im Grundlagenverzeichnis
genannten Kurzbezeichnung zitiert.

Wunschgemass hat der Gutachter nach Einsichtnahme in die Akten in einer ersten Phase eine
Grobbeurteilung der Fragestellung vorgenommen und deren Ergebnisse am 1. Juli 2008 mindlich prasen-
tiert. Dabei zeigte sich, dass fUr die Beurteilung gewisser Fragen — Eingriffsschwere, tatséchliche Realisie-
rungswahrscheinlichkeit und Bestimmung der Entschadigungshdhe — branchenspezifische betriebswirt-
schaftliche Kenntnisse erforderlich sind. In Absprache mit den Gemeindebehdrden hat der Gutachter des-
halb in einer zweiten Phase einen neutralen, branchenkundigen Experten zur Abklarung der finanziellen
Auswirkungen der Planungsmassnahme gesucht und parallel dazu die rechtlichen Abklarungen vertieft. Mit
der Person von Herrn Andres Schmid, Management auf Zeit, Kilchberg, konnte der gewiinschte Schat-
zungsexperte gefunden und mit der Abklarung der fach- und branchenspezifischen Fragen betraut werden.
Gleichzeitig hat der Gutachter der Gemeinde am 8. August 2008 einen Gutachtensentwurf mit den vorlaufi-
gen Antworten abgegeben. In einer dritten Phase erarbeitete der Schatzungsexperte seine Expertise und
lieferte diese am 3. September 2008 ab, so dass gestiitzt darauf das vorliegende Gutachten definitiv fertig
gestellt werden konnte (erste Fassung vom 10. September 2008, bereinigte Fassung vom 9. Oktober 2008).

2 Rechtsabklarung vom 9.4.1992, S. 4 f. Eine andere Auffassung geht davon aus, dass damals eine iiberla-

gernde Abbauzone ausgeschieden wurde vgl. UVB 1996, S. 6.
% Vgl. Rechtsabklarung vom 9.4.1992, S. 4; UVB 1996, S. 6.
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lll. Allgemeines zur materiellen Enteignung

Fihren Planungen zu Eigentumsbeschrankungen, die einer Enteignung gleichkommen (sog. mate-
rielle Enteignung), so muss das Gemeinwesen die davon betroffene Person voll entschadigen (vgl. Art. 5
Abs. 2 RPG; § 106 PBG-LU). Die genannte Vorschrift des RPG wiederholt damit fir Planungsmassnahmen,
was gestitzt auf die Wertgarantie als Teilgehalt der Eigentumsgarantie (Art. 26 BV) in der Rechtsordnung
allgemein gilt. Das Bundesgericht hat den Begriff der materiellen Enteignung in einer reichhaltigen Recht-
sprechung konkretisiert und im Entscheid «Barret»*® vom 13. Oktober 1965 die Grundkonzeption zur Ab-
grenzung zwischen entschadigungspflichtigen und entschadigungslosen Eigentumsbeschrankungen skiz-
ziert, die — durch zahlreiche Entscheide verfeinert — auch heute noch gilt.*’

Gemass der Konzeption «Barret» sind zwei Entschddigungstatbesténde zu unterscheiden:

= Inder Praxis ganz im Zentrum steht der Tatbestand des Entzugs einer wesentlichen Eigentumsbefug-
nis. Danach liegt eine materielle Enteignung vor, «wenn dem Eigentimer der bisherige oder ein vor-
aussehbarer kinftiger Gebrauch einer Sache untersagt oder in einer Weise eingeschrankt wird, die be-
sonders schwer wiegt, weil der betroffenen Person eine wesentliche aus dem Eigentum fliessende Be-
fugnis entzogen wird».?®

=  Wiegt der Eigentumseingriff durch die Planungsmassnahme nicht besonders schwer, so ist aus-
nahmsweise dennoch volle Entschédigung geschuldet, falls ein einziger oder einzelne Grundeigentu-
mer so betroffen sind, dass ihr Opfer gegeniiber der Allgemeinheit unzumutbar erschiene und es
rechtsungleich wére, wenn keine Entschadigung geleistet wiirde (sog. Sonderopfer).?® Die enteig-
nungsahnliche Wirkung liegt hier nicht primar in der Eingriffsintensitat, sondern in der hinzutretenden
Ungleichbehandlung. Der Sonderopfer-Tatbestand ist in der Praxis bisher praktisch bedeutungslos
geblieben, das Bundesgericht hat lediglich in wenigen Entscheiden® die Mdglichkeit eines Sonderop-
fers an sich bejaht, in diesen konkreten Fallen dessen Vorliegen aber verneint.*' Mangels praktischer
Relevanz und mit Blick auf das Ergebnis der Abklarungen geht das vorliegende Gutachten nicht weiter
auf den Sonderopfer-Tatbestand ein.

Wird durch die Planungsmassnahme eine kiinftige, bisher noch nicht ausgelbte Nutzungsmdglichkeit
aufgehoben, so besteht nur dann eine Entschadigungspflicht, wenn im Zeitpunkt deren Inkrafttretens anzu-
nehmen war, diese Nutzung lasse sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft verwirklichen.* Die-
ses zusétzliche Erfordernis der Realisierungswahrscheinlichkeit gilt fir beide genannten Entschadigungstat-

% BGE 911329 ff. (Barret).

2 Vgl. dazu eingehend das Werk von RIvA, Hauptfragen, insbesondere S. 18 ff. sowie RivA, Kommentar RPG,
Art. 5 Rz. 103 ff.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 33 ff.

% BGE 125 11431 E. 3a S. 433 (Niederlenz).
% BGE 125 11 431 E. 3a S. 433 (Niederlenz).

% BGE 113 1a 368 E. 4-6 S. 375 ff. (Kt. Tessin); 107 1b 380 E. 3 S. 384 f. (Orbe), 109 Ib 114 (Kappel am Albis);
Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 130.

¥ Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 129 f.
% BGE 12511431 E. 3a S. 433 (Niederlenz); 123 11 481 E. 6 S. 487 (Niederhasli).
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bestande. In der Praxis ist unter einer kiinftigen besseren Nutzung eines Grundstiicks meist die Mdéglichkeit
einer Uberbauung zu sehen. Entschadigungsfragen stellen sich daher vor allem bei vollstandigen oder teil-
weisen Bauverboten auf uniiberbautem Land.** Die Realisierungswahrscheinlichkeit der Uberbauung oder
einer anderen, besseren Grundstiicksnutzung muss anhand aller rechtlichen und tatséchlichen Verhaltnisse
des konkreten Falles geprift werden. Den Realisierungschancen kénnen rechtliche oder tatséchliche Hin-
dernisse entgegenstehen (Notwendigkeit von Plananderungen, Ausnahmebewilligungen, umfangreichen
Erschliessungsarbeiten, fehlende Nachfrage, Grundstlicks- und Erschliessungsverhaltnisse, Siedlungsent-
wicklung etc.). Massgebend sind primér die rechtlichen Gegebenheiten.®* Fehlt es an der Mdglichkeit, die
bessere Nutzungsmdglichkeit in naher Zukunft aus eigener Kraft zu verwirklichen, so entfallt die Entschadi-
gungspflicht, da bloss theoretische Gewinnchancen und unbestimmte Verwendungsmdglichkeiten nicht
abgegolten werden.*

Eigentumseingriffe, welche die dargestellten Voraussetzungen nicht erflllen, missen vom betroffe-
nen Eigentiimer entschddigungslos geduldet werden, es sei denn, die Entschadigungspflicht werde aus-
nahmsweise durch andere, ausserhalb der Konzeption «Barret» liegende, von der Rechtsprechung aner-
kannten Gesichtspunkte, wie z.B. des Vertrauensschutzes, begriindet.*®

zwischen der Bestimmung des Eigentumsinhalts und tatsédchlichen Eigentumsbeschrdnkungen zu unter-

Entschadigungsrechtlich ist weiter

scheiden: wo die Rechtsordnung den Inhalt des Eigentumsrechts neu definiert, hat der Grundeigentimer
dies grundsatzlich entschadigungslos hinzunehmen, da er keinen Anspruch auf Beibehaltung der bisherigen

Rechts- und Eigentumsordnung hat.*”

Deshalb fiihrt die Zuweisung von Grundstlcken in eine Nichtbauzone
in der Regel zu keiner Entschadigung, wenn sie im Zug der Einflihrung der verfassungsmassigen Boden-
ordnung gemass Art. 75 BV bzw. der erstmaligen Schaffung einer RPG-konformen Nutzungsplanung erfolgt
(sog. Nichteinzonung als Neufestlegung des Eigentumsinhalts). Dagegen muss das Gemeinwesen den
Eigentiimer entschadigen, wenn sein Grundstlck bisher in einer RPG-konformen Bauzone lag und dieses

neu einer Nichtbauzone zugeteilt wird (sog. Auszonung).®

% RivA, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 131 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 40.

% Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 133; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 42 ff.

% Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 132.

3 Vgl. Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 135 ff.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 46 ff.
87 Vgl. dazu ausfihrlich Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 111 ff.

% vgl. Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 138 ff.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 54 ff.
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IV. Entschadigungsfolgen bei Aufhebung der Abbauzone

A. Ausgangspunkt und Besonderheiten des vorliegenden Falles

1. Stossrichtung der Initiative und planerische Umsetzung

Ausldser der hier vorzunehmenden entschadigungsrechtlichen Folgeabschéatzung ist die Ende 2007
eingereichte Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der Natur Uberlassen». Diese Initiative verlangt, wie ge-
sagt, die (vorzeitige) Aufhebung der Abbauzone, um die in der Nahe der Mergelgrube liegenden Wohnge-
biete vor dem Lastwagenverkehr zu bewahren, der durch die Aufflllung und Rekultivierung wahrend acht-
zehn Jahren verursacht wiirde. Im Zusammenhang mit der Entschadigungsfrage ist klar zu unterscheiden
zwischen der Abstimmung Uber die Initiative und deren planerischen Umsetzung:

Entschadigungsrechtlich entscheidend sind die planerische Aufhebung der Abbauzone und die Zu-
weisung der betreffenden Grundstiicke zu einer anderen Nutzungszone, nicht dagegen die blosse Annah-
me der Gemeindeinitiative. Diese ist als politischer Auftrag an die zustandigen Gemeindeorgane zu werten,
im Sinne der Initianten planerisch tétig zu werden und zieht rechtlich nicht automatisch die Aufhebung der
Abbauzone nach sich. Konkret misste im Nachgang zur Annahme der Gemeindeinitiative an der Urne so-
mit ein ordentliches Planungsverfahren eingeleitet, der geltende Teilzonenplan aufgehoben und entweder
ein neuer Teilzonenplan erlassen oder der Zonenplan Pilatushang (Rahmennutzungsplan) angepasst wer-
den, wobei die Voraussetzungen von Art. 21 Abs. 2 RPG zu beachten sind. Da zurzeit ohnehin eine Ge-
samtrevision der Ortsplanung in Vorbereitung ist, misste die Gemeindeinitiative in diesem Rahmen umge-
setzt werden. Die Stimmbiirgerschaft der Gemeinde Horw kann im Planungsverfahren somit erneut tber
das Schicksal des Abbaugebiets befinden. Deren Entscheid unterliegt der Genehmigung durch den Regie-
rungsrat des Kantons Luzern, dessen Entscheid auf dem Rechtsweg angefochten werden kann.* Erst die
rechtskraftige Umzonung der Grundstiicke von der Abbauzone in eine andere Nutzungszone greift unmittel-
bar in die Eigentumsrechte der AGZ ein und erst in diesem Zeitpunkt stellt sich die Entschadigungsfrage.*
Das vorliegende Gutachten nimmt somit die Beurteilung einer Frage vorweg, die sich rechtlich (mdglicher-
weise) erst in Zukunft stellt. Zu diesem Zweck muss die Hypothese aufgestellt werden, dass die tatsachli-
chen und rechtlichen Verhalinisse, wie sie sich heute prasentieren, auch denjenigen im Zeitpunkt der
rechtskraftigen Umzonung entsprechen.

2. Besonderheiten des vorliegenden Falls

In der Praxis stellen sich Entschadigungsfragen aus materieller Enteignung vor allem im Zusammen-
hang mit Grundstiicken in einer (alt- oder neurechtlichen) Bauzone, fiir die eine planerische Massnahme

% vgl. dazu auch die Aktennotiz Germann vom 14.1.2008.

0 vgl. unten S. 18; Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 181.
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(Nichteinzonung, Auszonung, Um- oder Abzonung) die Uberbauungsméglichkeit aufhebt oder einschrénkt.
Da die Uberbauung regelmassig die lukrativste Nutzungsméglichkeit darstellt, stellt sich hier die Frage der
Entschadigungspflicht besonders ausgeprégt, entsprechend besteht dazu eine reichhaltige und differenzier-
te bundesgerichtliche Rechtsprechung, die dem Rechtsanwender in vergleichbaren Fallen einigermassen

verldssliche Leitlinien bietet.*!

Dagegen weisen Einschrankungen der baulichen oder landwirtschaftlichen
Nutzungen ausserhalb der Bauzone in der Regel nicht die nétige Eingriffsschwere auf, so dass es an einer

zentralen Voraussetzung der Entschadigungspflicht fehit.*?

Die Besonderheiten des vorliegenden Falles liegen hauptséachlich in der speziellen, eher seltenen Art
der Grundstticksnutzung und im Zeitpunkt der initiierten Planungsmassnahme:

» Betroffen sind Grundstiicke im Nichtbaugebiet, die aus rechtlichen und topografisch-geologischen
Griinden nicht Gberbaut werden kénnen. Mit dem Mergelabbau und der «Aufflllbarkeit» des Abbauge-
biets lassen sie sich in dkonomischer Hinsicht jedoch weitaus Iukrativer verwenden als andere (land-
wirtschaftliche) Grundstiicke ausserhalb der Bauzone. Dieser Umstand macht die Aufhebung der Ab-
bauzone entschadigungsrechtlich vergleichbar mit der Aufhebung der Uberbauungsméglichkeit fiir eine
Parzelle im Siedlungsgebiet.

» Die Seltenheit der Verwendungsart ist allerdings zu relativieren, gibt es in der Schweiz doch eine Viel-
zahl von Grundstiicken, auf denen Steine, Erden, Kies, Sand oder dhnliches abgebaut werden und die
O6konomisch &hnlich oder sogar noch besser genutzt werden kénnen. Was den vorliegenden Fall aber
einzigartig macht, ist die Aufhebung der entsprechenden Nutzungszone vor der Wiederherstellung des
urspringlichen Zustandes. Es dirfte dusserst selten sein, dass flr ein Abbaugebiet zunéchst eine die-
ser Nutzung angepasste Zone ausgeschieden, aber vor Abschluss des Abbaus und der Rekultivierung
wieder aufgehoben wird. Materialabbau und Rekultivierung sind Teil eines einheitlichen Gesamtvor-
gangs, der regelmassig Uber einen langeren Zeitraum geplant und realisiert wird. Auffillung und Rekul-
tivierung stellen in diesem Sinn das «notwendige Pendant»*® zum Abbau dar. Im Falle der Annahme
der Gemeindeinitiative wirde letzteres verunmdglicht und damit der beschriebene Gesamtvorgang vor-
zeitig abgebrochen. Solche oder dhnliche Félle sind in der Gerichtspraxis selten zu finden.**

Aufgrund dieser Besonderheiten bewegt sich die entschadigungsrechtliche Beurteilung der vorzeiti-
gen Aufhebung der Abbauzone auf rechtlich unsicherem Terrain, einschlagige Prajudizien sind rar.*® Insbe-
sondere ist unklar, inwieweit die Kriterien des Bundesgerichts zur Entschadigungspflicht wegen eines Bau-
verbots oder einer Baubeschréankung im Einzelnen auf die Aufhebung der Materialabbau- und Auffillmég-
lichkeit Ubertragen werden kénnen. Immerhin ist unbestritten, dass das durch das Bundesgericht entwickelte
Konzept der materiellen Enteignung grundsétzlich auf alle Arten von Grundstiicksnutzungen, namentlich
auch auf den Entzug oder die Beschrénkung der Materialgewinnung und -ablagerung anwendbar ist.*® Es ist

" vgl. z.B. die Darstellung bei Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 138 ff. mit Rechtsprechungsnachweisen.

42 WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 71.
3 Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7.6.2 (Attiswil).

* Ahnlich z.B. Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 557 ff. (Wiirenlos); VGE-NE vom 16.2.2005, RJN 2007
S. 240 ff.; VGE-LU vom 21.6.1993, LGVE Il Nr. 10 S. 121 ff.

Vgl. die in Fussnote 44 zitierten Entscheide.
% Vgl. VGE-ZH vom 1.10.1998, ZBI 2000 E. 5d S. 207; WALDMANN, Moorschutz, S. 268 f.; GRISEL, S. 771.

45
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allerdings im Einzelnen zu prifen, inwiefern sich die vom Bundesgericht entwickelten Kriterien auf den vor-
liegenden Fall direkt oder analog Ubertragen lassen.

B. Besonders schwerer Eigentumseingriff

1. Beurteilungszeitpunkt

Ob ein Eigentumseingriff einer Enteignung gleichkommt und daher zu entschédigen ist, beurteilt sich
nach den rechtlichen und tatsachlichen Verhaltnissen im Zeitpunkt, in dem die Eigentumsbeschrankung in
Kraft tritt (sog. Stichtag).”” Im vorliegenden Fall ist der Stichtag das Datum, an dem die Aufhebung der Ab-
bauzone und die Zuweisung der Grundstiicke in eine andere Nutzungszone rechtskréaftig werden, d.h. vom
Regierungsrat definitiv genehmigt sind und nicht mehr angefochten werden kénnen (vgl. auch Art. 26 Abs. 3
RPG).”® Es ist zu erwarten, dass die Gemeinde in Umsetzung der Gemeindeinitiative die Aufhebung der
Abbauzone und die Umzonung in einem einheitlichen Entscheid beschliessen wird, so dass sich auch der
kantonalen Genehmigungsentscheid auf beides bezieht und der Stichtag eindeutig bestimmt werden kann.*®

Die Schwere des Eigentumseingriffs wie auch die Realisierungswahrscheinlichkeit kiinftiger Nutzun-
gen des Grundeigentums kdnnen somit abschliessend erst am genannten, fiir den vorliegenden Fall noch in
der Zukunft liegenden Stichtag beurteilt werden.

2. Nichteinzonung oder Auszonung?

Die Rechtsprechung zur Nichteinzonung und Auszonung hat das Bundesgericht, wie gesehen, mit
Blick auf den vollstandigen Entzug der Uberbauungsméglichkeit durch Zuweisung des Grundstiicks ins
Nichtbaugebiet entwickelt. Erfolgt diese Zuweisung im Zuge der erstmaligen Schaffung einer RPG-
konformen Nutzungsordnung ist sie als sog. Nichteinzonung grundsétzlich entschadigungslos hinzuneh-
men, andernfalls spricht man von einer entschadigungspflichtigen Auszonung (vgl. oben S. 15). Bezugs-
punkt der genannten Rechtsprechungslinie des Bundesgerichts ist die Bauzone und die Frage, ob ein be-
stimmtes Grundsttick in diese Zone einzuzonen ist. Die Entschadigungsfrage steht immer dann besonders
im Vordergrund, wenn ein Grundstiick entgegen den Absichten des Eigentimers nicht in die Bauzone ein-
bezogen wird, da die Uberbauungsméglichkeit «regelmassig die eintraglichste Verwendungsart fiir ein
Grundstiick» darstellt.® Im vorliegenden Fall ist deshalb zun&chst zu entscheiden, ob die Abbauzone nach
dem einschlagigen Planungsrecht als Bauzone zu qualifizieren ist. Die Antwort ist nicht nur entscheidend zur
Feststellung, ob es sich um eine entschadigungslose Festlegung des Eigentumsinhalts oder eine entscha-
digungspflichtige Eigentumsbeschrankung handelt, sondern auch fir die Beurteilung der Realisierungs-

" BGE 12111417 E. 3a S. 420 (Meilen); 119 Ib 229 E. 3a S. 233 f. (Emmetten); Riva, Kommentar RPG, Art. 5
Rz. 181; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 73.

8 Vgl. WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 73.
49 Vgl. demgegentiber BGE 119 Ib 229 E. 3a S. 233 (Emmetten).
%0 Ria, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 138.
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wahrscheinlichkeit, namentlich des massgeblichen Planungshorizonts und der Erschliessungspflicht, von
Bedeutung.”'

Gemass kantonalem Bau- und Planungsgesetz handelt es sich bei der Abbauzone um eine Bauzone
(vgl. § 35 Abs. 2; § 51 PBG-LU). Im Gegensatz dazu weist sie das Bau- und Zonenreglement der Gemeinde
Horw als Nichtbauzone aus (vgl. Art. 4 Abs. 1; Art. 21 BZR) und der Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen
stellt sie kartografisch als eine die Landwirtschaftszone Uberlagernde Nutzungszone dar, obwohl die ge-
nannten Rechtserlasse sie als Grundnutzungszone betrachten. Kantonale und kommunale Regelung sind
somit widersprichlich, wobei nach dem Grundsatz des Vorrangs des Gbergeordneten Rechts wohl auf eine
Bauzone geschlossen werden musste. Lehre und Rechtsprechung qualifizieren die Abbauzone allerdings
berwiegend als Nichtbauzone.*® Geméass Bundesgericht dient die Ausscheidung einer Abbauzone in der
Regel der Bewilligung eines ausserhalb der Bauzone gelegenen Vorhabens. Eine Erweiterung des allge-
meinen Siedlungsgebiets sei damit typischerweise nicht verbunden. Uberlagert die Abbauzone eine Nicht-
bauzone, so ist sie nach Auffassung des Bundesgerichts ebenfalls als Nichtbauzone zu qualifizieren, wah-
rend auf eine Bauzone nur geschlossen werden kann, falls das Abbaugebiet anschliessend Siedlungszwe-
cken zugefiihrt werden soll.”® Im vorliegenden Fall umfasst die Abbauzone Land, das friiher in der Landwirt-
schaftszone bzw. im Wald lag und bereits aus topografischen und geologischen Grinden fiir Siedlungszwe-
cke nicht Frage kommt. Dies spricht fur die Qualifikation der vorliegenden Abbauzone als Nichtbauzone.
Letztlich braucht die Frage jedoch nicht abschliessend beantwortet zu werden, da Abbauzonen ohnehin den
Charakter einer Spezialzone haben, in der bauliche Tatigkeiten nur soweit zugelassen sind, als sie zur Er-
reichung des Zonenzwecks erforderlich sind und nicht wie «normale» Bauzonen im Sinne von Art. 15 RPG
frei Uberbaut werden kénnen.

Die bundesgerichtliche Rechtsprechung zur Nichteinzonung und Auszonung kann nach dem Gesag-
ten zwar nicht direkt auf den vorliegenden Fall Ubertragen werden, sie ist jedoch sinngemass ebenfalls zu
beachten, da die zugrunde liegende Unterscheidung von Eigentumsbeschrankung und Festlegung des
Eigentumsinhalts auch in Fallen wie dem vorliegenden Uber die (grundséatzliche) Entschadigungspflicht oder
Entschadigungslosigkeit entscheidet.>* Es ist deshalb zu priifen, ob die Aufhebung der Abbauzone auf der
Grundlage einer RPG-konformen Nutzungsordnung erfolgt oder ein Planungsakt im Rahmen der erstmali-
gen Schaffung einer solchen Ordnung darstellt. Diese Priifung mag 28 Jahre nach Inkraftireten des RPG
theoretisch erscheinen, jedoch gibt es nach wie vor Gemeinden, die Uber keine den raumplanerischen Zie-
len und Grundsétzen entsprechende Nutzungsplanung verflgen, zumal nicht allein der Erlass des Nut-
zungsplans nach dem 1.1.1980 (dem Datum des Inkrafttretens des RPG) massgebend ist, sondern der
Nutzungsplan auch inhaltlich und verfahrensmassig dem RPG geniigen muss.”® Im vorliegenden Fall be-
stehen indessen keine Anhaltspunkte, dass die heutige Nutzungsplanung der Gemeinde Horw dem RPG
widersprechen wirde: Zonenplan und Bau- und Zonenreglement wurden nach einer Gesamtrevision im

o Vgl. zum Planungshorizont unten S. 30 f. sowie Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 2.1 (K6niz) und
zur Erschliessungspflicht unten S. 32 f.

52 Vgl. Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 2.5 (Kdniz), BVR 2004 S. 398 f.; BRANDT/MOOR, Kommentar
RPG, Art. 18 Rz. 8; EDELMANN, S. 198; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 18 Rz. 33; anderer
Meinung HEER, S. 155.

% Urteil BGer. 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 2.4 und E. 2.5 (Kéniz).
% S0 auch VGE-ZH vom 1.10.1998, ZBI 2000 E. 5d S. 207 ff.; EDELMANN, 219 f.
% vgl. Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 142 ff.
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ordentlichen Verfahren 1981, mithin nach Inkraftireten des RPG erlassen und 1984 durch den Regierungs-
rat vorbehaltlos genehmigt. Im Jahr 1996 hat die Gemeinde den Nutzungsplan gesamthaft auf seine Ver-
einbarkeit mit dem Ubergeordneten Recht hin Gberprift und mit mehreren Teilrevisionen angepasst. Zudem
ist laut Auskunft der Gemeinde die Bauzone nicht Uberdimensioniert, sondern nach Berechnungen des
Kantons heute sogar zu klein, so dass ein typisches Indiz auf eine materiell RPG-widrige Nutzungsord-
nung™ hier gerade nicht vorliegt.

Nach dem Gesagten sind die Aufhebung der Abbauzone und die Zuweisung der Grundstiicke im Ei-
gentum der AGZ in eine (andere) Nichtbauzone als Auszonung zu qualifizieren, die grundsétzlich entsché-
digungspflichtig ist. Die Abbauzone ist Teil einer RPG-konformen Nutzungsplanung, so dass die Aufhebung
des Materialabbaus mit anschliessender Rekultivierung nicht im Wechsel von einer alt- zu einer neurechtli-
chen Bodenordnung erfolgt. Die Planungsmassnahme ist mit anderen Worten nicht als Neufestlegung des
Eigentumsinhalts, sondern als echte Eigentumsbeschrankung zu qualifizieren (vgl. oben S. 15).

3. Art und Umfang der Eigentumsbeschrankung

Ein entschadigungspflichtiger Eigentumseingriff kann zum Vornherein nur vorliegen, wenn und soweit
Uberhaupt eine eigentumsrechtlich geschitzte Position entzogen wird. Umfang und Inhalt des durch die
Eigentumsgarantie geschiitzten Rechtes bestimmen sich nach der gesamten Rechtsordnung. Die AGZ
kann ihre Eigentumsrechte nicht unbeschrénkt, sondern nur innerhalb dieser Ordnung ausiiben. In diesem
Sinne legen unter anderem die Raumplanung sowie die Wald- und die Gewasserschutzgesetzgebung den
Eigentumsinhalt und die zulassige Eigentumsnutzung fest. Ausserhalb des Schutzes der Eigentumsgarantie
stehen demgegentiber all jene vermégenswerten Interessen, die sich nicht in einem Recht verdichtet ha-
ben.”” Die Aufhebung der Abbauzone entzieht der AGZ hauptséchlich die Befugnis, auf ihren Grundstiicken
in der Abbauzone Mergel abzubauen sowie das Recht, das Abbaugebiet anschliessend mit bestimmten
Deponiematerialien wieder aufzuflllen.

a. Verbot des Materialabbaus

Die Zonenvorschrift 1asst in der Abbauzone ausdriicklich den Abbau von Steinen, Kies, Sand, Lehm
und anderen Materialien zu. Diese Nutzungsmaglichkeit hat die AGZ in den vergangenen 100 Jahren bis zu
einem bestimmten Umfang in der bestehenden Mergelgrube bereits realisiert, ein weiterer Teil der Abbau-
zone ist bis heute ungenutzt. Die Aufthebung der Abbauzone bedeutet faktisch ein Verbot des weiteren Ma-
terialabbaus. Zwar enthalt der Text der Gemeindeinitiative nicht ausdriicklich ein solches Verbot. Da jedoch
die betreffenden Grundstlicke einer anderen, den Verhaltnissen angepassten Nutzungszone (Naturschutz-
zone, Ubriges Gemeindegebiet, Landwirtschaftszone 0.4.) zugewiesen werden missten und der Material-
abbau in keiner dieser Zonen zonenkonform ist, schliesst die Aufhebung der Abbauzone jeglichen weiteren
Mergelabbau aus. Er kdnnte auch nicht auf dem Weg einer Ausnahmebewilligung gemass Art. 24 RPG
bewilligt werden, da der Materialabbau im hier praktizierten Umfang aufgrund der Auswirkungen auf Raum

% vgl. z.B. BGE 123 Il 481 E. 6¢ S. 488 (Niederhasli); Urteil BGer 1A.8/2002 vom 22.7.2002 E. 3.5.1 (Ober-
rohrdorf-Staretschwil).

5 BGE 85132E.3S.36f. (Ziirich); Riva, Hauptfragen, S. 234 f. und S. 278.
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und Umwelt planungspflichtig und die Ausscheidung einer Abbauzone zwingende Voraussetzung fir diese
Eigentumsnutzung ist.”®

Far die weitere Prifung ist entscheidend, ob mit dem Verbot des Materialabbaus eine bisher bereits
ausgelbte oder eine kinftige Eigentumsbefugnis entzogen wird. Der Entzug des bisherigen Gebrauchs
einer Sache ist selten und stellt einen besonders schweren Eigentumseingriff dar, sofern diese Nutzung
rechtmassig war. Die Einschrédnkung oder Aufhebung einer kinftigen Nutzung ist demgegenlber nur zu
entschadigen, wenn anzunehmen war, diese lasse sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft ver-
wirklichen.”® Im vorliegenden Fall stellt die Erweiterung des Abbaus auf bisher ungenutztes, aber in der Ab-
bauzone liegendes Terrain klarerweise eine kiinftige Nutzungsmdglichkeit. Hingegen baute die AGZ jahr-
zehntelang im Gebiet Grisigen Mergel ab, so dass diesbeziiglich an sich die Annahme einer bestehenden
Eigentumsnutzung nahe liegt. Daran kann der Umstand allein nichts &ndern, dass die Grundeigentimerin
den Mergelabbau 2002 aus wirtschaftlichen Griinden gestoppt und ihr Produktionswerk in Horw stillgelegt
hat, solange sie jederzeit und ohne vorgangige Durchfiihrung eines Planungs- oder Baubewilligungsverfah-
rens den Abbau wieder aufnehmen und fortfihren kénnte. Die AGZ stellt sich denn auch auf den Stand-
punkt, dass die «Abbaubewilligung» des Regierungsrats aus dem Jahr 1955 sie bis in die heutige Zeit zur
Fortfilhrung des Abbaus legitimiere.®® Diese Frage gilt es nachfolgend summarisch zu kléren.

Entschadigungsrechtlich ist der Entzug der bisherigen Eigentumsnutzung nur entschadigungspflich-
tig, wenn diese rechtméssig war.®' Im vorliegenden Fall wurde diese Rechtméssigkeit gegen Ende der 100-
jahrigen Abbauzeit, zumindest teilweise, in Frage gestellt.®? Wahrend der langen Abbaudauer haben sich die
rechtlichen Anforderungen, die beim Materialabbau zu beachten sind, stark verandert und verschérft. Wah-
rend der Abbau von Steinen und Erden jahrzehntelang wohl mehr oder weniger bewilligungsfrei betrieben
werden konnte, traten ab den 1960er- und verstarkt ab den 1980er Jahren nur schon auf eidgenéssischer
Ebene eine Vielzahl neuer Vorschriften zum Schutz der natirlichen Ressourcen und der Umwelt in Kraft.
Der Entscheid des Regierungsrats des Kantons Luzern aus dem Jahre 1955 erging noch vor dieser Zu-
nahme der Regelungsdichte und ist damit heute allein aus diesem Grund offensichtlich anpassungsbed(irt-
tig. Abgesehen davon sind Rechtsnatur und Tragweite dieses Beschlusses umstritten. Behdrdeninterne
Abklarungen ergaben, dass der Entscheid unvollstandig und auslegungsbedurftig ist, namentlich was die

Rechtsnatur und den rdumlichen Geltungsbereich anbelangt.®®

Falls Gberhaupt eine Bewilligung zum Abbau
vorliege, betreffe sie nur eine Teilfliche der Parzelle Nr. 606. Dennoch seien die kantonalen und kommuna-
len Behorden stillschweigend davon ausgegangen, dass die AGZ Uber die notwendige Bewilligung fir das
ganze Gebiet verflige bzw. gar keine Bewilligung notwendig sei. Die erteilte regierungsratliche Bewilligung
bzw. der bewilligungsahnliche Zustand kénne als Dauerverfigung qualifiziert werden, die der veranderten

Rechtslage anzupassen sei. Léngerfristig sei eine Abbauzone auszuscheiden.®* Diese Klarungsversuche

% vgl. z.B. BGE 120 Ib 207 ff. (Wangen-Nuolen); Urteile BGer vom 31.8.1999 (Brilisau) und vom 17.11.1999
(Savigny), beide in Entscheidsammlung VLP-ASPAN Nr. 1884 und Nr. 1931; VGE-SO vom 9.12.1994,
SOG1994 Nr. 32.

*  vgl. oben S. 9 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 37.

% vgl. z.B. Abbau- und Rekultivierungsgesuch 2001, S. 1; UVB 1996, S. 4, 7.

" vgl. BGE 106 la 262 E. 2a S. 264 (Regensdorf).

62 vVgl. sogleich unten S. 18 sowie Bericht Justizdepartement 1991; Rechtsabklarung vom 9.4.1992.
6 Vgl. Rechtsabklarung vom 9.4.1992; vgl. auch Bericht Justizdepartement 1991.

Vgl. Rechtsabklarung vom 9.4.1992, S. 15 f.
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anfangs der 1990er Jahre hatten im Wesentlichen zur Folge, dass im Rahmen eines Aufsichtsverfahrens
die Zustandigkeiten festgelegt wurden und der Gemeinderat von Horw fiir die «allenfalls nétige Einleitung
eines Baubewilligungsverfahrens im Hinblick auf den kiinftigen Abbau» fiir zustindig erkléart wurde.®® Zum
anderen hat die Gemeinde das Verfahren zur Ausscheidung einer Abbauzone in Gang gesetzt, die aus-
driicklich mit dem Zweck der Legalisierung begriindet wurde.®® Unterblieben ist bis heute allerdings die Ertei-
lung einer Baubewilligung. Das 2001 eingereichte Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001 wurde durch die
AGZ zuriickgezogen und das hangige Baubewilligungsverfahren als gegenstandslos abgeschrieben, wéah-
rend das Baugesuch der Gloggner AG zur Rekultivierung zurzeit noch hangig ist.

Vor diesem Hintergrund l&sst sich der Weiterabbau in der bestehenden Grube nicht mehr auf die
«Abbaubewilligung» des Regierungsrats vom 6. Juni 1955 stiitzen. Abgesehen davon, dass bezlglich die-
ses Rechtstitels viele Fragen offen sind, handelt es sich dabei um eine Dauerverfiigung, die aufgrund der

geédnderten Verhéltnisse nachtréglich fehlerhaft geworden ist.®’”

Die regierungsréatliche «Abbaubewilligung»
musste deshalb im Hinblick auf die Fortfihrung des Materialabbaus in einem Baubewilligungsverfahren der
zwischenzeitlich gednderten Rechtslage — namentlich der 1997 ausgeschiedenen Abbauzone — angepasst
bzw. durch eine neue Baubewilligung abgeldst werden, wobei die AGZ grundséatzlich Anspruch auf deren
Erteilung hat. Dies zeigt letztlich auch das von der AGZ eingereichte Baugesuch fir das Abbau- und Rekul-
tivierungsprojekt 2001, das nicht nur das Erweiterungsgebiet, sondern auch den Abbau in der bestehenden
Grube umfasste.®® Entschédigungsrechtlich kann deshalb nicht vom Entzug einer bereits rechtmassig aus-
gelbten Eigentumsbefugnis gesprochen werden. Vielmehr stellt auch die Fortfihrung des Mergelabbaus in
der bestehenden Grube, die einer neuen Baubewilligung bedirfte, eine kiinftige Nutzungsméglichkeit dar.
Deren Entzug ist nur bei Vorliegen einer geniigenden Realisierungswahrscheinlichkeit entschadigungspflich-

tig (vgl. unten S. 30 ff.).

b. Verbot der Rekultivierung

In der Abbauzone ist geméss Bau- und Zonenordnung auch die Wiederauffillung des Abbaugebiets
zuldssig (Art. 21 Abs. 1 und 2 BZR). Dabei handelt es sich klar um eine kinftige Nutzungsmdglichkeit, da
mit der Rekultivierung des Gelandes bisher nicht begonnen wurde und das entsprechende Baugesuch der
Gloggner AG noch hangig ist.

Durch die Authebung der Abbauzone wird diese Nutzungsmadglichkeit — dies ist die eigentliche Stoss-
richtung der Initiative (vgl. oben S. 11, 16) — ebenfalls definitiv unterbunden. Ohne solche Zone ist eine Ge-
landeauffiillung in diesem Umfang kinftig nicht mehr zuldssig. Zwar ist grundsatzlich denkbar, dass Materi-
alablagerungen in der Landwirtschaftszone zum Zweck der Bodenverbesserung oder der Erleichterung der
Bodenbewirtschaftung als zonenkonform bewilligt werden kénnen.® Gleiches ist denkbar in einer Land-
schaftsschutzzone, wenn die Gelandeauffillung zur Verbesserung des Landschaftsbildes angezeigt ist.
Angesichts des grossen Auffiillvolumens von tiber 500'000 m® und der damit verbundenen Auswirkungen
auf Raum und Umwelt kann jedoch auch die Rekultivierung nicht ohne vorgangige Durchflihrung eines Nut-

65 Vgl. Entscheid Regierungsrats vom 3.11.1992.

vgl. Antrag Abbauzone S. 10.

7 Vgl. TSCHANNEN/ZIMMERLI, S. 267 ff.

8 Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 2.

8 vgl. Urteil BGer 1C_397/2007 und 1C_427/2007 vom 27.5.2008 (Wattwil); Inforaum Nr. 5/2008 S. 5 f.
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zungs- oder Sondernutzungsplanverfahrens zugelassen werden. Die Planungspflicht schliesst auch die
Erteilung einer Ausnahmebewilligung gemass Art. 24 RPG fiir die Terrainveranderung aus.”

Abgesehen davon kann man sich fragen, ob die Aufflllung und Rekultivierung Uberhaupt als Eigen-
tumsrecht zu qualifizieren ist, durch dessen Entzug das Gemeinwesen allenfalls entschadigungspflichtig
wird oder ob es sich dabei nicht um eine Auflage im Rahmen der Einzonung bzw. der Abbaubewilligung,
somit um eine Verpflichtung der AGZ handelt. Die Rekultivierung stellt geméass Bundesgericht das «notwen-
dige Pendant» zum bisherigen Materialabbau dar, um den Landschaftseingriff soweit wie méglich riickgan-
gig zu machen.”" Allerdings hat der Grundeigentiimer keinen Rechtsanspruch auf vollstandige Auffiillung
(bzw. auf eine Entschadigung), wenn ihm der Materialabbau nur unter Vorbehalt spéterer Schutzmassnah-
men erteilt worden ist und der Schutzzweck einer vollstandigen Rekultivierung entgegensteht.”? Der Um-
stand, dass die AGZ mit der Firma Gloggner AG ein Wirtschaftsunternehmen gefunden hat, das sich zur
Ubernahme der Rekultivierungsaufgabe bereit erklart hat wie auch die Ausfilhrungen des beigezogenen
Schéatzungsexperten’ belegen, dass die Auffiillung der Mergelgrube fiir die AGZ durchaus einen ékonomi-
schen Wert hat und fiir Deponiemdglichkeiten von unverschmutztem Aushub- und Abraummaterial ein
Markt besteht. Gleichzeitig haben die Behdrden, soweit ersichtlich, nie Schutzmassnahmen vorbehalten, die
zu einem Verbot der Auffiillung hétten fihren kénnen. Im Gegenteil wurde die Aufflllung bisher auch von
den Behoérden gewiinscht und die Gemeinde verlangte von der AGZ mehrmals ein Konzept zur Rekultivie-
rung.” Daraus folgt, dass die Rekultivierung als Eigentumsbefugnis anzusehen ist, deren Entzug vermé-
gensmassig ins Gewicht fallt und mit welchem die AGZ aufgrund der Sach- und Rechtslage nicht rechnen
musste.

4, Beurteilung der Schwere des Eigentumseingriffs

Ein besonders schwerer Eigentumseingriff liegt unter anderem vor, wenn der voraussehbare kiinftige
Gebrauch des Eigentumsrechts untersagt, verunmdglicht oder in besonders gewichtiger Weise einge-
schrankt wird.” Wann eine Planungsmassnahme eine enteignungsahnliche Wirkung entfaltet und damit
entschadigungsrechtlich gentigend schwer wiegt, beurteilt das Bundesgericht anhand der konkreten Situati-
on und einer umfassenden Wrdigung der Verhaltnisse. Zentral ist namentlich der Vergleich der dem Betrof-
fenen vor und nach der Eigentumsbeschréankung zustehenden Nutzungsméglichkeiten.”® «Dabei ist nicht
allein die prozentuale Wertverminderung massgebend, sondern es muss darauf abgestellt werden, ob auf
der Parzelle eine bestimmungsgemasse, wirtschaftlich gute Nutzung weiterhin méglich ist».”” Die Schwie-
rigkeit liegt im gerechten Abwégen aller im Einzelfall erheblichen Faktoren.”® Weiter hat das Bundesgericht

"0 vgl. z.B. Urteil BGer vom 8.12.1994 (Schwarzenberg), Pra 1995 Nr. 138 = ZBI 1996 S. 88 ff. = URP 1995
S. 516 ff.

" So das Bundesgericht im Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7.6.2 (Attiswil).
2 vgl. Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 560 E. 4b (Wrenlos).
8 vgl. Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 5.

™ Vgl. z.B. Antrag Abbauzone, S. 7; Entscheid Gemeinde vom 4.5.2005; Protokollauszug vom 20.10.2005;
Schreiben Gemeinde vom 24.10.2005.

> WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 N. 37.

e Vgl. WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 38; Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 126.

7 Urteil BGer. 1A.73/2005 vom 11.8.2005 E. 3.2.2 (Sion); vgl. auch BGE 114 Ib 112 E. 6b S. 121 (Trimmis).
8 WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 38.
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in Bezug auf die Uberbauungsméglichkeit festgehalten, dass die Berechtigung zum Bauen nur dort als we-
sentliche Eigentumsbefugnis gewertet werden darf, wo sie auf einer mit dem Bundesrecht Ubereinstimmen-
den Nutzungsplanung beruht.”® Ubertragen auf den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass die Nutzungs-
mdglichkeiten vor der Aufhebung der Abbauzone mit denjenigen nach dieser Aufhebung zu vergleichen
sind, wobei in diesen Vergleich nur solche Nutzungen einbezogen werden durfen, die nach Massgabe einer
bundesrechtskonformen Nutzungsordnung Uberhaupt zuléssig sind.

a. Nutzungsmdglichkeiten vor und nach der Umzonung

Artikel 21 des kommunalen Bau- und Zonenregelements umschreibt, welche Nutzungen heute, d.h.
vor Aufhebung der Abbauzone zuléssig sind, wéhrend die Zone den rdumlichen Geltungsbereich markiert.
Gestattet sind in diesem Gebiet somit der Abbau von Steinen, Kies, Sand, Lehm und anderen Materialien
sowie die Wiederauffiillung. Zur Wiederaufflllung besteht nach dem Wortlaut nicht nur ein Recht, sondern
eine Pflicht: Das Gebiet muss nach dem Abbau wieder aufgefillt werden, wobei nur unverschmutzte Aus-
hub- und Abraummaterial eingebaut werden darf. Die Deponie anderer Materialien ist, mit Ausnahme von
Ziegel- und Backsteinbruch aus dem eigenen Werk, verboten (Art. 21 Abs. 1 und 2 BZR). Zusétzlich sind in
der Abbauzone die fiir den Abbau und die Rekultivierung notwendigen Bauten und Anlagen zonenkonform
(Art. 21 Abs. 3 BZR). Auf die Bundesrechtskonformitat der Nutzungsplanung Horw wurde bereits eingegan-
gen (vgl. oben S. 19 f.). Die Grundeigentiimerin hat von diesen Nutzungsmdglichkeiten teilweise bereits
Gebrauch gemacht (Mergelabbau, Errichtung der dafiir notwendigen Infrastruktur). Andere Nutzungsmég-
lichkeiten (Fortfihrung und Erweiterung des Mergelabbaus, Rekultivierung) hat sie bis heute nicht ausge-
schopft: Flr diese zonenkonformen Aktivitdten hat die AGZ — unter Auflagen und Bedingungen — Anspruch
auf die Baubewilligung. In Auszonungsfallen nicht massgebend ist die Realisierungsabsicht (vgl. dazu unten
S. 39), so dass zur Beurteilung der Intensitat des Eigentumseingriffs alle der genannten, rechtlich zulassigen
Nutzungsmdglichkeiten in Betracht gezogen werden miissen.

Die Nutzungsmdglichkeiten nach einer allfélligen Aufhebung der Abbauzone héangen von der Art der
Nutzungszone ab, welcher die betreffenden Grundstiicke neu zugewiesen werden. Die Gemeindebehdrden
haben zum jetzigen Zeitpunkt dariiber nicht abschliessend bestimmt. Mit Blick auf die topografischen, geo-
logischen und &kologischen Verhéltnisse besteht fir die Neuzonierung allerdings kein grosser Spielraum.
Die Initianten selber nennen beispielhaft die Gefahrenzone, die Schutzzone oder das «iibrige Gemeindege-
biet» als mégliche neue Nutzungszonen.®® In der Tat diirfte die Zuweisung in eine kommunale Naturschutz-
zone (Art. 23 BZR), in eine die Landwirtschaftszone Uberlagernde Landschaftsschutzzone (Art. 24 BZR)
oder in das sog. «Ubrige Gebiet C» (kantonale Schutzzone gemass § 56 PBG-LU) den tatséchlichen Gege-
benheiten, insbesondere dem geologischen und biologischen Wert des Gebiets®', am besten entsprechen.
Ohne Auffillung und Rekultivierung der offenen Grube ist dagegen die gemass Abbau- und Rekultivie-
rungsgesuch 2001 im Endzustand vorgesehene extensive Wies- und Weidelandnutzung ausgeschlossen.
Die Zuweisung der Grundstiicke zur Landwirtschaftszone macht deshalb wenig Sinn, abgesehen davon an
der wirtschaftlichen Beurteilung nichts Wesentliches &ndern wirde. Der bewaldete Teil der Abbauzone
bleibt schliesslich auch nach Aufhebung der Abbauzone Wald im Rechtssinn.

" BGE 105 la 330 E. 3d S. 338 (Zizers).

8 vgl. Initiativtext auf dem Unterschriftenbogen.

8 vgl. UVB 2001, S. 15 ff.; Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 12 ff. und Fachbericht Fauna und
Floraim Anhang.
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Die Nutzungsmdglichkeiten nach Aufhebung der Abbauzone sind, bedingt durch die Lage der
Grundstlicke, gering. Der Wald kann forstwirtschaftlich genutzt werden, die Restflachen wiirden — als ékolo-
gische Ausgleichsflachen — brach liegen. Rein theoretisch waren gewisse, allenfalls auch wirtschaftlich inte-
ressante Freizeit- und Erholungsaktivitten in der offenen Grube denkbar, beispielsweise das Einrichten von
Kletterpfaden an der Steilwand. Praktisch diirften jedoch solche Nutzungen aufgrund der Naturgefahren
(Steinschlag- und Rutschgefahr), allenfalls auch aus landschaftsschiitzerischen oder naturkundlichen Uber-
legungen, ausgeschlossen sein.

Der Vergleich der Nutzungsméglichkeiten bei planerischer Umsetzung der Gemeindeinitiative ergibt
beziglich der Intensitat des Eigentumseingriffs ein klares Fazit. Nach Aufhebung der Abbauzone verbleibt
der Grundeigentimerin AGZ keine wirtschaftlich sinnvolle Nutzungsmdglichkeit mehr; ihre Grundstiicke
verlieren praktisch jeglichen wirtschaftlichen Wert. Das Recht zum Materialabbau und die Auffillung des
Abbaugebiets sind hier die wesentlichen Eigentumsrechte, die den ékonomischen Wert der Grundstiicke
ausmachen.® Die forstwirtschaftliche Nutzung von Teilen des Gelandes bleibt zwar méglich, sie ist aber
wirtschaftlich vernachlassigbar; eine lukrativere Neuzonierung wird zudem durch die heikle Lage des Ge-
biets praktisch verunmdglicht. Vor diesem Hintergrund werden der AGZ mit Aufhebung der Abbauzone die
wesentlichen Eigentumsbefugnisse entzogen, so dass ein besonders schwerer Eingriff ins Eigentum der
AGZ vorliegt. Ohne Abbauzone sind die Grundstticke fiir sie wertlos, was der Wirkung einer formellen Ent-
eignung nahe kommt. Die Intensitét dieses Eigentumseingriffs kann allerdings durch den bisherigen Nutzen
aus dem Mergelabbau so abgeschwacht werden, dass insgesamt nicht mehr von einem besonders schwe-
ren, entschadigungspflichtigen Eigentumseingriff gesprochen werden kann, was nachfolgend zu prifen ist.

b. Anrechnung des bisherigen Nutzens

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts kann die Beeintrachtigung einer Eigentumsposition
unter Umstanden durch Vorteile so aufgewogen werden, dass es an der fir eine materielle Enteignung er-

forderlichen Eingriffsintensitét fehit.?®

Das von der Beschrankung betroffene Eigentumsobjekt ist als Ganzes
zu betrachten und es diirfen nicht nur einzelne Teile davon in die Beurteilung einbezogen werden.®* Mass-
gebend flr die Entschadigungsfrage ist somit auch, in welchem Verhélinis die Vorteile, die dem Gemeinwe-
sen aus der Planungsmassnahme erwachsen zu denjenigen stehen, die der Grundeigentimer daraus
zieht.®* So wurde z.B. in einem anderen Fall die Entschédigungspflicht bei einer Abzonung verneint, die der
Erhaltung des Charakters eines Einfamilienhausquartiers und der Anpassung der rechtlichen Ordnung an
die vorherrschende Uberbauungsweise diente, weil diese Massnahme auch dem Grundeigentiimer zum
Vorteil gereichte.® Die Lehre hat, soweit sie sich iberhaupt dazu &ussert, aus der Rechtsprechung zur Vor-
teilsanrechnung den Schluss gezogen, dass zur Abgrenzung von entschadigungslosen und entschadi-
gungspflichtigen Eingriffen Uber langere Zeit Bilanz gezogen werden muss: fur die Entschadigungspflicht

komme es letztlich auf eine «Uberbelastung ohne erkennbar angemessene Gegenleistung und zu tiberwie-

8 S0 auch VGE-NE vom 16.2.2005, RIN 2007 E. 2d S. 244 fiir einen vergleichbaren Sachverhalt.

8 Vgl. Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 560 E. 4b (Wiirenlos); Riva, Hauptfragen, S. 266, 287 f.
8 Ruva, Hauptfragen, S. 268.

8 vVgl. BGE 113 1a 368 E. 3d S. 374 f.; Riva, Hauptfragen, S. 289.

8  BGE 97 1632 E. 6b S. 636 (Lausanne); Riva, Hauptfragen, S. 288.
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gend fremden Bedurfnissen [an], dies aber nicht in einer Momentbetrachtung, sondern in einer langfristigen
Bilanzierung».*’

Diese Sichtweise des «Vermdgensbilanz-Gleichgewichts»® hat die Rechtsprechung auch auf Falle
der Kiesausbeutung angewandt. So hielt das Bundesgericht einem Grundeigentimer, der von der Gemein-
de Entschédigung verlangte, weil sie ihm zum Schutz des Grundwassers die Rekultivierung und anschlies-
sende landwirtschaftliche Nutzung seiner Parzelle verboten hatte, entgegen, dass er mit der Nutzung der
Parzelle zur Kiesausbeutung im Vergleich zur landwirtschaftlichen Nutzung Gewinne erzielt und dartber
hinaus Nutzen aus den «Gebiihren» pro Kubikmeter Auffiillmaterial gezogen habe.*® Gegeniiber diesen
Vorteilen falle das Verbot der landwirtschaftlichen Nutzung kaum noch ins Gewicht. «[E]s wére daher gera-
dezu unbillig, den Beschwerdefiihrer auf Kosten des Staates fiir einen Minderwert zu entschadigen, wel-
chen er zufolge der ihm bewilligten Kiesausbeutung selber herbeigefihrt hat und der nur unter Ausklamme-
rung wesentlicher Umsténde als solcher erkennbar ist».*° Das Verwaltungsgericht des Kantons Luzern hat
in einem &hnlichen Fall — Verbot der Ablagerung von Aushub und Bauschutt bzw. der landwirtschaftlichen
Nutzung auf einem zuvor abgebauten Grundstiick — eine Art «Erfolgsrechnung» vorgenommen um zu ent-
scheiden, ob unter dem Titel der materiellen Enteignung ein besonders schwerer Eigentumseingriff vor-
liegt.’" Das Luzerner Verwaltungsgericht fiihrt unter Berufung auf den obgenannten Bundesgerichtsent-
scheid aus, dass der Grundeigentimer, der sein Grundstick teilweise ausbeuten kann, gegenlber einem
Grundeigentiimer dem dies aus Gewasserschutzgriinden entschadigungslos untersagt wird, Sondervorteile
geniesse, die er sich in einer langfristigen Vermdgensbilanz anrechnen lassen miisse.”

Diese Rechtsprechung gilt es auch im vorliegenden, mit den geschilderten Sachverhalten vergleich-
baren Fall zu beriicksichtigen. Die Gemeinde soll die AGZ nicht fiir den Entzug von Sondervorteilen ent-
schadigen missen, deren wirtschaftliche Verwertung ihm erst durch einen staatlichen Akt ermdéglicht worden
ist. Ist der Nutzen, den die AGZ aus dem bisherigen Mergelabbau ziehen konnte, annahrend gleich gross
oder grosser als der Nutzen, den sie in Zukunft noch héatte realisieren kdnnen, so liegt im Entzug dieser
kinftigen Nutzungsmdglichkeiten kein besonders schwerer Eigentumseingriff. Dem genannten Bundesge-
richtsentscheid «Wdrenlos» lasst sich allerdings nicht entnehmen, wie eine solche Gesamtbilanz genau
erstellt werden muss. Diesbezlglich aufschlussreicher ist der Entscheid des Luzerner Verwaltungsgerichts
aus dem Jahre 1993, wonach «der gesamte Ertrag, den die [Grundeigentiimer] aus der Grubenbewirtschaf-
tung erzielt haben, in die Gesamtbilanz einbezogen werden. Eine frankenmassige Bilanzierung ist hierbei
nicht erforderlich. Um die Eingriffsintensitat sachgerecht ermessen zu kénnen, reicht ein auf verninftigen
Uberlegungen beruhender Prozentvergleich aus. Dabei werden kleinere Ungenauigkeiten in Kauf genom-
men».* Weitere Gerichtsentscheide mit solchen Ertragsbilanzierungen konnten nicht gefunden werden, so
dass die Berechnung und Gegenlberstellung der im vorliegenden Fall bisher erzielten und in Zukunft noch
erzielbaren Ertrége letztlich mit grossen Unsicherheiten behaftet ist und sich nicht auf eine gefestigte Recht-

& Vgl. Riva, Hauptfragen, S. 289 mit Hinweisen.

8 Gval, S. 102.

8 vgl. Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 560 E. 4b (Wiirenlos).

% Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 560 E. 4b (Wiirenlos).

" vgl. VGE-LU vom 21.6.1993, LGVE 1993 Il Nr. 10 S. 121 ff., insbes. E. 3aund 3b S. 126 f.
% VGE-LU vom 21.6.1993, LGVE 1993 II Nr. 10 E. 3a S. 126.

% VGE-LU vom 21.6.1993, LGVE 1993 IINr. 10 E. 32 S. 126
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sprechung stiitzen kann. Der Grundsatz, dass im Rahmen der Beurteilung der Eingriffsschwere auch der
bisherige Nutzen zu berlcksichtigen ist, geht aus dem zitierten Bundesgerichtsentscheid jedoch klar hervor,
so dass dieser auf den vorliegenden Fall zu Gbertragen und umzusetzen ist.

Der Gedanke der Vorteilsanrechnung knlpft, wie gesehen, an eine staatliche «Gegenleistung» wie
eine Bewilligung, Konzession oder Zonenausscheidung an. Die AGZ baute tber 100 Jahre lang Mergel ab,
wobei der Abbau wohl lange Zeit ohne behdrdliche Bewilligungen oder besondere Zonen zulassig war. Die
Abbauzone wurde erst im Jahr 1997 ausgeschieden, zu einem Zeitpunkt also, als grosse Mengen des Mer-
gels bereits abgebaut worden waren. Es fragt sich deshalb, an welche staatliche Gegenleistung im vorlie-
genden Fall anzukniipfen, d.h. ab wann der AGZ der Ertrag aus dem Mergelabbau als «Sondervorteil» an-
zurechnen ist. Naheliegend ist, auf den Zeitpunkt abzustellen, in welchem sich eine Behdrde aktenkundig
zum ersten Mal mit dem Abbaubetrieb befasste und in Form einer Bewilligung dazu ausserte. Dies ist hier
mit dem Regierungsratsbeschluss vom 6. Juni 1955 der Fall, den die AGZ und auch die Behérden lange
Zeit als «Abbaubewilligung» und Grundlage fiir den gesamten bisherigen Mergelabbau betrachtet haben.
Daran anknipfend ist der Ertrag zu berechnen, den die AGZ aus dem Mergelabbau von 1955 bis zur Stillle-
gung der Grube Grisigen im Jahr 2002 erzielt hat. Mit der Berechnung wurde der beigezogene Schatzungs-
experte betraut. Aufgrund der genannten Rechtsunsicherheiten und der Tatsache, dass die Einsichtnahme
in die effektiven Zahlen der AGZ nicht méglich war, musste er sich mit einer groben Schatzung begniigen.®
Gemass seiner Expertise ist davon auszugehen, dass die AGZ, vorsichtig geschétzt, einen jahrlichen Aus-
stoss von 20'000 m® Mauersteinen N1 aufwies. Gestiitzt darauf errechnete der Experte anhand der von ihm
geschétzten Durchschnittsnettoerldse fir solche Mauersteine einen kumulierten Umsatz von CHF 95 Millio-
nen fir die Zeitdauer von 1955 bis 2002. Bei einem geschatzten durchschnittlichen Free Cash Flow von 5
Prozent ergibt sich nach seinen Berechnungen fir diesen Zeitraum ein kumulierter Nettoertrag von rund
CHF 2.1 Millionen. Unter Beriicksichtigung der Teuerung — ausgehend von der Annahme, dass die jahrli-
chen Nettoertrage jeweils in Bundesanleihen mit einem durchschnittlichen Zinssatz von 3.5% angelegt wor-
den waren — muss der kumulierte Nettoerfolg im heutigen Zeitpunkt auf CHF 9.0 Millionen veranschlagt
werden.*

Diesem in der Vergangenheit angefallenen Nutzen ist der Ertrag aus den noch nicht realisierten, kiinf-
tigen Nutzungsmdglichkeiten gegeniiberzustellen, dessen Erzielung durch die Planungsmassnahme unter-
bunden wird. Die maximalen Nutzungsmdglichkeiten innerhalb der vorliegenden Abbauzone liegen in der
Fortfihrung und Ausdehnung des Mergelabbaus sowie im Auffillen und Rekultivieren des gesamten Ab-
baugebiets. Eine Nutzung in ungefahr diesem Umfang sah das Im Jahr 2001 eingereichte Abbau- und Re-
kultivierungsprojekt der AGZ vor. Eine Entschadigungspflicht dafiir ist allerdings nur zu bejahen, wenn mit
der Auslbung dieser Eigentumsbefugnisse aus rechtlichen und tatséchlichen Griinden mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zu rechnen ist. Im vorliegenden Fall bestehen zwar gewisse Zweifel an der tatséchlichen Rea-
lisierungswahrscheinlichkeit, bei Zugrundelegen einer vorsichtigen Beurteilung der Entschadigungsfolgen ist
jedoch davon auszugehen, dass die AGZ aus heutiger Sicht ohne Aufhebung der Abbauzone die genann-
ten, maximalen Nutzungsmdglichkeiten ausschépft. Wertmassig entsprechen diese gemass Schatzung des
Experten einem Nettoertrag von CHF 4.5 Millionen.*® Geht man entgegen der hier vertretenen Auffassung

% Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4 am Anfang.
% Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4 f.
% vgl. unten S. 44 («<Maximal»-Variante); Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4.
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davon aus, mit der Wiederaufnahme und Ausdehnung des Mergelabbaus sei angesichts des Verhaltens der
AGZ nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit zu rechnen, so ist einzig der erzielbare Nettoertrag aus der Auffiil-
lung der heute bestehenden Grube mit unverschmutztem Aushub- und Abbraumaterial in Betracht zu zie-
hen, wie dies das hangige Rekultivierungs- und Strassenprojekt der Gloggner AG vorsieht, in Betracht zu
ziehen. Der daraus resultierende geschétzte Nettoertrag betrégt CHF 1.1 Millionen.*”

In einer Gesamtbilanz mussen schliesslich der in der Vergangenheit angefallene und der kiinftig er-
zielbare Nettoertrag einander gegenlbergestellt werden, um die Schwere des Eigentumseingriffs zu beurtei-
len. Der geschétzte Gesamtertrag, der aus dem ungehinderten Mergelabbau von 1955 bis zur vollstandigen
Rekultivierung des Abbaugebiets hétte erzielt werden kénnen, betrégt CHF 13.5 Millionen.*® Die vorzeitige
Aufhebung der Abbauzone vermdglicht die Realisierung eines Nettoertrages von CHF 4.5 Millionen, was
einen Ertragsausfall von rund einem Drittel ergibt. Vertritt man die Auffassung, es sei nur noch der kiinftige
Ertrag aus der Rekultivierung der offenen Grube zu beriicksichtigen, so betragt der Ertragsausfall lediglich 8
Prozent.

Das Bundesgericht hat es in seiner Rechtsprechung zur materiellen Enteignung aus Teilbauverboten,
Ab- und Umzonungen innerhalb der Bauzone und &ahnlichen Eigentumseingriffen abgelehnt, feste Grenzen
zu nennen, jenseits welcher die Wertverminderung des betroffenen Objektes ohne weiteres entschadi-
gungspflichtig wére. Vielmehr sei nebst der prozentualen Wertverminderung auch in Betracht zu ziehen, ob
auf der betroffenen Parzelle eine bestimmungsgemasse, wirtschaftlich gute Nutzung weiterhin mdglich
bleibt.”® Aus diesem Grund kommt der Rendite, die bei einer bestmdglichen Grundstiicksnutzung hétte er-
zielt werden kénnen, keine entscheidende Bedeutung zu.'® Abgesehen davon geht aus der Rechtspre-
chung hervor, dass im Falle einer Werteinbusse bis zu einem Finftel nie, eine solche bis zu einem Drittel
kaum je auf eine materielle Enteignung geschlossen worden ist.'®" Im vorliegenden Fall liegt die Ertrags-
werteinbusse — unter Zugrundlegung der nach Auffassung des Gutachters rechtlich massgebenden kinfti-
gen Nutzungsmdglichkeiten im Wert von CHF 4.5 Millionen — mit einem Dirittel rein rechnerisch gerade an
der Grenze zwischen einem enteignungsgleich wirkenden und einem entschadigungslos zu duldenden
Eigentumseingriff, die sich allerdings nur andeutungsweise aus der bundesgerichtlichen Rechtsprechung
ableiten lasst. Bei einer Werteinbusse in dieser Gréssenordnung liegt damit weder eindeutig eine leichte,
entschadigungslos zu duldende, noch eindeutig eine schwere, zu entschadigende Eigentumsbeschrankung
vor. Dagegen ist eine Werteinbusse von 8 Prozent — unter der hier abgelehnten Annahme, dass nur noch
die Rekultivierung realisierbar ist — klar als leichter Eigentumseingriff zu qualifizieren, der keine Entschadi-
gungspflicht aus materieller Enteignung nach sich ziehen wirde.

Allerdings ist beim Abstellen auf die rein zahlenméassige Werteinbusse aus zwei Grinden Vorsicht
angebracht. Zum einen sind nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung in die Wirdigung der Eingriffsschwe-
re nebst der prozentualen Wertverminderung stets auch die weiteren Umstande des Einzelfalls einzubezie-
hen. Im vorliegenden Fall wird die Intensitat des Eingriffs dadurch erhdht, dass die Grundsticke der AGZ

¥ vgl. unten S. 44 («Minimal»-Variante); Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 5.

% Addition der in der Vergangenheit erzielten Ertrdge von CHF 9.0 Millionen teuerungsbereinigt und der in
Zukunft erzielbaren Ertrdge von CHF 4.5 Millionen.

% BGE 111 Ib 257 E. 4a 264 (Basel), 112 Ib 263 E. 4 S. 267 (St. Gallen), Urteil BGer vom 23.5.1995 (Manne-
dorf), ZBI 1997 S. 183 E. 5d; Riva, Hauptfragen, S. 274.

%0 BGE 112 Ib 263 E. 4 S. 267 (St. Gallen); Riva, RPG-Kommentar, Art. 5 Rz. 167.
%" Riva, RPG-Kommentar, Art. 5 Rz. 167 mit Hinweisen auf die Judikatur.
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nach der Umzonung in eine andere Nutzungszone nicht mehr lukrativ genutzt werden kénnten und das das
Gebiet — dkonomisch wertlos — als Geo- und Biotop brach liegen wiirde. Zum anderen diirfen die reinen
Zahlen nicht Uber die grossen Unsicherheiten hinwegtéduschen, die mit der angestellten Berechnung ver-
bunden sind. Die genannten Nettoertrdge beruhen teilweise auf groben Schatzungen, namentlich was den
vergangenen Nutzen aus dem Materialabbau von 1955 bis 2002 anbelangt. Ausserdem ist mangels einer
gentigenden Anzahl Gerichtsentscheide unsicher, ob die Gesamtbilanzierung in dieser Weise einer gericht-
lichen Uberpriifung durch das Bundesgericht standhalten wiirde. So bleibt beispielsweise unklar, ob tatséch-
lich auf das Jahr 1955 als Referenzjahr abgestellt werden kann und ob die Teuerung zu berticksichtigen ist.
Wirde man auf den nominalen kumulierten Ertrag von 1955 bis 2002, d.h. ohne Einbezug der Teuerung,
abstellen ergédbe dies einen Betrag von lediglich CHF 2.1 statt 9.0 Millionen, was die Eingriffsschwere in
ganz anderem Licht erscheinen liesse und bei beiden Varianten zu einer nach bundesgerichtlicher Recht-
sprechung auch zahlenmassig enteignungsahnlich wirkenden Werteinbusse fihren wirde.

Abschliessend lasst sich festhalten, dass im Fall einer Werteinbusse von einem Drittel in Verbindung
mit der Tatsache, dass praktisch keine Restnutzung der Grundstlicke mdglich ist, ein schwerer, entschadi-
gungspflichtiger Eigentumseingriff vorliegt. Vertritt man im Gegensatz dazu die Auffassung, dass die Aufhe-
bung der Abbauzone nur die Auffillung der offenen Grube verhindert, ware wohl von einem entschadi-
gungslos zu duldenden, leichten Eingriff auszugehen, da die fehlende Restnutzung nichts Wesentliches an
der geringen Werteinbusse von nur 8 Prozent &ndern wiirde.

c. Fazit

Durch die Aufhebung der Abbauzone wird der AGZ die Méglichkeit entzogen, auf ihren Parzellen wei-
terhin Material abzubauen und das Gelande wieder aufzuflllen; beides macht den eigentlichen 6konomi-
schen Wert ihrer Grundstlicke aus. Die heute geltende Rechtslage erméglicht ihr, diesen Wert zu realisie-
ren. Nach der von der Gemeindeinitiative geforderten Aufhebung der Abbauzone wirden die betroffenen
Parzellen praktisch wertlos, da nur eine Umzonung in wenig lukrative Nutzungszonen mdglich ist. Von einer
wirtschaftlich guten Nutzung kann somit keine Rede mehr sein; das Gelande ist lediglich noch von geologi-
schem und 6kologisch-biologischem Wert. Damit liegt insgesamt ein klarer Fall eines schweren Eingriffs ins
Eigentum der AGZ vor, der einer Enteignung gleichkommt. An dieser Beurteilung &ndert auch die Anrech-
nung des von 1955 bis 2002 aus dem Mergelabbau erzielten Ertrags nichts. In der Gesamtbilanz macht der
aus Materialabbau und Auffillung erzielbare Ertrag, dessen Realisierung durch die Aufhebung der Abbau-
zone definitiv verunmdglicht wirde, im Vergleich zum bisherigen Nutzen zwar nur rund einen Drittel aus.
Dieser Umstand beruht jedoch zum einen vor allem auf der Beriicksichtigung der Teuerung und ist mit er-
heblichen Rechts- und Berechnungsunsicherheiten behaftet, zum anderen stellt die prozentuale Wertver-
minderung lediglich einen Aspekt der Beurteilung der Eingriffsintensitat dar, bei der abgesehen davon vor
allem auch die fehlende wirtschaftliche Restnutzung der Grundstlicke ins Gewicht féllt.

Weicht man von der hier dargestellten Auffassung ab und hélt im Gegensatz dazu die Weiterfiihrung
des Mergelabbaus im heutigen Zeitpunkt fiir unwahrscheinlich, so ist als kiinftig erzielbarer Ertrag nur noch
derjenige aus der Rekultivierung der Grube von geschétzten CHF 1.1 Millionen in die «Vermdégensbilanz»
einzustellen. Diesfalls betrégt die Wertverminderung lediglich 8 Prozent, so dass ein entschadigungspflichti-
ger Eigentumseingriff wohl zu verneinen ware.
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C. Realisierungswahrscheinlichkeit von Materialabbau und Rekultivierung

Selbst wenn, wie im vorliegenden Fall, ein besonders schwerer Eigentumseingriff vorliegt, zieht dies
nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung nicht automatisch die Entschadigungspflicht nach sich. Der Ent-
zug kunftiger Nutzungsmaglichkeiten, wie hier die Fortfihrung und Erweiterung des Mergelabbaus und die
Rekultivierung des Gelandes, ist entschadigungsrechtlich nur dann beachtlich, wenn anzunehmen war,
diese lassen sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft verwirklichen (sog. Realisierungswahr-
scheinlichkeit).'®® Entfernte, unbestimmte Verwendungsméglichkeiten und bloss theoretische Gewinnchan-
cen bleiben entschadigungsrechtlich unberiicksichtigt. Eine genligende Wahrscheinlichkeit besteht nur
dann, wenn der Eigentimer die entzogene Nutzung ohne die Eigentumsbeschrankung aus eigener Kraft in
naher Zukunft hatte verwirklichen kénnen.'® Der Realisierung diirfen mit anderen Worten keine rechtlichen
oder tatséchlichen Hindernisse entgegengestanden haben. In Auszonungsféllen darf die Realisierungs-
wahrscheinlichkeit allerdings nicht tGberspannt werden, da die entsprechende Nutzungsmdglichkeit auf einer
RPG-konformen Nutzungsplanung beruht und der Grundeigentimer die Erwartung haben darf, seine
Grundstiicke entsprechend den Zonenvorschriften nutzen zu kdnnen.'™ Die Realisierungschancen sind
aufgrund der tatsachlichen und rechtlichen Gegebenheiten ist am massgebenden Stichtag zu beurteilen
(vgl. oben S. 18).

1. Planungshorizont

Zunachst gilt es die Realisierungswahrscheinlichkeit in zeitlicher Hinsicht abzugrenzen, d.h. zu
bestimmen, fir welchen Zeitraum die AGZ annehmen durfte, den Mergelabbau fortfiihren und ausdehnen
sowie das Gelande rekultivieren zu kénnen.

Bei Bauzonen wird dem entschadigungsrechtlichen Kriterium «in naher Zukunft» gemass bundesge-
richtlicher Rechtsprechung ein Planungshorizont von fiinfzehn Jahren zugrunde gelegt (vgl. Art. 15 lit. b
RPG).'® Die Rechtsnatur der vorliegenden Abbauzone ist nicht restlos klar, wobei von einer Nichtbauzone
auszugehen sein dirfte (vgl. oben S. 18 f.). Laut Bundesgericht haben die Planungsbehdrden fir Material-
abbauzonen den Planungshorizont im Rahmen der Nutzungsplanung sachgerecht festzulegen. Dabei spre-
chen die Interessen des Abbauunternehmens an einer gewissen Investitionssicherheit und das Interesse
der Offentlichkeit, dass die Eingriffe in die Landschaft minimiert und weitestgehend rilckgéngig gemacht
werden, fir einen langfristigen Planungshorizont. Die genaue Dauer muss gemass Bundesgericht unter
Berlcksichtigung des Bedarfs und der Reserven, der landschaftlich sinnvollen Einteilung von Abbau und
Rekultivierung, der erforderlichen Investitionen und anderer massgebender Faktoren festgelegt werden.'®
Das Bundesgericht erachtete z.B. in einem anderen Fall einen Planungshorizont von rund 50 Jahren als
angemessen, namentlich weil flir die bessere Erschliessung des Abbaugebiets ein besonderer Aufwand zu

192 vgl. z.B. BGE 125 Il 431 E. 3a S. 433 (Niederlenz); Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 132, 125; WALD-
MANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 40.

1% Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 132 f.

194 Rva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 163 Fussnote 210.
195 ygl. z.B. BGE 131 11 728 E. 2.6 S. 734 (Wetzikon).

1% Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 3.3 (K&niz).
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leisten war.'”” Die Gemeinde Horw hat die Abbau- und Rekultivierungsdauer anlasslich der Einzonung auf
Geheiss des Kantons von urspriinglich 46 auf 30 Jahre gekurzt."”® Mit Blick auf die bundesgerichtliche
Rechtsprechung scheint dieser Planungshorizont zulassig zu sein, ohne dass die zugrunde liegende Beur-
teilung im Einzelnen Gberprift werden kann. Somit ist entschadigungsrechtlich davon auszugehen, dass die
AGZ - selbstverstindlich unter dem stets geltenden Vorbehalt von Art. 21 Abs. 2 RPG'® — damit rechnen
durfte, die zonenkonformen Nutzungsmdglichkeiten innerhalb eines Zeitraums von 30 Jahren ab 1997 reali-
sieren zu kdnnen.

2. Rechtliche Realisierungswahrscheinlichkeit

Die rechtliche Realisierungswahrscheinlichkeit in Bezug auf die Fortfiihrung des Materialabbaus und
der Rekultivierung liegt vor, wenn die AGZ diese Nutzungsmdglichkeiten innerhalb des genannten Pla-
nungshorizonts aus eigener Kraft hatte verwirklichen kénnen. Sie ist dagegen zu verneinen, falls die AGZ
dazu auf Leistungen Dritter, namentlich des Gemeinwesens, angewiesen gewesen ware, auf die sie keinen

t."'% Aus rechtlichen Griinden fehlt die Realisierungswahrscheinlichkeit deshalb, wenn vorgan-

Anspruch ha
gig eine Rechtsanderung (Erlass oder Anderung eines Zonenplans, eines Erschliessungs- oder Gestal-
tungsplans), die Erteilung einer Ausnahmebewilligung oder einer Rodungsbewilligung, eine Baulandumle-
gung oder weitgehende Erschliessungsarbeiten notwendig gewesen wéaren und kein Anspruch darauf be-

steht.""

a. Plangrundlagen und Ausnahmebewilligungen

Flr den Mergelabbau und die Rekultivierung wurde die erforderliche Plangrundlage mit Erlass des
Teilzonenplans Mergelgrube Grisigen im Jahr 1997 geschaffen. 2002 hat der Regierungsrat des Kantons
Luzern diesen Plan genehmigt. Damit ist fir die Wiederaufnahme des Abbaubetriebs oder zur Auffillung der
offenen Grube weder Planungsmassnahmen noch Rechtsdnderungen, sondern lediglich noch — je nach
Konzept fur die einzelnen Etappen — eine Baubewilligung (inkl. Umweltvertraglichkeitsprifung) erforder-
lich."™ Die Baubewilligungspflicht stellt kein rechtliches Hindernis dar, da die AGZ oder die Gloggner AG
grundsétzlich Anspruch auf Erteilung der Baubewilligung haben.""?

Der Abbau und die Rekultivierung der Mergelgrube Grisigen stellt, wie jeder Materialabbau in diesem
Umfang, ein komplexes Vorhaben mit weitreichenden Auswirkungen auf Raum und Umwelt dar. Diese
Komplexitat spiegelt sich in der Vielzahl der im Baubewilligungsverfahren zu beachtenden Vorschriften und
der Pflicht, eine Umweltvertraglichkeitspriifung durchzufiihren. Ublicherweise miissen dabei spezialgesetzli-
che Bewilligungen und Ausnahmebewilligungen verschiedener Fachstellen eingeholt und miteinander koor-

197 Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 3.3 bis E. 3.7 (Kéniz); vgl. auch Urteil BGer 1A.115/2003 E. 3
(Attiswil).

Vgl. Antrag Abbauzone, S. 1.

199 vgl. Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 3.6 (K&niz).

110 Vgl. BGE 108 Ib 352 (Wohlen), E. 3 in BVR 1983 S. 213; BGE 113 Ib 133 E. 4 S. 135 (Seuzach); 122 1l 455
E. 4c S: 458 (Stafa); Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 133.

" Riva, Art. 5 Rz. 133; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 43.
"2 vgl. Art. 21 Abs. 5 BZR; Antrag Abbauzone, S. 2.
"8 vgl. TSCHANNEN/ZIMMERLI, S. 370 ff., insbes. S. 373.
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diniert werden. Dies trifft sowohl fiir das von der AGZ eingereichte und spéter zuriickgezogene Abbau- und
Rekultivierungsgesuch 2001 als auch fir das von der Gloggner AG eingereichte und hangige Rekultivie-
rungs- und Strassenprojekt 2006 zu. Beide Projekte bedingen Ausnahmebewilligungen nach Art. 24 RPG
und Rodungsbewilligungen nach Art. 5 Abs. 2 WaG.""* Dieses Erfordernis spricht in der Regel gegen die
Realisierungswahrscheinlichkeit der kinftigen Nutzungsmdglichkeiten, weil auf die Erteilung von Ausnhah-
mebewilligungen grundsétzlich kein Rechtsanspruch besteht und sie haufig von Ermessensentscheide oder
dem giinstigen Ausgang einer Interessenabwégung abhéngen.''®

Diese rechtlichen Hindernisse sind allerdings in allgemeiner Hinsicht wie auch fiir den vorliegenden
Fall zu relativieren. Zum einen ist der Gesetzgeber im Bereich der Ausnahmebewilligungen geméss Art. 24
ff. RPG vom Konzept der klassischen Ausnahmebewilligung abgewichen und hat letztlich einen Rechtsan-
spruch auf diese Ausnahmen eingefihrt. Dies gilt auch fiir die im vorliegenden Kontext einschlagige Grund-
norm Art. 24 RPG, wo das Gesetz zwar von «Kénnen» spricht, gemass Praxis aber ebenfalls ein Anspruch
auf Erteilung besteht, sobald die gesetzlichen Voraussetzungen erfilllt sind.""® Zum anderen ist nicht anzu-
nehmen, dass das Bundesgericht allein gestiitzt auf die blosse Notwendigkeit einer Ausnahmebewilligung
die Realisierungswahrscheinlichkeit verneinen wirde. Vielmehr wirdigt das Bundesgericht bei seinen Ent-
scheiden zur materiellen Enteignung stets die konkreten Umsténde des Einzelfalls."'” Mit Blick auf den vor-
liegenden Sachverhalt ist deshalb zu beriicksichtigen, dass die zustandigen Behdrden sowohl fir das Ab-
bau- und Rekultivierungsprojekt 2001 als auch fiir das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 keine
Hindernisse fir die Erteilung der Rodungs- und der raumplanerischen Ausnahmebewilligung feststellen
konnten und die Ausnahmebewilligung nach Art. 24 RPG flr die neue Strassenerschliessung ausserhalb
der Bauzone (Ausweichbuchten auf der Grisigenstrasse) in Aussicht gestellt haben. Gleiches gilt fir die
notwendigen Rodungen und fiir die Unterschreitung der gesetzlichen Bach- und Waldabstande."'®

Entschadigungsrechtlich ist deshalb davon auszugehen, dass die notwendigen Ausnahmebewilligun-
gen flr den Materialabbau bzw. die Rekultivierung — selbstverstandlich unter den Ublichen, fiir solche Vor-
haben oftmals weitreichenden Auflagen und Bedingungen — bei gleichbleibender Sachlage erteilt worden
waren, dieses Erfordernis die Realisierungswahrscheinlichkeit hier somit nicht ausschliesst.

b. Genligende Erschliessung

Voraussetzung fiir die Erteilung der Baubewilligung bildet von Bundesrechts wegen die genligende
Erschliessung der Parzelle (Art. 22 Abs. 2 RPG). Wer Trager der Erschliessungspflicht ist, richtet sich nach
der Rechtsnatur der Nutzungszone: Wird die Abbauzone — wie oben ausgefiihrt (vgl. S. 18 f.) — als Nicht-
bauzone oder Spezialzone ausserhalb der Bauzone qualifiziert, so ist der Grundeigentimer bzw. Bauherr
erschliessungspflichtig. Gerade bei Strassenerschliessung muss jedoch das Gemeinwesen in der Regel

"% vgl. Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 6; Kantonale Stellungnahme 2007, S. 1, 9, 10; Abbau-

und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 11 und 17; Antrag Abbauzone, S. 7.

Vgl. TSCHANNEN/ZIMMERLI, S. 375 ff., insbes. S. 379; vgl. zur Rodungsbewilligung: RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, S.
146, JAISSLE, S. 124 f.

"6 BGE 117 Ib 386 (Wislikofen); WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Vorbemerkungen Art. 24 ff. Rz. 18.
Auch die Rechtsnatur der Rodungsbewilligung als Ausnahmebewilligung war, zumindest unter dem alten
Forstpolizeirecht, umstritten und sie wurde teilweise als Polizeibewilligung qualifiziert vgl. JAISSLE, S. 124 f.

"7 vgl.z.B. 113 Ib E. 4c S. 136 (Seuzach).

"8 vgl. die positiven Stellungnahmen zum Vorprojekt anlasslich der Einzonung: Antrag Abbauzone, S. 7 sowie
zum Rekaultivierungs- und Strassenprojekt 2006: Kantonale Stellungnahme 2007, S. 1, 9 und 10.
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mitwirken.""® Die Frage der Erschliessung ist auch entschadigungsrechtlich von Bedeutung, da der Grund-
eigentimer von den Nutzungsmdglichkeiten seines Grundstlicks nur Gebrauch machen kann, wenn seine
Parzelle zu diesem Zweck genligend erschlossen ist oder er innert nitzlicher Frist aus eigener Kraft eine
geniigende Erschliessung herbeiflihren kann. Ist demgegeniber sein Grundstiick unerschlossen, die Er-
schliessung nur mit grossem Aufwand mdglich und fehlt eine rechtlich gesicherte, ausflihrungsreife Er-
schliessungsplanung, so stehen der entsprechenden Nutzungsmaglichkeit erhebliche rechtliche Hindernisse

entgegen, welche die Entschadigungspflicht entfallen lassen.'?°

Im Zusammenhang mit dem Materialabbau und der Rekultivierung ist die Strassenerschliessung von
grosser Bedeutung. Die Mergelgrube Grisigen wird Uber die bestehende Grisigenstrasse erschlossen. Bis
Anfang der 1990er-Jahre erfolgte der Abtransport des abgebauten Mergels zwar noch mittels einer Seilbahn
direkt ins Ziegeleiwerk der AGZ in Horw. Nach einem Unfall musste die Seilbahn jedoch stillgelegt werden
und der Mergeltransport durch Lastwagen erfolgen (vgl. oben S. 5). Anlasslich der Ausscheidung der Ab-
bauzone liess die AGZ im Rahmen des Vorprojekts verschiedene Transportvarianten unter den Gesichts-
punkten der Wirtschaftlichkeit und der Umweltvertraglichkeit evaluieren. Das entsprechende Gutachten kam
zum Schluss, dass der Materialtransport per Lastwagen — mit flankierenden Massnahmen zur Reduktion der
Verkehrsbelastung und zur Verbesserung der Wohnqualitdt sowie Verkehrssicherheit — zu bevorzugen
sei.’”' Die beiden in der Folge ausgearbeiteten und durch die AGZ bzw. die Gloggner AG eingereichten
Projekte basieren denn auch beide auf Lastwagen als Transportmittel und sehen folgende Erschliessungs-
regelung vor:

=  Gemass dem (zurlickgezogenen) Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001 der AGZ sollten die Transpor-
te Uber die Grisigenstrasse abgewickelt werden. Zur Verkehrsberuhigung wurde mit der Gemeinde ver-
einbart, eine Tempo-30-Zone einzurichten, unter Kostenbeteiligung der AGZ. Zudem sollten auf dem
Strassenabschnitt Rainlihéhe bis Grubeneinfahrt Ausweichbuchten und am tiefsten Punkt der Abbauzo-
ne eine neue Grubeneinfahrt erstellt werden. Fiir die erste Etappe ware sodann zur Erschliessung des
oberen Grubengebiets die Verbreiterung der Alte Schwendelbergstrasse notwendig gewesen. Weitere
bauliche Massnahmen waren im &ffentlichen Strassenbereich nicht vorgesehen; der Verkehr sollte an-
sonsten vollsténdig grubenintern gefiihrt werden. '

» Auch das heute hangige Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 der Gloggner AG basiert im Wesent-
lichen auf der Erschliessung Uber die bestehende Grisigenstrasse. Allerdings musste die urspringlich
vorgesehene Erschliessung nach Einreichen des Baugesuchs geéndert werden, weil die dazu notwen-
digen Wegrechte fiir den oberen Teil der Grisigenstrasse nicht erteilt worden sind."® Ahnlich wie das &l-
tere Projekt sieht das geanderte Strassenvorhaben nun die Abzweigung von der Grisigenstrassen weiter
unten vor. Ab diesem Punkt soll die Erschliessung neu ausschliesslich arealintern, auf einer rund 180
Meter langen, privaten Werkstrasse in die Grube fiihren. Diese neu zu erstellende Baupiste liegt voll-
standig auf der Parzelle der AGZ im Perimeter der Abbauzone.'®* Als bauliche Massnahmen sind aus-

"9 vgl. Riva, Hauptfragen, S. 167.

RivA, Hauptfragen, S. 167 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 43.

21 Antrag Abbauzone, S. 4, 7; UVB 1996 S. 14 ff.

122 Vgl. Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 17 f; Vereinbarung 2001 und Vereinbarung 2005.
128 Vgl. Erganzungsbericht 2007, S. 1.

24 vgl. Erganzungsbericht 2007, S. 1 ff.
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serdem die Verstarkung der Grisigenstrasse oberhalb des Siedlungsgebiets sowie die Erstellung ver-
schiedene Ausweichstellen geplant.'® Die kantonalen Fachstellen und die Gemeinde haben im Rahmen
der Vorprifung im Méarz 2007 grundsétzlich positiv zum Baugesuch Stellung genommen. Die kantonalen
Behdrden haben der strassenrechtlichen Situation vorbehaltlos zugestimmit, die fir die Ausweichbuchten
erforderlichen Ausnahmebewilligungen nach Art. 24 RPG und die Bewilligung zur Unterschreitung der
gesetzlichen Bach- und Waldabsténde in Aussicht gestellt.'*

Die beschriebenen, fir den Weiterabbau und die Rekultivierung notwendigen (geringfigigen) Arbei-
ten an der bereits bestehenden Strasse und die private Baupiste kdnnen durch die AGZ bzw. die Gloggner
AG ohne grésseren Aufwand aus eigener Kraft erstellt werden. Infolge Anderung des Strassenprojekts ist
die Bauherrschaft zudem nicht mehr auf die Einrdumung eines privatrechtlichen Wegrechts fir den oberen
Teil der Grisigenstrasse angewiesen; die arealinterne Erschliessungsstrasse kommt vollstandig in der Ab-
bauzone und auf dem Grundstlick der AGZ zu liegen. Die Verstarkung des Strassenkérpers und die ande-
ren baulichen Massnahmen an der Grisigenstrasse stiitzen sich sodann auf entsprechende Vereinbarungen
mit der Gemeinde Horw als Strasseneigentiimerin und wurden mit ihr zusammen projektiert."”’ Als 6ffentli-
che Strasse im Eigentum der Gemeinde ist die Benutzung der Grisigenstrasse durch die AGZ oder die
Gloggner AG zudem rechtlich ohne weiteres gewahrleistet. Die Erschliessung erfordert sodann die Erstel-
lung von Ausweichstellen. Zwei der geplanten Ausweichbuchten liegen dabei ebenfalls auf Parzellen im
Eigentum der AGZ., Das Land fir die restlichen Ausweichstellen im unteren Teil der Grisigenstrasse befin-
det sich dagegen im Dritteigentum, wobei dessen Beanspruchung zum heutigen Zeitpunkt rechtlich offenbar
noch nicht gesichert ist. Die betreffenden Ausweichbuchten sind gemass Projektunterlagen allerdings nicht
zwingend notwendig und es kdnnte auf deren Erstellung auch verzichtet werden, falls die Eigentimer dies
wiinschen bzw. die Zustimmung verweigern.'?® Damit kann die Strassenerschliessung des Abbaugebiets
rechtlich als gesichert bezeichnet werden, so dass eine der Voraussetzungen fur eine hinreichende Zufahrt
erfiillt ist.'*

Nebst der rechtlichen Sicherung erfordert eine genligende Strassenerschliessung auch eine der je-
weiligen Grundstiicksnutzung und den Umstanden des Einzelfalls angepasste Zufahrt, wobei das Verhalt-
nismassigkeitsprinzip zu beachten ist (vgl. Art. 19 RPG)."® Die Zufahrt muss den fachtechnischen und
strassenverkehrsrechtlichen Anforderungen genligen sowie die Vorschriften des Umweltschutzes, der
Raumplanung und des Natur- und Heimatschutzes einhalten. ™'

Far die vorliegende Erschliessungssituation stehen strassenrechtlich die Verkehrssicherheit und um-
weltrechtlich die L&rm- und Luftbelastung durch den Lastwagenverkehr im Vordergrund.'®® Zur Verkehrssi-

125 vgl. Erganzungsbericht 2007, S. 4; Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 7 und S. 16.

Kantonale Stellungnahme 2007, S. 1 f.,, 9.
Vgl. Vereinbarung 2005 und Vereinbarung 2001; vgl. auch Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 7.
Vgl. Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 7 in Verbindung mit Erganzungsbericht 2007, S. 4.

Vgl. z.B. Urteil BGer 1A.193/2006 vom 4.6.2007 (Wetzikon); WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art.
19 Rz. 22.

WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 13.
WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 19 Rz. 21 f.

Ebenfalls ein wichtiger Aspekt beim Materialabbau stellt in der Regel der Gewasserschutz dar. Gegen die
projektierte Entwasserung haben die kantonalen Behérden keine grundsétzlichen Einwande erhoben, so
dass in dieser Hinsicht, ohne n&her darauf einzugehen, von einer genligenden Erschliessung auszugehen
ist und somit das Gewasserschutzrecht der Realisierungswahrscheinlichkeit nicht entgegensteht; vgl. Kan-
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tuation finden sich in den zur Verfligung gestellten Unterlagen lediglich zum Rekultivierungs- und Strassen-
projekt 2006 behordliche Aussagen. Die kantonalen Behérden haben der projektierten Strassenerschlies-
sung aus strassenrechtlicher Sicht ohne Bedingungen und Auflagen zugestimmt.'® Die Verkehrslarmsitua-
tion wurde sowohl im Rahmen der UVP-Hauptuntersuchung fur das Abbau- und Rekultivierungsprojekt
2001 als auch im Rahmen derjenigen fir das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 eingehend geprift.
Danach halten beide Projekte die Larm-Immissionsgrenzwerte an allen Empfangerpunkten ein bzw. unter-
schreiten diese deutlich und gentigen hinsichtlich des Mehrverkehrs Art. 9 LSV. Die UVP beurteilt die Larm-
auswirkungen des Transportverkehrs fiir beide Projekte als umweltvertréglich. Der projektbedingte Mehrver-
kehr habe keinen relevanten Einfluss auf die Verkehrskapazitat.'** Besonders im Zusammenhang mit dem
Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 betragt die Zunahme der Larmbelastung entlang der Grisi-
genstrasse im Siedlungsbereich lediglich maximal 0.5 dB(A), was deutlich unter der Wahrnehmbarkeits-
grenze liege. Die zusétzliche Verkehrsbelastung durch die Aufflllung sei im Siedlungsgebiet gering, unter-
halb der Autobahn im Vergleich mit dem vorhandenen Verkehrsaufkommen vernachlassigbar.'® Einschran-
kend anzumerken bleibt, dass zumindest die UVP-Hauptuntersuchung zum Abbauprojekt 2001 bezlglich
Larmauswirkungen auf das Jahr 2000 als Vergleichszustand abstellt'*®, auf einen Zeitpunkt also, in dem die
Grube noch nicht stiligelegt war. Die Zunahme der Luftbelastung wird bei beiden Projekten ebenfalls als
gering beurteilt."®” Somit ist festzuhalten, dass die AGZ bzw. Gloggner AG eine umweltrechtlich genligende
Erschliessung aus eigener Kraft erstellen kénnten und keine unlberwindbaren Hindernisse des Umwelt-
schutzrechts entgegenstehen wirden.

Die Vereinbarkeit mit dem Umweltschutzrecht und den fachtechnischen Anforderungen allein gendigt
allerdings nicht, da die Zufahrt auch mit den Anliegen der Raumplanung Ubereinstimmen muss."*® Zu be-
ricksichtigen ist hier hauptsachlich der Planungsgrundsatz, wonach immissionstrachtige Anlagen an geeig-
neten Standorten so auszuscheiden sind, dass Wohngebiete vor schadlichen oder lastigen Einwirkungen
wie Luftverschmutzung, L&rm und Erschitterungen méglichst verschont werden (Art. 3 Abs. 3 lit. a und b
RPG). Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung hat jedes Baugebiet seine Immissionen grundsatzlich
selber zu tragen. So ist die Erschliessung einer Industriezone mit regem Schwerverkehr durch ein Wohnge-
biet ohne Strassenplanung, die eine solche Erschliessung festlegt, aus raumplanerischer Sicht ungeni-
gend.” Das Bundesgericht hat diese Grundsétze im Zusammenhang mit der Erschliessung einer Kies-
Abbauzone durch ein Wohngebiet kiirzlich ausdriicklich bestatigt."*° Es wies allerdings darauf hin, dass die
Planungsgrundsatze lediglich Entscheidungskriterien und Zielvorgaben sind und im Rahmen einer Interes-
senabwagung gegen andere, mdglicherweise widersprechende Planungsgrundséatze und anderswo fixierte
gesetzliche Zielvorschriften abgewogen werden missten. Im zu beurteilenden Fall sei namentlich das er-

tonale Stellungnahme 2007, S. 2 1., 7.

Kantonale Stellungnahme 2007, S. 2.

3 UVB 2001, S. 22 ff., inbes. S. 27; Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 16.
135 Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 16.

1% UvB 2001, S. 22.

37 UVB 2001, S. 34 und Beilage 2.8-1; UVP-Voruntersuchung, S. 46 ff., insbes. S. 49, 51; Rekultivierungs- und
Strassenprojekt 2006, S. 16.

138 Vgl. BGE 127 1 103 E. 7d S. 111 (Lausen); 112 1b 26 E. 5d S. 37 f. (Kerzers).
3 BGE 127 1103 E. 7d S. 111 (Lausen); 116 Ib 159 E. 6a S. 165 (Eschlikon);112 Ib 26 E. 5d S. 37 f. (Kerzers).
0 Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 (Attiswil), insbes. E. 7.2.
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hebliche o6ffentliche Interesse an der weiteren Versorgung der Region mit Kies, die Vermeidung langer
Transportwege und die Verbesserungen aus Sicht des Landschafts- und Naturschutzes zu berlicksichti-
gen."" Zudem sei die Wiederauffiillung der Kiesgrube «das notwendige Pendant zum bisherigen Kiesab-
bau, um den damit verbundenen Landschaftseingriff soweit wie mdglich wieder riickgangig zu machen. Sie
muss moglich bleiben, auch wenn eine neue, die Wohngebiete Flumenthals schonendere Erschliessung
nicht rechtzeitig oder tiberhaupt nicht erstellt werden sollte».'*?

Die bestehende Grisigenstrasse, welche die offene Mergelgrube und die gesamte Abbauzone er-
schliesst, fihrt am Siedlungsrand von Horw durch ein Wohngebiet, verlasst das Siedlungsgebiet und steigt
durch Landwirtschafts- bzw. grdsstenteils unbewohntes Gebiet Richtung Pilatus an und endet schliesslich
vor einem Wald in der Néhe der Grube.'** Da der Lastwagenverkehr teilweise durch Wohngebiet filhrt, stellt
sich die Frage, ob die Grisigenstrasse als Grubenzufahrt raumplanungsrechtlich gendigt. Ist dies nicht der
Fall, so wirde dies umfangreiche Planungs- und Erschliessungsarbeiten der 6éffentlichen Hand bedingen
und die Realisierungswahrscheinlichkeit des Weiterabbaus und der Rekultivierung ausschliessen. Der Pla-
nungsgrundsatz der Schonung von Wohngebieten vor Immissionen gilt, wie gesagt, nicht absolut. Vielmehr
misste eine umfassende Interessenabwégung zeigen, ob die Erschliessungsstrasse zu verlegen bzw. eine
neue Strasse zu bauen ist. Diese Abwagung kann im Rahmen des vorliegenden Gutachtens nicht ab-
schliessend vorgenommen werden; einige kurze Uberlegungen dazu miissen geniigen:

Eine Umfahrungsstrasse wirde zwar allenfalls die heute betroffenen Wohngebiete am Rand von
Horw Richtung Pilatus schonen. Auf dem Weg zur Autobahn musste der Lastwagenverkehr von und zu der
Grube letztlich aber gleichwohl durch Horw fahren und wirde dadurch andere Wohngebiete belasten. Zu-
dem wiirde der Anfahrtsweg wohl verlingert, was aus &kologischen Uberlegungen wenig sinnvoll erscheint.
Zu berUcksichtigen ist sodann, dass der geltende Richtplan 1998 des Kantons Luzern wie auch der Richt-
planentwurf 2008 die Mergelgrube Grisigen als Abbaustandort von kantonaler Bedeutung ausweisen und
zumindest nach Deponiemdglichkeiten von unverschmutztem Abraum- und Abbruchmaterial in der Region
ein grosses Bedlrfnis besteht. Die Nutzung der Grube Grisigen als Deponiestandort verkiirzt 6kologisch
unerwiinschte lange Transportwege und die teilweise Aufflllung ist zur Verbesserung des Landschaftsbildes
wie auch zur geologischen Stabilisierung des Gelandes angezeigt. Ausserdem ist bei der Erschliessung das
Verhaltnismassigkeitsprinzip zu beachten: Das Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001 hétte einen Last-
wagenverkehr von taglich 21 Fahrten gebracht, das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 weist 20
Fahrten pro Tag aus'*, so dass fiir ein Abbaugebiet von einem relativ geringen Verkehrsaufkommen ge-
sprochen werden kann. Im Vergleich dazu erscheinen der Planungsaufwand und die Kosten fir den Bau
einer neuen Erschliessungsstrasse unverhaltnismassig. Den Féllen, in welchen das Bundesgericht die Er-
schliessung von Kiesgruben oder Industrieanlagen durch Wohngebiete als raumplanerisch ungeniigend
qualifizierte, lagen erheblich gréssere Verkehrsaufkommen zugrunde.'** Kommt hinzu, dass hier das Gru-
bengebiet idealerweise abseits der Siedlung liegt, die Erschliessungsstrasse aber gemass Aussagen der

1 vgl. Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7.2 und E. 7.3 (Attiswil).
2 Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7.6.2 (Attiswil).

%8 vgl. z.B. Erganzungsbericht 2007, Anhang.

4 UVB 2001, S. 23; Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 16.

5 vgl. BGE 112 Ib 26 E. 5d S. 38 (Kerzers): 60 oder 90 Lastwagen pro Tag bzw. 5 bis 10 zusatzliche Lastwa-
gen pro Stunde, bis zu 10 Stunden pro Tag; BGE 127 | 103 E. 7b S. 109 (Lausen): 70 DTV Lastwagen und
35 DTV Personen-/Lieferwagen; Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7 (Attiswil): 138 DTV.
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Gemeindebehoérden praktisch zwingend irgendwo durch Siedlungs- und Wohngebiet zu den Hauptver-
kehrsachsen gefiihrt werden muss. Die Gemeindebehdrden von Horw haben in der Vergangenheit andere
Erschliessungsvarianten gepriift, diese aber als unverhaltnisméassig verworfen.'*® Im Ubrigen haben auch
die kantonalen Behérden weder anlasslich der Genehmigung der Abbauzone noch anlasslich der Prifung

der spéter eingereichten Projekte die Erschliessungssituation beanstandet.'’

3. Tatséchliche Realisierungswahrscheinlichkeit

Die Realisierungswahrscheinlichkeit einer kunftigen Eigentumsnutzung wird auch durch tatséchliche
Gegebenheiten (wie Eignung, Nachfrage, Lage etc.) bestimmt. Diese Aspekte der Realisierungswahrschein-
lichkeit haben zwar in der Rechtsprechung gegeniiber den rechtlichen Faktoren an Gewicht verloren, blei-
ben aber mitentscheidend."® Die Rechtsprechung dazu ist wiederum auf die Uberbauungsméglichkeit zu-
geschnitten, d.h. auf die Frage, ob das betreffende Grundstiick im Zeitpunkt der Eigentumsbeschrankung
auch faktisch (berbaubar war. Im Vordergrund stehen Uberlegungen zur Eignung der betroffenen
Grundstiicke als Bauland, zur Lage des Grundstlicks im Siedlungsgebiet, zur Bauentwicklung in der Ge-

meinde, zur tatséchlichen Erschliessungssituation und zur Nachfrage.'*®

Im vorliegenden Fall stellen sich die angesprochenen Fragen nicht in gleicher Weise. Lage und Eig-
nung des Grundsticks sind durch das Rohstoffvorkommen bestimmt und die Siedlungsentwicklung spielt fir
die hier zur Diskussion stehende Nutzung ausserhalb der Bauzone keine Rolle. Ebenfalls spricht nichts
dagegen, dass die Grundeigentimerin faktisch in der Lage ist, die noch notwendigen, geringflgigen Er-
schliessungsarbeiten auszufiinren.” Die Beurteilung der tatsachlichen Erschliessungssituation geht inso-

fern in der Wiirdigung der rechtlichen Realisierungswahrscheinlichkeit auf,'’

so dass auf das oben Ausge-
fihrte verwiesen werden kann (vgl. S. 32 ff.). Schliesslich kann trotz der eingereichten Gemeindeinitiative
nicht gesagt werden, dass die entsprechende Nutzung der Grundstiicke der AGZ den gefestigten planeri-
schen Vorstellungen der Gemeinde zuwiderliefe, was ein tatséchliches Hindernis darstellen wiirde."® Im
Gegenteil haben die Gemeindebehdrden bisher auf die Rekultivierung der Grube gedrangt und damit durch
ihr Verhalten zumindest diesbezlglich die Realisierungswahrscheinlichkeit bekraftigt. Diese Haltung miisste
nach einer allfalligen Annahme der Initiative aus politischen Griinden aufgegeben werden, was die tatsachli-

che Realisierungswahrscheinlichkeit allerdings nicht ausschliesst.”

Naher zu prifen ist indessen, ob allenfalls das Kriterium der Nachfrage der tatsachlichen Realisie-
rungswahrscheinlichkeit entgegenstehen kénnte. Geméass Bundesgericht kann «selbst erschlossenes und
nach der bestehenden Rechtsordnung an sich Uberbaubares Land unter Umstédnden ohne Nachfrage blei-
ben, wenn die Uberbauung in der Gemeinde und deren Umgebung sich in einer anderen Richtung entwi-

146 Telefonische Auskunft von M. Bachmann, Leiter Hochbau, Gemeinde Horw, vom 24.6.2008.

Vgl. Antrag Abbauzone; Kantonale Stellungnahme 2007, S. 1 f., 9 f.
RivA, Hauptfragen, S. 170.

% vgl. z.B. 112 Ib 114 f. (Commugny); 112 Ib 388 E. 3 S. 390 (Tagerwilen); 103 Ib 210 E. 5b S. 222 f. (Bem);
RivA, Hauptfragen, S. 170 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 44.

%0 vgl. BGE 113 Ib 133 E. 4 S. 135 (Seuzach); 106 la 369 E. 3a 374 (Wettigen).
181 RivA, Hauptfragen, S. 171.

%2 Vgl. z.B. in BGE 101 la 468 E. 3c/aa S. 471 (Roulet).

%8 vgl. BGE 103 Ib 210 E. 5a und E. 5b S. 222 f. (Bern).
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ckelt», namentlich bei Vorhandensein zu grosser Bauzonen.'®* Ubertragen auf den vorliegenden Fall stiin-
den somit eine fehlende Nachfrage nach Mergelprodukten und die daraus abgeleitete fehlende Nachfrage
nach dem Rohstoff Mergel sowie nach Deponieméglichkeiten fir sauberes Aushubmaterial als tatsachliche
Hindernisse einer Entschadigungspflicht entgegen. Nach Aussagen des beigezogenen Experten besteht
jedoch eine grosse Nachfrage nach Deponiemdglichkeiten von unverschmutztem Aushub.'®® Fraglicher
erscheint dagegen die abgeleitete Nachfrage nach Mergel, hat die AGZ doch den Abbau in der Mergelgrube
Grisigen und den Betrieb in ihrem Ziegeleiwerk in Horw eingestellt und das 2001 eingereichte Abbau- und
Rekultivierungsgesuch zuriickgezogen, weil «die im Entwurf der Abbaubewilligung enthaltenen Auflagen
[...] derzeit eine wirtschaftliche Nutzung der Anlage in Horw nicht zu[lassen]»."* Die seitherige Entwicklung
und das Verhalten der AGZ scheinen ebenfalls gegen die Annahme zu sprechen, dass der Mergelabbau in
Grisigen innert nitzlicher Frist wieder aufgenommen und fortgefiihrt wird. Das stillgelegte Ziegeleiwerk be-
findet sich offenbar derzeit nicht mehr in einem betriebsfahigen Zustand, das Betriebsareal ist mit Einver-
standnis der AGZ in die Uberbauungsplanung «Entwicklungsgebiet Siidbahnhof» einbezogen worden und
soll im Rahmen dieser Planung einem anderen, wohl auch wirtschaftlich lukrativeren Nutzungszweck zuge-
fihrt werden. Ferner hat die AGZ die bestehende Mergelgrube vertraglich der Firma Gloggner AG zur Re-
kultivierung Uberlassen, die der Gemeinde ihrerseits ein Projekt zur Auffiillung eingereicht hat. Kommt hinzu,
dass der Mergel im Gebiet Grisigen offenbar teilweise von schlechter Qualitét ist, so dass aus Qualitats-
grinden Material aus dem unteren und dem oberen Grubenteil gemischt werden muss, was ein aufwandi-

geres (und kostenintensiveres) Abbauverfahren bedingt.'®’

Vor diesem Hintergrund wurde dem beigezogenen, branchenkundigen Schétzungsexperten auch die
Frage unterbreitet, ob trotz der geschilderten Entwicklung die Wiederaufnahme und Fortflhrung des Mer-
gelabbaus aus wirtschaftlicher Sicht wahrscheinlich bzw. mdglich ist. In seiner Expertise kommt er zum Er-
gebnis, dass der Transport des Mergels aus Grisigen in ein anderes Werk der AGZ, z.B. nach Gettnau, vor
allem aufgrund der Transportkosten zu teuer wéare und die Nachfrage nach diesem Mergel von anderen,
naher gelegenen Ziegeleiwerken als gering bis nicht vorhanden einzuschatzen ist, da auch bei dieser Vari-
ante die Kosten zu hoch waren.'*® Dagegen kann nicht ausgeschlossen werden, dass «das stillgelegte Zie-
geleiwerk in Horw [...] durchaus innerhalb nitzlicher Frist den Betrieb wiederaufnehmen [kdnnte]. Dazu
waren Investitionen in die Produktionsanlagen notwendig [...]. Dass ein solches Vorgehen nicht wirtschaft-
lich wére, kann auf der Basis der Unterlagen und auch der Beurteilung der Branche nicht abschliessend
gesagt werden. Auch wenn das Verhalten der AGZ [...] und auch die Tatsache, dass es in der Zentral-
schweiz die héchste Dichte an Steinwerken in der Schweiz gibt, eine Wiederaufnahme der Produktion am
Standort Horw wenig wahrscheinlich erscheinen lassen, so ist sie zumindest nicht unméglich resp. auszu-
schliessen»."™ Fiir die rechtliche Beurteilung der tatséchlichen Realisierungswahrscheinlichkeit folgt aus
diesen Ausfiihrungen, dass der kinftige Mergelabbau und die Ablagerung von sauberem Aushub nicht
ohne weiteres an der fehlenden Nachfrage scheitert, sondern im Gegenteil der Mergelabbau bei entspre-

"t BGE 103 Ib 210 E. 5b S. 222 f. (Bern).

% vgl. auch Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 16. Demgegentiber war offenbar die Situation vor
einigen Jahren noch anders: vgl. Schreiben AGZ vom 29.6.2004.

%8 Schreiben AGZ vom 29.6.2004.

%7 vgl. Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 3 f.
158 Vgl. Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 3.

%9 Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 2 f.
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chenden Investitionen in das Ziegeleiwerk in Horw, jedenfalls nach heutigem Kenntnisstand, aus wirtschaft-
licher Sicht noch méglich ist. Ein tats&chliches Hindernis ergébe sich diesfalls einzig dann, wenn die kom-
munale Planung rund um das Bahnhofareal derart weit fortgeschritten ware, dass aus planungsrechtlicher
Sicht die Wiederaufnahme des Ziegeleiwerks ausgeschlossen ist. Nach Auskunft der Gemeinde sind bisher
jedoch noch keine die AGZ rechtlich bindenden Schritte im Rahmen der Umnutzung dieses Gebiets erfolgt,
so dass es der Grundeigentimerin weiterhin unbenommen ist, sich aus dieser Planung zurliickzuziehen und
den Ziegeleibetrieb wieder aufzunehmen. Auch das noch nicht bewilligte Rekultivierungsgesuch der
Gloggner AG lasst sich jederzeit zuriickziehen.

Bei einer vorsichtigen Einschatzung der Entschadigungsfolgen einer Aufhebung der Abbauzone ist
vor diesem Hintergrund davon auszugehen, dass nicht nur die Auffillung der offenen Grube, sondern auch
die Wiederaufnahme und Fortfiihrung des Mergelabbaus — bei entsprechendem Willen der Grundeigenti-
merin — realistisch ist. Es kdnnen letztlich keine zwingenden rechtlichen oder tatsachlichen Hindernisse
festgestellt werden, welche dieser Annahme entgegenstehen. Deshalb wird bei der Entschadigungsbemes-
sung von Nutzungsmdéglichkeiten auszugehen sein, die ungefahr dem Abbau- und Rekultivierungsprojekt
2001 entsprechen (vgl. unten S. 44). Selbstversténdlich ist nicht auszuschliessen, dass im Streitfall ein Ge-
richt zum Schluss kédme, angesichts des tatsachlichen Verhaltens der AGZ oder aus wirtschaftlichen Grin-
den — die Uberbauung des Betriebsareals in Bahnhofsnahe verspricht weitaus mehr Ertrag als die Fortfilh-
rung des Mergelabbaus in Grisigen — kdnne nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit angenommen werden, die
AGZ wiirde noch die Option des weiteren Mergelabbaus wahlen. Diesfalls wére einzig noch die Realisierung
der Rekultivierung wahrscheinlich, so dass die Beurteilung der Entschadigungspflicht auf diese Nutzungs-
moglichkeit beschréankt werden kdnnte.

4, Absichten der Grundeigentiimerin

Das Verhalten der AGZ — Riickzug des Abbaugesuchs, Auftrag an die Firma Gloggner AG zur Rekul-
tivierung der Grube, Mitwirken an der kommunalen Planung zur Umnutzung ihres Betriebsstandorts — be-
legt, dass die Eigentimerin der Mergelgrube offensichtlich nicht mehr die Absicht hat, den Mergelabbau
wieder aufzunehmen und fortzuflihren. Es fragt sich, ob diesem Umstand der Annahme einer Entschadi-
gungspflicht entgegensteht. Geméss bundesgerichtlicher Rechtsprechung zum Entzug der Uberbauungs-
moglichkeit spielen subjektive (Bau-)Absichten des Grundeigentiimers lediglich bei Nichteinzonungen und
Abzonungen, nicht dagegen bei Auszonungen eine Rolle. Hier beurteilt sich die Realisierungswahrschein-
lichkeit ausschliesslich nach objektiven Gesichtspunkten. Das Bundesgericht halt fest, dass das geltende
Recht keine allgemeine Baupflicht kenne und es dem Grundeigentimer somit unbenommen sei, sein
Grundstlick uniiberbaut zu lassen und seine Bauberechtigung nicht auszutiben. Deshalb kénnten subjektive
Kriterien allein nicht entscheidend sein, um eine nach objektiven Massstdben gegebene enteignungsgleiche
Wirkung auszuschliessen.'®

0 BGE 113 Ib 318 E. 3¢ S. 325 (Kuisnacht); 114 1b 305 E. 2a S. 308 (Ingenbohl); Urteil BGer vom 23.5.1995
(Mannedorf), ZBI 1997 S. 183 E. 5d; Riva, Hauptfragen, S . 171 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG,
Art. 5 Rz. 45.
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Diese Rechtsprechung lasst sich auf den vorliegenden Fall Ubertragen. Zum einen handelt es sich
ebenfalls um einen Auszonungsfall'®', zum anderen statuieren die hier anwendbaren Rechtsvorschriften
keine Verpflichtung der AGZ, auf ihren Grundstticken in der Abbauzone Material abzubauen. Die AGZ muss
diese Eigentumsbefugnis somit nicht unter Verwirkungsfolge innert einer bestimmten Frist austiben, sondern
kann damit, solange die Abbauzone besteht, nach Belieben ganz oder teilweise zuwarten und erst spater
davon Gebrauch machen. Dass sie aus den geschilderten Griinden faktisch auf den Weiterabbau verzichtet
hat, schliesst somit die objektive Realisierungswahrscheinlichkeit der entzogenen Eigentumsbefugnisse aus
rechtlichen und tatsachlichen Griinden nicht aus. Als Grundeigentimerin ist es ihr rechtlich unbenommen,
ihre Zustimmung zum Projekt der Gloggner AG wahrend des hangigen Baubewilligungsverfahrens zu wider-
rufen und ein neues Baugesuch zum Abbau- und zur Rekultivierung einzureichen. Daraus allenfalls erwach-
sende privatrechtliche Schadenersatzanspriiche sind hier unbeachtlich.

5. Fazit

Die zuverlassige Beurteilung der Wahrscheinlichkeit, ob die AGZ bzw. die Gloggner AG innerhalb von
30 Jahren den Mergelabbau hatte fortfihren und das gesamte Abbaugelande rekultivieren kdnnen, gestaltet
sich aufgrund der Komplexitat dieser Vorhaben als schwierig. Letztlich muss in einer Prognose geklart wer-
den, ob — im Zeitpunkt der rechtskraftigen Aufhebung der Abbauzone — ein neues Abbaugesuch oder das
eingereichte Rekultivierungsprojekt in naher Zukunft hatten bewilligt werden kdnnen und ob diese Projekte
auch aufgrund der tatsachlichen Gegebenheiten, wie z.B. der Nachfrage, realisierbar gewesen wéren. Die
Prifung der vorliegenden Unterlagen, namentlich der darin enthaltenen behérdlichen Stellungnahmen zu
den in der Vergangenheit eingereichten Baugesuchen, ergibt, dass jeweils keine uniberwindbaren rechtli-
chen Hindernisse erkannt wurden. Dieser Umstand bildet ein starkes Indiz, dass auch kinftige Projekte
bewilligungsfahig hatten ausgestaltet werden kénnen. Auch in tatséchlicher Hinsicht lassen sich die Wieder-
aufnahme des Mergelabbaus, die Ablagerung von unverschmutztem Aushub- und Abraummaterial und die
Rekultivierung nicht definitiv ausschliessen.

Eine davon abweichende Beurteilung kdnnte jedoch — gestitzt auf das Verhalten der AGZ (Aufgabe
des Werkes in Horw, Ruckzug des Abbaugesuches, Mitwirkung an der Planung zur Umnutzung des Be-
triebsareals an lukrativer Lage etc.) — zum Schluss kommen, dass nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit mit der
Wiederaufnahme und Fortfihrung des Mergelabbaus in naher Zukunft gerechnet werden kann. Diesfalls
wirde die Realisierungswahrscheinlichkeit dieser Nutzungsméglichkeit entfallen und es wére (theoretisch)
nur noch der Entzug der Rekultivierungsmaglichkeit zu entschadigen. Da sich allerdings dadurch das Ver-
haltnis der vergangen und kinftigen Ertrage in der Gesamtbilanz verschiebt (vgl. dazu oben S. 25 ff., 27),
kénnte wohl nicht mehr von einem schweren Eingriff ins Eigentum gesprochen werden und die Entschadi-
gungspflicht entfiele ganz.

1 vgl. oben S. 18 ff.
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D. Anspruchsberechtigung

Da im vorliegenden Fall die AGZ die Gloggner AG mit der Rekultivierung der Mergelgrube Grisigen
betraut hat, stellt sich die Frage, wer im Falle der Aufhebung der Abbauzone den Entschadigungsanspruch
gegeniber der Gemeinde Horw geltend machen kénnte. Primér fallt es in die Kompetenz der Kantone, den
Anspruchsberechtigten festzulegen. Fehlt — wie im Kanton Luzern'®® — eine Regelung, steht der Entschadi-
gungsanspruch dem jeweiligen Eigentlimer zu, dessen Grundstlick von der Planungsmassnahme betroffen
ist, hier also der AGZ."® Die Rechtsprechung hatte sich jedoch bisher kaum je mit der materiellen Enteig-
nung obligatorischer Rechte zu befassen. Das Bundesgericht bezeichnete es in einem alten Entscheid als
einleuchtend, dass sich ein Kaufsberechtigter an einem Verfahren wegen materieller Enteignung beteiligen
kdnne, liess aber die Frage letztlich offen, ob dieser die entsprechenden Entschadigungsanspriiche geltend
machen kénne.'®* Die kantonalen Verwaltungsgerichte und die Lehre gehen davon aus, dass die Entsché-
digungsanspriiche aus materieller Enteignung auch obligatorisch Berechtigten zustehen. Danach sei der
Eingriff in das obligatorische Recht unabhangig vom demjenigen ins Eigentum nach den allgemeinen Krite-
rien der materiellen Enteignung zu priifen.'® Gestiitzt auf diese Rechtslage ist nicht auszuschliessen, dass
nebst der AGZ auch die Gloggner AG aus eigenem Recht Entschadigungsforderungen gelten machen kann
mit der Begriindung, die Aufhebung der Abbauzone bewirke eine materiellen Enteignung ihrer obligatori-
schen Rechte. Da die genannte Rechtsprechung jedoch wenig gefestigt ist und Inhalt und Tragweite man-
gels hochstrichterlicher Entscheide unklar sind, wird an dieser Stelle auf eine vertiefte Priifung verzichtet. Es
ist davon auszugehen, dass die AGZ aufgrund ihrer vertraglichen Vereinbarungen gegeniber der Gloggner
AG schadenersatzpflichtig wird, falls diese infolge Aufthebung der Abbauzone die Mergelgrube nicht auffll-
len und rekultivieren kann. Die Gloggner AG wird sich deshalb priméar auf dem fiir sie einfacheren und mit
weniger Rechtsunsicherheiten behafteten privatrechtlichen Weg an ihrer Vertragspartnerin schadlos halten,
so dass sie kein Interesse an der Geltendmachung von Entschadigungsanspriichen aus materieller Enteig-
nung haben durfte.

162 vgl. § 76 ff. EntG-LU.
18 vgl. Riva, RPG-Kommentar, Art. 5 Rz. 196.
%4 BGE 108 Ib 352 (Wohlen), unpublizierte Erwagung 5 in BVR 1983 S. 224 (vgl. auch unten S. 43).

5 vgl. z.B. VGE-BE vom 22.10.1979, BVR 1979 S. 453 ff. (obligatorisches Kaufsrecht); VGE-ZH vom
1.10.1998, ZBI 2000 S. 203 E. 5b (Kiesgrubenpachter) mit weiteren Hinweisen auf die kantonale Rechtspre-
chung; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 91; vgl. auch Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz.
196 und Riva, Hauptfragen, S. 232 ff.
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V. Entschadigung

A. Allgemeines

Liegt eine materielle Enteignung vor, ist der betroffene Grundeigentimer von Verfassungs und von
Gesetzes wegen «voll» zu entschadigen (Art. 26 Abs. 2 BV, Art. 5 Abs. 2 RPG). Die volle Entschadigung ist
Rechtsfolge des enteignungsahnlichen Eingreifens ins Eigentum des Betroffenen und Ausfluss der Wertga-
rantie. Dabei gilt das «Alles-oder-Nichts-Prinzip» — handelt es sich um einen besonders schweren Eigen-
tumseingriff, erhalt der Grundeigentiimer den dadurch entstandenen Schaden zu 100% ersetzt, bleibt die
Eingriffsintensitat — auch noch so knapp — unterhalb dieser Schwelle, erhalt er nichts. Die Entschadigung ist
mit anderen Worten nicht nach dem Grad der Eingriffsschwere abgestuft.'®

Das Abstellen auf eine «volle Entschadigung» bedeutet, dass der Eigentiimer durch die Enteignung
weder einen Verlust erleidet noch einen Gewinn erzielt; er soll nach der Enteignung gleichgestellt sein wie
ohne diese. Dem Eigentimer ist der gesamte Enteignungsschaden zu vergiten, d.h. einerseits der volle
Verkehrswert des entzogenen Rechts (Minderwert), andererseits weitere, persdnliche Nachteile (sog. Inkon-
venienzen), die auf die materielle Enteignung zuriickgehen. Der Enteignungsschaden setzt sich somit aus
zwei Bestandteilen zusammen: aus dem Verkehrswert des Enteignungsgegenstandes als objektive und aus
dem mittelbaren Schaden des Grundeigentiimers als subjektive Komponente. Rechtlich bildet die Entscha-
digung allerdings eine Einheit; nur die Festsetzung der Gesamtentschadigung wird rechtskréftig, wahrend
die einzelnen Schadenselemente nicht unmittelbar verbindliche Hilfsgréssen darstellen.'®” Ein weiterer As-
pekt der Entschédigung ist die Pflicht zur Verzinsung der Entschadigungssumme: Das Gemeinwesen muss
diese ab dem Tag der Geltendmachung des Entschadigungsanspruchs, frihestens ab dem Zeitpunkt des

168)

Eigentumseingriffs (Inkrafttreten der Eigentumsbeschrankung, sog. Stichtag'®®) verzinsen.'®

Bei der Berechnung der Enteignungsentschadigung steht der Minderwert als objektives Schadens-
element im Vordergrund. Der Minderwert ergibt sich gemass bundesgerichtlicher Rechtsprechung und Leh-
re aus einem Vergleich des Verkehrswerts der Grundstiicke vor dem Eigentumseingriff mit demjenigen nach
diesem Eingriff (sog. Differenzmethode).'”® Der Verkehrswert ist der Preis, den die Sache voraussichtlich bei
einem Verkauf erzielen wiirde (Marktpreis)."”' Es handelt sich um einen objektiven Wert, der «weder von
den konkreten Besitzesverhaltnissen noch von der zufélligen Bewirtschaftung des Grundstiicks beeinflusst,

186 WaLDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 76.
67 MERKER, S. 11; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 78 f.
'8 vgl. dazu oben S. 18.

19 Urteil BGer vom 20.10.2000 (Spreitenbach), ZBI 2001 S. 555; BGE 114 b 283 E. 2a 284 f. (Auvernier);
WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 85 f.

70 vgl. z.B. BGE 119 Ib 233 (Emmetten); Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 187, 189 ff.; MERKER, S. 57, 84;
WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 80 f.

1 MERKER, S. 12; Waldmann/Hanni, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 81; HESS/WEIBEL, Kommentar EntG, Art.
19 Rz. 50.
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sondern [...] einzig von dessen Rendite abhangig [ist]».'”? Diese Rendite bzw. der Verkehrswert be-
misst sich nach den vorhandenen oder in absehbarer Zukunft realisierbaren Verwendungs- und Nutzungs-
moglichkeiten. Zu deren Bewertung stellt das Enteignungsrecht auf Berechnungsmethoden ab, die auch in
der Wirtschaft gebréauchlich sind.'® Massgebender Zeitpunkt ist das Inkrafttreten der Eigentumsbeschran-
kung.'

B. Bemessung der Entschadigung

1. Minderwert durch Aufhebung der Abbauzone

Durch eine vorzeitige Aufhebung der Abbauzone erfahren die Grundstiicke der AGZ eine Wertein-
busse, weil lukrative Nutzungsméglichkeiten nicht mehr ausgeschdpft werden kénnen. Rechtlich massge-
bender Stichtag fir die Entschadigungsberechnung («dies aestimandi») ist der Zeitpunkt, in dem die Ge-
nehmigung des Aufhebungs- bzw. Umzonungsentscheids in Rechtskraft erwéchst;'” die nachfolgende
Berechnung hat deshalb provisorischen Charakter und steht unter dem Vorbehalt, dass die heutigen auch
den (zuklnftigen) Gegebenheiten am Stichtag entsprechen.

Die hier zur Diskussion stehenden, durch die Planungsmassnahme eingeschrankten Grundstlicks-
nutzungen sind als eher singuldr zu bezeichnen; sie werden erméglicht durch die individuelle Lage und Geo-
logie an diesem Standort.'”® Aus diesem Grund kann die verbreitete sog. «statistische Methode» der Ver-
kehrswertbestimmung mangels gentigender Anzahl vergleichbarer Objekte nicht angewendet werden. Da
die Grundstiicke nicht Gberbaut sind und der Landwert allein gering ist, scheiden auch die Methoden der
Riickwértsrechnung, der Realwert- bzw. der kombinierten Real- und Ertragswertberechnung aus.'” Der
6konomische Wert der Grundstiicken der AGZ liegt vielmehr — wie bei forst- oder landwirtschaftlich genutz-
tem Kulturland, bei Kiesgruben oder Deponiegrundstiicken —im Ertrag, der mit dem Materialabbau und der
Materialdeponie erzielt werden kann. In solchen Fallen wird der Verkehrswert deshalb anhand der sog. «Er-
tragswert-Methode» ermittelt, bei welcher der Bodenwert mit der Summe aller zukiinftigen, auf den Bewer-
tungszeitpunkt diskontierten Ertrége des Grundstiicks gleichgesetzt wird.'”®

Die Ermittlung des Ertragswerts erfordert entsprechende Fach- und Branchenkenntnisse. Der Gut-
achter hat deshalb, wie gesagt, in Absprache mit der Gemeinde Horw Herrn Andres Schmid als Experten
zur Abschatzung der finanziellen Folgen beigezogen und ihm den Auftrag erteilt, den Ertragswert der in
Betracht fallenden und durch die Aufhebung der Abbauzone verunmdglichten Grundstiicksnutzungen zu

72 MERKER, S. 12 1.

% Vgl. MERKER, S. 13 ff., 84.

7 Vgl. oben S. 18; BGE 119 Ib 233 (Emmetten); WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 82.
> vgl. oben S. 18 und soeben S. 43, Bst. A am Ende.

76 Vgl. auch oben S. 16 f.

7 Vgl. dazu MERKER, S. 13 ff.

' Vgl. MERKER, S. 14.
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berechnen. Herr Schmid hat den Ertragswert zweier Varianten der Grundstiicksnutzung berechnet und ist
zusammengefasst zu folgenden Ergebnissen gelangt:'”

= «Maximal»-Variante (Antwort auf die Frage 1.2): Dieser Variante liegt die Annahme zugrunde, dass die
AGZ ihre Eigentumsbefugnisse in der Abbauzone voll ausgeschdpft, d.h. die bestehende Grube voll-
standig ausgebeutet, den Materialabbau auf die gesamte Zonenflache ausgedehnt und anschliessend
das ganze Abbaugebiet mit unverschmutztem Aushub- und Abbraummaterial aufgeflllt und rekultiviert
hatte. Als Grundlage fir die Berechnung diente das von der AGZ eingereichte und spater zurlickgezo-
gene Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, das einen jahrlichen Abbau von 50'000 m® Mergel bei
einer Gesamtausbeute von 1'290'000 m® verwertbarem Material vorsah.'®® Geméss der Schatzung des
Experten kénnten mit diesem Mergel jahrlich rund 38'000 m* Backsteine N1 hergestellt werden, eine
Menge, die laut Experten angesichts der geschétzten friiheren Ausstdsse der AGZ zwar als hoch, aber
nicht als unrealistisch zu bezeichnen ist. Unter Berlcksichtigung der Markt- und Betriebsverhéltnisse
und der Kosten ergibt sich aus dem Abbau und der Wiederauffiillung (des gesamten Abbaugebiets) ein
geschétzter, mit 8% diskontierter Ertrag von insgesamt CHF 4.5 Millionen.

»  «Minimal»-Variante (Antwort auf die Frage 1.3): Die zweite, alternative Ertragswertberechnung des
Experten geht vom derzeit hangigen Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 der Firma Gloggner
AG aus, das die Auffiillung und Rekultivierung der bestehenden, offenen Grube, jedoch keinen weite-
ren Mergelabbau vorsieht. Das Auffiillvolumen betragt rund 550'000 m® (Festmass), die zu rekultivie-
rende Flache 52'000 m>.'®" Unter Annahme eines durchschnittlichen Erldses von CHF 15.00 pro Ku-
bikmeter losem Deponiematerial ergibt sich bei einem Diskontierungsfaktor von 8% ein Netto-Ertrag
von CHF 1.1 Millionen

Der Minderwert berechnet sich anhand eines Vergleichs der Verkehrswerte vor und nach dem Eigen-
tumseingriff (vgl. oben S. 42 f.). Wie die Ausfiihrungen zur rechtlichen und tatséchlichen Realisierungswahr-
scheinlichkeit gezeigt haben, kann aufgrund der heutigen Sach- und Rechtslage nicht ausgeschlossen wer-
den, dass die AGZ das hangige Rekultivierungsprojekt noch stoppt, ihr Produktionswerk in Horw in-
standstellt und in der Grube Grisigen den Mergelabbau fortfiihrt, auch wenn dies angesichts des Verhaltens
der AGZ in jingster Vergangenheit kaum anzunehmen ist (vgl. oben S. 37 ff.). Aus diesem Grund muss zur
Bestimmung des Verkehrswerts vor der Aufhebung der Abbauzone auf den Ertragswert der «Maximal»-
Variante abgestellt werden, die von einem vollstandigen Abbau des eingezonten Gebiets mit anschliessen-
der Wiederaufflllung ausgeht. Der Verkehrs- bzw. Ertragswert nach der Umzonung betragt praktisch Null,
da keine wirtschaftlich sinnvolle Restnutzung mehr méglich und ein allfélliger Ertrag aus der Forstwirtschaft
vernachlassigbar ist (vgl. oben S. 24 f.). In dieser Situation entspricht der objektive Schaden bzw. der zu
entschadigende Minderwert dem Verkehrswert der Grundstiicke der AGZ vor Aufhebung der Abbauzone,
das heisst einem Betrag von CHF 4.5 Millionen.'®?

7% vgl. Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4 f.

180 Vgl. Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 2.
81 Vgl. Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 5.
82 vgl. MERKER, S. 85.
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2. Inkonvenienzen

«Inkonvenienzen sind Nachteile, die in einem rechtserheblichen Kausalzusammenhang mit der Ent-
eignung stehen und nicht bereits durch die Vergutung des Verkehrswertes des entzogenen Rechts abgegol-
ten werden. Es handelt sich um persénliche, subjektive Schadensfaktoren, die das Ubrige Vermdgen des
Enteigneten beeintrachtigen»'® Unter diesem Titel werden Einbussen entschédigt, die der betroffene
Grundeigentiimer nebst dem vollstandigen oder teilweisen Verlust des objektiven Werts seines Grundstiicks
als Folge der Planungsmassnahme erleidet, z.B. Geschaftsverlegungs- und Umzugskosten, nutzlos gewor-
dene Planungs- und Projektierungskosten und &hnliches.'®* Die Inkonvenienzentschadigung ist komplemen-
tar zur Minderwertentschadigung und muss nur soweit bezahlt werden, als der Anspruch auf volle Entscha-
digung nicht bereits durch die Entschadigung des Sachwerts erschdpfend befriedigt ist. Vorausgesetzt ist
ausserdem, dass diese Nachteile «nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge» als Folge der Planungsmass-
nahme erscheinen.'®

Im vorliegenden Fall kommen als zusétzliche Schadenpositionen, die nicht bereits durch die Minder-
wertentschadigung abgegolten und als sog. Inkonvenienzen allenfalls zusétzlich zu entschadigen sind, die
Planungskosten fir das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 sowie die Kosten der Grubensiche-
rungsmassnahmen in Frage. Nachfolgend ist zu prifen, ob die Gemeinde diesbezliglich eine Entschadi-
gungspflicht trifft.

Durch eine Planungsmassnahme nutzlos gewordene Planungs- und Projektierungskosten stellen
den «klassischen» Fall einer Inkonvenienz dar.'®® Die vorzeitige Aufhebung der Abbauzone wiirde dazu
fihren, dass die bereits getétigten Aufwendungen der Gloggner AG flrr die Projektierung der Rekultivierung
(Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006) — zumindest soweit sich diese Grundlagen nicht fir die not-
wendige Grubensicherung weiterverwenden liessen (vgl. dazu unten S. 46 f.) — nutzlos werden. Der Schat-
zungsexperte beziffert diese Projektierungskosten mit CHF 100'000.00;'®” dieser Schaden ist durch die
Minderwertentschadigung nicht bereits abgedeckt und deshalb von der Gemeinde als Inkonvenienz zusétz-
lich zu entschadigen. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Gloggner AG gestitzt auf
die bundesgerichtliche Rechtsprechung die Entschadigung ihrer Planungsaufwendungen allenfalls im eige-
nen Namen direkt gegeniiber der Gemeinde geltend machen kénnte.'®® Im Gegensatz zu den genannten
Projektierungskosten fehlt ein gentigender Kausalzusammenhang zwischen der Aufhebung der Abbauzone
und dem Nutzloswerden der Kosten des Abbau- und Rekultivierungsprojekts 2001. Dieses Gesuch hat die
AGZ selber zuriickgezogen und sie kdnnte es mehr als vier Jahre spéter auch nicht ohne Uberarbeitung zur
Fortflhrung des Mergelabbaus wieder einreichen.

8 MERKER, S. 34; Hess/Weibel, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 196.

'8 Vgl. MERKER, S. 34, 88 f.; HESS/WEIBEL, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 196; vgl. auch Riva, Kommentar RPG,
Art. 5 Rz. 188; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 83.

% Hess/WEIBEL, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 196 f.
'8 Vgl. MERKER, S. 35; HESS/WEIBEL, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 200 Ziff. 10.
187 Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 5.

188 Vgl. dazu oben S. 41 f.; so bejahte das Bundesgericht tendenziell die Legitimation eines Kaufberechtigten,
entsprechende Inkonvenienzen geltend zu machen vgl. BGE 108 Ib 352 (Wohlen), in BVR 1983 S. 224 ver-
offentlichte Erwagung 5; Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 196.
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Fraglich ist ausserdem, ob der AGZ darlber hinaus die Kosten fir Massnahmen der Grubensiche-
rung als Inkonvenienz zu erstatten sind. Der von der Gemeinde Horw beigezogene geologische Gutachter
kommt ndmlich zum Schluss, dass die bestehende Grube im Fall der Annahme der Initiative nicht im aktuel-
len Zustand belassen bzw. einfach «der Natur Uberlassen» werden kénnte, sondern aus Sicherheitsgriinden
zwingend gewisse minimale Rekultivierungs- und Sicherungsarbeiten ausgefiihrt werden mdissten. Dazu
gehdren der Rickbau der bestehenden Bauten und Fundamente, die RAumung der Felswand und der Ein-
bau eines Entwésserungssystems.'® Der Schatzungsexperte veranschlagt die dadurch entstehenden Kos-
ten — je nach Umfang der angeordneten Arbeiten — auf CHF 200'000.00 (nur Rickbau der Installationen) bis
CHF 1.1 Millionen (bei Riickbau und Rekultivierung ungefahr im Umfang des hangigen Rekultivierungspro-
jekts).'®°

Als Argumente gegen die Entschadigungspflicht fir diese Massnahme kénnte ins Feld gefihrt wer-
den, jeder Grundeigentimer sei selber und auf eigene Kosten dafiir verantwortlich, dass von seinem
Grundstiick keine Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit ausgeht (vgl. z.B. § 145 f. PBG-LU) oder — wenn
schon eine Entschadigungspflicht besteht — diese Kosten zumindest durch die Minderwertsentschadigung
bereits abgedeckt seien. Mit beiden Argumenten wird sinngeméss der fehlende Kausalzusammenhang
zwischen der Aufhebung der Abbauzone und den Sicherungskosten geltend gemacht. Sie treffen jedoch
nach der hier vertretenen Auffassung aus folgenden Griinden nicht zu:

" Die Annahme, dass jeder Grundeigentimer — gestltzt auf hier nicht ndher zu untersuchende Rechts-
grundlagen — verpflichtet ist, auf eigene Kosten fiir eine genligende Sicherheit seines Grundstiicks zu
sorgen, ist im Grundsatz richtig. Dabei darf aber nicht verkannt werden, dass im vorliegenden Fall mit
der Aufhebung der Abbauzone gerade verhindert wirde, dass die Eigentimerin bzw. die von ihr be-
auftragte Transportfirma die betreffenden Grundstiicke sichern kann. Kénnte die AGZ bzw. die
Gloggner AG namlich das Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, das Rekultivierungs- und Stras-
senprojekt 2006 oder ein ahnliches Projekt wie geplant durchflihren, so ware die ordnungsgemasse
Wiederherstellung und kontrollierte Entwasserung des Geléndes gewahrleistet. Die von den Initianten
verlangte Aufhebung der Abbauzone verhindert dagegen die Ausflhrung dieser Massnahmen. An-
gesichts dieses Vorgehens die Grundeigentimerin diese Kosten tragen zu lassen, erschiene im Licht
des Gebots von Treu und Glauben sowie des Willkiirverbots geméss Art. 8 BV zumindest problema-
tisch.

] Nicht zutreffend ist ferner die Annahme, mit der Minderwertentschadigung gemass Ziffer 1 (vgl. S. 43
f.) seien die Kosten fir die Grundstiickssicherung bereits abgegolten. Kénnte die AGZ das abgebaute
Gebiet mit unverschmutztem Aushub- und Abbraummaterial auffillen und rekultivieren — sei es im
Umfang des Abbau- und Rekultivierungsprojekts 2001 (gesamte Abbauzone), sei es im Umfang des
Rekultivierungs- und Strassenprojekts 2006 (heute bestehende Mergelgrube) — wéare das Gelande,
soweit geologisch-topografisch mdglich, fachgerecht wiederhergestellt und gesichert. Die Aufwen-
dungen fUr die Sicherungsmassnahmen der AGZ bzw. der Gloggner AG wiirden diesfalls durch den
Erlés aus der Entgegennahme von sauberem Aushub mehr als gedeckt, so dass «unter dem Strich»
ein geschatzter Ertrag von CHF 4.5 Millionen (Projekt 2001) bzw. CHF 1.1. Millionen (Projekt 2006)

'8 vgl. Entwurf Gutachten Fellmann vom 26.8.2008, S. 9; telefonische Auskiinfte von Herrn Fellmann vom
2.9.2008.

190 Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 5.
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verbleiben wiirde."®' Die Entschadigung der Verkehrswerteinbusse, bemessen nach der Ertrags-
wertmethode (vgl. oben S. 43), basiert auf diesem Nettoertrag (Gegenlberstellung der Gesamtkosten
der Rekultivierung und der Gesamtertrage aus der Aushub-Ablagerung). Mit anderen Worten ist die
AGZ durch den entsprechenden Betrag nur dann voll entschédigt, wenn fir sie keine Rekultivie-
rungskosten mehr anfallen.

Muss die AGZ trotz Aufhebung der Abbauzone gewisse Sicherungs- und Rekultivierungsarbei-
ten ausfihren ist dies jedoch nicht mehr der Fall: Diesfalls kann sie keine Ertrage erzielen, hat aber
gleichzeitig Aufwendungen. Diese bilden eine Schadenposition, die nicht in der Minderung des Ver-
kehrswerts ihrer Grundstiicke liegt, sondern ihr Gbriges Vermdgen belastet. Entschadigungsrechtlich
handelt es sich damit ebenfalls um eine entschadigungspflichtige Inkonvenienz, sofern sie adaquat
kausale Folge der Planungsmassnahmen ist. Die Entschadigungspflicht besteht demnach flr den
Schaden, der nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge «verniinftigerweise» als Folge der Planungs-
massnahme erwartet werden kann und die Eigentimerin nicht unabhéngig davon entschadigungslos
hatte erdulden miissen.'®? Ein solcher Kausalzusammenhang liegt hier vor: Ohne Aufhebung der Ab-
bauzone hatte die AGZ bzw. die Gloggner AG ihrer Pflicht zur Rekultivierung entsprechend das ge-
samte Abbaugebiet bzw. die heute offene Grube auffilllen kénnen. Dadurch wére die Sicherheit so-
weit méglich hergestellt und die dabei anfallenden Rekultivierungskosten durch Ertrage aus der Abla-
gerung von unverschmutztem Aushub- und Abraummaterial gedeckt.

Wichtig ist, bei der Entschadigungsberechnung in diesem Zusammenhang die Symmetrie zwischen
Aufwand und Ertrag zu wahren bzw. Nettoertrdge und Bruttoertrage klar auseinander zu halten. Betrachtet
man z.B. das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 der Gloggner AG, so misste diese Firma zur Re-
kultivierung der offenen Mergelgrube nach Schéatzungen des beigezogenen Experten insgesamt rund
CHF 6.5 Milionen aufwenden (Rickbau Installationen, Einbau Drainagen, Strassenerschliessung etc.).
Diesen Kosten stehen Erlése aus der Auffiillung von insgesamt ca. CHF 9.9 Millionen gegeniiber.'® Daraus
resultiert ein Nettoertrag von rund CHF 3.4 Millionen, was diskontiert mit 8 Prozent einem Nettoertrag von
CHF 1.1 Millionen entspricht."* Belasst man die Grube im aktuellen Zustand, «spart» die Grundeigentiime-
rin die Rekultivierungskosten, kann aber auch die Erlése nicht realisieren, entschadigt wird der Nettoer-
tragsausfall als Minderwert des Grundstiicks. Wiirde man der Grundeigentiimerin entschadigungslos zu-
séatzlich die Kosten der Sicherung der offenen Grube auferlegen, ware sie nicht mehr «voll» entschadigt, wie
es Art. 5 Abs. 2 RPG im Fall einer materiellen Enteignung verlangt.

3. Fazit

Die Entschadigungshéhe bemisst sich hauptsachlich nach dem durch die Aufhebung der Abbauzone
bedingten Minderwert der Grundstiicke. Deren Verkehrswert ist im vorliegenden Fall nach der Ertragswert-
methode zu bestimmen. Der Berechnung ist die Annahme zugrunde zulegen, dass die AGZ das gesamte
Abbaugebiet abgebaut und aufgefiillt hatte, was einen Netto-Ertrag von CHF 4.5 Millionen ergeben hatte.

91 vgl. oben S. 44 f.; Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4 f.
192 Vgl. HEss/WEIBEL, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 17, 20, 22.
198 vgl. Erlauterung Schmid per E-Mail vom 7.10.2008.

9 vgl. Expertise Schmid, S. 5.
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Da der Ertragswert der Grundstlicke nach der Umzonung praktisch Null betrégt, stellt dieser Betrag zugleich
den massgebenden Minderwert dar. Als Inkonvenienzen sind zusétzlich die Aufwendungen der aus Sicher-
heitsgriinden zwingenden Rekultivierungsmassnahmen von CHF 0.2 bis 1.1 Millionen sowie — soweit nutz-
los geworden — die Planungskosten des Rekultivierungs- und Strassenprojekts 2006 der Gloggner AG von
geschétzten CHF 100'000 zu addieren. Die volle Entschadigung belduft sich somit auf einen geschéatzten
Gesamtbetrag von mindestens CHF 4.8 Millionen bis héchstens CHF 5.7 Millionen.

Unter Zugrundelegung einer von derjenigen des Gutachters abweichenden Meinung, die nur noch
die Rekultivierung der heute bestehenden Grube fir wahrscheinlich hielte, wiirde die Entschadigungspflicht
wegen der zu geringen Eingriffsintensitat wohl entfallen. Abgesehen davon wirde der Minderwert bei dieser
Variante CHF 1.1 Millionen betragen.
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VL.

Ergebnis

Gestiitzt auf die vorstehenden Ausflihrungen lassen sich die zur Begutachtung vorgelegten Fragen

wie folgt beantworten (es wird jeweils zuerst die Auffassung des Gutachters dargestellt und anschliessend

kurz auf die Konsequenzen davon abweichender Beurteilungen hingewiesen):

1.

Wird die Gemeinde Horw im Fall der Annahme der Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der Natur (iber-
lassen» aus materieller Enteignung entschédigungspflichtig?

Ja, die planerische Umsetzung der genannten Initiative bewirkt eine materielle Enteignung. Die Aufhe-
bung der Abbauzone und die Umzonung der betreffenden Grundstiicke in eine andere Nutzungszone
entzieht der AGZ die Mdglichkeit, den Mergelabbau wiederaufzunehmen und fortzufiinren sowie das
abgebaute Gebiet zu rekultivieren. Es ist davon auszugehen, dass aus rechtlichen und tatséchlichen
Grinden eine genligende Realisierungswahrscheinlichkeit fir ein Projekt besteht, das diese Nut-
zungsmaglichkeiten maximal ausschdpft und ungefahr dem Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001
entspricht. Die Mdglichkeit zum Mergelabbau sowie zur Auffillung mit unverschmutztem Aushub- und
Abraummaterial bilden den eigentlichen ékonomischen Wert der Grundstlcke; nach Aufhebung der
Abbauzone werden diese praktisch wertlos. Der Eigentumseingriff wird nach der hier vertretenen Auf-
fassung auch nicht durch den Nutzen des bisherigen Mergelabbaus aufgewogen.

Zu einem anderen Ergebnis gelangt man bei folgenden, abweichenden Annahmen:

= Verneint man aufgrund des Verhaltens der AGZ (Stillegung des Ziegeleiwerkes in Horw, Mitwir-
kung an der Planung zur Umnutzung des Betriebsareals etc.) die tatsachliche Realisierungswahr-
scheinlichkeit bezlglich der Wiederaufnahme und Fortfiihrung des Mergelabbaus, so bedeutet die
Aufhebung der Abbauzone wohl keine enteignungsahnlich wirkende, entschadigungspflichtige Ei-
gentumsbeschrankung, da der Entzug der Rekultivierungsméglichkeit durch den in der Vergan-
genheit erzielten Nutzen aus dem Mergelabbau aufgewogen wirde.

=  Verneint man die rechtliche Realisierungswahrscheinlichkeit samtlicher kinftiger Nutzungsmaég-
lichkeiten (Wiederaufnahme und Fortfihrung des Mergelabbaus sowie Aufflllung des Abbauge-
biets), weil die Abbauzone planungsrechtlich ungeniigend erschlossen sei (Strasse durch Wohn-
gebiet), entfallt die Entschadigungspflicht der Gemeinde.

Wie hoch wird diese Entschéddigung ausfallen?

Die Entschadigung bemisst sich anhand des Verkehrswerts der betroffenen Grundstliicke und setzt
sich zusammen aus dem Minderwert, den die Aufhebung der Abbauzone bewirkt, den sog. Inkonve-
nienzen und dem Zins (dieser ist allerdings erst ab Geltendmachung der Forderung, frihestens ab In-
krafttreten der Eigentumsbeschrankung geschuldet). Der Minderwert ist im vorliegenden Fall durch
Vergleich des Ertragswerts vor und nach Aufhebung der Abbauzone zu bestimmen, wobei hier nach
dem Eigentumseingriff aufgrund der Lage der Grundstiicke und der geologisch-topografischen Ver-
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haltnisse praktisch keine Ertragsméglichkeiten mehr bestehen. Der Minderwert betragt nach Schatzun-
gen des beigezogenen Experten CHF 4.5 Millionen fiir die hier als richtig erachteten «Maximal»-
Variante (Wiederaufnahme und Fortfiihrung des Mergelabbaus und Teilauffillung des Abbaugebiets).
Zu diesem Betrag zu addieren sind die Entschadigung fir die Kosten der zwingenden Sicherungs- und
Rekultivierungsmassnahmen von geschéatzten CHF 0.2 bis 1.1 Millionen sowie fur die nutzlos gewor-
denen Planungskosten des Rekultivierungs- und Strassenprojekts 2006 von geschatzten CHF
100'000.00. Die volle Entschadigung, welche die Gemeinde der AGZ bei vorzeitiger Aufhebung der
Abbauzone aus materieller Enteignung schulden wiirde, belduft sich somit nach der hier vertretenen
Auffassung auf einen geschéatzten Gesamtbetrag von CHF 4.8 Millionen bis CHF 5.7 Millionen.

Auswirkungen allfalliger abweichender Auffassungen auf die Entschadigungshoéhe:

= H&lt man nur noch die Aufflillung und Rekultivierung der offenen Grube flr realistisch, wirde die
Entschadigungspflicht der Gemeinde entfallen, weil diesfalls wohl kein schwerer Eigentumseingriff
mehr anzunehmen ware. Der beigezogene Schatzungsexperte weist fir die alleinige Rekultivie-
rung — auf der Basis des Rekultivierungs- und Strassenprojekts 2006 der Gloggner AG — einen
Nettoertrag von CHF 1.1 Millionen aus, der gleichzeitig dem Minderwert entsprechen wirde.

=  Verneint man den Kausalzusammenhang zwischen der Aufhebung der Abbauzone und den an-
fallenden Kosten flr die zwingenden Sicherungs- und Rekultivierungsmassnahmen, so reduziert
sich die oben genannte Gesamtentschadigung um den Betrag von CHF 0.2 bis 1.1 Millionen. Die
Gemeinde wiirde der AGZ diesfalls noch eine Entschadigung von CHF 4.6 Millionen schulden
(Minderwert von CHF 4.5 Millionen zuzlglich nutzlos gewordene Planungskosten von CHF
100'000.00).

Bern, 9. Oktober 2008

Schweizerische Vereinigung fiir Landesplanung

@.v

Christoph Jggey/ lic. iur., Rechtsanwalt
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Grundlagenverzeichnis

Sachverhaltsgrundlagen (chronologisch)

Entscheid Nr. 1205 des Regierungsrates des Kantons Luzern vom 6. Juni 1955 (zit. Entscheid Regierungs-
rat vom 6.6.1955)

Ruede Andrea, Justizdepartement des Kantons Luzern, Bericht tber die Probleme im Zusammenhang mit
dem Betrieb der Mergelgrube Grisigen und dem ins Auge gefassten weiteren Vorgehen vom Juni 1991 (zit.
Bericht Justizdepartement 1991)

Stadelmann Bernhard, Baudepartement des Kantons Luzern, Rechtsabklarung vom 9. April 1992 betreffend
Mergelgrube Grisigen (zit. Rechtsabklarung vom 9.4.1992)
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Zusammenfassung

Ausgangslage und Fragestellung

Die Aktiengesellschaft Ziegelwerke Horw-Gettnau (AGZ) baute Uber 100 Jahre lang im Gebiet Grisigen
Mergel ab und verarbeitete diesen in ihrem Ziegeleiwerk in Horw zu Backsteinen und Dachziegeln. Durch
den Abbaubetrieb entstand eine grosse offene Grube mit hangseitigen Steilwanden von rund 30 bis 40 Me-
tern Hohe. Im Jahr 1997 stimmten die Stimmblrgerinnen und Stimmbiirger an der Urne der Ausscheidung
einer Abbauzone zu (Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen und Art. 21 des Bau- und Zonenreglements),
welche die Grube sowie ein Erweiterungsgebiet umfasste. Geméss der Zonenvorschrift sind der Materialab-
bau und das Wiederaufflllen mit unverschmutztem Aushub- und Abraummaterial und mit werkeigenem
Ziegel- und Backsteinbruch zulassig. 2001 reichte die AGZ ein Gesuch zur Erweiterung des Abbaugebiets
und zur Rekultivierung des gesamten Geléndes ein (Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001). Kurze Zeit
spater legte sie allerdings die Grube und das Ziegeleiwerk in Horw still und zog dieses Gesuch zuriick. In
Gesprachen mit der AGZ verlangten die Gemeindebehdrden ein Konzept zur Rekultivierung der Mergelgru-
be. Die Grundeigentiimerin iberliess das Abbaugebiet in der Folge auf vertraglicher Basis der Transportun-
ternehmung Gloggner AG zur Auffillung mit unverschmutztem Aushub und Rekultivierung. Diese Firma
reichte im Mai 2006 ein entsprechendes Baugesuch ein (Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006), das
zurzeit hangig ist. Gegen den Lastwagenverkehr, den die Auffiillung nach sich ziehen wiirde, regte sich in
der Anwohnerschaft Widerstand. Mehrere Personen lancierten die Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der
Natur Uberlassen», die Ende Dezember 2007 mit der nétigen Anzahl Unterschriften eingereicht wurde. Die
Initianten verlangen im Wesentlichen, dass die Abbauzone und die Zonenvorschrift aufgehoben werden.

Vor diesem Hintergrund hat die Gemeinde Horw die Schweizerische Vereinigung fir Landesplanung (VLP-
ASPAN) beauftragt, im Rahmen eines Rechtsgutachtens abzuklaren, ob die Gemeinde im Fall der Annah-
me der Gemeindeinitiative aus materieller Enteignung entschadigungspflichtig wirde und mit welcher Ent-
schédigungshdhe zu rechnen ist. Im Zuge der Abklarungen hat der unterzeichnende Gutachter Gberdies
einen neutralen, branchenkundigen Schatzungsexperten zur Beantwortung einiger finanzieller Fragen, na-
mentlich zur Schétzung der Verkehrswerteinbusse, beigezogen.

Entschadigungspflicht aus materieller Enteignung (Art. 5 Abs. 2 RPG)

Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung liegt eine materielle Enteignung nach dem hier massgebenden
Tatbestand vor, wenn dem Eigentiimer der bisherige oder ein voraussehbarer kinftiger Gebrauch einer
Sache untersagt oder in einer Weise eingeschrankt wird, die besonders schwer wiegt, weil ihm eine wesent-
liche aus dem Eigentum fliessende Befugnis entzogen wird. Hebt die Planungsmassnahme eine kinftige,
bisher noch nicht ausgelibte Nutzungsmdglichkeit auf, wird das Gemeinwesen allerdings nur entschadi-
gungspflichtig, wenn im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Massnahme anzunehmen war, die Nutzung las-
se sich aus rechtlichen und tatséchlichen Griinden mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft verwirkli-
chen.
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Ankniipfungspunkt und Besonderheiten des Falles

Die Entschadigungspflicht aus materieller Enteignung knlpft nicht an die allféllige Annahme der Gemeinde-
initiative an, sondern an die Umzonung der Grundstlicke im Rahmen der Nutzungsplanung an. Falls die
Stimmburgerschaft die Gemeindeinitiative annehmen wirde, misste somit ein ordentliches Planungsverfah-
ren eingeleitet bzw. das Ergebnis dieser Abstimmung im Rahmen der laufenden Gesamtrevision der
Ortsplanung umgesetzt werden. Entschadigungsrechtlich massgebend ist das Inkrafttreten der Umzonung;
ob ein Eigentumseingriff einer Enteignung gleichkommt und zu entschadigen ist, beurteilt sich nach den
rechtlichen und tatsachlichen Verhaltnissen an diesem, hier noch in Zukunft liegenden Stichtag.

Die erste Besonderheit liegt des zu beurteilenden Sachverhalts liegt in der speziellen, eher seltenen Art der
Grundstiicksnutzung. Betroffen von der Planungsmassnahme sind Grundstiicke ausserhalb der Bauzone,
diese lassen sich durch die Méglichkeit zum Mergelabbau jedoch in ékonomischer Hinsicht weitaus lukrati-
ver nutzen als landwirtschaftliche Grundstiicke. Dieser Umstand riickt die Aufthebung der Abbauzone ent-
schadigungsrechtlich in die Nahe der Aufhebung der Uberbauungsméglichkeit einer Parzelle im Baugebiet.
Die zweite Besonderheit liegt im Zeitpunkt der initierten Planungsmassnahme. Materialabbau und Rekulti-
vierung sind Teil eines einheitlichen Gesamtvorgangs, der regelmaéssig Uber einen langeren Zeitraum ge-
plant und realisiert wird. Auffillung und Rekultivierung stellen in diesem Sinn das «notwendige Pendant»
zum Abbau dar. Bei einer Aufhebung der Abbauzone zum jetzigen Zeitpunkt wirde dieser Gesamtvorgang
vorzeitig abgebrochen, so dass sich Gberhaupt erst die Entschadigungsfrage stellen kann. Solche oder ahn-
liche Falle sind in der Gerichtspraxis selten zu finden. Das vorliegende Gutachten steht deshalb auf rechtlich
eher unsicherem Terrain, da einschlagige Prajudizien rar sind. Zwar ist unbestritten, dass das Konzept der
materiellen Enteignung grundsatzlich auf alle Arten von Grundstiicksnutzungen anwendbar ist, unsicher ist
jedoch, inwieweit sich die entsprechenden Kriterien, die das Bundesgericht vor allem im Zusammenhang mit
den Entschadigungsfolgen von Bauverboten oder Baubeschrénkungen in der Bauzone entwickelt hat, auf
die vorzeitige Aufhebung einer Materialabbauzone Ubertragen lassen.

Nichteinzonung oder Auszonung

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts ist eine Nichteinzonung in die Bauzone grundsétzlich ent-
schadigungslos zu dulden, wahrend die Auszonung von Bauland aus einer RPG-konformen Bauzone im
Grundsatz zu entschadigen ist. Damit soll der Wechsel von der alt- zur neurechtlichen Bodenordnung nicht
durch die Pflicht zur Zahlung hoher Entschadigungen verhindert werden. Der Verfassungs- und Gesetzge-
ber kann den Inhalt des Eigentums festlegen. Der Eigentimer muss eine Neufestlegung dieses Inhalts
grundsatzlich ohne Entschadigung hinnehmen, da er keinen Anspruch darauf hat, sein Grundstiick dauernd
bestmdglich nutzen zu kdnnen. Umgekehrt soll er eine Entschéadigung erhalten, wenn ihm das Gemeinwe-
sen bei feststehendem Eigentumsinhalt Beschrankungen auferlegt.

Im vorliegenden Fall ist davon auszugehen, dass die Gemeinde Horw Uber eine RPG-konforme Nutzungs-
ordnung verfiigt. Die Aufhebung der Abbauzone und die Zuweisung der betreffenden Grundstiicke der AGZ
in eine andere Nutzungszone wiirde demnach eine echte Eigentumsbeschrankung darstellen («Auszo-
nung»), die grundsatzlich die Entschadigungspflicht der Gemeinde nach sich zieht.
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Art und Umfang der Eigentumsbeschréinkung

Die Aufhebung der Abbauzone bedeutet faktisch ein Verbot des weiteren Materialabbaus und ein Verbot der
Auffiillung und Rekultivierung der offenen Grube. Zwar untersagt die Gemeindeinitiative diese Tatigkeiten
nicht ausdriicklich. Jedoch mussten die betreffenden Grundstlicke einer anderen, den Verhaltnissen ange-
passten Nutzungszone zugewiesen werden (Naturschutzzone, Ubriges Gemeindegebiet, Landwirtschafts-
zone 0.4.). Da der Materialabbau und die Materialablagerung in diesem Umfang planungspflichtig und in
keiner der genannten Zonen zonenkonform sind, wére die heute zulassige Nutzung der Grundstiicke ohne
Abbauzone kiinftig ausgeschlossen. Sowohl die Fortfihrung des Mergelabbaus als auch die Auffillung und
Rekultivierung des Gelandes stellen kiinftige Nutzungsméglichkeiten dar, deren Entzug von der Gemeinde
nur zu entschadigen ist, wenn sie aus rechtlichen und tatséchlichen Grinden in naher Zukunft hatten reali-
siert werden kdnnen (Realisierungswahrscheinlichkeit). Die Qualifikation des Mergelabbaus als kinftige
Nutzung mag insofern erstaunen, als die AGZ in der Grube Grisigen ja bereits in der Vergangenheit Mergel
abgebaut hat. Dieser Abbau ist allerdings seit einigen Jahren unterbrochen und seine Wiederaufnahme
kénnte sich, wenn Uberhaupt, hdchstens auf einen anpassungsbedirftigen Rechtstitel aus dem Jahr 1955
stitzen, mithin nicht ohne Durchflihrung eines neuen Baubewilligungsverfahrens erfolgen, so dass insofern
nicht vom Entzug einer bereits ausgelbten Eigentumsbefugnis gesprochen werden kann.

» Wird der Mergelabbau im Gegensatz zur soeben dargestellten Auffassung als bestehende Eigentums-
nutzung qualifiziert, so liegt in deren Entzug in der Regel ein schwerer, entschddigungspflichtiger Eigen-
tumseingriff, sofern diese Nutzung rechtméssig war. Im vorliegenden Fall miisste somit anstatt der Realisie-
rungswahrscheinlichkeit die Rechtméssigkeit des bisherigen Mergelabbaus gepriift werden, was eine ver-
tiefte Auseinandersetzung mit dem Regierungsratsbeschluss aus dem Jahre 1955 bedingen wiirde.

Schwere des Eigentumseingriffs

Die Intensitét des Eingriffs ins Eigentum der AGZ ist anhand eines Vergleichs der Nutzungsméglichkeiten
vor und nach der Aufhebung der Abbauzone zu beurteilen und auch daran zu messen, ob die AGZ von
ihren Grundstiicken auch ohne Abbauzone einen bestimmungsgemassen, wirtschaftlich sinnvollen
Gebrauch machen kann. Die Nutzungsmdéglichkeiten nach deren Aufhebung hangen von der Art der Nut-
zungszone ab, welcher die betreffenden Grundstiicke neu zugewiesen wirden. Die Gemeindebehérden
haben zum jetzigen Zeitpunkt darGber noch nicht abschliessend entschieden. Mit Blick auf die topografi-
schen, geologischen und 6kologischen Verhaltnisse besteht fiir die Neuzonierung allerdings kein grosser
Spielraum. Die Initianten selber nennen beispielhaft die Gefahrenzone, die Schutzzone oder das «(brige
Gemeindegebiet» als mdgliche neue Nutzungszonen — Zonen, die in der Tat den tatsachlichen Gegeben-
heiten, insbesondere dem geologischen und biologischen Wert des Gebiets am besten entsprechen diirften.
Die Nutzungsmdglichkeiten nach Aufthebung der Abbauzone sind, bedingt durch die Lage der Grundstlicke,
gering. Das bewaldete Gebiet kann forstwirtschaftlich bewirtschaftet werden, die Restflachen wirden als
Okologische Ausgleichsflachen brach liegen. Da der AGZ damit praktisch keine wirtschaftlich sinnvolle Nut-
zung mehr verbleibt, ist von einem schweren Eigentumseingriff auszugehen, der in seiner Wirkung einer
formellen Enteignung nahe kommt.

Dieser Befund wirde sich nur dann ndern, wenn die Eigentumsbeschrankung durch Vorteile, welche die
AGZ aus dem bisherigen Mergelabbau gezogen hat, aufgewogen wird, so dass insgesamt nur noch von
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einem geringfligigen Eingriff auszugehen ist. Diese Sichtweise eines «Vermégensbilanz-Gleichgewichts» ist
in der Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Kiesabbau angedeutet und wurde in einem Entscheid des
Luzerner Verwaltungsgerichts konkretisiert. Die Durchfiinrung einer solchen Gesamtbilanz erwies sich im
vorliegenden Fall als schwierig und konnte nur anhand grober Schatzungen durchgefiihrt werden; die Be-
funde sind entsprechend mit grossen Unsicherheiten behaftet: Der Ertrag, den die AGZ seit Erteilung der
erstmaligen, aktenkundigen «Abbaubewilligung» durch den Regierungsrat im Jahr 1955 mit dem Mergelab-
bau erzielt hat, wurde dazu teuerungsbereinigt dem Ertrag gegenibergestellt, den die AGZ ohne Aufhebung
der Abbauzone in Zukunft mit genligender Wahrscheinlichkeit noch hatte erzielen kénnen. Nach Schatzun-
gen des beigezogenen Experten betragt der bisher erzielte Nettoertrag unter Beriicksichtigung der Teue-
rung rund CHF 9 Millionen, der kiinftige noch erzielbare Nettoertrag rund CHF 4.5 Millionen. Der durch die
Aufhebung der Abbauzone verursachte Ertragsausfall macht somit grob geschéatzt rund einen Drittel aus.
Unter Berulcksichtigung des Umstandes, dass praktisch keine Restnutzung mehr méglich ist, ist mit Blick auf
die bundesgerichtliche Rechtsprechung somit auch aus einer Gesamtsicht von einem schweren, entschadi-
gungspflichtigen Eigentumseingriff auszugehen.

» Geht man im Gegensatz dazu davon aus, dass beziiglich der Wiederaufnahme des Mergelabbaus eine
gentigende Realisierungswahrscheinlichkeit fehlt, wére als kiinftig erzielbarer Ertrag nur noch derjenige aus
der Auffiillung der heute bestehenden Grube in die Gesamtbilanz einzustellen. Daraus ergdbe sich ein Er-
tragsausfall von lediglich noch 8 Prozent. Damit wirde die Aufhebung der Abbauzone wohl nur einen leich-
ten, entschédigungslos zu duldenden Eigentumseingriff bedeuten und die Entschadigungspflicht der Ge-
meinde entfiele.

Realisierungswahrscheinlichkeit

Der Entzug kinftiger, bisher noch nicht ausgetibter Eigentumsbefugnisse ist nur bei Vorliegen einer genu-
genden Realisierungswahrscheinlichkeit entschadigungspflichtig. Im vorliegenden Fall fragt sich, ob die
kinftige Nutzung ungeféhr im Umfang des Abbau- und Rekultivierungsprojekts 2001 (Abbau und Rekultivie-
rung der gesamten Zone) oder lediglich eine Nutzung im Umfang des hangigen Rekultivierungs- und Stras-
senprojekts 2006 (Rekultivierung der bestehenden Grube) wahrscheinlich ist. Diese Wahrscheinlichkeit
beurteilt sich ausschliesslich nach objektiven Gesichtspunkten, nicht nach den subjektiven Absichten der
Grundeigentimerin. Diese spielen gemass Bundesgericht in Auszonungsféllen keine Rolle, da keine allge-
meine Baupflicht — bzw. hier keine Pflicht zum Materialabbau innert einer bestimmten Frist — besteht.

Aufgrund der Komplexitat von Materialabbauvorhaben ist eine Prognose zur Bewilligungsfahigkeit solcher
Projekte schwierig. Die zusténdigen Behdrden haben zu den bisher eingereichten Gesuchen der AGZ und
der Gloggner AG jeweils im Grundsatz positiv Stellung genommen. Es ist deshalb anzunehmen, dass einer
Wiederaufnahme und Fortflhrung des Mergelabbaus keine uniberwindbaren rechtlichen Hindernisse im
Wege stehen wiirden. Fraglich ist einzig, ob die Strassenerschliessung, die teilweise durch Wohngebiete
fihrt, planungsrechtlich als gentigend angesehen werden kann. Eine summarische Prifung ergibt, dass
angesichts der Grésse des Abbaugebiets und des zu erwartenden Lastwagenverkehrs von einer hinrei-
chenden Zufahrt auszugehen ist. Voraussetzung der Entschadigungspflicht ist sodann, dass die kinftige
Nutzung auch aus tatsachlichen Grinden realistisch ist. Zweifel an der Wiederaufnahme des Abbaubetriebs
erweckt vorliegend vor allem das Verhalten der AGZ, welche die Grube und das Ziegeleiwerk in Horw still-
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gelegt und die Gloggner AG mit der Aufflllung der Grube beauftragt hat und sich an der Planung zur Um-
nutzung ihres Betriebsareals beim Bahnhof beteiligt. Zu berlicksichtigen sind ferner die Marktverhaltnisse fur
Mergelprodukte. Das Gutachten kommt zum Ergebnis, dass bei einer vorsichtigen Einschatzung der Ent-
schéadigungspflicht eine hinreichende tatsachliche Realisierungswahrscheinlichkeit bezuglich Fortfihrung
des Mergelabbaus besteht. Aus rechtlicher Sicht kénnte die AGZ das héngige Gesuch zur Rekultivierung
der Mergelgrube jederzeit noch zuriickziehen (lassen) und ein neues Abbaugesuch einreichen. Auch die
Umnutzung des Betriebsareals ist rechtlich noch nicht verbindlich besiegelt. Der beigezogene Schatzungs-
experte vertritt ausserdem die Ansicht, die Wiederaufnahme des Mergelabbaus sei auch aus wirtschaftlicher
Sicht nicht unrealistisch, falls gewisse Investitionen getétigt wirden. Somit ist bei der Entschadigungsbe-
messung nicht nur die Rekultivierungsmdglichkeit der heute offenen Grube, sondern auch die Méglichkeit
des Weiterabbaus sowie zur Aufflillung des entsprechend grésseren Abbaugelandes zu berticksichtigen.

» Eine andere Beurteilung der Realisierungswahrscheinlichkeit schldgt unmittelbar auf die Entschadi-
gungspfiicht als solche durch. Beurteilt man abweichend von der Auffassung des Gutachters die Erschlies-
sung der Grube Uber die Grisigenstrasse als ungendigend, weil sie durch Wohngebiete fiihrt, so entfallen die
rechtliche Realisierungswahrscheinlichkeit sémtlicher Nutzungsmdglichkeiten und damit die Entschadi-
gungspfiicht. Sowohl der Mergelabbau als auch die Auffillung ist nur mit einer auch planungsrechtlich hin-
reichenden Zufahrt méglich und die Grundeigentimerin kénnte eine neue Erschliessungsstrasse nicht aus
eigener Kraft in naher Zukunft erstelle. Sieht man (berdies in der eingeleiteten Umnutzung des Betriebsare-
als der AGZ beim Bahnhof Horw ein tatsdchliches Hindernis fiir den weiteren Mergelabbau, so erschiene
nur noch die Auffillung und Rekultivierung der bestehenden Grube als wahrscheinlich. Im Entzug dieser
Méaglichkeit allein liegt allerdings, wie oben ausgefiihrt, wohl kein schwerer Eigentumseingriff.

Entschadigung

Liegt eine materielle Enteignung vor, ist der betroffene Grundeigentiimer von Verfassungs und von Geset-
zes wegen «voll» zu entschadigen (Art. 26 Abs. 2 BV, Art. 5 Abs. 2 RPG). Eine volle Entschadigung setzt
sich, nebst einer allfélligen Verzinsung, aus der Entschadigung des Minderwerts (Verkehrswert des entzo-
genen Rechts) und der weiteren, auf die Planungsmassnahmen zurlickzufiihrenden persénlichen Nachteile
(sog. Inkonvenienzen) zusammen.

Gemass Rechtsprechung und Lehre ist der Minderwert aus einem Vergleich des Verkehrswerts der
Grundstiicke vor dem Eigentumseingriff mit demjenigen nach diesem Eingriff zu ermitteln (sog. Differenzme-
thode). Im vorliegenden Fall ist der Verkehrswert nach der Ertragswertmethode zu bestimmen; er betragt
vor der Aufhebung der Abbauzone nach Schatzung des beigezogenen Experten CHF 4.5 Millionen. Da der
Ertragswert der Grundstiicke nach der Umzonung praktisch Null ist, stellt dieser Betrag zugleich den mass-
gebenden Minderwert dar. Als Inkonvenienzen sind zunachst die bei einer Aufhebung nutzlos werdenden
Planungskosten von geschéatzten CHF 100'000 zu ersetzen. Als zusatzliche Inkonvenienzen muissen aus-
serdem die Kosten der Sicherungs- und Rekultivierungsmassnahmen, die aus geologischen Griinden auch
bei einer Annahme der Gemeindeinitiative notwendig wéren, entschadigt werden. Diese betragen — je nach
Umfang der angeordneten Arbeiten — CHF 0.2 bis 1.1 Millionen.
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Die volle Entschadigung belauft sich somit auf einen geschatzten Gesamtbetrag von mindestens CHF 4.8
Millionen bis héchstens CHF 5.7 Millionen.

» Wiirde nur die Auffiillung der bestehenden Grube als realistisch angesehen (vgl. oben), reduzierte sich
die Minderwertentschadigung (theoretisch) auf einen Betrag von CHF 1.1 Millionen. Diese Summe ent-
spricht nach Schétzungen des beigezogenen Experten dem Ertragswert des Projekts der Gloggner AG. Wie
bereits ausgefiihrt, entféllt allerdings in diesem Fall die Entschddigungspflicht der Gemeinde mangels gend-
gender Eingriffsintensitdt ganz. Wird ausserdem — entgegen der vom Gutachter vertretenen Auffassung —
der Kausalzusammenhang zwischen der Aufhebung der Abbauzone und den aus geologischen Grinden
zwingenden Sicherungs- und Rekultivierungsmassnahmen verneint, wiirde sich die Gesamtentschadigung
um den Betrag von CHF 0.2 bis 1.1 Millionen reduzieren.

Die Grafik auf der folgenden Seite versucht, den Gedankengang des Gutachtens sowie die mégli-
chen Alternativen zum leichteren Verstiandnis — stark vereinfacht — bildlich darzustellen.

Legende:

= Auffassung des Gutachters

cmmmmm > = Konsequenzen bei davon abweichender Auffassung
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.  Sachverhalt und Fragestellung

A. Vorgeschichte

Die Aktiengesellschaft Ziegelwerke Horw-Gettnau (AGZ) baute von Ende des 19. Jahrhunderts bis
2002 im Gebiet Grisigen oberhalb von Horw Mergel ab und verarbeitete diesen in ihrem Ziegeleiwerk zu
Backsteinen und Dachziegeln. Durch den Abbaubetrieb entstand im genannten Gebiet eine grosse offene
Grube, unterteilt in einen oberen und einen unteren Grubenteil, mit hangseitigen Steilwanden von rund 30
bis 40 Metern Hohe (Gesamtflache des Abbaugebiets rund 109'000 m?). Der Transport des abgebauten
Mergels erfolgte lange Zeit mit einer Seilbahn direkt von der Grube ins Horwer Werk, ab 1991 — nach einem
Seilbahnunfall — per Lastwagen."'

Ab Anfang der 1990er Jahre stellten sich verschiedene Fragen bezlglich Rechtsgrundlagen des Ab-
baubetriebes, Materialtransport und Rekultivierung. Die Behdrden verlangten von der AGZ, dass diese ihre
Vorstellungen und Absichten zur Zukunft der Mergelgrube Grisigen darlege. Die AGZ fihrte eine Gesamt-
und Erweiterungsplanung durch, um die kinftigen Abbaumdglichkeiten auszuloten und dusserte gestuitzt
darauf die Absicht, den Mergelabbau in der bestehenden Grube langfristig fortzufihren und das Abbauge-
biet zu erweitern.? Um langfristig eine grossere Rechts- und Planungssicherheit zu erreichen, stellte die AGZ
1996 in Absprache mit den Gemeindebehérden das Gesuch um Ausscheidung einer (Material-) Abbauzo-
ne, welche die offene Grube sowie ein Erweiterungsgebiet umfassen sollte.® Grundlage des Einzonungsge-
suchs war ein Vorprojekt, das die AGZ ausarbeiten liess und welches die Eckwerte des kinftigen Abbaus
und der Rekultivierung festlegte. Vorgesehen war, bis 2023 in vier Etappen 2'050'000 m> Mergel abzubauen
und 1'030'000 m® unverschmutztes Aushubmaterial aufzufillen sowie bis 2027 die Rekultivierung abzu-
schliessen; jede Abbauetappe héatte in einem separaten Baubewilligungsverfahren freigegeben werden
missen.* Die Umweltauswirkungen dieses Vorhabens wurden in einer (erweiterten) UVP-Voruntersuchung
abgeklart.’ Die zustandigen Behérden von Bund, Kanton und Gemeinde &usserten sich grundsétzlich zu-
stimmend zum Vorprojekt und die Horwer Stimmberechtigten nahmen in der Urnenabstimmung vom 23.
November 1997 den Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen und Art. 21 des Bau- und Zonenreglements an.®

In der Folge konkretisierte die AGZ das Vorprojekt und reichte im Jahr 2001 das Baugesuch samt
Umweltvertraglichkeitsbericht flir den Mergelabbau und die Rekultivierung (Abbau- und Rekultivierungspro-
Jjekt 2001) ein, wobei die Abbau- und Auffiillvolumina gegeniiber dem Vorprojekt reduziert wurden.” Wah-

! UVB 1996, S. 4 f,, 8 f.; Antrag Abbauzone, S. 2.

2 UVB199,S.1,5.

Antrag Abbauzone, S. 1.

4 Vgl. UVB 1996, S: 11 ff., Antrag Abbauzone, S. 2 f.

s Vgl. UVB 1995; UVB-Beilagen 1995; UVB 1996; UVB-Beilagen 1996.
®  UVB 1996, S. 1, Antrag Abbauzone, S. 2.

7 Abbauvolumen: 1'710'000 m® fest, davon 1'290'000 m® verwertbar; Auffiillvolumen: 1'650'000 m?® fest; vgl.
Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 2 und UVB 2001.
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rend des Baubewilligungsverfahrens ersuchte die AGZ aufgrund der veranderten Rahmenbedingungen um
Sistierung ihres Abbaugesuches und zog es schliesslich Ende Juni 2004 — unter Vorbehalt der Wiederein-
reichung — formell zurliick, nachdem sie in der Zwischenzeit ihr Ziegelwerk und die Mergelgrube Grisigen
stillgelegt hatte. Den Rilckzug begriindete die AGZ mit den geénderten politischen und wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen, insbesondere damit, dass sich der Abbaubetrieb mit den vorgesehenen Auflagen
nicht mehr wirtschaftlich betreiben lasse.?

Die Gemeinde Horw schrieb daraufhin das Baugesuch als erledigt ab und verlangte ein Konzept zur
Nutzung bzw. Rekultivierung der stillgelegten Mergelgrube.® Mitte 2005 legte die AGZ drei Rekultivierungs-
Varianten vor."® Die Gemeindebehérden und die AGZ konnten sich schliesslich auf eine Rekultivierung in
Anlehnung an das im zuriickgezogenen Baugesuch vorgesehene Konzept einigen'' und die AGZ iiberliess
in der Folge die Mergelgrube auf vertraglicher Basis der Transportunternehmung Gloggner AG zur Auffil-
lung und Rekultivierung. Die genannte Firma reichte im Mai 2006 ein Baugesuch zur Rekultivierung und zur
Anpassung der Erschliessung ein (Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006).'” Das Gesuch sieht vor, die
Grube in drei Etappen wéhrend insgesamt achtzehn Jahren (bis 2024) mit gesetzeskonformem Deponiema-
terial mdglichst weitgehend aufzufillen. Aus topografischen und geologischen Griinden kann das Gelénde
jedoch nicht bis auf das urspriingliche Niveau aufgefulit werden, so dass das Aufflllvolumen gemass Bau-
gesuch rund 550'000 m® (Festmass) betragt. Die Anlieferung des Materials soll mittels Lastwagen erfolgen.™

Die geplante Aufflillung der Mergelgrube Grisigen und die Aussicht auf den dadurch verursachten
Lastwagenverkehr veranlasste einige Birgerinnen und Burger, die an der Zufahrtsstrasse zur Mergelgrube
Grisigen bzw. in der Nahe der Grube am Siedlungsrand von Horw wohnen, sich gegen das Vorhaben zu
wehren. Sie lancierten die Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der Natur (iberlassen», die Ende Dezember
2007 mit der nétigen Anzahl Unterschriften eingereicht wurde. Die Initianten verlangen, dass die Abbauzone
und die Zonenvorschrift des Bau- und Zonenreglements aufgehoben werden. Stattdessen soll die Mergel-
grube Grisigen mit «einfachen Massnahmen» rekultiviert, d.h. begriint und der Natur (iberlassen werden.'
Im Einwohnerrat wurde zudem ein dringliches Postulat eingereicht, das den Erlass einer Planungszone fir
das betreffende Gebiet vorsieht." Die Gemeindebehérden veranlassten in der Folge ein Mediationsverfah-

8 Vgl. Schreiben AGZ vom 29.6.2004.

Vgl. Schreiben Gemeinde vom 27.9.2004. Gegen diesen Abschreibungsentscheid fiihrte die AGZ am

14.10.2004 Verwaltungsgerichtsbeschwerde. Diese wurde nach Abschluss einer Vereinbarung Uber das

weitere Vorgehen (vgl. Vereinbarung 2005) zurlickgezogen und das Verfahren abgeschrieben (vg. Schrei-

ben Kurmann vom 20.6.2005; Abschreibungsverfligung vom 22.6.2005). Die Gemeinde erliess gestiitzt dar-

auf einen Wiedererwagungsentscheid, der jedoch bezlglich Planung der Rekultivierung keine wesentlichen

Anderungen brachte (vgl. Entscheid Gemeinde vom 4.5.2005).

19 vgl. Schreiben AGZ vom 17.6.2005; vgl. auch Kurzprotokoll vom 3.12.2004 und Schreiben Gemeinde vom
23.2.2004.

" vgl. Protokollauszug vom 8.9.2005; Protokollauszug vom 20.10.2005; Schreiben Gemeinde vom

24.10.2005.

Vgl. Baugesuch Gloggner AG samt Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 (Technischer Bericht und

Umweltbericht) und Ergédnzungsbericht 2007.

13 Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 5, S. 8 ff., 12, S. 16 f.

Unterschriftenbogen, vgl. auch Entscheid Vorprifung vom 31.10.2007; Schreiben Gemeinde vom
21.12.2007; Aktenotiz Germann vom 14.1.2008; Internet-News vom 14.1.2008.

® Schreiben Gemeinde vom 21.12.2007.
11



VLP-ASPAN, Rechtsqutachten Mergelgrube Grisigen Sachverhalt und Fragestellung

ren, in welchem zwischen den Initianten und der AGZ bzw. der Gloggner AG nach einer Lésung des Kon-
flikts gesucht wurde. Zwischenzeitlich ist diese Mediation jedoch gescheitert."®

B. Planerische Ausgangslage und Entwicklung

Die Mergelgrube Grisigen liegt oberhalb von Horw am Pilatushang. Die Umgebung ist gepragt durch
Walder, Bachtobel und landwirtschaftliche Wies- und Weidelandnutzung, unterhalb der Grube liegt ein Wan-
derweg. Durch die Abbautatigkeit wurde die friiher schon sichtbare Felswand optisch stark vergrdssert, so
dass sie heute aus dstlicher und nérdlicher Richtung gut einsehbar ist.'” Die Abbauzone geméss Teilzonen-
plan umfasst nebst der offenen Grube auch Wald und verschiedenartige Schutzobjekte.'® Das Gebiet gilt

ausserdem als flach- bis mittelgriindiges Rutschgebiet mit Steinschlaggefahr.™

Mit Urnenabstimmung vom 23. November 1997 haben die Stimmbirger von Horw die offene Mergel-
grube samt Erweiterungsgebiet geméss Vorprojekt der AGZ (vgl. oben S. 10) einer Abbauzone im Sinne
von § 56 PBG-LU zugewiesen und als Zonenvorschrift Art. 21 in der kommunalen Bau- und Zonenordnung
verankert. Gemass dieser Vorschrift sind der Materialabbau und das Wiederaufflllen sowie die dafur not-
wendigen Bauten und Anlagen zonenkonform. Die Rekultivierung ist nur mit unverschmutztem Aushub- und
Abraummaterial sowie mit Ziegel- und Backsteinbruch aus dem eigenen Werk gestattet. Verboten ist dage-
gen das Auffillen mit Abfallen und anderen (verschmutzten) Materialien. Abbau und Rekultivierung missen
in einem Konzept festgehalten und etappiert werden.?® Der Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen wurde im
Jahr 2002 durch den Regierungsrat des Kantons Luzern genehmigt.?' Der geltende kantonale Richtplan
1998 und auch der Richtplanentwurf 2008 weisen die Grube als Abbaugebiet von kantonaler Bedeutung fur
Lehm und Mergel aus.?” Die AGZ ist im Wesentlichen Eigenttimerin samtlicher in der Abbauzone liegenden
Grundstiicke. Vom Abbau ebenfalls betroffen ist die Parzelle Nr. 623 im Eigentum der Korporationsgemein-
de Horw.*®

Der Zonenplanentwurf 1979 bezeichnete die Mergelgrube Grisigen offenbar erstmals als Abbaugebiet. Im dar-

aufhin erlassenen Zonenplan 1981 verzichtete man jedoch auf die formelle Ausscheidung einer Abbauzone und die

'®  vgl. Schreiben Gemeinde vom 5.6.2008.
Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 2.

Der obere Teil der Abbauzone liegt in einer Landschaft von nationaler Bedeutung (BLN Objekt Nr. 1606
Vierwaldstéattersee). Die Aufschlliisse der Mergelgrube sind als Geotop von nationaler Bedeutung eingestuft.
Die Grube bietet Lebensraum flr viele spezialisierte Tier- und Pflanzenarten und ist von grossem Wert fir
den Naturschutz. Sie ist deshalb im Inventar der Naturobjekte von regionaler Bedeutung verzeichnet. Vgl.
Kantonale Stellungnahme 2007, S. 8 f.

Kantonale Stellungnahme 2007, S. 2, 6., Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 11.

20 Art. 21 Abs. 3 und 4 BZR.

# Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen und Art. 21 Bau- und Zonenreglement; Antrag Abbauzone, S. 2.
2 Richtplan 1998, S. 102; Richtplan-Entwurf 2008, S. 130.

2 vgl. UVB 1996, S. 7, Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001 S. 3, Antrag Abbauzone S. 1 f.; vgl. auch
Abklarung Eigentumsverhaltnisse vom 22.5.1992 und Grundbuchauszug vom 21.8.1992. Zwischen der Kor-
porationsgemeinde Horw und der AGZ fand 1954 ein Landabtausch bzw. Waldverkauf statt; Teile der Par-
zelle Nr. 623 wurde damals der AGZ zum Materialabbau Uberlassen. Dieser Kauf-Tausch-Vertrag wurde mit
Beschluss vom 6. Juni 1955 durch den Regierungsrat des Kantons Luzern genehmigt. Rechtliche Bedeu-
tung und értlicher Geltungsbereich dieser Genehmigung sind unklar und umstritten vgl. unten S. 16 f.

12



VLP-ASPAN, Rechtsqutachten Mergelgrube Grisigen Sachverhalt und Fragestellung

betreffenden Grundstiicke wurden der Landwirtschaftszone zugewiesen.** Das damals geltende Bau- und Zonenregle-
ment liess offenbar in dieser Zone explizit Bauten und Anlagen fiir den Abbau von Kies, Sand und Mergel im Rahmen

der kantonalen Bewilligungen und Auflagen zu.?

C. Fragestellung

Gemass Auftragsumschreibung vom 19. Mai 2008 hat die VLP-ASPAN abzuklaren, ob die Gemeinde
Horw im Fall der Annahme der Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der Natur Uberlassen» aus materieller
Enteignung entschadigungspflichtig wird und falls ja, wie hoch diese Entschédigung ausfallt. Die weitere
Frage, wie sich ein allfélliger Gegenvorschlag, der eine teilweise Aufflillung der Grube zulasst, auf die Ent-
schédigungsfrage auswirken wirde, haben die Gemeindebehdrden nach einer Grobbeurteilung des Gut-
achters fallengelassen.

IIl. Grundlagen und Vorgehen

Das Gutachten stitzt sich auf die im Anhang aufgefihrten Unterlagen, die dem Gutachter von der
Auftraggeberin zur Verfligung gestellt wurden (vgl. Verzeichnis im Anhang, S. 51 ff.). Diejenigen Unterlagen,
die im vorliegenden Gutachten verwendet werden, sind in den Fussnoten mit der im Grundlagenverzeichnis
genannten Kurzbezeichnung zitiert.

Wunschgemass hat der Gutachter nach Einsichtnahme in die Akten in einer ersten Phase eine
Grobbeurteilung der Fragestellung vorgenommen und deren Ergebnisse am 1. Juli 2008 mindlich prasen-
tiert. Dabei zeigte sich, dass fUr die Beurteilung gewisser Fragen — Eingriffsschwere, tatséchliche Realisie-
rungswahrscheinlichkeit und Bestimmung der Entschadigungshdhe — branchenspezifische betriebswirt-
schaftliche Kenntnisse erforderlich sind. In Absprache mit den Gemeindebehdrden hat der Gutachter des-
halb in einer zweiten Phase einen neutralen, branchenkundigen Experten zur Abklarung der finanziellen
Auswirkungen der Planungsmassnahme gesucht und parallel dazu die rechtlichen Abklarungen vertieft. Mit
der Person von Herrn Andres Schmid, Management auf Zeit, Kilchberg, konnte der gewiinschte Schat-
zungsexperte gefunden und mit der Abklarung der fach- und branchenspezifischen Fragen betraut werden.
Gleichzeitig hat der Gutachter der Gemeinde am 8. August 2008 einen Gutachtensentwurf mit den vorlaufi-
gen Antworten abgegeben. In einer dritten Phase erarbeitete der Schatzungsexperte seine Expertise und
lieferte diese am 3. September 2008 ab, so dass gestiitzt darauf das vorliegende Gutachten definitiv fertig
gestellt werden konnte (erste Fassung vom 10. September 2008, bereinigte Fassung vom 9. Oktober 2008).

2 Rechtsabklarung vom 9.4.1992, S. 4 f. Eine andere Auffassung geht davon aus, dass damals eine iiberla-

gernde Abbauzone ausgeschieden wurde vgl. UVB 1996, S. 6.
% Vgl. Rechtsabklarung vom 9.4.1992, S. 4; UVB 1996, S. 6.
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lll. Allgemeines zur materiellen Enteignung

Fihren Planungen zu Eigentumsbeschrankungen, die einer Enteignung gleichkommen (sog. mate-
rielle Enteignung), so muss das Gemeinwesen die davon betroffene Person voll entschadigen (vgl. Art. 5
Abs. 2 RPG; § 106 PBG-LU). Die genannte Vorschrift des RPG wiederholt damit fir Planungsmassnahmen,
was gestitzt auf die Wertgarantie als Teilgehalt der Eigentumsgarantie (Art. 26 BV) in der Rechtsordnung
allgemein gilt. Das Bundesgericht hat den Begriff der materiellen Enteignung in einer reichhaltigen Recht-
sprechung konkretisiert und im Entscheid «Barret»*® vom 13. Oktober 1965 die Grundkonzeption zur Ab-
grenzung zwischen entschadigungspflichtigen und entschadigungslosen Eigentumsbeschrankungen skiz-
ziert, die — durch zahlreiche Entscheide verfeinert — auch heute noch gilt.*’

Gemass der Konzeption «Barret» sind zwei Entschddigungstatbesténde zu unterscheiden:

= Inder Praxis ganz im Zentrum steht der Tatbestand des Entzugs einer wesentlichen Eigentumsbefug-
nis. Danach liegt eine materielle Enteignung vor, «wenn dem Eigentimer der bisherige oder ein vor-
aussehbarer kinftiger Gebrauch einer Sache untersagt oder in einer Weise eingeschrankt wird, die be-
sonders schwer wiegt, weil der betroffenen Person eine wesentliche aus dem Eigentum fliessende Be-
fugnis entzogen wird».?®

=  Wiegt der Eigentumseingriff durch die Planungsmassnahme nicht besonders schwer, so ist aus-
nahmsweise dennoch volle Entschédigung geschuldet, falls ein einziger oder einzelne Grundeigentu-
mer so betroffen sind, dass ihr Opfer gegeniiber der Allgemeinheit unzumutbar erschiene und es
rechtsungleich wére, wenn keine Entschadigung geleistet wiirde (sog. Sonderopfer).?® Die enteig-
nungsahnliche Wirkung liegt hier nicht primar in der Eingriffsintensitat, sondern in der hinzutretenden
Ungleichbehandlung. Der Sonderopfer-Tatbestand ist in der Praxis bisher praktisch bedeutungslos
geblieben, das Bundesgericht hat lediglich in wenigen Entscheiden® die Mdglichkeit eines Sonderop-
fers an sich bejaht, in diesen konkreten Fallen dessen Vorliegen aber verneint.*' Mangels praktischer
Relevanz und mit Blick auf das Ergebnis der Abklarungen geht das vorliegende Gutachten nicht weiter
auf den Sonderopfer-Tatbestand ein.

Wird durch die Planungsmassnahme eine kiinftige, bisher noch nicht ausgelbte Nutzungsmdglichkeit
aufgehoben, so besteht nur dann eine Entschadigungspflicht, wenn im Zeitpunkt deren Inkrafttretens anzu-
nehmen war, diese Nutzung lasse sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft verwirklichen.* Die-
ses zusétzliche Erfordernis der Realisierungswahrscheinlichkeit gilt fir beide genannten Entschadigungstat-

% BGE 911329 ff. (Barret).

2 Vgl. dazu eingehend das Werk von RIvA, Hauptfragen, insbesondere S. 18 ff. sowie RivA, Kommentar RPG,
Art. 5 Rz. 103 ff.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 33 ff.

% BGE 125 11431 E. 3a S. 433 (Niederlenz).
% BGE 125 11 431 E. 3a S. 433 (Niederlenz).

% BGE 113 1a 368 E. 4-6 S. 375 ff. (Kt. Tessin); 107 1b 380 E. 3 S. 384 f. (Orbe), 109 Ib 114 (Kappel am Albis);
Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 130.

¥ Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 129 f.
% BGE 12511431 E. 3a S. 433 (Niederlenz); 123 11 481 E. 6 S. 487 (Niederhasli).
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bestande. In der Praxis ist unter einer kiinftigen besseren Nutzung eines Grundstiicks meist die Mdéglichkeit
einer Uberbauung zu sehen. Entschadigungsfragen stellen sich daher vor allem bei vollstandigen oder teil-
weisen Bauverboten auf uniiberbautem Land.** Die Realisierungswahrscheinlichkeit der Uberbauung oder
einer anderen, besseren Grundstiicksnutzung muss anhand aller rechtlichen und tatséchlichen Verhaltnisse
des konkreten Falles geprift werden. Den Realisierungschancen kénnen rechtliche oder tatséchliche Hin-
dernisse entgegenstehen (Notwendigkeit von Plananderungen, Ausnahmebewilligungen, umfangreichen
Erschliessungsarbeiten, fehlende Nachfrage, Grundstlicks- und Erschliessungsverhaltnisse, Siedlungsent-
wicklung etc.). Massgebend sind primér die rechtlichen Gegebenheiten.®* Fehlt es an der Mdglichkeit, die
bessere Nutzungsmdglichkeit in naher Zukunft aus eigener Kraft zu verwirklichen, so entfallt die Entschadi-
gungspflicht, da bloss theoretische Gewinnchancen und unbestimmte Verwendungsmdglichkeiten nicht
abgegolten werden.*

Eigentumseingriffe, welche die dargestellten Voraussetzungen nicht erflllen, missen vom betroffe-
nen Eigentiimer entschddigungslos geduldet werden, es sei denn, die Entschadigungspflicht werde aus-
nahmsweise durch andere, ausserhalb der Konzeption «Barret» liegende, von der Rechtsprechung aner-
kannten Gesichtspunkte, wie z.B. des Vertrauensschutzes, begriindet.*®

zwischen der Bestimmung des Eigentumsinhalts und tatsédchlichen Eigentumsbeschrdnkungen zu unter-

Entschadigungsrechtlich ist weiter

scheiden: wo die Rechtsordnung den Inhalt des Eigentumsrechts neu definiert, hat der Grundeigentimer
dies grundsatzlich entschadigungslos hinzunehmen, da er keinen Anspruch auf Beibehaltung der bisherigen

Rechts- und Eigentumsordnung hat.*”

Deshalb fiihrt die Zuweisung von Grundstlcken in eine Nichtbauzone
in der Regel zu keiner Entschadigung, wenn sie im Zug der Einflihrung der verfassungsmassigen Boden-
ordnung gemass Art. 75 BV bzw. der erstmaligen Schaffung einer RPG-konformen Nutzungsplanung erfolgt
(sog. Nichteinzonung als Neufestlegung des Eigentumsinhalts). Dagegen muss das Gemeinwesen den
Eigentiimer entschadigen, wenn sein Grundstlck bisher in einer RPG-konformen Bauzone lag und dieses

neu einer Nichtbauzone zugeteilt wird (sog. Auszonung).®

% RivA, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 131 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 40.

% Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 133; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 42 ff.

% Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 132.

3 Vgl. Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 135 ff.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 46 ff.
87 Vgl. dazu ausfihrlich Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 111 ff.

% vgl. Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 138 ff.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 54 ff.
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IV. Entschadigungsfolgen bei Aufhebung der Abbauzone

A. Ausgangspunkt und Besonderheiten des vorliegenden Falles

1. Stossrichtung der Initiative und planerische Umsetzung

Ausldser der hier vorzunehmenden entschadigungsrechtlichen Folgeabschéatzung ist die Ende 2007
eingereichte Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der Natur Uberlassen». Diese Initiative verlangt, wie ge-
sagt, die (vorzeitige) Aufhebung der Abbauzone, um die in der Nahe der Mergelgrube liegenden Wohnge-
biete vor dem Lastwagenverkehr zu bewahren, der durch die Aufflllung und Rekultivierung wahrend acht-
zehn Jahren verursacht wiirde. Im Zusammenhang mit der Entschadigungsfrage ist klar zu unterscheiden
zwischen der Abstimmung Uber die Initiative und deren planerischen Umsetzung:

Entschadigungsrechtlich entscheidend sind die planerische Aufhebung der Abbauzone und die Zu-
weisung der betreffenden Grundstiicke zu einer anderen Nutzungszone, nicht dagegen die blosse Annah-
me der Gemeindeinitiative. Diese ist als politischer Auftrag an die zustandigen Gemeindeorgane zu werten,
im Sinne der Initianten planerisch tétig zu werden und zieht rechtlich nicht automatisch die Aufhebung der
Abbauzone nach sich. Konkret misste im Nachgang zur Annahme der Gemeindeinitiative an der Urne so-
mit ein ordentliches Planungsverfahren eingeleitet, der geltende Teilzonenplan aufgehoben und entweder
ein neuer Teilzonenplan erlassen oder der Zonenplan Pilatushang (Rahmennutzungsplan) angepasst wer-
den, wobei die Voraussetzungen von Art. 21 Abs. 2 RPG zu beachten sind. Da zurzeit ohnehin eine Ge-
samtrevision der Ortsplanung in Vorbereitung ist, misste die Gemeindeinitiative in diesem Rahmen umge-
setzt werden. Die Stimmbiirgerschaft der Gemeinde Horw kann im Planungsverfahren somit erneut tber
das Schicksal des Abbaugebiets befinden. Deren Entscheid unterliegt der Genehmigung durch den Regie-
rungsrat des Kantons Luzern, dessen Entscheid auf dem Rechtsweg angefochten werden kann.* Erst die
rechtskraftige Umzonung der Grundstiicke von der Abbauzone in eine andere Nutzungszone greift unmittel-
bar in die Eigentumsrechte der AGZ ein und erst in diesem Zeitpunkt stellt sich die Entschadigungsfrage.*
Das vorliegende Gutachten nimmt somit die Beurteilung einer Frage vorweg, die sich rechtlich (mdglicher-
weise) erst in Zukunft stellt. Zu diesem Zweck muss die Hypothese aufgestellt werden, dass die tatsachli-
chen und rechtlichen Verhalinisse, wie sie sich heute prasentieren, auch denjenigen im Zeitpunkt der
rechtskraftigen Umzonung entsprechen.

2. Besonderheiten des vorliegenden Falls

In der Praxis stellen sich Entschadigungsfragen aus materieller Enteignung vor allem im Zusammen-
hang mit Grundstiicken in einer (alt- oder neurechtlichen) Bauzone, fiir die eine planerische Massnahme

% vgl. dazu auch die Aktennotiz Germann vom 14.1.2008.

0 vgl. unten S. 18; Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 181.
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(Nichteinzonung, Auszonung, Um- oder Abzonung) die Uberbauungsméglichkeit aufhebt oder einschrénkt.
Da die Uberbauung regelmassig die lukrativste Nutzungsméglichkeit darstellt, stellt sich hier die Frage der
Entschadigungspflicht besonders ausgeprégt, entsprechend besteht dazu eine reichhaltige und differenzier-
te bundesgerichtliche Rechtsprechung, die dem Rechtsanwender in vergleichbaren Fallen einigermassen

verldssliche Leitlinien bietet.*!

Dagegen weisen Einschrankungen der baulichen oder landwirtschaftlichen
Nutzungen ausserhalb der Bauzone in der Regel nicht die nétige Eingriffsschwere auf, so dass es an einer

zentralen Voraussetzung der Entschadigungspflicht fehit.*?

Die Besonderheiten des vorliegenden Falles liegen hauptséachlich in der speziellen, eher seltenen Art
der Grundstticksnutzung und im Zeitpunkt der initiierten Planungsmassnahme:

» Betroffen sind Grundstiicke im Nichtbaugebiet, die aus rechtlichen und topografisch-geologischen
Griinden nicht Gberbaut werden kénnen. Mit dem Mergelabbau und der «Aufflllbarkeit» des Abbauge-
biets lassen sie sich in dkonomischer Hinsicht jedoch weitaus Iukrativer verwenden als andere (land-
wirtschaftliche) Grundstiicke ausserhalb der Bauzone. Dieser Umstand macht die Aufhebung der Ab-
bauzone entschadigungsrechtlich vergleichbar mit der Aufhebung der Uberbauungsméglichkeit fiir eine
Parzelle im Siedlungsgebiet.

» Die Seltenheit der Verwendungsart ist allerdings zu relativieren, gibt es in der Schweiz doch eine Viel-
zahl von Grundstiicken, auf denen Steine, Erden, Kies, Sand oder dhnliches abgebaut werden und die
O6konomisch &hnlich oder sogar noch besser genutzt werden kénnen. Was den vorliegenden Fall aber
einzigartig macht, ist die Aufhebung der entsprechenden Nutzungszone vor der Wiederherstellung des
urspringlichen Zustandes. Es dirfte dusserst selten sein, dass flr ein Abbaugebiet zunéchst eine die-
ser Nutzung angepasste Zone ausgeschieden, aber vor Abschluss des Abbaus und der Rekultivierung
wieder aufgehoben wird. Materialabbau und Rekultivierung sind Teil eines einheitlichen Gesamtvor-
gangs, der regelmassig Uber einen langeren Zeitraum geplant und realisiert wird. Auffillung und Rekul-
tivierung stellen in diesem Sinn das «notwendige Pendant»*® zum Abbau dar. Im Falle der Annahme
der Gemeindeinitiative wirde letzteres verunmdglicht und damit der beschriebene Gesamtvorgang vor-
zeitig abgebrochen. Solche oder dhnliche Félle sind in der Gerichtspraxis selten zu finden.**

Aufgrund dieser Besonderheiten bewegt sich die entschadigungsrechtliche Beurteilung der vorzeiti-
gen Aufhebung der Abbauzone auf rechtlich unsicherem Terrain, einschlagige Prajudizien sind rar.*® Insbe-
sondere ist unklar, inwieweit die Kriterien des Bundesgerichts zur Entschadigungspflicht wegen eines Bau-
verbots oder einer Baubeschréankung im Einzelnen auf die Aufhebung der Materialabbau- und Auffillmég-
lichkeit Ubertragen werden kénnen. Immerhin ist unbestritten, dass das durch das Bundesgericht entwickelte
Konzept der materiellen Enteignung grundsétzlich auf alle Arten von Grundstiicksnutzungen, namentlich
auch auf den Entzug oder die Beschrénkung der Materialgewinnung und -ablagerung anwendbar ist.*® Es ist

" vgl. z.B. die Darstellung bei Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 138 ff. mit Rechtsprechungsnachweisen.

42 WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 71.
3 Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7.6.2 (Attiswil).

* Ahnlich z.B. Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 557 ff. (Wiirenlos); VGE-NE vom 16.2.2005, RJN 2007
S. 240 ff.; VGE-LU vom 21.6.1993, LGVE Il Nr. 10 S. 121 ff.

Vgl. die in Fussnote 44 zitierten Entscheide.
% Vgl. VGE-ZH vom 1.10.1998, ZBI 2000 E. 5d S. 207; WALDMANN, Moorschutz, S. 268 f.; GRISEL, S. 771.

45
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allerdings im Einzelnen zu prifen, inwiefern sich die vom Bundesgericht entwickelten Kriterien auf den vor-
liegenden Fall direkt oder analog Ubertragen lassen.

B. Besonders schwerer Eigentumseingriff

1. Beurteilungszeitpunkt

Ob ein Eigentumseingriff einer Enteignung gleichkommt und daher zu entschédigen ist, beurteilt sich
nach den rechtlichen und tatsachlichen Verhaltnissen im Zeitpunkt, in dem die Eigentumsbeschrankung in
Kraft tritt (sog. Stichtag).”” Im vorliegenden Fall ist der Stichtag das Datum, an dem die Aufhebung der Ab-
bauzone und die Zuweisung der Grundstiicke in eine andere Nutzungszone rechtskréaftig werden, d.h. vom
Regierungsrat definitiv genehmigt sind und nicht mehr angefochten werden kénnen (vgl. auch Art. 26 Abs. 3
RPG).”® Es ist zu erwarten, dass die Gemeinde in Umsetzung der Gemeindeinitiative die Aufhebung der
Abbauzone und die Umzonung in einem einheitlichen Entscheid beschliessen wird, so dass sich auch der
kantonalen Genehmigungsentscheid auf beides bezieht und der Stichtag eindeutig bestimmt werden kann.*®

Die Schwere des Eigentumseingriffs wie auch die Realisierungswahrscheinlichkeit kiinftiger Nutzun-
gen des Grundeigentums kdnnen somit abschliessend erst am genannten, fiir den vorliegenden Fall noch in
der Zukunft liegenden Stichtag beurteilt werden.

2. Nichteinzonung oder Auszonung?

Die Rechtsprechung zur Nichteinzonung und Auszonung hat das Bundesgericht, wie gesehen, mit
Blick auf den vollstandigen Entzug der Uberbauungsméglichkeit durch Zuweisung des Grundstiicks ins
Nichtbaugebiet entwickelt. Erfolgt diese Zuweisung im Zuge der erstmaligen Schaffung einer RPG-
konformen Nutzungsordnung ist sie als sog. Nichteinzonung grundsétzlich entschadigungslos hinzuneh-
men, andernfalls spricht man von einer entschadigungspflichtigen Auszonung (vgl. oben S. 15). Bezugs-
punkt der genannten Rechtsprechungslinie des Bundesgerichts ist die Bauzone und die Frage, ob ein be-
stimmtes Grundsttick in diese Zone einzuzonen ist. Die Entschadigungsfrage steht immer dann besonders
im Vordergrund, wenn ein Grundstiick entgegen den Absichten des Eigentimers nicht in die Bauzone ein-
bezogen wird, da die Uberbauungsméglichkeit «regelmassig die eintraglichste Verwendungsart fiir ein
Grundstiick» darstellt.® Im vorliegenden Fall ist deshalb zun&chst zu entscheiden, ob die Abbauzone nach
dem einschlagigen Planungsrecht als Bauzone zu qualifizieren ist. Die Antwort ist nicht nur entscheidend zur
Feststellung, ob es sich um eine entschadigungslose Festlegung des Eigentumsinhalts oder eine entscha-
digungspflichtige Eigentumsbeschrankung handelt, sondern auch fir die Beurteilung der Realisierungs-

" BGE 12111417 E. 3a S. 420 (Meilen); 119 Ib 229 E. 3a S. 233 f. (Emmetten); Riva, Kommentar RPG, Art. 5
Rz. 181; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 73.

8 Vgl. WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 73.
49 Vgl. demgegentiber BGE 119 Ib 229 E. 3a S. 233 (Emmetten).
%0 Ria, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 138.
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wahrscheinlichkeit, namentlich des massgeblichen Planungshorizonts und der Erschliessungspflicht, von
Bedeutung.”'

Gemass kantonalem Bau- und Planungsgesetz handelt es sich bei der Abbauzone um eine Bauzone
(vgl. § 35 Abs. 2; § 51 PBG-LU). Im Gegensatz dazu weist sie das Bau- und Zonenreglement der Gemeinde
Horw als Nichtbauzone aus (vgl. Art. 4 Abs. 1; Art. 21 BZR) und der Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen
stellt sie kartografisch als eine die Landwirtschaftszone Uberlagernde Nutzungszone dar, obwohl die ge-
nannten Rechtserlasse sie als Grundnutzungszone betrachten. Kantonale und kommunale Regelung sind
somit widersprichlich, wobei nach dem Grundsatz des Vorrangs des Gbergeordneten Rechts wohl auf eine
Bauzone geschlossen werden musste. Lehre und Rechtsprechung qualifizieren die Abbauzone allerdings
berwiegend als Nichtbauzone.*® Geméass Bundesgericht dient die Ausscheidung einer Abbauzone in der
Regel der Bewilligung eines ausserhalb der Bauzone gelegenen Vorhabens. Eine Erweiterung des allge-
meinen Siedlungsgebiets sei damit typischerweise nicht verbunden. Uberlagert die Abbauzone eine Nicht-
bauzone, so ist sie nach Auffassung des Bundesgerichts ebenfalls als Nichtbauzone zu qualifizieren, wah-
rend auf eine Bauzone nur geschlossen werden kann, falls das Abbaugebiet anschliessend Siedlungszwe-
cken zugefiihrt werden soll.”® Im vorliegenden Fall umfasst die Abbauzone Land, das friiher in der Landwirt-
schaftszone bzw. im Wald lag und bereits aus topografischen und geologischen Grinden fiir Siedlungszwe-
cke nicht Frage kommt. Dies spricht fur die Qualifikation der vorliegenden Abbauzone als Nichtbauzone.
Letztlich braucht die Frage jedoch nicht abschliessend beantwortet zu werden, da Abbauzonen ohnehin den
Charakter einer Spezialzone haben, in der bauliche Tatigkeiten nur soweit zugelassen sind, als sie zur Er-
reichung des Zonenzwecks erforderlich sind und nicht wie «normale» Bauzonen im Sinne von Art. 15 RPG
frei Uberbaut werden kénnen.

Die bundesgerichtliche Rechtsprechung zur Nichteinzonung und Auszonung kann nach dem Gesag-
ten zwar nicht direkt auf den vorliegenden Fall Ubertragen werden, sie ist jedoch sinngemass ebenfalls zu
beachten, da die zugrunde liegende Unterscheidung von Eigentumsbeschrankung und Festlegung des
Eigentumsinhalts auch in Fallen wie dem vorliegenden Uber die (grundséatzliche) Entschadigungspflicht oder
Entschadigungslosigkeit entscheidet.>* Es ist deshalb zu priifen, ob die Aufhebung der Abbauzone auf der
Grundlage einer RPG-konformen Nutzungsordnung erfolgt oder ein Planungsakt im Rahmen der erstmali-
gen Schaffung einer solchen Ordnung darstellt. Diese Priifung mag 28 Jahre nach Inkraftireten des RPG
theoretisch erscheinen, jedoch gibt es nach wie vor Gemeinden, die Uber keine den raumplanerischen Zie-
len und Grundsétzen entsprechende Nutzungsplanung verflgen, zumal nicht allein der Erlass des Nut-
zungsplans nach dem 1.1.1980 (dem Datum des Inkrafttretens des RPG) massgebend ist, sondern der
Nutzungsplan auch inhaltlich und verfahrensmassig dem RPG geniigen muss.”® Im vorliegenden Fall be-
stehen indessen keine Anhaltspunkte, dass die heutige Nutzungsplanung der Gemeinde Horw dem RPG
widersprechen wirde: Zonenplan und Bau- und Zonenreglement wurden nach einer Gesamtrevision im

o Vgl. zum Planungshorizont unten S. 30 f. sowie Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 2.1 (K6niz) und
zur Erschliessungspflicht unten S. 32 f.

52 Vgl. Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 2.5 (Kdniz), BVR 2004 S. 398 f.; BRANDT/MOOR, Kommentar
RPG, Art. 18 Rz. 8; EDELMANN, S. 198; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 18 Rz. 33; anderer
Meinung HEER, S. 155.

% Urteil BGer. 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 2.4 und E. 2.5 (Kéniz).
% S0 auch VGE-ZH vom 1.10.1998, ZBI 2000 E. 5d S. 207 ff.; EDELMANN, 219 f.
% vgl. Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 142 ff.
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ordentlichen Verfahren 1981, mithin nach Inkraftireten des RPG erlassen und 1984 durch den Regierungs-
rat vorbehaltlos genehmigt. Im Jahr 1996 hat die Gemeinde den Nutzungsplan gesamthaft auf seine Ver-
einbarkeit mit dem Ubergeordneten Recht hin Gberprift und mit mehreren Teilrevisionen angepasst. Zudem
ist laut Auskunft der Gemeinde die Bauzone nicht Uberdimensioniert, sondern nach Berechnungen des
Kantons heute sogar zu klein, so dass ein typisches Indiz auf eine materiell RPG-widrige Nutzungsord-
nung™ hier gerade nicht vorliegt.

Nach dem Gesagten sind die Aufhebung der Abbauzone und die Zuweisung der Grundstiicke im Ei-
gentum der AGZ in eine (andere) Nichtbauzone als Auszonung zu qualifizieren, die grundsétzlich entsché-
digungspflichtig ist. Die Abbauzone ist Teil einer RPG-konformen Nutzungsplanung, so dass die Aufhebung
des Materialabbaus mit anschliessender Rekultivierung nicht im Wechsel von einer alt- zu einer neurechtli-
chen Bodenordnung erfolgt. Die Planungsmassnahme ist mit anderen Worten nicht als Neufestlegung des
Eigentumsinhalts, sondern als echte Eigentumsbeschrankung zu qualifizieren (vgl. oben S. 15).

3. Art und Umfang der Eigentumsbeschrankung

Ein entschadigungspflichtiger Eigentumseingriff kann zum Vornherein nur vorliegen, wenn und soweit
Uberhaupt eine eigentumsrechtlich geschitzte Position entzogen wird. Umfang und Inhalt des durch die
Eigentumsgarantie geschiitzten Rechtes bestimmen sich nach der gesamten Rechtsordnung. Die AGZ
kann ihre Eigentumsrechte nicht unbeschrénkt, sondern nur innerhalb dieser Ordnung ausiiben. In diesem
Sinne legen unter anderem die Raumplanung sowie die Wald- und die Gewasserschutzgesetzgebung den
Eigentumsinhalt und die zulassige Eigentumsnutzung fest. Ausserhalb des Schutzes der Eigentumsgarantie
stehen demgegentiber all jene vermégenswerten Interessen, die sich nicht in einem Recht verdichtet ha-
ben.”” Die Aufhebung der Abbauzone entzieht der AGZ hauptséchlich die Befugnis, auf ihren Grundstiicken
in der Abbauzone Mergel abzubauen sowie das Recht, das Abbaugebiet anschliessend mit bestimmten
Deponiematerialien wieder aufzuflllen.

a. Verbot des Materialabbaus

Die Zonenvorschrift 1asst in der Abbauzone ausdriicklich den Abbau von Steinen, Kies, Sand, Lehm
und anderen Materialien zu. Diese Nutzungsmaglichkeit hat die AGZ in den vergangenen 100 Jahren bis zu
einem bestimmten Umfang in der bestehenden Mergelgrube bereits realisiert, ein weiterer Teil der Abbau-
zone ist bis heute ungenutzt. Die Aufthebung der Abbauzone bedeutet faktisch ein Verbot des weiteren Ma-
terialabbaus. Zwar enthalt der Text der Gemeindeinitiative nicht ausdriicklich ein solches Verbot. Da jedoch
die betreffenden Grundstlicke einer anderen, den Verhaltnissen angepassten Nutzungszone (Naturschutz-
zone, Ubriges Gemeindegebiet, Landwirtschaftszone 0.4.) zugewiesen werden missten und der Material-
abbau in keiner dieser Zonen zonenkonform ist, schliesst die Aufhebung der Abbauzone jeglichen weiteren
Mergelabbau aus. Er kdnnte auch nicht auf dem Weg einer Ausnahmebewilligung gemass Art. 24 RPG
bewilligt werden, da der Materialabbau im hier praktizierten Umfang aufgrund der Auswirkungen auf Raum

% vgl. z.B. BGE 123 Il 481 E. 6¢ S. 488 (Niederhasli); Urteil BGer 1A.8/2002 vom 22.7.2002 E. 3.5.1 (Ober-
rohrdorf-Staretschwil).

5 BGE 85132E.3S.36f. (Ziirich); Riva, Hauptfragen, S. 234 f. und S. 278.
20



VLP-ASPAN, Rechtsqutachten Mergelgrube Grisigen Schwere des Eigentumseingriffs

und Umwelt planungspflichtig und die Ausscheidung einer Abbauzone zwingende Voraussetzung fir diese
Eigentumsnutzung ist.”®

Far die weitere Prifung ist entscheidend, ob mit dem Verbot des Materialabbaus eine bisher bereits
ausgelbte oder eine kinftige Eigentumsbefugnis entzogen wird. Der Entzug des bisherigen Gebrauchs
einer Sache ist selten und stellt einen besonders schweren Eigentumseingriff dar, sofern diese Nutzung
rechtmassig war. Die Einschrédnkung oder Aufhebung einer kinftigen Nutzung ist demgegenlber nur zu
entschadigen, wenn anzunehmen war, diese lasse sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft ver-
wirklichen.”® Im vorliegenden Fall stellt die Erweiterung des Abbaus auf bisher ungenutztes, aber in der Ab-
bauzone liegendes Terrain klarerweise eine kiinftige Nutzungsmdglichkeit. Hingegen baute die AGZ jahr-
zehntelang im Gebiet Grisigen Mergel ab, so dass diesbeziiglich an sich die Annahme einer bestehenden
Eigentumsnutzung nahe liegt. Daran kann der Umstand allein nichts &ndern, dass die Grundeigentimerin
den Mergelabbau 2002 aus wirtschaftlichen Griinden gestoppt und ihr Produktionswerk in Horw stillgelegt
hat, solange sie jederzeit und ohne vorgangige Durchfiihrung eines Planungs- oder Baubewilligungsverfah-
rens den Abbau wieder aufnehmen und fortfihren kénnte. Die AGZ stellt sich denn auch auf den Stand-
punkt, dass die «Abbaubewilligung» des Regierungsrats aus dem Jahr 1955 sie bis in die heutige Zeit zur
Fortfilhrung des Abbaus legitimiere.®® Diese Frage gilt es nachfolgend summarisch zu kléren.

Entschadigungsrechtlich ist der Entzug der bisherigen Eigentumsnutzung nur entschadigungspflich-
tig, wenn diese rechtméssig war.®' Im vorliegenden Fall wurde diese Rechtméssigkeit gegen Ende der 100-
jahrigen Abbauzeit, zumindest teilweise, in Frage gestellt.®? Wahrend der langen Abbaudauer haben sich die
rechtlichen Anforderungen, die beim Materialabbau zu beachten sind, stark verandert und verschérft. Wah-
rend der Abbau von Steinen und Erden jahrzehntelang wohl mehr oder weniger bewilligungsfrei betrieben
werden konnte, traten ab den 1960er- und verstarkt ab den 1980er Jahren nur schon auf eidgenéssischer
Ebene eine Vielzahl neuer Vorschriften zum Schutz der natirlichen Ressourcen und der Umwelt in Kraft.
Der Entscheid des Regierungsrats des Kantons Luzern aus dem Jahre 1955 erging noch vor dieser Zu-
nahme der Regelungsdichte und ist damit heute allein aus diesem Grund offensichtlich anpassungsbed(irt-
tig. Abgesehen davon sind Rechtsnatur und Tragweite dieses Beschlusses umstritten. Behdrdeninterne
Abklarungen ergaben, dass der Entscheid unvollstandig und auslegungsbedurftig ist, namentlich was die

Rechtsnatur und den rdumlichen Geltungsbereich anbelangt.®®

Falls Gberhaupt eine Bewilligung zum Abbau
vorliege, betreffe sie nur eine Teilfliche der Parzelle Nr. 606. Dennoch seien die kantonalen und kommuna-
len Behorden stillschweigend davon ausgegangen, dass die AGZ Uber die notwendige Bewilligung fir das
ganze Gebiet verflige bzw. gar keine Bewilligung notwendig sei. Die erteilte regierungsratliche Bewilligung
bzw. der bewilligungsahnliche Zustand kénne als Dauerverfigung qualifiziert werden, die der veranderten

Rechtslage anzupassen sei. Léngerfristig sei eine Abbauzone auszuscheiden.®* Diese Klarungsversuche

% vgl. z.B. BGE 120 Ib 207 ff. (Wangen-Nuolen); Urteile BGer vom 31.8.1999 (Brilisau) und vom 17.11.1999
(Savigny), beide in Entscheidsammlung VLP-ASPAN Nr. 1884 und Nr. 1931; VGE-SO vom 9.12.1994,
SOG1994 Nr. 32.

*  vgl. oben S. 9 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 37.

% vgl. z.B. Abbau- und Rekultivierungsgesuch 2001, S. 1; UVB 1996, S. 4, 7.

" vgl. BGE 106 la 262 E. 2a S. 264 (Regensdorf).

62 vVgl. sogleich unten S. 18 sowie Bericht Justizdepartement 1991; Rechtsabklarung vom 9.4.1992.
6 Vgl. Rechtsabklarung vom 9.4.1992; vgl. auch Bericht Justizdepartement 1991.

Vgl. Rechtsabklarung vom 9.4.1992, S. 15 f.
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anfangs der 1990er Jahre hatten im Wesentlichen zur Folge, dass im Rahmen eines Aufsichtsverfahrens
die Zustandigkeiten festgelegt wurden und der Gemeinderat von Horw fiir die «allenfalls nétige Einleitung
eines Baubewilligungsverfahrens im Hinblick auf den kiinftigen Abbau» fiir zustindig erkléart wurde.®® Zum
anderen hat die Gemeinde das Verfahren zur Ausscheidung einer Abbauzone in Gang gesetzt, die aus-
driicklich mit dem Zweck der Legalisierung begriindet wurde.®® Unterblieben ist bis heute allerdings die Ertei-
lung einer Baubewilligung. Das 2001 eingereichte Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001 wurde durch die
AGZ zuriickgezogen und das hangige Baubewilligungsverfahren als gegenstandslos abgeschrieben, wéah-
rend das Baugesuch der Gloggner AG zur Rekultivierung zurzeit noch hangig ist.

Vor diesem Hintergrund l&sst sich der Weiterabbau in der bestehenden Grube nicht mehr auf die
«Abbaubewilligung» des Regierungsrats vom 6. Juni 1955 stiitzen. Abgesehen davon, dass bezlglich die-
ses Rechtstitels viele Fragen offen sind, handelt es sich dabei um eine Dauerverfiigung, die aufgrund der

geédnderten Verhéltnisse nachtréglich fehlerhaft geworden ist.®’”

Die regierungsréatliche «Abbaubewilligung»
musste deshalb im Hinblick auf die Fortfihrung des Materialabbaus in einem Baubewilligungsverfahren der
zwischenzeitlich gednderten Rechtslage — namentlich der 1997 ausgeschiedenen Abbauzone — angepasst
bzw. durch eine neue Baubewilligung abgeldst werden, wobei die AGZ grundséatzlich Anspruch auf deren
Erteilung hat. Dies zeigt letztlich auch das von der AGZ eingereichte Baugesuch fir das Abbau- und Rekul-
tivierungsprojekt 2001, das nicht nur das Erweiterungsgebiet, sondern auch den Abbau in der bestehenden
Grube umfasste.®® Entschédigungsrechtlich kann deshalb nicht vom Entzug einer bereits rechtmassig aus-
gelbten Eigentumsbefugnis gesprochen werden. Vielmehr stellt auch die Fortfihrung des Mergelabbaus in
der bestehenden Grube, die einer neuen Baubewilligung bedirfte, eine kiinftige Nutzungsméglichkeit dar.
Deren Entzug ist nur bei Vorliegen einer geniigenden Realisierungswahrscheinlichkeit entschadigungspflich-

tig (vgl. unten S. 30 ff.).

b. Verbot der Rekultivierung

In der Abbauzone ist geméss Bau- und Zonenordnung auch die Wiederauffillung des Abbaugebiets
zuldssig (Art. 21 Abs. 1 und 2 BZR). Dabei handelt es sich klar um eine kinftige Nutzungsmdglichkeit, da
mit der Rekultivierung des Gelandes bisher nicht begonnen wurde und das entsprechende Baugesuch der
Gloggner AG noch hangig ist.

Durch die Authebung der Abbauzone wird diese Nutzungsmadglichkeit — dies ist die eigentliche Stoss-
richtung der Initiative (vgl. oben S. 11, 16) — ebenfalls definitiv unterbunden. Ohne solche Zone ist eine Ge-
landeauffiillung in diesem Umfang kinftig nicht mehr zuldssig. Zwar ist grundsatzlich denkbar, dass Materi-
alablagerungen in der Landwirtschaftszone zum Zweck der Bodenverbesserung oder der Erleichterung der
Bodenbewirtschaftung als zonenkonform bewilligt werden kénnen.® Gleiches ist denkbar in einer Land-
schaftsschutzzone, wenn die Gelandeauffillung zur Verbesserung des Landschaftsbildes angezeigt ist.
Angesichts des grossen Auffiillvolumens von tiber 500'000 m® und der damit verbundenen Auswirkungen
auf Raum und Umwelt kann jedoch auch die Rekultivierung nicht ohne vorgangige Durchflihrung eines Nut-

65 Vgl. Entscheid Regierungsrats vom 3.11.1992.

vgl. Antrag Abbauzone S. 10.

7 Vgl. TSCHANNEN/ZIMMERLI, S. 267 ff.

8 Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 2.

8 vgl. Urteil BGer 1C_397/2007 und 1C_427/2007 vom 27.5.2008 (Wattwil); Inforaum Nr. 5/2008 S. 5 f.
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zungs- oder Sondernutzungsplanverfahrens zugelassen werden. Die Planungspflicht schliesst auch die
Erteilung einer Ausnahmebewilligung gemass Art. 24 RPG fiir die Terrainveranderung aus.”

Abgesehen davon kann man sich fragen, ob die Aufflllung und Rekultivierung Uberhaupt als Eigen-
tumsrecht zu qualifizieren ist, durch dessen Entzug das Gemeinwesen allenfalls entschadigungspflichtig
wird oder ob es sich dabei nicht um eine Auflage im Rahmen der Einzonung bzw. der Abbaubewilligung,
somit um eine Verpflichtung der AGZ handelt. Die Rekultivierung stellt geméass Bundesgericht das «notwen-
dige Pendant» zum bisherigen Materialabbau dar, um den Landschaftseingriff soweit wie méglich riickgan-
gig zu machen.”" Allerdings hat der Grundeigentiimer keinen Rechtsanspruch auf vollstandige Auffiillung
(bzw. auf eine Entschadigung), wenn ihm der Materialabbau nur unter Vorbehalt spéterer Schutzmassnah-
men erteilt worden ist und der Schutzzweck einer vollstandigen Rekultivierung entgegensteht.”? Der Um-
stand, dass die AGZ mit der Firma Gloggner AG ein Wirtschaftsunternehmen gefunden hat, das sich zur
Ubernahme der Rekultivierungsaufgabe bereit erklart hat wie auch die Ausfilhrungen des beigezogenen
Schéatzungsexperten’ belegen, dass die Auffiillung der Mergelgrube fiir die AGZ durchaus einen ékonomi-
schen Wert hat und fiir Deponiemdglichkeiten von unverschmutztem Aushub- und Abraummaterial ein
Markt besteht. Gleichzeitig haben die Behdrden, soweit ersichtlich, nie Schutzmassnahmen vorbehalten, die
zu einem Verbot der Auffiillung hétten fihren kénnen. Im Gegenteil wurde die Aufflllung bisher auch von
den Behoérden gewiinscht und die Gemeinde verlangte von der AGZ mehrmals ein Konzept zur Rekultivie-
rung.” Daraus folgt, dass die Rekultivierung als Eigentumsbefugnis anzusehen ist, deren Entzug vermé-
gensmassig ins Gewicht fallt und mit welchem die AGZ aufgrund der Sach- und Rechtslage nicht rechnen
musste.

4, Beurteilung der Schwere des Eigentumseingriffs

Ein besonders schwerer Eigentumseingriff liegt unter anderem vor, wenn der voraussehbare kiinftige
Gebrauch des Eigentumsrechts untersagt, verunmdglicht oder in besonders gewichtiger Weise einge-
schrankt wird.” Wann eine Planungsmassnahme eine enteignungsahnliche Wirkung entfaltet und damit
entschadigungsrechtlich gentigend schwer wiegt, beurteilt das Bundesgericht anhand der konkreten Situati-
on und einer umfassenden Wrdigung der Verhaltnisse. Zentral ist namentlich der Vergleich der dem Betrof-
fenen vor und nach der Eigentumsbeschréankung zustehenden Nutzungsméglichkeiten.”® «Dabei ist nicht
allein die prozentuale Wertverminderung massgebend, sondern es muss darauf abgestellt werden, ob auf
der Parzelle eine bestimmungsgemasse, wirtschaftlich gute Nutzung weiterhin méglich ist».”” Die Schwie-
rigkeit liegt im gerechten Abwégen aller im Einzelfall erheblichen Faktoren.”® Weiter hat das Bundesgericht

"0 vgl. z.B. Urteil BGer vom 8.12.1994 (Schwarzenberg), Pra 1995 Nr. 138 = ZBI 1996 S. 88 ff. = URP 1995
S. 516 ff.

" So das Bundesgericht im Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7.6.2 (Attiswil).
2 vgl. Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 560 E. 4b (Wrenlos).
8 vgl. Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 5.

™ Vgl. z.B. Antrag Abbauzone, S. 7; Entscheid Gemeinde vom 4.5.2005; Protokollauszug vom 20.10.2005;
Schreiben Gemeinde vom 24.10.2005.

> WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 N. 37.

e Vgl. WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 38; Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 126.

7 Urteil BGer. 1A.73/2005 vom 11.8.2005 E. 3.2.2 (Sion); vgl. auch BGE 114 Ib 112 E. 6b S. 121 (Trimmis).
8 WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 38.
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in Bezug auf die Uberbauungsméglichkeit festgehalten, dass die Berechtigung zum Bauen nur dort als we-
sentliche Eigentumsbefugnis gewertet werden darf, wo sie auf einer mit dem Bundesrecht Ubereinstimmen-
den Nutzungsplanung beruht.”® Ubertragen auf den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass die Nutzungs-
mdglichkeiten vor der Aufhebung der Abbauzone mit denjenigen nach dieser Aufhebung zu vergleichen
sind, wobei in diesen Vergleich nur solche Nutzungen einbezogen werden durfen, die nach Massgabe einer
bundesrechtskonformen Nutzungsordnung Uberhaupt zuléssig sind.

a. Nutzungsmdglichkeiten vor und nach der Umzonung

Artikel 21 des kommunalen Bau- und Zonenregelements umschreibt, welche Nutzungen heute, d.h.
vor Aufhebung der Abbauzone zuléssig sind, wéhrend die Zone den rdumlichen Geltungsbereich markiert.
Gestattet sind in diesem Gebiet somit der Abbau von Steinen, Kies, Sand, Lehm und anderen Materialien
sowie die Wiederauffiillung. Zur Wiederaufflllung besteht nach dem Wortlaut nicht nur ein Recht, sondern
eine Pflicht: Das Gebiet muss nach dem Abbau wieder aufgefillt werden, wobei nur unverschmutzte Aus-
hub- und Abraummaterial eingebaut werden darf. Die Deponie anderer Materialien ist, mit Ausnahme von
Ziegel- und Backsteinbruch aus dem eigenen Werk, verboten (Art. 21 Abs. 1 und 2 BZR). Zusétzlich sind in
der Abbauzone die fiir den Abbau und die Rekultivierung notwendigen Bauten und Anlagen zonenkonform
(Art. 21 Abs. 3 BZR). Auf die Bundesrechtskonformitat der Nutzungsplanung Horw wurde bereits eingegan-
gen (vgl. oben S. 19 f.). Die Grundeigentiimerin hat von diesen Nutzungsmdglichkeiten teilweise bereits
Gebrauch gemacht (Mergelabbau, Errichtung der dafiir notwendigen Infrastruktur). Andere Nutzungsmég-
lichkeiten (Fortfihrung und Erweiterung des Mergelabbaus, Rekultivierung) hat sie bis heute nicht ausge-
schopft: Flr diese zonenkonformen Aktivitdten hat die AGZ — unter Auflagen und Bedingungen — Anspruch
auf die Baubewilligung. In Auszonungsfallen nicht massgebend ist die Realisierungsabsicht (vgl. dazu unten
S. 39), so dass zur Beurteilung der Intensitat des Eigentumseingriffs alle der genannten, rechtlich zulassigen
Nutzungsmdglichkeiten in Betracht gezogen werden miissen.

Die Nutzungsmdglichkeiten nach einer allfélligen Aufhebung der Abbauzone héangen von der Art der
Nutzungszone ab, welcher die betreffenden Grundstiicke neu zugewiesen werden. Die Gemeindebehdrden
haben zum jetzigen Zeitpunkt dariiber nicht abschliessend bestimmt. Mit Blick auf die topografischen, geo-
logischen und &kologischen Verhéltnisse besteht fir die Neuzonierung allerdings kein grosser Spielraum.
Die Initianten selber nennen beispielhaft die Gefahrenzone, die Schutzzone oder das «iibrige Gemeindege-
biet» als mégliche neue Nutzungszonen.®® In der Tat diirfte die Zuweisung in eine kommunale Naturschutz-
zone (Art. 23 BZR), in eine die Landwirtschaftszone Uberlagernde Landschaftsschutzzone (Art. 24 BZR)
oder in das sog. «Ubrige Gebiet C» (kantonale Schutzzone gemass § 56 PBG-LU) den tatséchlichen Gege-
benheiten, insbesondere dem geologischen und biologischen Wert des Gebiets®', am besten entsprechen.
Ohne Auffillung und Rekultivierung der offenen Grube ist dagegen die gemass Abbau- und Rekultivie-
rungsgesuch 2001 im Endzustand vorgesehene extensive Wies- und Weidelandnutzung ausgeschlossen.
Die Zuweisung der Grundstiicke zur Landwirtschaftszone macht deshalb wenig Sinn, abgesehen davon an
der wirtschaftlichen Beurteilung nichts Wesentliches &ndern wirde. Der bewaldete Teil der Abbauzone
bleibt schliesslich auch nach Aufhebung der Abbauzone Wald im Rechtssinn.

" BGE 105 la 330 E. 3d S. 338 (Zizers).

8 vgl. Initiativtext auf dem Unterschriftenbogen.

8 vgl. UVB 2001, S. 15 ff.; Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 12 ff. und Fachbericht Fauna und
Floraim Anhang.
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Die Nutzungsmdglichkeiten nach Aufhebung der Abbauzone sind, bedingt durch die Lage der
Grundstlicke, gering. Der Wald kann forstwirtschaftlich genutzt werden, die Restflachen wiirden — als ékolo-
gische Ausgleichsflachen — brach liegen. Rein theoretisch waren gewisse, allenfalls auch wirtschaftlich inte-
ressante Freizeit- und Erholungsaktivitten in der offenen Grube denkbar, beispielsweise das Einrichten von
Kletterpfaden an der Steilwand. Praktisch diirften jedoch solche Nutzungen aufgrund der Naturgefahren
(Steinschlag- und Rutschgefahr), allenfalls auch aus landschaftsschiitzerischen oder naturkundlichen Uber-
legungen, ausgeschlossen sein.

Der Vergleich der Nutzungsméglichkeiten bei planerischer Umsetzung der Gemeindeinitiative ergibt
beziglich der Intensitat des Eigentumseingriffs ein klares Fazit. Nach Aufhebung der Abbauzone verbleibt
der Grundeigentimerin AGZ keine wirtschaftlich sinnvolle Nutzungsmdglichkeit mehr; ihre Grundstiicke
verlieren praktisch jeglichen wirtschaftlichen Wert. Das Recht zum Materialabbau und die Auffillung des
Abbaugebiets sind hier die wesentlichen Eigentumsrechte, die den ékonomischen Wert der Grundstiicke
ausmachen.® Die forstwirtschaftliche Nutzung von Teilen des Gelandes bleibt zwar méglich, sie ist aber
wirtschaftlich vernachlassigbar; eine lukrativere Neuzonierung wird zudem durch die heikle Lage des Ge-
biets praktisch verunmdglicht. Vor diesem Hintergrund werden der AGZ mit Aufhebung der Abbauzone die
wesentlichen Eigentumsbefugnisse entzogen, so dass ein besonders schwerer Eingriff ins Eigentum der
AGZ vorliegt. Ohne Abbauzone sind die Grundstticke fiir sie wertlos, was der Wirkung einer formellen Ent-
eignung nahe kommt. Die Intensitét dieses Eigentumseingriffs kann allerdings durch den bisherigen Nutzen
aus dem Mergelabbau so abgeschwacht werden, dass insgesamt nicht mehr von einem besonders schwe-
ren, entschadigungspflichtigen Eigentumseingriff gesprochen werden kann, was nachfolgend zu prifen ist.

b. Anrechnung des bisherigen Nutzens

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts kann die Beeintrachtigung einer Eigentumsposition
unter Umstanden durch Vorteile so aufgewogen werden, dass es an der fir eine materielle Enteignung er-

forderlichen Eingriffsintensitét fehit.?®

Das von der Beschrankung betroffene Eigentumsobjekt ist als Ganzes
zu betrachten und es diirfen nicht nur einzelne Teile davon in die Beurteilung einbezogen werden.®* Mass-
gebend flr die Entschadigungsfrage ist somit auch, in welchem Verhélinis die Vorteile, die dem Gemeinwe-
sen aus der Planungsmassnahme erwachsen zu denjenigen stehen, die der Grundeigentimer daraus
zieht.®* So wurde z.B. in einem anderen Fall die Entschédigungspflicht bei einer Abzonung verneint, die der
Erhaltung des Charakters eines Einfamilienhausquartiers und der Anpassung der rechtlichen Ordnung an
die vorherrschende Uberbauungsweise diente, weil diese Massnahme auch dem Grundeigentiimer zum
Vorteil gereichte.® Die Lehre hat, soweit sie sich iberhaupt dazu &ussert, aus der Rechtsprechung zur Vor-
teilsanrechnung den Schluss gezogen, dass zur Abgrenzung von entschadigungslosen und entschadi-
gungspflichtigen Eingriffen Uber langere Zeit Bilanz gezogen werden muss: fur die Entschadigungspflicht

komme es letztlich auf eine «Uberbelastung ohne erkennbar angemessene Gegenleistung und zu tiberwie-

8 S0 auch VGE-NE vom 16.2.2005, RIN 2007 E. 2d S. 244 fiir einen vergleichbaren Sachverhalt.

8 Vgl. Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 560 E. 4b (Wiirenlos); Riva, Hauptfragen, S. 266, 287 f.
8 Ruva, Hauptfragen, S. 268.

8 vVgl. BGE 113 1a 368 E. 3d S. 374 f.; Riva, Hauptfragen, S. 289.

8  BGE 97 1632 E. 6b S. 636 (Lausanne); Riva, Hauptfragen, S. 288.
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gend fremden Bedurfnissen [an], dies aber nicht in einer Momentbetrachtung, sondern in einer langfristigen
Bilanzierung».*’

Diese Sichtweise des «Vermdgensbilanz-Gleichgewichts»® hat die Rechtsprechung auch auf Falle
der Kiesausbeutung angewandt. So hielt das Bundesgericht einem Grundeigentimer, der von der Gemein-
de Entschédigung verlangte, weil sie ihm zum Schutz des Grundwassers die Rekultivierung und anschlies-
sende landwirtschaftliche Nutzung seiner Parzelle verboten hatte, entgegen, dass er mit der Nutzung der
Parzelle zur Kiesausbeutung im Vergleich zur landwirtschaftlichen Nutzung Gewinne erzielt und dartber
hinaus Nutzen aus den «Gebiihren» pro Kubikmeter Auffiillmaterial gezogen habe.*® Gegeniiber diesen
Vorteilen falle das Verbot der landwirtschaftlichen Nutzung kaum noch ins Gewicht. «[E]s wére daher gera-
dezu unbillig, den Beschwerdefiihrer auf Kosten des Staates fiir einen Minderwert zu entschadigen, wel-
chen er zufolge der ihm bewilligten Kiesausbeutung selber herbeigefihrt hat und der nur unter Ausklamme-
rung wesentlicher Umsténde als solcher erkennbar ist».*° Das Verwaltungsgericht des Kantons Luzern hat
in einem &hnlichen Fall — Verbot der Ablagerung von Aushub und Bauschutt bzw. der landwirtschaftlichen
Nutzung auf einem zuvor abgebauten Grundstiick — eine Art «Erfolgsrechnung» vorgenommen um zu ent-
scheiden, ob unter dem Titel der materiellen Enteignung ein besonders schwerer Eigentumseingriff vor-
liegt.’" Das Luzerner Verwaltungsgericht fiihrt unter Berufung auf den obgenannten Bundesgerichtsent-
scheid aus, dass der Grundeigentimer, der sein Grundstick teilweise ausbeuten kann, gegenlber einem
Grundeigentiimer dem dies aus Gewasserschutzgriinden entschadigungslos untersagt wird, Sondervorteile
geniesse, die er sich in einer langfristigen Vermdgensbilanz anrechnen lassen miisse.”

Diese Rechtsprechung gilt es auch im vorliegenden, mit den geschilderten Sachverhalten vergleich-
baren Fall zu beriicksichtigen. Die Gemeinde soll die AGZ nicht fiir den Entzug von Sondervorteilen ent-
schadigen missen, deren wirtschaftliche Verwertung ihm erst durch einen staatlichen Akt ermdéglicht worden
ist. Ist der Nutzen, den die AGZ aus dem bisherigen Mergelabbau ziehen konnte, annahrend gleich gross
oder grosser als der Nutzen, den sie in Zukunft noch héatte realisieren kdnnen, so liegt im Entzug dieser
kinftigen Nutzungsmdglichkeiten kein besonders schwerer Eigentumseingriff. Dem genannten Bundesge-
richtsentscheid «Wdrenlos» lasst sich allerdings nicht entnehmen, wie eine solche Gesamtbilanz genau
erstellt werden muss. Diesbezlglich aufschlussreicher ist der Entscheid des Luzerner Verwaltungsgerichts
aus dem Jahre 1993, wonach «der gesamte Ertrag, den die [Grundeigentiimer] aus der Grubenbewirtschaf-
tung erzielt haben, in die Gesamtbilanz einbezogen werden. Eine frankenmassige Bilanzierung ist hierbei
nicht erforderlich. Um die Eingriffsintensitat sachgerecht ermessen zu kénnen, reicht ein auf verninftigen
Uberlegungen beruhender Prozentvergleich aus. Dabei werden kleinere Ungenauigkeiten in Kauf genom-
men».* Weitere Gerichtsentscheide mit solchen Ertragsbilanzierungen konnten nicht gefunden werden, so
dass die Berechnung und Gegenlberstellung der im vorliegenden Fall bisher erzielten und in Zukunft noch
erzielbaren Ertrége letztlich mit grossen Unsicherheiten behaftet ist und sich nicht auf eine gefestigte Recht-

& Vgl. Riva, Hauptfragen, S. 289 mit Hinweisen.

8 Gval, S. 102.

8 vgl. Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 560 E. 4b (Wiirenlos).

% Urteil BGer vom 20.6.1990, ZBI 1991 S. 560 E. 4b (Wiirenlos).

" vgl. VGE-LU vom 21.6.1993, LGVE 1993 Il Nr. 10 S. 121 ff., insbes. E. 3aund 3b S. 126 f.
% VGE-LU vom 21.6.1993, LGVE 1993 II Nr. 10 E. 3a S. 126.

% VGE-LU vom 21.6.1993, LGVE 1993 IINr. 10 E. 32 S. 126
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sprechung stiitzen kann. Der Grundsatz, dass im Rahmen der Beurteilung der Eingriffsschwere auch der
bisherige Nutzen zu berlcksichtigen ist, geht aus dem zitierten Bundesgerichtsentscheid jedoch klar hervor,
so dass dieser auf den vorliegenden Fall zu Gbertragen und umzusetzen ist.

Der Gedanke der Vorteilsanrechnung knlpft, wie gesehen, an eine staatliche «Gegenleistung» wie
eine Bewilligung, Konzession oder Zonenausscheidung an. Die AGZ baute tber 100 Jahre lang Mergel ab,
wobei der Abbau wohl lange Zeit ohne behdrdliche Bewilligungen oder besondere Zonen zulassig war. Die
Abbauzone wurde erst im Jahr 1997 ausgeschieden, zu einem Zeitpunkt also, als grosse Mengen des Mer-
gels bereits abgebaut worden waren. Es fragt sich deshalb, an welche staatliche Gegenleistung im vorlie-
genden Fall anzukniipfen, d.h. ab wann der AGZ der Ertrag aus dem Mergelabbau als «Sondervorteil» an-
zurechnen ist. Naheliegend ist, auf den Zeitpunkt abzustellen, in welchem sich eine Behdrde aktenkundig
zum ersten Mal mit dem Abbaubetrieb befasste und in Form einer Bewilligung dazu ausserte. Dies ist hier
mit dem Regierungsratsbeschluss vom 6. Juni 1955 der Fall, den die AGZ und auch die Behérden lange
Zeit als «Abbaubewilligung» und Grundlage fiir den gesamten bisherigen Mergelabbau betrachtet haben.
Daran anknipfend ist der Ertrag zu berechnen, den die AGZ aus dem Mergelabbau von 1955 bis zur Stillle-
gung der Grube Grisigen im Jahr 2002 erzielt hat. Mit der Berechnung wurde der beigezogene Schatzungs-
experte betraut. Aufgrund der genannten Rechtsunsicherheiten und der Tatsache, dass die Einsichtnahme
in die effektiven Zahlen der AGZ nicht méglich war, musste er sich mit einer groben Schatzung begniigen.®
Gemass seiner Expertise ist davon auszugehen, dass die AGZ, vorsichtig geschétzt, einen jahrlichen Aus-
stoss von 20'000 m® Mauersteinen N1 aufwies. Gestiitzt darauf errechnete der Experte anhand der von ihm
geschétzten Durchschnittsnettoerldse fir solche Mauersteine einen kumulierten Umsatz von CHF 95 Millio-
nen fir die Zeitdauer von 1955 bis 2002. Bei einem geschatzten durchschnittlichen Free Cash Flow von 5
Prozent ergibt sich nach seinen Berechnungen fir diesen Zeitraum ein kumulierter Nettoertrag von rund
CHF 2.1 Millionen. Unter Beriicksichtigung der Teuerung — ausgehend von der Annahme, dass die jahrli-
chen Nettoertrage jeweils in Bundesanleihen mit einem durchschnittlichen Zinssatz von 3.5% angelegt wor-
den waren — muss der kumulierte Nettoerfolg im heutigen Zeitpunkt auf CHF 9.0 Millionen veranschlagt
werden.*

Diesem in der Vergangenheit angefallenen Nutzen ist der Ertrag aus den noch nicht realisierten, kiinf-
tigen Nutzungsmdglichkeiten gegeniiberzustellen, dessen Erzielung durch die Planungsmassnahme unter-
bunden wird. Die maximalen Nutzungsmdglichkeiten innerhalb der vorliegenden Abbauzone liegen in der
Fortfihrung und Ausdehnung des Mergelabbaus sowie im Auffillen und Rekultivieren des gesamten Ab-
baugebiets. Eine Nutzung in ungefahr diesem Umfang sah das Im Jahr 2001 eingereichte Abbau- und Re-
kultivierungsprojekt der AGZ vor. Eine Entschadigungspflicht dafiir ist allerdings nur zu bejahen, wenn mit
der Auslbung dieser Eigentumsbefugnisse aus rechtlichen und tatséchlichen Griinden mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zu rechnen ist. Im vorliegenden Fall bestehen zwar gewisse Zweifel an der tatséchlichen Rea-
lisierungswahrscheinlichkeit, bei Zugrundelegen einer vorsichtigen Beurteilung der Entschadigungsfolgen ist
jedoch davon auszugehen, dass die AGZ aus heutiger Sicht ohne Aufhebung der Abbauzone die genann-
ten, maximalen Nutzungsmdglichkeiten ausschépft. Wertmassig entsprechen diese gemass Schatzung des
Experten einem Nettoertrag von CHF 4.5 Millionen.*® Geht man entgegen der hier vertretenen Auffassung

% Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4 am Anfang.
% Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4 f.
% vgl. unten S. 44 («<Maximal»-Variante); Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4.

27



VLP-ASPAN, Rechtsqutachten Mergelgrube Grisigen Schwere des Eigentumseingriffs

davon aus, mit der Wiederaufnahme und Ausdehnung des Mergelabbaus sei angesichts des Verhaltens der
AGZ nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit zu rechnen, so ist einzig der erzielbare Nettoertrag aus der Auffiil-
lung der heute bestehenden Grube mit unverschmutztem Aushub- und Abbraumaterial in Betracht zu zie-
hen, wie dies das hangige Rekultivierungs- und Strassenprojekt der Gloggner AG vorsieht, in Betracht zu
ziehen. Der daraus resultierende geschétzte Nettoertrag betrégt CHF 1.1 Millionen.*”

In einer Gesamtbilanz mussen schliesslich der in der Vergangenheit angefallene und der kiinftig er-
zielbare Nettoertrag einander gegenlbergestellt werden, um die Schwere des Eigentumseingriffs zu beurtei-
len. Der geschétzte Gesamtertrag, der aus dem ungehinderten Mergelabbau von 1955 bis zur vollstandigen
Rekultivierung des Abbaugebiets hétte erzielt werden kénnen, betrégt CHF 13.5 Millionen.*® Die vorzeitige
Aufhebung der Abbauzone vermdglicht die Realisierung eines Nettoertrages von CHF 4.5 Millionen, was
einen Ertragsausfall von rund einem Drittel ergibt. Vertritt man die Auffassung, es sei nur noch der kiinftige
Ertrag aus der Rekultivierung der offenen Grube zu beriicksichtigen, so betragt der Ertragsausfall lediglich 8
Prozent.

Das Bundesgericht hat es in seiner Rechtsprechung zur materiellen Enteignung aus Teilbauverboten,
Ab- und Umzonungen innerhalb der Bauzone und &ahnlichen Eigentumseingriffen abgelehnt, feste Grenzen
zu nennen, jenseits welcher die Wertverminderung des betroffenen Objektes ohne weiteres entschadi-
gungspflichtig wére. Vielmehr sei nebst der prozentualen Wertverminderung auch in Betracht zu ziehen, ob
auf der betroffenen Parzelle eine bestimmungsgemasse, wirtschaftlich gute Nutzung weiterhin mdglich
bleibt.”® Aus diesem Grund kommt der Rendite, die bei einer bestmdglichen Grundstiicksnutzung hétte er-
zielt werden kénnen, keine entscheidende Bedeutung zu.'® Abgesehen davon geht aus der Rechtspre-
chung hervor, dass im Falle einer Werteinbusse bis zu einem Finftel nie, eine solche bis zu einem Drittel
kaum je auf eine materielle Enteignung geschlossen worden ist.'®" Im vorliegenden Fall liegt die Ertrags-
werteinbusse — unter Zugrundlegung der nach Auffassung des Gutachters rechtlich massgebenden kinfti-
gen Nutzungsmdglichkeiten im Wert von CHF 4.5 Millionen — mit einem Dirittel rein rechnerisch gerade an
der Grenze zwischen einem enteignungsgleich wirkenden und einem entschadigungslos zu duldenden
Eigentumseingriff, die sich allerdings nur andeutungsweise aus der bundesgerichtlichen Rechtsprechung
ableiten lasst. Bei einer Werteinbusse in dieser Gréssenordnung liegt damit weder eindeutig eine leichte,
entschadigungslos zu duldende, noch eindeutig eine schwere, zu entschadigende Eigentumsbeschrankung
vor. Dagegen ist eine Werteinbusse von 8 Prozent — unter der hier abgelehnten Annahme, dass nur noch
die Rekultivierung realisierbar ist — klar als leichter Eigentumseingriff zu qualifizieren, der keine Entschadi-
gungspflicht aus materieller Enteignung nach sich ziehen wirde.

Allerdings ist beim Abstellen auf die rein zahlenméassige Werteinbusse aus zwei Grinden Vorsicht
angebracht. Zum einen sind nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung in die Wirdigung der Eingriffsschwe-
re nebst der prozentualen Wertverminderung stets auch die weiteren Umstande des Einzelfalls einzubezie-
hen. Im vorliegenden Fall wird die Intensitat des Eingriffs dadurch erhdht, dass die Grundsticke der AGZ

¥ vgl. unten S. 44 («Minimal»-Variante); Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 5.

% Addition der in der Vergangenheit erzielten Ertrdge von CHF 9.0 Millionen teuerungsbereinigt und der in
Zukunft erzielbaren Ertrdge von CHF 4.5 Millionen.

% BGE 111 Ib 257 E. 4a 264 (Basel), 112 Ib 263 E. 4 S. 267 (St. Gallen), Urteil BGer vom 23.5.1995 (Manne-
dorf), ZBI 1997 S. 183 E. 5d; Riva, Hauptfragen, S. 274.

%0 BGE 112 Ib 263 E. 4 S. 267 (St. Gallen); Riva, RPG-Kommentar, Art. 5 Rz. 167.
%" Riva, RPG-Kommentar, Art. 5 Rz. 167 mit Hinweisen auf die Judikatur.
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nach der Umzonung in eine andere Nutzungszone nicht mehr lukrativ genutzt werden kénnten und das das
Gebiet — dkonomisch wertlos — als Geo- und Biotop brach liegen wiirde. Zum anderen diirfen die reinen
Zahlen nicht Uber die grossen Unsicherheiten hinwegtéduschen, die mit der angestellten Berechnung ver-
bunden sind. Die genannten Nettoertrdge beruhen teilweise auf groben Schatzungen, namentlich was den
vergangenen Nutzen aus dem Materialabbau von 1955 bis 2002 anbelangt. Ausserdem ist mangels einer
gentigenden Anzahl Gerichtsentscheide unsicher, ob die Gesamtbilanzierung in dieser Weise einer gericht-
lichen Uberpriifung durch das Bundesgericht standhalten wiirde. So bleibt beispielsweise unklar, ob tatséch-
lich auf das Jahr 1955 als Referenzjahr abgestellt werden kann und ob die Teuerung zu berticksichtigen ist.
Wirde man auf den nominalen kumulierten Ertrag von 1955 bis 2002, d.h. ohne Einbezug der Teuerung,
abstellen ergédbe dies einen Betrag von lediglich CHF 2.1 statt 9.0 Millionen, was die Eingriffsschwere in
ganz anderem Licht erscheinen liesse und bei beiden Varianten zu einer nach bundesgerichtlicher Recht-
sprechung auch zahlenmassig enteignungsahnlich wirkenden Werteinbusse fihren wirde.

Abschliessend lasst sich festhalten, dass im Fall einer Werteinbusse von einem Drittel in Verbindung
mit der Tatsache, dass praktisch keine Restnutzung der Grundstlicke mdglich ist, ein schwerer, entschadi-
gungspflichtiger Eigentumseingriff vorliegt. Vertritt man im Gegensatz dazu die Auffassung, dass die Aufhe-
bung der Abbauzone nur die Auffillung der offenen Grube verhindert, ware wohl von einem entschadi-
gungslos zu duldenden, leichten Eingriff auszugehen, da die fehlende Restnutzung nichts Wesentliches an
der geringen Werteinbusse von nur 8 Prozent &ndern wiirde.

c. Fazit

Durch die Aufhebung der Abbauzone wird der AGZ die Méglichkeit entzogen, auf ihren Parzellen wei-
terhin Material abzubauen und das Gelande wieder aufzuflllen; beides macht den eigentlichen 6konomi-
schen Wert ihrer Grundstlicke aus. Die heute geltende Rechtslage erméglicht ihr, diesen Wert zu realisie-
ren. Nach der von der Gemeindeinitiative geforderten Aufhebung der Abbauzone wirden die betroffenen
Parzellen praktisch wertlos, da nur eine Umzonung in wenig lukrative Nutzungszonen mdglich ist. Von einer
wirtschaftlich guten Nutzung kann somit keine Rede mehr sein; das Gelande ist lediglich noch von geologi-
schem und 6kologisch-biologischem Wert. Damit liegt insgesamt ein klarer Fall eines schweren Eingriffs ins
Eigentum der AGZ vor, der einer Enteignung gleichkommt. An dieser Beurteilung &ndert auch die Anrech-
nung des von 1955 bis 2002 aus dem Mergelabbau erzielten Ertrags nichts. In der Gesamtbilanz macht der
aus Materialabbau und Auffillung erzielbare Ertrag, dessen Realisierung durch die Aufhebung der Abbau-
zone definitiv verunmdglicht wirde, im Vergleich zum bisherigen Nutzen zwar nur rund einen Drittel aus.
Dieser Umstand beruht jedoch zum einen vor allem auf der Beriicksichtigung der Teuerung und ist mit er-
heblichen Rechts- und Berechnungsunsicherheiten behaftet, zum anderen stellt die prozentuale Wertver-
minderung lediglich einen Aspekt der Beurteilung der Eingriffsintensitat dar, bei der abgesehen davon vor
allem auch die fehlende wirtschaftliche Restnutzung der Grundstlicke ins Gewicht féllt.

Weicht man von der hier dargestellten Auffassung ab und hélt im Gegensatz dazu die Weiterfiihrung
des Mergelabbaus im heutigen Zeitpunkt fiir unwahrscheinlich, so ist als kiinftig erzielbarer Ertrag nur noch
derjenige aus der Rekultivierung der Grube von geschétzten CHF 1.1 Millionen in die «Vermdégensbilanz»
einzustellen. Diesfalls betrégt die Wertverminderung lediglich 8 Prozent, so dass ein entschadigungspflichti-
ger Eigentumseingriff wohl zu verneinen ware.
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C. Realisierungswahrscheinlichkeit von Materialabbau und Rekultivierung

Selbst wenn, wie im vorliegenden Fall, ein besonders schwerer Eigentumseingriff vorliegt, zieht dies
nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung nicht automatisch die Entschadigungspflicht nach sich. Der Ent-
zug kunftiger Nutzungsmaglichkeiten, wie hier die Fortfihrung und Erweiterung des Mergelabbaus und die
Rekultivierung des Gelandes, ist entschadigungsrechtlich nur dann beachtlich, wenn anzunehmen war,
diese lassen sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft verwirklichen (sog. Realisierungswahr-
scheinlichkeit).'®® Entfernte, unbestimmte Verwendungsméglichkeiten und bloss theoretische Gewinnchan-
cen bleiben entschadigungsrechtlich unberiicksichtigt. Eine genligende Wahrscheinlichkeit besteht nur
dann, wenn der Eigentimer die entzogene Nutzung ohne die Eigentumsbeschrankung aus eigener Kraft in
naher Zukunft hatte verwirklichen kénnen.'® Der Realisierung diirfen mit anderen Worten keine rechtlichen
oder tatséchlichen Hindernisse entgegengestanden haben. In Auszonungsféllen darf die Realisierungs-
wahrscheinlichkeit allerdings nicht tGberspannt werden, da die entsprechende Nutzungsmdglichkeit auf einer
RPG-konformen Nutzungsplanung beruht und der Grundeigentimer die Erwartung haben darf, seine
Grundstiicke entsprechend den Zonenvorschriften nutzen zu kdnnen.'™ Die Realisierungschancen sind
aufgrund der tatsachlichen und rechtlichen Gegebenheiten ist am massgebenden Stichtag zu beurteilen
(vgl. oben S. 18).

1. Planungshorizont

Zunachst gilt es die Realisierungswahrscheinlichkeit in zeitlicher Hinsicht abzugrenzen, d.h. zu
bestimmen, fir welchen Zeitraum die AGZ annehmen durfte, den Mergelabbau fortfiihren und ausdehnen
sowie das Gelande rekultivieren zu kénnen.

Bei Bauzonen wird dem entschadigungsrechtlichen Kriterium «in naher Zukunft» gemass bundesge-
richtlicher Rechtsprechung ein Planungshorizont von fiinfzehn Jahren zugrunde gelegt (vgl. Art. 15 lit. b
RPG).'® Die Rechtsnatur der vorliegenden Abbauzone ist nicht restlos klar, wobei von einer Nichtbauzone
auszugehen sein dirfte (vgl. oben S. 18 f.). Laut Bundesgericht haben die Planungsbehdrden fir Material-
abbauzonen den Planungshorizont im Rahmen der Nutzungsplanung sachgerecht festzulegen. Dabei spre-
chen die Interessen des Abbauunternehmens an einer gewissen Investitionssicherheit und das Interesse
der Offentlichkeit, dass die Eingriffe in die Landschaft minimiert und weitestgehend rilckgéngig gemacht
werden, fir einen langfristigen Planungshorizont. Die genaue Dauer muss gemass Bundesgericht unter
Berlcksichtigung des Bedarfs und der Reserven, der landschaftlich sinnvollen Einteilung von Abbau und
Rekultivierung, der erforderlichen Investitionen und anderer massgebender Faktoren festgelegt werden.'®
Das Bundesgericht erachtete z.B. in einem anderen Fall einen Planungshorizont von rund 50 Jahren als
angemessen, namentlich weil flir die bessere Erschliessung des Abbaugebiets ein besonderer Aufwand zu

192 vgl. z.B. BGE 125 Il 431 E. 3a S. 433 (Niederlenz); Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 132, 125; WALD-
MANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 40.

1% Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 132 f.

194 Rva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 163 Fussnote 210.
195 ygl. z.B. BGE 131 11 728 E. 2.6 S. 734 (Wetzikon).

1% Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 3.3 (K&niz).
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leisten war.'”” Die Gemeinde Horw hat die Abbau- und Rekultivierungsdauer anlasslich der Einzonung auf
Geheiss des Kantons von urspriinglich 46 auf 30 Jahre gekurzt."”® Mit Blick auf die bundesgerichtliche
Rechtsprechung scheint dieser Planungshorizont zulassig zu sein, ohne dass die zugrunde liegende Beur-
teilung im Einzelnen Gberprift werden kann. Somit ist entschadigungsrechtlich davon auszugehen, dass die
AGZ - selbstverstindlich unter dem stets geltenden Vorbehalt von Art. 21 Abs. 2 RPG'® — damit rechnen
durfte, die zonenkonformen Nutzungsmdglichkeiten innerhalb eines Zeitraums von 30 Jahren ab 1997 reali-
sieren zu kdnnen.

2. Rechtliche Realisierungswahrscheinlichkeit

Die rechtliche Realisierungswahrscheinlichkeit in Bezug auf die Fortfiihrung des Materialabbaus und
der Rekultivierung liegt vor, wenn die AGZ diese Nutzungsmdglichkeiten innerhalb des genannten Pla-
nungshorizonts aus eigener Kraft hatte verwirklichen kénnen. Sie ist dagegen zu verneinen, falls die AGZ
dazu auf Leistungen Dritter, namentlich des Gemeinwesens, angewiesen gewesen ware, auf die sie keinen

t."'% Aus rechtlichen Griinden fehlt die Realisierungswahrscheinlichkeit deshalb, wenn vorgan-

Anspruch ha
gig eine Rechtsanderung (Erlass oder Anderung eines Zonenplans, eines Erschliessungs- oder Gestal-
tungsplans), die Erteilung einer Ausnahmebewilligung oder einer Rodungsbewilligung, eine Baulandumle-
gung oder weitgehende Erschliessungsarbeiten notwendig gewesen wéaren und kein Anspruch darauf be-

steht.""

a. Plangrundlagen und Ausnahmebewilligungen

Flr den Mergelabbau und die Rekultivierung wurde die erforderliche Plangrundlage mit Erlass des
Teilzonenplans Mergelgrube Grisigen im Jahr 1997 geschaffen. 2002 hat der Regierungsrat des Kantons
Luzern diesen Plan genehmigt. Damit ist fir die Wiederaufnahme des Abbaubetriebs oder zur Auffillung der
offenen Grube weder Planungsmassnahmen noch Rechtsdnderungen, sondern lediglich noch — je nach
Konzept fur die einzelnen Etappen — eine Baubewilligung (inkl. Umweltvertraglichkeitsprifung) erforder-
lich."™ Die Baubewilligungspflicht stellt kein rechtliches Hindernis dar, da die AGZ oder die Gloggner AG
grundsétzlich Anspruch auf Erteilung der Baubewilligung haben.""?

Der Abbau und die Rekultivierung der Mergelgrube Grisigen stellt, wie jeder Materialabbau in diesem
Umfang, ein komplexes Vorhaben mit weitreichenden Auswirkungen auf Raum und Umwelt dar. Diese
Komplexitat spiegelt sich in der Vielzahl der im Baubewilligungsverfahren zu beachtenden Vorschriften und
der Pflicht, eine Umweltvertraglichkeitspriifung durchzufiihren. Ublicherweise miissen dabei spezialgesetzli-
che Bewilligungen und Ausnahmebewilligungen verschiedener Fachstellen eingeholt und miteinander koor-

197 Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 3.3 bis E. 3.7 (Kéniz); vgl. auch Urteil BGer 1A.115/2003 E. 3
(Attiswil).

Vgl. Antrag Abbauzone, S. 1.

199 vgl. Urteil BGer 1A.115/2003 vom 23.2.2004 E. 3.6 (K&niz).

110 Vgl. BGE 108 Ib 352 (Wohlen), E. 3 in BVR 1983 S. 213; BGE 113 Ib 133 E. 4 S. 135 (Seuzach); 122 1l 455
E. 4c S: 458 (Stafa); Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 133.

" Riva, Art. 5 Rz. 133; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 43.
"2 vgl. Art. 21 Abs. 5 BZR; Antrag Abbauzone, S. 2.
"8 vgl. TSCHANNEN/ZIMMERLI, S. 370 ff., insbes. S. 373.
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diniert werden. Dies trifft sowohl fiir das von der AGZ eingereichte und spéter zuriickgezogene Abbau- und
Rekultivierungsgesuch 2001 als auch fir das von der Gloggner AG eingereichte und hangige Rekultivie-
rungs- und Strassenprojekt 2006 zu. Beide Projekte bedingen Ausnahmebewilligungen nach Art. 24 RPG
und Rodungsbewilligungen nach Art. 5 Abs. 2 WaG.""* Dieses Erfordernis spricht in der Regel gegen die
Realisierungswahrscheinlichkeit der kinftigen Nutzungsmdglichkeiten, weil auf die Erteilung von Ausnhah-
mebewilligungen grundsétzlich kein Rechtsanspruch besteht und sie haufig von Ermessensentscheide oder
dem giinstigen Ausgang einer Interessenabwégung abhéngen.''®

Diese rechtlichen Hindernisse sind allerdings in allgemeiner Hinsicht wie auch fiir den vorliegenden
Fall zu relativieren. Zum einen ist der Gesetzgeber im Bereich der Ausnahmebewilligungen geméss Art. 24
ff. RPG vom Konzept der klassischen Ausnahmebewilligung abgewichen und hat letztlich einen Rechtsan-
spruch auf diese Ausnahmen eingefihrt. Dies gilt auch fiir die im vorliegenden Kontext einschlagige Grund-
norm Art. 24 RPG, wo das Gesetz zwar von «Kénnen» spricht, gemass Praxis aber ebenfalls ein Anspruch
auf Erteilung besteht, sobald die gesetzlichen Voraussetzungen erfilllt sind.""® Zum anderen ist nicht anzu-
nehmen, dass das Bundesgericht allein gestiitzt auf die blosse Notwendigkeit einer Ausnahmebewilligung
die Realisierungswahrscheinlichkeit verneinen wirde. Vielmehr wirdigt das Bundesgericht bei seinen Ent-
scheiden zur materiellen Enteignung stets die konkreten Umsténde des Einzelfalls."'” Mit Blick auf den vor-
liegenden Sachverhalt ist deshalb zu beriicksichtigen, dass die zustandigen Behdrden sowohl fir das Ab-
bau- und Rekultivierungsprojekt 2001 als auch fiir das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 keine
Hindernisse fir die Erteilung der Rodungs- und der raumplanerischen Ausnahmebewilligung feststellen
konnten und die Ausnahmebewilligung nach Art. 24 RPG flr die neue Strassenerschliessung ausserhalb
der Bauzone (Ausweichbuchten auf der Grisigenstrasse) in Aussicht gestellt haben. Gleiches gilt fir die
notwendigen Rodungen und fiir die Unterschreitung der gesetzlichen Bach- und Waldabstande."'®

Entschadigungsrechtlich ist deshalb davon auszugehen, dass die notwendigen Ausnahmebewilligun-
gen flr den Materialabbau bzw. die Rekultivierung — selbstverstandlich unter den Ublichen, fiir solche Vor-
haben oftmals weitreichenden Auflagen und Bedingungen — bei gleichbleibender Sachlage erteilt worden
waren, dieses Erfordernis die Realisierungswahrscheinlichkeit hier somit nicht ausschliesst.

b. Genligende Erschliessung

Voraussetzung fiir die Erteilung der Baubewilligung bildet von Bundesrechts wegen die genligende
Erschliessung der Parzelle (Art. 22 Abs. 2 RPG). Wer Trager der Erschliessungspflicht ist, richtet sich nach
der Rechtsnatur der Nutzungszone: Wird die Abbauzone — wie oben ausgefiihrt (vgl. S. 18 f.) — als Nicht-
bauzone oder Spezialzone ausserhalb der Bauzone qualifiziert, so ist der Grundeigentimer bzw. Bauherr
erschliessungspflichtig. Gerade bei Strassenerschliessung muss jedoch das Gemeinwesen in der Regel

"% vgl. Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 6; Kantonale Stellungnahme 2007, S. 1, 9, 10; Abbau-

und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 11 und 17; Antrag Abbauzone, S. 7.

Vgl. TSCHANNEN/ZIMMERLI, S. 375 ff., insbes. S. 379; vgl. zur Rodungsbewilligung: RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, S.
146, JAISSLE, S. 124 f.

"6 BGE 117 Ib 386 (Wislikofen); WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Vorbemerkungen Art. 24 ff. Rz. 18.
Auch die Rechtsnatur der Rodungsbewilligung als Ausnahmebewilligung war, zumindest unter dem alten
Forstpolizeirecht, umstritten und sie wurde teilweise als Polizeibewilligung qualifiziert vgl. JAISSLE, S. 124 f.

"7 vgl.z.B. 113 Ib E. 4c S. 136 (Seuzach).

"8 vgl. die positiven Stellungnahmen zum Vorprojekt anlasslich der Einzonung: Antrag Abbauzone, S. 7 sowie
zum Rekaultivierungs- und Strassenprojekt 2006: Kantonale Stellungnahme 2007, S. 1, 9 und 10.
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mitwirken.""® Die Frage der Erschliessung ist auch entschadigungsrechtlich von Bedeutung, da der Grund-
eigentimer von den Nutzungsmdglichkeiten seines Grundstlicks nur Gebrauch machen kann, wenn seine
Parzelle zu diesem Zweck genligend erschlossen ist oder er innert nitzlicher Frist aus eigener Kraft eine
geniigende Erschliessung herbeiflihren kann. Ist demgegeniber sein Grundstiick unerschlossen, die Er-
schliessung nur mit grossem Aufwand mdglich und fehlt eine rechtlich gesicherte, ausflihrungsreife Er-
schliessungsplanung, so stehen der entsprechenden Nutzungsmaglichkeit erhebliche rechtliche Hindernisse

entgegen, welche die Entschadigungspflicht entfallen lassen.'?°

Im Zusammenhang mit dem Materialabbau und der Rekultivierung ist die Strassenerschliessung von
grosser Bedeutung. Die Mergelgrube Grisigen wird Uber die bestehende Grisigenstrasse erschlossen. Bis
Anfang der 1990er-Jahre erfolgte der Abtransport des abgebauten Mergels zwar noch mittels einer Seilbahn
direkt ins Ziegeleiwerk der AGZ in Horw. Nach einem Unfall musste die Seilbahn jedoch stillgelegt werden
und der Mergeltransport durch Lastwagen erfolgen (vgl. oben S. 5). Anlasslich der Ausscheidung der Ab-
bauzone liess die AGZ im Rahmen des Vorprojekts verschiedene Transportvarianten unter den Gesichts-
punkten der Wirtschaftlichkeit und der Umweltvertraglichkeit evaluieren. Das entsprechende Gutachten kam
zum Schluss, dass der Materialtransport per Lastwagen — mit flankierenden Massnahmen zur Reduktion der
Verkehrsbelastung und zur Verbesserung der Wohnqualitdt sowie Verkehrssicherheit — zu bevorzugen
sei.’”' Die beiden in der Folge ausgearbeiteten und durch die AGZ bzw. die Gloggner AG eingereichten
Projekte basieren denn auch beide auf Lastwagen als Transportmittel und sehen folgende Erschliessungs-
regelung vor:

=  Gemass dem (zurlickgezogenen) Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001 der AGZ sollten die Transpor-
te Uber die Grisigenstrasse abgewickelt werden. Zur Verkehrsberuhigung wurde mit der Gemeinde ver-
einbart, eine Tempo-30-Zone einzurichten, unter Kostenbeteiligung der AGZ. Zudem sollten auf dem
Strassenabschnitt Rainlihéhe bis Grubeneinfahrt Ausweichbuchten und am tiefsten Punkt der Abbauzo-
ne eine neue Grubeneinfahrt erstellt werden. Fiir die erste Etappe ware sodann zur Erschliessung des
oberen Grubengebiets die Verbreiterung der Alte Schwendelbergstrasse notwendig gewesen. Weitere
bauliche Massnahmen waren im &ffentlichen Strassenbereich nicht vorgesehen; der Verkehr sollte an-
sonsten vollsténdig grubenintern gefiihrt werden. '

» Auch das heute hangige Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 der Gloggner AG basiert im Wesent-
lichen auf der Erschliessung Uber die bestehende Grisigenstrasse. Allerdings musste die urspringlich
vorgesehene Erschliessung nach Einreichen des Baugesuchs geéndert werden, weil die dazu notwen-
digen Wegrechte fiir den oberen Teil der Grisigenstrasse nicht erteilt worden sind."® Ahnlich wie das &l-
tere Projekt sieht das geanderte Strassenvorhaben nun die Abzweigung von der Grisigenstrassen weiter
unten vor. Ab diesem Punkt soll die Erschliessung neu ausschliesslich arealintern, auf einer rund 180
Meter langen, privaten Werkstrasse in die Grube fiihren. Diese neu zu erstellende Baupiste liegt voll-
standig auf der Parzelle der AGZ im Perimeter der Abbauzone.'®* Als bauliche Massnahmen sind aus-

"9 vgl. Riva, Hauptfragen, S. 167.

RivA, Hauptfragen, S. 167 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 43.

21 Antrag Abbauzone, S. 4, 7; UVB 1996 S. 14 ff.

122 Vgl. Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 17 f; Vereinbarung 2001 und Vereinbarung 2005.
128 Vgl. Erganzungsbericht 2007, S. 1.

24 vgl. Erganzungsbericht 2007, S. 1 ff.
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serdem die Verstarkung der Grisigenstrasse oberhalb des Siedlungsgebiets sowie die Erstellung ver-
schiedene Ausweichstellen geplant.'® Die kantonalen Fachstellen und die Gemeinde haben im Rahmen
der Vorprifung im Méarz 2007 grundsétzlich positiv zum Baugesuch Stellung genommen. Die kantonalen
Behdrden haben der strassenrechtlichen Situation vorbehaltlos zugestimmit, die fir die Ausweichbuchten
erforderlichen Ausnahmebewilligungen nach Art. 24 RPG und die Bewilligung zur Unterschreitung der
gesetzlichen Bach- und Waldabsténde in Aussicht gestellt.'*

Die beschriebenen, fir den Weiterabbau und die Rekultivierung notwendigen (geringfigigen) Arbei-
ten an der bereits bestehenden Strasse und die private Baupiste kdnnen durch die AGZ bzw. die Gloggner
AG ohne grésseren Aufwand aus eigener Kraft erstellt werden. Infolge Anderung des Strassenprojekts ist
die Bauherrschaft zudem nicht mehr auf die Einrdumung eines privatrechtlichen Wegrechts fir den oberen
Teil der Grisigenstrasse angewiesen; die arealinterne Erschliessungsstrasse kommt vollstandig in der Ab-
bauzone und auf dem Grundstlick der AGZ zu liegen. Die Verstarkung des Strassenkérpers und die ande-
ren baulichen Massnahmen an der Grisigenstrasse stiitzen sich sodann auf entsprechende Vereinbarungen
mit der Gemeinde Horw als Strasseneigentiimerin und wurden mit ihr zusammen projektiert."”’ Als 6ffentli-
che Strasse im Eigentum der Gemeinde ist die Benutzung der Grisigenstrasse durch die AGZ oder die
Gloggner AG zudem rechtlich ohne weiteres gewahrleistet. Die Erschliessung erfordert sodann die Erstel-
lung von Ausweichstellen. Zwei der geplanten Ausweichbuchten liegen dabei ebenfalls auf Parzellen im
Eigentum der AGZ., Das Land fir die restlichen Ausweichstellen im unteren Teil der Grisigenstrasse befin-
det sich dagegen im Dritteigentum, wobei dessen Beanspruchung zum heutigen Zeitpunkt rechtlich offenbar
noch nicht gesichert ist. Die betreffenden Ausweichbuchten sind gemass Projektunterlagen allerdings nicht
zwingend notwendig und es kdnnte auf deren Erstellung auch verzichtet werden, falls die Eigentimer dies
wiinschen bzw. die Zustimmung verweigern.'?® Damit kann die Strassenerschliessung des Abbaugebiets
rechtlich als gesichert bezeichnet werden, so dass eine der Voraussetzungen fur eine hinreichende Zufahrt
erfiillt ist.'*

Nebst der rechtlichen Sicherung erfordert eine genligende Strassenerschliessung auch eine der je-
weiligen Grundstiicksnutzung und den Umstanden des Einzelfalls angepasste Zufahrt, wobei das Verhalt-
nismassigkeitsprinzip zu beachten ist (vgl. Art. 19 RPG)."® Die Zufahrt muss den fachtechnischen und
strassenverkehrsrechtlichen Anforderungen genligen sowie die Vorschriften des Umweltschutzes, der
Raumplanung und des Natur- und Heimatschutzes einhalten. ™'

Far die vorliegende Erschliessungssituation stehen strassenrechtlich die Verkehrssicherheit und um-
weltrechtlich die L&rm- und Luftbelastung durch den Lastwagenverkehr im Vordergrund.'®® Zur Verkehrssi-

125 vgl. Erganzungsbericht 2007, S. 4; Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 7 und S. 16.

Kantonale Stellungnahme 2007, S. 1 f.,, 9.
Vgl. Vereinbarung 2005 und Vereinbarung 2001; vgl. auch Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 7.
Vgl. Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 7 in Verbindung mit Erganzungsbericht 2007, S. 4.

Vgl. z.B. Urteil BGer 1A.193/2006 vom 4.6.2007 (Wetzikon); WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art.
19 Rz. 22.

WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 13.
WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 19 Rz. 21 f.

Ebenfalls ein wichtiger Aspekt beim Materialabbau stellt in der Regel der Gewasserschutz dar. Gegen die
projektierte Entwasserung haben die kantonalen Behérden keine grundsétzlichen Einwande erhoben, so
dass in dieser Hinsicht, ohne n&her darauf einzugehen, von einer genligenden Erschliessung auszugehen
ist und somit das Gewasserschutzrecht der Realisierungswahrscheinlichkeit nicht entgegensteht; vgl. Kan-
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tuation finden sich in den zur Verfligung gestellten Unterlagen lediglich zum Rekultivierungs- und Strassen-
projekt 2006 behordliche Aussagen. Die kantonalen Behérden haben der projektierten Strassenerschlies-
sung aus strassenrechtlicher Sicht ohne Bedingungen und Auflagen zugestimmt.'® Die Verkehrslarmsitua-
tion wurde sowohl im Rahmen der UVP-Hauptuntersuchung fur das Abbau- und Rekultivierungsprojekt
2001 als auch im Rahmen derjenigen fir das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 eingehend geprift.
Danach halten beide Projekte die Larm-Immissionsgrenzwerte an allen Empfangerpunkten ein bzw. unter-
schreiten diese deutlich und gentigen hinsichtlich des Mehrverkehrs Art. 9 LSV. Die UVP beurteilt die Larm-
auswirkungen des Transportverkehrs fiir beide Projekte als umweltvertréglich. Der projektbedingte Mehrver-
kehr habe keinen relevanten Einfluss auf die Verkehrskapazitat.'** Besonders im Zusammenhang mit dem
Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 betragt die Zunahme der Larmbelastung entlang der Grisi-
genstrasse im Siedlungsbereich lediglich maximal 0.5 dB(A), was deutlich unter der Wahrnehmbarkeits-
grenze liege. Die zusétzliche Verkehrsbelastung durch die Aufflllung sei im Siedlungsgebiet gering, unter-
halb der Autobahn im Vergleich mit dem vorhandenen Verkehrsaufkommen vernachlassigbar.'® Einschran-
kend anzumerken bleibt, dass zumindest die UVP-Hauptuntersuchung zum Abbauprojekt 2001 bezlglich
Larmauswirkungen auf das Jahr 2000 als Vergleichszustand abstellt'*®, auf einen Zeitpunkt also, in dem die
Grube noch nicht stiligelegt war. Die Zunahme der Luftbelastung wird bei beiden Projekten ebenfalls als
gering beurteilt."®” Somit ist festzuhalten, dass die AGZ bzw. Gloggner AG eine umweltrechtlich genligende
Erschliessung aus eigener Kraft erstellen kénnten und keine unlberwindbaren Hindernisse des Umwelt-
schutzrechts entgegenstehen wirden.

Die Vereinbarkeit mit dem Umweltschutzrecht und den fachtechnischen Anforderungen allein gendigt
allerdings nicht, da die Zufahrt auch mit den Anliegen der Raumplanung Ubereinstimmen muss."*® Zu be-
ricksichtigen ist hier hauptsachlich der Planungsgrundsatz, wonach immissionstrachtige Anlagen an geeig-
neten Standorten so auszuscheiden sind, dass Wohngebiete vor schadlichen oder lastigen Einwirkungen
wie Luftverschmutzung, L&rm und Erschitterungen méglichst verschont werden (Art. 3 Abs. 3 lit. a und b
RPG). Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung hat jedes Baugebiet seine Immissionen grundsatzlich
selber zu tragen. So ist die Erschliessung einer Industriezone mit regem Schwerverkehr durch ein Wohnge-
biet ohne Strassenplanung, die eine solche Erschliessung festlegt, aus raumplanerischer Sicht ungeni-
gend.” Das Bundesgericht hat diese Grundsétze im Zusammenhang mit der Erschliessung einer Kies-
Abbauzone durch ein Wohngebiet kiirzlich ausdriicklich bestatigt."*° Es wies allerdings darauf hin, dass die
Planungsgrundsatze lediglich Entscheidungskriterien und Zielvorgaben sind und im Rahmen einer Interes-
senabwagung gegen andere, mdglicherweise widersprechende Planungsgrundséatze und anderswo fixierte
gesetzliche Zielvorschriften abgewogen werden missten. Im zu beurteilenden Fall sei namentlich das er-

tonale Stellungnahme 2007, S. 2 1., 7.

Kantonale Stellungnahme 2007, S. 2.

3 UVB 2001, S. 22 ff., inbes. S. 27; Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 16.
135 Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 16.

1% UvB 2001, S. 22.

37 UVB 2001, S. 34 und Beilage 2.8-1; UVP-Voruntersuchung, S. 46 ff., insbes. S. 49, 51; Rekultivierungs- und
Strassenprojekt 2006, S. 16.

138 Vgl. BGE 127 1 103 E. 7d S. 111 (Lausen); 112 1b 26 E. 5d S. 37 f. (Kerzers).
3 BGE 127 1103 E. 7d S. 111 (Lausen); 116 Ib 159 E. 6a S. 165 (Eschlikon);112 Ib 26 E. 5d S. 37 f. (Kerzers).
0 Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 (Attiswil), insbes. E. 7.2.
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hebliche o6ffentliche Interesse an der weiteren Versorgung der Region mit Kies, die Vermeidung langer
Transportwege und die Verbesserungen aus Sicht des Landschafts- und Naturschutzes zu berlicksichti-
gen."" Zudem sei die Wiederauffiillung der Kiesgrube «das notwendige Pendant zum bisherigen Kiesab-
bau, um den damit verbundenen Landschaftseingriff soweit wie mdglich wieder riickgangig zu machen. Sie
muss moglich bleiben, auch wenn eine neue, die Wohngebiete Flumenthals schonendere Erschliessung
nicht rechtzeitig oder tiberhaupt nicht erstellt werden sollte».'*?

Die bestehende Grisigenstrasse, welche die offene Mergelgrube und die gesamte Abbauzone er-
schliesst, fihrt am Siedlungsrand von Horw durch ein Wohngebiet, verlasst das Siedlungsgebiet und steigt
durch Landwirtschafts- bzw. grdsstenteils unbewohntes Gebiet Richtung Pilatus an und endet schliesslich
vor einem Wald in der Néhe der Grube.'** Da der Lastwagenverkehr teilweise durch Wohngebiet filhrt, stellt
sich die Frage, ob die Grisigenstrasse als Grubenzufahrt raumplanungsrechtlich gendigt. Ist dies nicht der
Fall, so wirde dies umfangreiche Planungs- und Erschliessungsarbeiten der 6éffentlichen Hand bedingen
und die Realisierungswahrscheinlichkeit des Weiterabbaus und der Rekultivierung ausschliessen. Der Pla-
nungsgrundsatz der Schonung von Wohngebieten vor Immissionen gilt, wie gesagt, nicht absolut. Vielmehr
misste eine umfassende Interessenabwégung zeigen, ob die Erschliessungsstrasse zu verlegen bzw. eine
neue Strasse zu bauen ist. Diese Abwagung kann im Rahmen des vorliegenden Gutachtens nicht ab-
schliessend vorgenommen werden; einige kurze Uberlegungen dazu miissen geniigen:

Eine Umfahrungsstrasse wirde zwar allenfalls die heute betroffenen Wohngebiete am Rand von
Horw Richtung Pilatus schonen. Auf dem Weg zur Autobahn musste der Lastwagenverkehr von und zu der
Grube letztlich aber gleichwohl durch Horw fahren und wirde dadurch andere Wohngebiete belasten. Zu-
dem wiirde der Anfahrtsweg wohl verlingert, was aus &kologischen Uberlegungen wenig sinnvoll erscheint.
Zu berUcksichtigen ist sodann, dass der geltende Richtplan 1998 des Kantons Luzern wie auch der Richt-
planentwurf 2008 die Mergelgrube Grisigen als Abbaustandort von kantonaler Bedeutung ausweisen und
zumindest nach Deponiemdglichkeiten von unverschmutztem Abraum- und Abbruchmaterial in der Region
ein grosses Bedlrfnis besteht. Die Nutzung der Grube Grisigen als Deponiestandort verkiirzt 6kologisch
unerwiinschte lange Transportwege und die teilweise Aufflllung ist zur Verbesserung des Landschaftsbildes
wie auch zur geologischen Stabilisierung des Gelandes angezeigt. Ausserdem ist bei der Erschliessung das
Verhaltnismassigkeitsprinzip zu beachten: Das Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001 hétte einen Last-
wagenverkehr von taglich 21 Fahrten gebracht, das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 weist 20
Fahrten pro Tag aus'*, so dass fiir ein Abbaugebiet von einem relativ geringen Verkehrsaufkommen ge-
sprochen werden kann. Im Vergleich dazu erscheinen der Planungsaufwand und die Kosten fir den Bau
einer neuen Erschliessungsstrasse unverhaltnismassig. Den Féllen, in welchen das Bundesgericht die Er-
schliessung von Kiesgruben oder Industrieanlagen durch Wohngebiete als raumplanerisch ungeniigend
qualifizierte, lagen erheblich gréssere Verkehrsaufkommen zugrunde.'** Kommt hinzu, dass hier das Gru-
bengebiet idealerweise abseits der Siedlung liegt, die Erschliessungsstrasse aber gemass Aussagen der

1 vgl. Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7.2 und E. 7.3 (Attiswil).
2 Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7.6.2 (Attiswil).

%8 vgl. z.B. Erganzungsbericht 2007, Anhang.

4 UVB 2001, S. 23; Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 16.

5 vgl. BGE 112 Ib 26 E. 5d S. 38 (Kerzers): 60 oder 90 Lastwagen pro Tag bzw. 5 bis 10 zusatzliche Lastwa-
gen pro Stunde, bis zu 10 Stunden pro Tag; BGE 127 | 103 E. 7b S. 109 (Lausen): 70 DTV Lastwagen und
35 DTV Personen-/Lieferwagen; Urteil BGer 1A.194/2006 vom 14.3.2007 E. 7 (Attiswil): 138 DTV.
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Gemeindebehoérden praktisch zwingend irgendwo durch Siedlungs- und Wohngebiet zu den Hauptver-
kehrsachsen gefiihrt werden muss. Die Gemeindebehdrden von Horw haben in der Vergangenheit andere
Erschliessungsvarianten gepriift, diese aber als unverhaltnisméassig verworfen.'*® Im Ubrigen haben auch
die kantonalen Behérden weder anlasslich der Genehmigung der Abbauzone noch anlasslich der Prifung

der spéter eingereichten Projekte die Erschliessungssituation beanstandet.'’

3. Tatséchliche Realisierungswahrscheinlichkeit

Die Realisierungswahrscheinlichkeit einer kunftigen Eigentumsnutzung wird auch durch tatséchliche
Gegebenheiten (wie Eignung, Nachfrage, Lage etc.) bestimmt. Diese Aspekte der Realisierungswahrschein-
lichkeit haben zwar in der Rechtsprechung gegeniiber den rechtlichen Faktoren an Gewicht verloren, blei-
ben aber mitentscheidend."® Die Rechtsprechung dazu ist wiederum auf die Uberbauungsméglichkeit zu-
geschnitten, d.h. auf die Frage, ob das betreffende Grundstiick im Zeitpunkt der Eigentumsbeschrankung
auch faktisch (berbaubar war. Im Vordergrund stehen Uberlegungen zur Eignung der betroffenen
Grundstiicke als Bauland, zur Lage des Grundstlicks im Siedlungsgebiet, zur Bauentwicklung in der Ge-

meinde, zur tatséchlichen Erschliessungssituation und zur Nachfrage.'*®

Im vorliegenden Fall stellen sich die angesprochenen Fragen nicht in gleicher Weise. Lage und Eig-
nung des Grundsticks sind durch das Rohstoffvorkommen bestimmt und die Siedlungsentwicklung spielt fir
die hier zur Diskussion stehende Nutzung ausserhalb der Bauzone keine Rolle. Ebenfalls spricht nichts
dagegen, dass die Grundeigentimerin faktisch in der Lage ist, die noch notwendigen, geringflgigen Er-
schliessungsarbeiten auszufiinren.” Die Beurteilung der tatsachlichen Erschliessungssituation geht inso-

fern in der Wiirdigung der rechtlichen Realisierungswahrscheinlichkeit auf,'’

so dass auf das oben Ausge-
fihrte verwiesen werden kann (vgl. S. 32 ff.). Schliesslich kann trotz der eingereichten Gemeindeinitiative
nicht gesagt werden, dass die entsprechende Nutzung der Grundstiicke der AGZ den gefestigten planeri-
schen Vorstellungen der Gemeinde zuwiderliefe, was ein tatséchliches Hindernis darstellen wiirde."® Im
Gegenteil haben die Gemeindebehdrden bisher auf die Rekultivierung der Grube gedrangt und damit durch
ihr Verhalten zumindest diesbezlglich die Realisierungswahrscheinlichkeit bekraftigt. Diese Haltung miisste
nach einer allfalligen Annahme der Initiative aus politischen Griinden aufgegeben werden, was die tatsachli-

che Realisierungswahrscheinlichkeit allerdings nicht ausschliesst.”

Naher zu prifen ist indessen, ob allenfalls das Kriterium der Nachfrage der tatsachlichen Realisie-
rungswahrscheinlichkeit entgegenstehen kénnte. Geméass Bundesgericht kann «selbst erschlossenes und
nach der bestehenden Rechtsordnung an sich Uberbaubares Land unter Umstédnden ohne Nachfrage blei-
ben, wenn die Uberbauung in der Gemeinde und deren Umgebung sich in einer anderen Richtung entwi-

146 Telefonische Auskunft von M. Bachmann, Leiter Hochbau, Gemeinde Horw, vom 24.6.2008.

Vgl. Antrag Abbauzone; Kantonale Stellungnahme 2007, S. 1 f., 9 f.
RivA, Hauptfragen, S. 170.

% vgl. z.B. 112 Ib 114 f. (Commugny); 112 Ib 388 E. 3 S. 390 (Tagerwilen); 103 Ib 210 E. 5b S. 222 f. (Bem);
RivA, Hauptfragen, S. 170 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 44.

%0 vgl. BGE 113 Ib 133 E. 4 S. 135 (Seuzach); 106 la 369 E. 3a 374 (Wettigen).
181 RivA, Hauptfragen, S. 171.

%2 Vgl. z.B. in BGE 101 la 468 E. 3c/aa S. 471 (Roulet).

%8 vgl. BGE 103 Ib 210 E. 5a und E. 5b S. 222 f. (Bern).

147

148
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ckelt», namentlich bei Vorhandensein zu grosser Bauzonen.'®* Ubertragen auf den vorliegenden Fall stiin-
den somit eine fehlende Nachfrage nach Mergelprodukten und die daraus abgeleitete fehlende Nachfrage
nach dem Rohstoff Mergel sowie nach Deponieméglichkeiten fir sauberes Aushubmaterial als tatsachliche
Hindernisse einer Entschadigungspflicht entgegen. Nach Aussagen des beigezogenen Experten besteht
jedoch eine grosse Nachfrage nach Deponiemdglichkeiten von unverschmutztem Aushub.'®® Fraglicher
erscheint dagegen die abgeleitete Nachfrage nach Mergel, hat die AGZ doch den Abbau in der Mergelgrube
Grisigen und den Betrieb in ihrem Ziegeleiwerk in Horw eingestellt und das 2001 eingereichte Abbau- und
Rekultivierungsgesuch zuriickgezogen, weil «die im Entwurf der Abbaubewilligung enthaltenen Auflagen
[...] derzeit eine wirtschaftliche Nutzung der Anlage in Horw nicht zu[lassen]»."* Die seitherige Entwicklung
und das Verhalten der AGZ scheinen ebenfalls gegen die Annahme zu sprechen, dass der Mergelabbau in
Grisigen innert nitzlicher Frist wieder aufgenommen und fortgefiihrt wird. Das stillgelegte Ziegeleiwerk be-
findet sich offenbar derzeit nicht mehr in einem betriebsfahigen Zustand, das Betriebsareal ist mit Einver-
standnis der AGZ in die Uberbauungsplanung «Entwicklungsgebiet Siidbahnhof» einbezogen worden und
soll im Rahmen dieser Planung einem anderen, wohl auch wirtschaftlich lukrativeren Nutzungszweck zuge-
fihrt werden. Ferner hat die AGZ die bestehende Mergelgrube vertraglich der Firma Gloggner AG zur Re-
kultivierung Uberlassen, die der Gemeinde ihrerseits ein Projekt zur Auffiillung eingereicht hat. Kommt hinzu,
dass der Mergel im Gebiet Grisigen offenbar teilweise von schlechter Qualitét ist, so dass aus Qualitats-
grinden Material aus dem unteren und dem oberen Grubenteil gemischt werden muss, was ein aufwandi-

geres (und kostenintensiveres) Abbauverfahren bedingt.'®’

Vor diesem Hintergrund wurde dem beigezogenen, branchenkundigen Schétzungsexperten auch die
Frage unterbreitet, ob trotz der geschilderten Entwicklung die Wiederaufnahme und Fortflhrung des Mer-
gelabbaus aus wirtschaftlicher Sicht wahrscheinlich bzw. mdglich ist. In seiner Expertise kommt er zum Er-
gebnis, dass der Transport des Mergels aus Grisigen in ein anderes Werk der AGZ, z.B. nach Gettnau, vor
allem aufgrund der Transportkosten zu teuer wéare und die Nachfrage nach diesem Mergel von anderen,
naher gelegenen Ziegeleiwerken als gering bis nicht vorhanden einzuschatzen ist, da auch bei dieser Vari-
ante die Kosten zu hoch waren.'*® Dagegen kann nicht ausgeschlossen werden, dass «das stillgelegte Zie-
geleiwerk in Horw [...] durchaus innerhalb nitzlicher Frist den Betrieb wiederaufnehmen [kdnnte]. Dazu
waren Investitionen in die Produktionsanlagen notwendig [...]. Dass ein solches Vorgehen nicht wirtschaft-
lich wére, kann auf der Basis der Unterlagen und auch der Beurteilung der Branche nicht abschliessend
gesagt werden. Auch wenn das Verhalten der AGZ [...] und auch die Tatsache, dass es in der Zentral-
schweiz die héchste Dichte an Steinwerken in der Schweiz gibt, eine Wiederaufnahme der Produktion am
Standort Horw wenig wahrscheinlich erscheinen lassen, so ist sie zumindest nicht unméglich resp. auszu-
schliessen»."™ Fiir die rechtliche Beurteilung der tatséchlichen Realisierungswahrscheinlichkeit folgt aus
diesen Ausfiihrungen, dass der kinftige Mergelabbau und die Ablagerung von sauberem Aushub nicht
ohne weiteres an der fehlenden Nachfrage scheitert, sondern im Gegenteil der Mergelabbau bei entspre-

"t BGE 103 Ib 210 E. 5b S. 222 f. (Bern).

% vgl. auch Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 16. Demgegentiber war offenbar die Situation vor
einigen Jahren noch anders: vgl. Schreiben AGZ vom 29.6.2004.

%8 Schreiben AGZ vom 29.6.2004.

%7 vgl. Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 3 f.
158 Vgl. Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 3.

%9 Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 2 f.
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chenden Investitionen in das Ziegeleiwerk in Horw, jedenfalls nach heutigem Kenntnisstand, aus wirtschaft-
licher Sicht noch méglich ist. Ein tats&chliches Hindernis ergébe sich diesfalls einzig dann, wenn die kom-
munale Planung rund um das Bahnhofareal derart weit fortgeschritten ware, dass aus planungsrechtlicher
Sicht die Wiederaufnahme des Ziegeleiwerks ausgeschlossen ist. Nach Auskunft der Gemeinde sind bisher
jedoch noch keine die AGZ rechtlich bindenden Schritte im Rahmen der Umnutzung dieses Gebiets erfolgt,
so dass es der Grundeigentimerin weiterhin unbenommen ist, sich aus dieser Planung zurliickzuziehen und
den Ziegeleibetrieb wieder aufzunehmen. Auch das noch nicht bewilligte Rekultivierungsgesuch der
Gloggner AG lasst sich jederzeit zuriickziehen.

Bei einer vorsichtigen Einschatzung der Entschadigungsfolgen einer Aufhebung der Abbauzone ist
vor diesem Hintergrund davon auszugehen, dass nicht nur die Auffillung der offenen Grube, sondern auch
die Wiederaufnahme und Fortfiihrung des Mergelabbaus — bei entsprechendem Willen der Grundeigenti-
merin — realistisch ist. Es kdnnen letztlich keine zwingenden rechtlichen oder tatsachlichen Hindernisse
festgestellt werden, welche dieser Annahme entgegenstehen. Deshalb wird bei der Entschadigungsbemes-
sung von Nutzungsmdéglichkeiten auszugehen sein, die ungefahr dem Abbau- und Rekultivierungsprojekt
2001 entsprechen (vgl. unten S. 44). Selbstversténdlich ist nicht auszuschliessen, dass im Streitfall ein Ge-
richt zum Schluss kédme, angesichts des tatsachlichen Verhaltens der AGZ oder aus wirtschaftlichen Grin-
den — die Uberbauung des Betriebsareals in Bahnhofsnahe verspricht weitaus mehr Ertrag als die Fortfilh-
rung des Mergelabbaus in Grisigen — kdnne nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit angenommen werden, die
AGZ wiirde noch die Option des weiteren Mergelabbaus wahlen. Diesfalls wére einzig noch die Realisierung
der Rekultivierung wahrscheinlich, so dass die Beurteilung der Entschadigungspflicht auf diese Nutzungs-
moglichkeit beschréankt werden kdnnte.

4, Absichten der Grundeigentiimerin

Das Verhalten der AGZ — Riickzug des Abbaugesuchs, Auftrag an die Firma Gloggner AG zur Rekul-
tivierung der Grube, Mitwirken an der kommunalen Planung zur Umnutzung ihres Betriebsstandorts — be-
legt, dass die Eigentimerin der Mergelgrube offensichtlich nicht mehr die Absicht hat, den Mergelabbau
wieder aufzunehmen und fortzuflihren. Es fragt sich, ob diesem Umstand der Annahme einer Entschadi-
gungspflicht entgegensteht. Geméss bundesgerichtlicher Rechtsprechung zum Entzug der Uberbauungs-
moglichkeit spielen subjektive (Bau-)Absichten des Grundeigentiimers lediglich bei Nichteinzonungen und
Abzonungen, nicht dagegen bei Auszonungen eine Rolle. Hier beurteilt sich die Realisierungswahrschein-
lichkeit ausschliesslich nach objektiven Gesichtspunkten. Das Bundesgericht halt fest, dass das geltende
Recht keine allgemeine Baupflicht kenne und es dem Grundeigentimer somit unbenommen sei, sein
Grundstlick uniiberbaut zu lassen und seine Bauberechtigung nicht auszutiben. Deshalb kénnten subjektive
Kriterien allein nicht entscheidend sein, um eine nach objektiven Massstdben gegebene enteignungsgleiche
Wirkung auszuschliessen.'®

0 BGE 113 Ib 318 E. 3¢ S. 325 (Kuisnacht); 114 1b 305 E. 2a S. 308 (Ingenbohl); Urteil BGer vom 23.5.1995
(Mannedorf), ZBI 1997 S. 183 E. 5d; Riva, Hauptfragen, S . 171 f.; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG,
Art. 5 Rz. 45.
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Diese Rechtsprechung lasst sich auf den vorliegenden Fall Ubertragen. Zum einen handelt es sich
ebenfalls um einen Auszonungsfall'®', zum anderen statuieren die hier anwendbaren Rechtsvorschriften
keine Verpflichtung der AGZ, auf ihren Grundstticken in der Abbauzone Material abzubauen. Die AGZ muss
diese Eigentumsbefugnis somit nicht unter Verwirkungsfolge innert einer bestimmten Frist austiben, sondern
kann damit, solange die Abbauzone besteht, nach Belieben ganz oder teilweise zuwarten und erst spater
davon Gebrauch machen. Dass sie aus den geschilderten Griinden faktisch auf den Weiterabbau verzichtet
hat, schliesst somit die objektive Realisierungswahrscheinlichkeit der entzogenen Eigentumsbefugnisse aus
rechtlichen und tatsachlichen Griinden nicht aus. Als Grundeigentimerin ist es ihr rechtlich unbenommen,
ihre Zustimmung zum Projekt der Gloggner AG wahrend des hangigen Baubewilligungsverfahrens zu wider-
rufen und ein neues Baugesuch zum Abbau- und zur Rekultivierung einzureichen. Daraus allenfalls erwach-
sende privatrechtliche Schadenersatzanspriiche sind hier unbeachtlich.

5. Fazit

Die zuverlassige Beurteilung der Wahrscheinlichkeit, ob die AGZ bzw. die Gloggner AG innerhalb von
30 Jahren den Mergelabbau hatte fortfihren und das gesamte Abbaugelande rekultivieren kdnnen, gestaltet
sich aufgrund der Komplexitat dieser Vorhaben als schwierig. Letztlich muss in einer Prognose geklart wer-
den, ob — im Zeitpunkt der rechtskraftigen Aufhebung der Abbauzone — ein neues Abbaugesuch oder das
eingereichte Rekultivierungsprojekt in naher Zukunft hatten bewilligt werden kdnnen und ob diese Projekte
auch aufgrund der tatsachlichen Gegebenheiten, wie z.B. der Nachfrage, realisierbar gewesen wéren. Die
Prifung der vorliegenden Unterlagen, namentlich der darin enthaltenen behérdlichen Stellungnahmen zu
den in der Vergangenheit eingereichten Baugesuchen, ergibt, dass jeweils keine uniberwindbaren rechtli-
chen Hindernisse erkannt wurden. Dieser Umstand bildet ein starkes Indiz, dass auch kinftige Projekte
bewilligungsfahig hatten ausgestaltet werden kénnen. Auch in tatséchlicher Hinsicht lassen sich die Wieder-
aufnahme des Mergelabbaus, die Ablagerung von unverschmutztem Aushub- und Abraummaterial und die
Rekultivierung nicht definitiv ausschliessen.

Eine davon abweichende Beurteilung kdnnte jedoch — gestitzt auf das Verhalten der AGZ (Aufgabe
des Werkes in Horw, Ruckzug des Abbaugesuches, Mitwirkung an der Planung zur Umnutzung des Be-
triebsareals an lukrativer Lage etc.) — zum Schluss kommen, dass nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit mit der
Wiederaufnahme und Fortfihrung des Mergelabbaus in naher Zukunft gerechnet werden kann. Diesfalls
wirde die Realisierungswahrscheinlichkeit dieser Nutzungsméglichkeit entfallen und es wére (theoretisch)
nur noch der Entzug der Rekultivierungsmaglichkeit zu entschadigen. Da sich allerdings dadurch das Ver-
haltnis der vergangen und kinftigen Ertrage in der Gesamtbilanz verschiebt (vgl. dazu oben S. 25 ff., 27),
kénnte wohl nicht mehr von einem schweren Eingriff ins Eigentum gesprochen werden und die Entschadi-
gungspflicht entfiele ganz.

1 vgl. oben S. 18 ff.
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D. Anspruchsberechtigung

Da im vorliegenden Fall die AGZ die Gloggner AG mit der Rekultivierung der Mergelgrube Grisigen
betraut hat, stellt sich die Frage, wer im Falle der Aufhebung der Abbauzone den Entschadigungsanspruch
gegeniber der Gemeinde Horw geltend machen kénnte. Primér fallt es in die Kompetenz der Kantone, den
Anspruchsberechtigten festzulegen. Fehlt — wie im Kanton Luzern'®® — eine Regelung, steht der Entschadi-
gungsanspruch dem jeweiligen Eigentlimer zu, dessen Grundstlick von der Planungsmassnahme betroffen
ist, hier also der AGZ."® Die Rechtsprechung hatte sich jedoch bisher kaum je mit der materiellen Enteig-
nung obligatorischer Rechte zu befassen. Das Bundesgericht bezeichnete es in einem alten Entscheid als
einleuchtend, dass sich ein Kaufsberechtigter an einem Verfahren wegen materieller Enteignung beteiligen
kdnne, liess aber die Frage letztlich offen, ob dieser die entsprechenden Entschadigungsanspriiche geltend
machen kénne.'®* Die kantonalen Verwaltungsgerichte und die Lehre gehen davon aus, dass die Entsché-
digungsanspriiche aus materieller Enteignung auch obligatorisch Berechtigten zustehen. Danach sei der
Eingriff in das obligatorische Recht unabhangig vom demjenigen ins Eigentum nach den allgemeinen Krite-
rien der materiellen Enteignung zu priifen.'® Gestiitzt auf diese Rechtslage ist nicht auszuschliessen, dass
nebst der AGZ auch die Gloggner AG aus eigenem Recht Entschadigungsforderungen gelten machen kann
mit der Begriindung, die Aufhebung der Abbauzone bewirke eine materiellen Enteignung ihrer obligatori-
schen Rechte. Da die genannte Rechtsprechung jedoch wenig gefestigt ist und Inhalt und Tragweite man-
gels hochstrichterlicher Entscheide unklar sind, wird an dieser Stelle auf eine vertiefte Priifung verzichtet. Es
ist davon auszugehen, dass die AGZ aufgrund ihrer vertraglichen Vereinbarungen gegeniber der Gloggner
AG schadenersatzpflichtig wird, falls diese infolge Aufthebung der Abbauzone die Mergelgrube nicht auffll-
len und rekultivieren kann. Die Gloggner AG wird sich deshalb priméar auf dem fiir sie einfacheren und mit
weniger Rechtsunsicherheiten behafteten privatrechtlichen Weg an ihrer Vertragspartnerin schadlos halten,
so dass sie kein Interesse an der Geltendmachung von Entschadigungsanspriichen aus materieller Enteig-
nung haben durfte.

162 vgl. § 76 ff. EntG-LU.
18 vgl. Riva, RPG-Kommentar, Art. 5 Rz. 196.
%4 BGE 108 Ib 352 (Wohlen), unpublizierte Erwagung 5 in BVR 1983 S. 224 (vgl. auch unten S. 43).

5 vgl. z.B. VGE-BE vom 22.10.1979, BVR 1979 S. 453 ff. (obligatorisches Kaufsrecht); VGE-ZH vom
1.10.1998, ZBI 2000 S. 203 E. 5b (Kiesgrubenpachter) mit weiteren Hinweisen auf die kantonale Rechtspre-
chung; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 91; vgl. auch Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz.
196 und Riva, Hauptfragen, S. 232 ff.
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V. Entschadigung

A. Allgemeines

Liegt eine materielle Enteignung vor, ist der betroffene Grundeigentimer von Verfassungs und von
Gesetzes wegen «voll» zu entschadigen (Art. 26 Abs. 2 BV, Art. 5 Abs. 2 RPG). Die volle Entschadigung ist
Rechtsfolge des enteignungsahnlichen Eingreifens ins Eigentum des Betroffenen und Ausfluss der Wertga-
rantie. Dabei gilt das «Alles-oder-Nichts-Prinzip» — handelt es sich um einen besonders schweren Eigen-
tumseingriff, erhalt der Grundeigentiimer den dadurch entstandenen Schaden zu 100% ersetzt, bleibt die
Eingriffsintensitat — auch noch so knapp — unterhalb dieser Schwelle, erhalt er nichts. Die Entschadigung ist
mit anderen Worten nicht nach dem Grad der Eingriffsschwere abgestuft.'®

Das Abstellen auf eine «volle Entschadigung» bedeutet, dass der Eigentiimer durch die Enteignung
weder einen Verlust erleidet noch einen Gewinn erzielt; er soll nach der Enteignung gleichgestellt sein wie
ohne diese. Dem Eigentimer ist der gesamte Enteignungsschaden zu vergiten, d.h. einerseits der volle
Verkehrswert des entzogenen Rechts (Minderwert), andererseits weitere, persdnliche Nachteile (sog. Inkon-
venienzen), die auf die materielle Enteignung zuriickgehen. Der Enteignungsschaden setzt sich somit aus
zwei Bestandteilen zusammen: aus dem Verkehrswert des Enteignungsgegenstandes als objektive und aus
dem mittelbaren Schaden des Grundeigentiimers als subjektive Komponente. Rechtlich bildet die Entscha-
digung allerdings eine Einheit; nur die Festsetzung der Gesamtentschadigung wird rechtskréftig, wahrend
die einzelnen Schadenselemente nicht unmittelbar verbindliche Hilfsgréssen darstellen.'®” Ein weiterer As-
pekt der Entschédigung ist die Pflicht zur Verzinsung der Entschadigungssumme: Das Gemeinwesen muss
diese ab dem Tag der Geltendmachung des Entschadigungsanspruchs, frihestens ab dem Zeitpunkt des

168)

Eigentumseingriffs (Inkrafttreten der Eigentumsbeschrankung, sog. Stichtag'®®) verzinsen.'®

Bei der Berechnung der Enteignungsentschadigung steht der Minderwert als objektives Schadens-
element im Vordergrund. Der Minderwert ergibt sich gemass bundesgerichtlicher Rechtsprechung und Leh-
re aus einem Vergleich des Verkehrswerts der Grundstiicke vor dem Eigentumseingriff mit demjenigen nach
diesem Eingriff (sog. Differenzmethode).'”® Der Verkehrswert ist der Preis, den die Sache voraussichtlich bei
einem Verkauf erzielen wiirde (Marktpreis)."”' Es handelt sich um einen objektiven Wert, der «weder von
den konkreten Besitzesverhaltnissen noch von der zufélligen Bewirtschaftung des Grundstiicks beeinflusst,

186 WaLDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 76.
67 MERKER, S. 11; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 78 f.
'8 vgl. dazu oben S. 18.

19 Urteil BGer vom 20.10.2000 (Spreitenbach), ZBI 2001 S. 555; BGE 114 b 283 E. 2a 284 f. (Auvernier);
WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 85 f.

70 vgl. z.B. BGE 119 Ib 233 (Emmetten); Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 187, 189 ff.; MERKER, S. 57, 84;
WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 80 f.

1 MERKER, S. 12; Waldmann/Hanni, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 81; HESS/WEIBEL, Kommentar EntG, Art.
19 Rz. 50.
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sondern [...] einzig von dessen Rendite abhangig [ist]».'”? Diese Rendite bzw. der Verkehrswert be-
misst sich nach den vorhandenen oder in absehbarer Zukunft realisierbaren Verwendungs- und Nutzungs-
moglichkeiten. Zu deren Bewertung stellt das Enteignungsrecht auf Berechnungsmethoden ab, die auch in
der Wirtschaft gebréauchlich sind.'® Massgebender Zeitpunkt ist das Inkrafttreten der Eigentumsbeschran-
kung.'

B. Bemessung der Entschadigung

1. Minderwert durch Aufhebung der Abbauzone

Durch eine vorzeitige Aufhebung der Abbauzone erfahren die Grundstiicke der AGZ eine Wertein-
busse, weil lukrative Nutzungsméglichkeiten nicht mehr ausgeschdpft werden kénnen. Rechtlich massge-
bender Stichtag fir die Entschadigungsberechnung («dies aestimandi») ist der Zeitpunkt, in dem die Ge-
nehmigung des Aufhebungs- bzw. Umzonungsentscheids in Rechtskraft erwéchst;'” die nachfolgende
Berechnung hat deshalb provisorischen Charakter und steht unter dem Vorbehalt, dass die heutigen auch
den (zuklnftigen) Gegebenheiten am Stichtag entsprechen.

Die hier zur Diskussion stehenden, durch die Planungsmassnahme eingeschrankten Grundstlicks-
nutzungen sind als eher singuldr zu bezeichnen; sie werden erméglicht durch die individuelle Lage und Geo-
logie an diesem Standort.'”® Aus diesem Grund kann die verbreitete sog. «statistische Methode» der Ver-
kehrswertbestimmung mangels gentigender Anzahl vergleichbarer Objekte nicht angewendet werden. Da
die Grundstiicke nicht Gberbaut sind und der Landwert allein gering ist, scheiden auch die Methoden der
Riickwértsrechnung, der Realwert- bzw. der kombinierten Real- und Ertragswertberechnung aus.'” Der
6konomische Wert der Grundstiicken der AGZ liegt vielmehr — wie bei forst- oder landwirtschaftlich genutz-
tem Kulturland, bei Kiesgruben oder Deponiegrundstiicken —im Ertrag, der mit dem Materialabbau und der
Materialdeponie erzielt werden kann. In solchen Fallen wird der Verkehrswert deshalb anhand der sog. «Er-
tragswert-Methode» ermittelt, bei welcher der Bodenwert mit der Summe aller zukiinftigen, auf den Bewer-
tungszeitpunkt diskontierten Ertrége des Grundstiicks gleichgesetzt wird.'”®

Die Ermittlung des Ertragswerts erfordert entsprechende Fach- und Branchenkenntnisse. Der Gut-
achter hat deshalb, wie gesagt, in Absprache mit der Gemeinde Horw Herrn Andres Schmid als Experten
zur Abschatzung der finanziellen Folgen beigezogen und ihm den Auftrag erteilt, den Ertragswert der in
Betracht fallenden und durch die Aufhebung der Abbauzone verunmdglichten Grundstiicksnutzungen zu

72 MERKER, S. 12 1.

% Vgl. MERKER, S. 13 ff., 84.

7 Vgl. oben S. 18; BGE 119 Ib 233 (Emmetten); WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 82.
> vgl. oben S. 18 und soeben S. 43, Bst. A am Ende.

76 Vgl. auch oben S. 16 f.

7 Vgl. dazu MERKER, S. 13 ff.

' Vgl. MERKER, S. 14.
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berechnen. Herr Schmid hat den Ertragswert zweier Varianten der Grundstiicksnutzung berechnet und ist
zusammengefasst zu folgenden Ergebnissen gelangt:'”

= «Maximal»-Variante (Antwort auf die Frage 1.2): Dieser Variante liegt die Annahme zugrunde, dass die
AGZ ihre Eigentumsbefugnisse in der Abbauzone voll ausgeschdpft, d.h. die bestehende Grube voll-
standig ausgebeutet, den Materialabbau auf die gesamte Zonenflache ausgedehnt und anschliessend
das ganze Abbaugebiet mit unverschmutztem Aushub- und Abbraummaterial aufgeflllt und rekultiviert
hatte. Als Grundlage fir die Berechnung diente das von der AGZ eingereichte und spater zurlickgezo-
gene Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, das einen jahrlichen Abbau von 50'000 m® Mergel bei
einer Gesamtausbeute von 1'290'000 m® verwertbarem Material vorsah.'®® Geméss der Schatzung des
Experten kénnten mit diesem Mergel jahrlich rund 38'000 m* Backsteine N1 hergestellt werden, eine
Menge, die laut Experten angesichts der geschétzten friiheren Ausstdsse der AGZ zwar als hoch, aber
nicht als unrealistisch zu bezeichnen ist. Unter Berlcksichtigung der Markt- und Betriebsverhéltnisse
und der Kosten ergibt sich aus dem Abbau und der Wiederauffiillung (des gesamten Abbaugebiets) ein
geschétzter, mit 8% diskontierter Ertrag von insgesamt CHF 4.5 Millionen.

»  «Minimal»-Variante (Antwort auf die Frage 1.3): Die zweite, alternative Ertragswertberechnung des
Experten geht vom derzeit hangigen Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 der Firma Gloggner
AG aus, das die Auffiillung und Rekultivierung der bestehenden, offenen Grube, jedoch keinen weite-
ren Mergelabbau vorsieht. Das Auffiillvolumen betragt rund 550'000 m® (Festmass), die zu rekultivie-
rende Flache 52'000 m>.'®" Unter Annahme eines durchschnittlichen Erldses von CHF 15.00 pro Ku-
bikmeter losem Deponiematerial ergibt sich bei einem Diskontierungsfaktor von 8% ein Netto-Ertrag
von CHF 1.1 Millionen

Der Minderwert berechnet sich anhand eines Vergleichs der Verkehrswerte vor und nach dem Eigen-
tumseingriff (vgl. oben S. 42 f.). Wie die Ausfiihrungen zur rechtlichen und tatséchlichen Realisierungswahr-
scheinlichkeit gezeigt haben, kann aufgrund der heutigen Sach- und Rechtslage nicht ausgeschlossen wer-
den, dass die AGZ das hangige Rekultivierungsprojekt noch stoppt, ihr Produktionswerk in Horw in-
standstellt und in der Grube Grisigen den Mergelabbau fortfiihrt, auch wenn dies angesichts des Verhaltens
der AGZ in jingster Vergangenheit kaum anzunehmen ist (vgl. oben S. 37 ff.). Aus diesem Grund muss zur
Bestimmung des Verkehrswerts vor der Aufhebung der Abbauzone auf den Ertragswert der «Maximal»-
Variante abgestellt werden, die von einem vollstandigen Abbau des eingezonten Gebiets mit anschliessen-
der Wiederaufflllung ausgeht. Der Verkehrs- bzw. Ertragswert nach der Umzonung betragt praktisch Null,
da keine wirtschaftlich sinnvolle Restnutzung mehr méglich und ein allfélliger Ertrag aus der Forstwirtschaft
vernachlassigbar ist (vgl. oben S. 24 f.). In dieser Situation entspricht der objektive Schaden bzw. der zu
entschadigende Minderwert dem Verkehrswert der Grundstiicke der AGZ vor Aufhebung der Abbauzone,
das heisst einem Betrag von CHF 4.5 Millionen.'®?

7% vgl. Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4 f.

180 Vgl. Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, S. 2.
81 Vgl. Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006, S. 5.
82 vgl. MERKER, S. 85.
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2. Inkonvenienzen

«Inkonvenienzen sind Nachteile, die in einem rechtserheblichen Kausalzusammenhang mit der Ent-
eignung stehen und nicht bereits durch die Vergutung des Verkehrswertes des entzogenen Rechts abgegol-
ten werden. Es handelt sich um persénliche, subjektive Schadensfaktoren, die das Ubrige Vermdgen des
Enteigneten beeintrachtigen»'® Unter diesem Titel werden Einbussen entschédigt, die der betroffene
Grundeigentiimer nebst dem vollstandigen oder teilweisen Verlust des objektiven Werts seines Grundstiicks
als Folge der Planungsmassnahme erleidet, z.B. Geschaftsverlegungs- und Umzugskosten, nutzlos gewor-
dene Planungs- und Projektierungskosten und &hnliches.'®* Die Inkonvenienzentschadigung ist komplemen-
tar zur Minderwertentschadigung und muss nur soweit bezahlt werden, als der Anspruch auf volle Entscha-
digung nicht bereits durch die Entschadigung des Sachwerts erschdpfend befriedigt ist. Vorausgesetzt ist
ausserdem, dass diese Nachteile «nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge» als Folge der Planungsmass-
nahme erscheinen.'®

Im vorliegenden Fall kommen als zusétzliche Schadenpositionen, die nicht bereits durch die Minder-
wertentschadigung abgegolten und als sog. Inkonvenienzen allenfalls zusétzlich zu entschadigen sind, die
Planungskosten fir das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 sowie die Kosten der Grubensiche-
rungsmassnahmen in Frage. Nachfolgend ist zu prifen, ob die Gemeinde diesbezliglich eine Entschadi-
gungspflicht trifft.

Durch eine Planungsmassnahme nutzlos gewordene Planungs- und Projektierungskosten stellen
den «klassischen» Fall einer Inkonvenienz dar.'®® Die vorzeitige Aufhebung der Abbauzone wiirde dazu
fihren, dass die bereits getétigten Aufwendungen der Gloggner AG flrr die Projektierung der Rekultivierung
(Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006) — zumindest soweit sich diese Grundlagen nicht fir die not-
wendige Grubensicherung weiterverwenden liessen (vgl. dazu unten S. 46 f.) — nutzlos werden. Der Schat-
zungsexperte beziffert diese Projektierungskosten mit CHF 100'000.00;'®” dieser Schaden ist durch die
Minderwertentschadigung nicht bereits abgedeckt und deshalb von der Gemeinde als Inkonvenienz zusétz-
lich zu entschadigen. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Gloggner AG gestitzt auf
die bundesgerichtliche Rechtsprechung die Entschadigung ihrer Planungsaufwendungen allenfalls im eige-
nen Namen direkt gegeniiber der Gemeinde geltend machen kénnte.'®® Im Gegensatz zu den genannten
Projektierungskosten fehlt ein gentigender Kausalzusammenhang zwischen der Aufhebung der Abbauzone
und dem Nutzloswerden der Kosten des Abbau- und Rekultivierungsprojekts 2001. Dieses Gesuch hat die
AGZ selber zuriickgezogen und sie kdnnte es mehr als vier Jahre spéter auch nicht ohne Uberarbeitung zur
Fortflhrung des Mergelabbaus wieder einreichen.

8 MERKER, S. 34; Hess/Weibel, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 196.

'8 Vgl. MERKER, S. 34, 88 f.; HESS/WEIBEL, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 196; vgl. auch Riva, Kommentar RPG,
Art. 5 Rz. 188; WALDMANN/HANNI, Handkommentar RPG, Art. 5 Rz. 83.

% Hess/WEIBEL, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 196 f.
'8 Vgl. MERKER, S. 35; HESS/WEIBEL, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 200 Ziff. 10.
187 Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 5.

188 Vgl. dazu oben S. 41 f.; so bejahte das Bundesgericht tendenziell die Legitimation eines Kaufberechtigten,
entsprechende Inkonvenienzen geltend zu machen vgl. BGE 108 Ib 352 (Wohlen), in BVR 1983 S. 224 ver-
offentlichte Erwagung 5; Riva, Kommentar RPG, Art. 5 Rz. 196.
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Fraglich ist ausserdem, ob der AGZ darlber hinaus die Kosten fir Massnahmen der Grubensiche-
rung als Inkonvenienz zu erstatten sind. Der von der Gemeinde Horw beigezogene geologische Gutachter
kommt ndmlich zum Schluss, dass die bestehende Grube im Fall der Annahme der Initiative nicht im aktuel-
len Zustand belassen bzw. einfach «der Natur Uberlassen» werden kénnte, sondern aus Sicherheitsgriinden
zwingend gewisse minimale Rekultivierungs- und Sicherungsarbeiten ausgefiihrt werden mdissten. Dazu
gehdren der Rickbau der bestehenden Bauten und Fundamente, die RAumung der Felswand und der Ein-
bau eines Entwésserungssystems.'® Der Schatzungsexperte veranschlagt die dadurch entstehenden Kos-
ten — je nach Umfang der angeordneten Arbeiten — auf CHF 200'000.00 (nur Rickbau der Installationen) bis
CHF 1.1 Millionen (bei Riickbau und Rekultivierung ungefahr im Umfang des hangigen Rekultivierungspro-
jekts).'®°

Als Argumente gegen die Entschadigungspflicht fir diese Massnahme kénnte ins Feld gefihrt wer-
den, jeder Grundeigentimer sei selber und auf eigene Kosten dafiir verantwortlich, dass von seinem
Grundstiick keine Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit ausgeht (vgl. z.B. § 145 f. PBG-LU) oder — wenn
schon eine Entschadigungspflicht besteht — diese Kosten zumindest durch die Minderwertsentschadigung
bereits abgedeckt seien. Mit beiden Argumenten wird sinngeméss der fehlende Kausalzusammenhang
zwischen der Aufhebung der Abbauzone und den Sicherungskosten geltend gemacht. Sie treffen jedoch
nach der hier vertretenen Auffassung aus folgenden Griinden nicht zu:

" Die Annahme, dass jeder Grundeigentimer — gestltzt auf hier nicht ndher zu untersuchende Rechts-
grundlagen — verpflichtet ist, auf eigene Kosten fiir eine genligende Sicherheit seines Grundstiicks zu
sorgen, ist im Grundsatz richtig. Dabei darf aber nicht verkannt werden, dass im vorliegenden Fall mit
der Aufhebung der Abbauzone gerade verhindert wirde, dass die Eigentimerin bzw. die von ihr be-
auftragte Transportfirma die betreffenden Grundstiicke sichern kann. Kénnte die AGZ bzw. die
Gloggner AG namlich das Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001, das Rekultivierungs- und Stras-
senprojekt 2006 oder ein ahnliches Projekt wie geplant durchflihren, so ware die ordnungsgemasse
Wiederherstellung und kontrollierte Entwasserung des Geléndes gewahrleistet. Die von den Initianten
verlangte Aufhebung der Abbauzone verhindert dagegen die Ausflhrung dieser Massnahmen. An-
gesichts dieses Vorgehens die Grundeigentimerin diese Kosten tragen zu lassen, erschiene im Licht
des Gebots von Treu und Glauben sowie des Willkiirverbots geméss Art. 8 BV zumindest problema-
tisch.

] Nicht zutreffend ist ferner die Annahme, mit der Minderwertentschadigung gemass Ziffer 1 (vgl. S. 43
f.) seien die Kosten fir die Grundstiickssicherung bereits abgegolten. Kénnte die AGZ das abgebaute
Gebiet mit unverschmutztem Aushub- und Abbraummaterial auffillen und rekultivieren — sei es im
Umfang des Abbau- und Rekultivierungsprojekts 2001 (gesamte Abbauzone), sei es im Umfang des
Rekultivierungs- und Strassenprojekts 2006 (heute bestehende Mergelgrube) — wéare das Gelande,
soweit geologisch-topografisch mdglich, fachgerecht wiederhergestellt und gesichert. Die Aufwen-
dungen fUr die Sicherungsmassnahmen der AGZ bzw. der Gloggner AG wiirden diesfalls durch den
Erlés aus der Entgegennahme von sauberem Aushub mehr als gedeckt, so dass «unter dem Strich»
ein geschatzter Ertrag von CHF 4.5 Millionen (Projekt 2001) bzw. CHF 1.1. Millionen (Projekt 2006)

'8 vgl. Entwurf Gutachten Fellmann vom 26.8.2008, S. 9; telefonische Auskiinfte von Herrn Fellmann vom
2.9.2008.

190 Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 5.
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verbleiben wiirde."®' Die Entschadigung der Verkehrswerteinbusse, bemessen nach der Ertrags-
wertmethode (vgl. oben S. 43), basiert auf diesem Nettoertrag (Gegenlberstellung der Gesamtkosten
der Rekultivierung und der Gesamtertrage aus der Aushub-Ablagerung). Mit anderen Worten ist die
AGZ durch den entsprechenden Betrag nur dann voll entschédigt, wenn fir sie keine Rekultivie-
rungskosten mehr anfallen.

Muss die AGZ trotz Aufhebung der Abbauzone gewisse Sicherungs- und Rekultivierungsarbei-
ten ausfihren ist dies jedoch nicht mehr der Fall: Diesfalls kann sie keine Ertrage erzielen, hat aber
gleichzeitig Aufwendungen. Diese bilden eine Schadenposition, die nicht in der Minderung des Ver-
kehrswerts ihrer Grundstiicke liegt, sondern ihr Gbriges Vermdgen belastet. Entschadigungsrechtlich
handelt es sich damit ebenfalls um eine entschadigungspflichtige Inkonvenienz, sofern sie adaquat
kausale Folge der Planungsmassnahmen ist. Die Entschadigungspflicht besteht demnach flr den
Schaden, der nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge «verniinftigerweise» als Folge der Planungs-
massnahme erwartet werden kann und die Eigentimerin nicht unabhéngig davon entschadigungslos
hatte erdulden miissen.'®? Ein solcher Kausalzusammenhang liegt hier vor: Ohne Aufhebung der Ab-
bauzone hatte die AGZ bzw. die Gloggner AG ihrer Pflicht zur Rekultivierung entsprechend das ge-
samte Abbaugebiet bzw. die heute offene Grube auffilllen kénnen. Dadurch wére die Sicherheit so-
weit méglich hergestellt und die dabei anfallenden Rekultivierungskosten durch Ertrage aus der Abla-
gerung von unverschmutztem Aushub- und Abraummaterial gedeckt.

Wichtig ist, bei der Entschadigungsberechnung in diesem Zusammenhang die Symmetrie zwischen
Aufwand und Ertrag zu wahren bzw. Nettoertrdge und Bruttoertrage klar auseinander zu halten. Betrachtet
man z.B. das Rekultivierungs- und Strassenprojekt 2006 der Gloggner AG, so misste diese Firma zur Re-
kultivierung der offenen Mergelgrube nach Schéatzungen des beigezogenen Experten insgesamt rund
CHF 6.5 Milionen aufwenden (Rickbau Installationen, Einbau Drainagen, Strassenerschliessung etc.).
Diesen Kosten stehen Erlése aus der Auffiillung von insgesamt ca. CHF 9.9 Millionen gegeniiber.'® Daraus
resultiert ein Nettoertrag von rund CHF 3.4 Millionen, was diskontiert mit 8 Prozent einem Nettoertrag von
CHF 1.1 Millionen entspricht."* Belasst man die Grube im aktuellen Zustand, «spart» die Grundeigentiime-
rin die Rekultivierungskosten, kann aber auch die Erlése nicht realisieren, entschadigt wird der Nettoer-
tragsausfall als Minderwert des Grundstiicks. Wiirde man der Grundeigentiimerin entschadigungslos zu-
séatzlich die Kosten der Sicherung der offenen Grube auferlegen, ware sie nicht mehr «voll» entschadigt, wie
es Art. 5 Abs. 2 RPG im Fall einer materiellen Enteignung verlangt.

3. Fazit

Die Entschadigungshéhe bemisst sich hauptsachlich nach dem durch die Aufhebung der Abbauzone
bedingten Minderwert der Grundstiicke. Deren Verkehrswert ist im vorliegenden Fall nach der Ertragswert-
methode zu bestimmen. Der Berechnung ist die Annahme zugrunde zulegen, dass die AGZ das gesamte
Abbaugebiet abgebaut und aufgefiillt hatte, was einen Netto-Ertrag von CHF 4.5 Millionen ergeben hatte.

91 vgl. oben S. 44 f.; Expertise Schmid vom 3.9.2008, S. 4 f.
192 Vgl. HEss/WEIBEL, Kommentar EntG, Art. 19 Rz. 17, 20, 22.
198 vgl. Erlauterung Schmid per E-Mail vom 7.10.2008.

9 vgl. Expertise Schmid, S. 5.
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Da der Ertragswert der Grundstlicke nach der Umzonung praktisch Null betrégt, stellt dieser Betrag zugleich
den massgebenden Minderwert dar. Als Inkonvenienzen sind zusétzlich die Aufwendungen der aus Sicher-
heitsgriinden zwingenden Rekultivierungsmassnahmen von CHF 0.2 bis 1.1 Millionen sowie — soweit nutz-
los geworden — die Planungskosten des Rekultivierungs- und Strassenprojekts 2006 der Gloggner AG von
geschétzten CHF 100'000 zu addieren. Die volle Entschadigung belduft sich somit auf einen geschéatzten
Gesamtbetrag von mindestens CHF 4.8 Millionen bis héchstens CHF 5.7 Millionen.

Unter Zugrundelegung einer von derjenigen des Gutachters abweichenden Meinung, die nur noch
die Rekultivierung der heute bestehenden Grube fir wahrscheinlich hielte, wiirde die Entschadigungspflicht
wegen der zu geringen Eingriffsintensitat wohl entfallen. Abgesehen davon wirde der Minderwert bei dieser
Variante CHF 1.1 Millionen betragen.
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VL.

Ergebnis

Gestiitzt auf die vorstehenden Ausflihrungen lassen sich die zur Begutachtung vorgelegten Fragen

wie folgt beantworten (es wird jeweils zuerst die Auffassung des Gutachters dargestellt und anschliessend

kurz auf die Konsequenzen davon abweichender Beurteilungen hingewiesen):

1.

Wird die Gemeinde Horw im Fall der Annahme der Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der Natur (iber-
lassen» aus materieller Enteignung entschédigungspflichtig?

Ja, die planerische Umsetzung der genannten Initiative bewirkt eine materielle Enteignung. Die Aufhe-
bung der Abbauzone und die Umzonung der betreffenden Grundstiicke in eine andere Nutzungszone
entzieht der AGZ die Mdglichkeit, den Mergelabbau wiederaufzunehmen und fortzufiinren sowie das
abgebaute Gebiet zu rekultivieren. Es ist davon auszugehen, dass aus rechtlichen und tatséchlichen
Grinden eine genligende Realisierungswahrscheinlichkeit fir ein Projekt besteht, das diese Nut-
zungsmaglichkeiten maximal ausschdpft und ungefahr dem Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001
entspricht. Die Mdglichkeit zum Mergelabbau sowie zur Auffillung mit unverschmutztem Aushub- und
Abraummaterial bilden den eigentlichen ékonomischen Wert der Grundstlcke; nach Aufhebung der
Abbauzone werden diese praktisch wertlos. Der Eigentumseingriff wird nach der hier vertretenen Auf-
fassung auch nicht durch den Nutzen des bisherigen Mergelabbaus aufgewogen.

Zu einem anderen Ergebnis gelangt man bei folgenden, abweichenden Annahmen:

= Verneint man aufgrund des Verhaltens der AGZ (Stillegung des Ziegeleiwerkes in Horw, Mitwir-
kung an der Planung zur Umnutzung des Betriebsareals etc.) die tatsachliche Realisierungswahr-
scheinlichkeit bezlglich der Wiederaufnahme und Fortfiihrung des Mergelabbaus, so bedeutet die
Aufhebung der Abbauzone wohl keine enteignungsahnlich wirkende, entschadigungspflichtige Ei-
gentumsbeschrankung, da der Entzug der Rekultivierungsméglichkeit durch den in der Vergan-
genheit erzielten Nutzen aus dem Mergelabbau aufgewogen wirde.

=  Verneint man die rechtliche Realisierungswahrscheinlichkeit samtlicher kinftiger Nutzungsmaég-
lichkeiten (Wiederaufnahme und Fortfihrung des Mergelabbaus sowie Aufflllung des Abbauge-
biets), weil die Abbauzone planungsrechtlich ungeniigend erschlossen sei (Strasse durch Wohn-
gebiet), entfallt die Entschadigungspflicht der Gemeinde.

Wie hoch wird diese Entschéddigung ausfallen?

Die Entschadigung bemisst sich anhand des Verkehrswerts der betroffenen Grundstliicke und setzt
sich zusammen aus dem Minderwert, den die Aufhebung der Abbauzone bewirkt, den sog. Inkonve-
nienzen und dem Zins (dieser ist allerdings erst ab Geltendmachung der Forderung, frihestens ab In-
krafttreten der Eigentumsbeschrankung geschuldet). Der Minderwert ist im vorliegenden Fall durch
Vergleich des Ertragswerts vor und nach Aufhebung der Abbauzone zu bestimmen, wobei hier nach
dem Eigentumseingriff aufgrund der Lage der Grundstiicke und der geologisch-topografischen Ver-
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haltnisse praktisch keine Ertragsméglichkeiten mehr bestehen. Der Minderwert betragt nach Schatzun-
gen des beigezogenen Experten CHF 4.5 Millionen fiir die hier als richtig erachteten «Maximal»-
Variante (Wiederaufnahme und Fortfiihrung des Mergelabbaus und Teilauffillung des Abbaugebiets).
Zu diesem Betrag zu addieren sind die Entschadigung fir die Kosten der zwingenden Sicherungs- und
Rekultivierungsmassnahmen von geschéatzten CHF 0.2 bis 1.1 Millionen sowie fur die nutzlos gewor-
denen Planungskosten des Rekultivierungs- und Strassenprojekts 2006 von geschatzten CHF
100'000.00. Die volle Entschadigung, welche die Gemeinde der AGZ bei vorzeitiger Aufhebung der
Abbauzone aus materieller Enteignung schulden wiirde, belduft sich somit nach der hier vertretenen
Auffassung auf einen geschéatzten Gesamtbetrag von CHF 4.8 Millionen bis CHF 5.7 Millionen.

Auswirkungen allfalliger abweichender Auffassungen auf die Entschadigungshoéhe:

= H&lt man nur noch die Aufflillung und Rekultivierung der offenen Grube flr realistisch, wirde die
Entschadigungspflicht der Gemeinde entfallen, weil diesfalls wohl kein schwerer Eigentumseingriff
mehr anzunehmen ware. Der beigezogene Schatzungsexperte weist fir die alleinige Rekultivie-
rung — auf der Basis des Rekultivierungs- und Strassenprojekts 2006 der Gloggner AG — einen
Nettoertrag von CHF 1.1 Millionen aus, der gleichzeitig dem Minderwert entsprechen wirde.

=  Verneint man den Kausalzusammenhang zwischen der Aufhebung der Abbauzone und den an-
fallenden Kosten flr die zwingenden Sicherungs- und Rekultivierungsmassnahmen, so reduziert
sich die oben genannte Gesamtentschadigung um den Betrag von CHF 0.2 bis 1.1 Millionen. Die
Gemeinde wiirde der AGZ diesfalls noch eine Entschadigung von CHF 4.6 Millionen schulden
(Minderwert von CHF 4.5 Millionen zuzlglich nutzlos gewordene Planungskosten von CHF
100'000.00).

Bern, 9. Oktober 2008

Schweizerische Vereinigung fiir Landesplanung

@.v

Christoph Jggey/ lic. iur., Rechtsanwalt
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Grundlagenverzeichnis

Sachverhaltsgrundlagen (chronologisch)

Entscheid Nr. 1205 des Regierungsrates des Kantons Luzern vom 6. Juni 1955 (zit. Entscheid Regierungs-
rat vom 6.6.1955)

Ruede Andrea, Justizdepartement des Kantons Luzern, Bericht tber die Probleme im Zusammenhang mit
dem Betrieb der Mergelgrube Grisigen und dem ins Auge gefassten weiteren Vorgehen vom Juni 1991 (zit.
Bericht Justizdepartement 1991)

Stadelmann Bernhard, Baudepartement des Kantons Luzern, Rechtsabklarung vom 9. April 1992 betreffend
Mergelgrube Grisigen (zit. Rechtsabklarung vom 9.4.1992)

Gemeindeinterne Abklarungen zu den Eigentumsverhéltnissen betreffend Mergelgrube Grisigen vom 22.
Mai und 29. Juni 1992 (zit. Abklarung Eigentumsverhéltnisse vom 22.5.1992)

Entscheid Nr. 2897 des Regierungsrats des Kantons Luzern vom 3. November 1992 (zit. Entscheid Regie-
rungsrat vom 3.11.1992

Entscheid Nr. 3111 des Regierungsrats des Kantons Luzern vom 27. November 1992

Roos + Partner AG, Gesamtplanung und Erweiterung Mergelgrube Grisigen, Umweltvertraglichkeitsbericht
UVB, Voruntersuchung auf Stufe Einzonung, Textteil, Oberkirch 1995 (zit. UVB 1995)

Roos + Partner AG, Gesamtplanung und Erweiterung Mergelgrube Grisigen, Umweltvertraglichkeitsbericht
UVB, Voruntersuchung auf Stufe Einzonung, Beilagen, Oberkirch 1995 (zit. UVB-Beilagen 1995)

AG Ziegelwerke Horw Gettnau Muri, Schreiben an Gemeinde Horw vom 12. Marz 1996 (inkl. Zeitungsartikel
als Beilage)

Gemeinde Horw, Schreiben an das Schatzungsamt des Kantons Luzern vom 14. Mai 1996

AG Ziegelwerke Horw Gettnau Muri, Gesamtplanung und Erweiterung Mergelgrube Grisigen, Umweltver-
traglichkeitsbericht UVB, Voruntersuchung auf Stufe Einzonung, Textteil, Horw 1996 (zit. UVB 1996)

AG Ziegelwerke Horw Gettnau Muri, Gesamtplanung und Erweiterung Mergelgrube Grisigen, Umweltver-
traglichkeitsbericht UVB, Voruntersuchung auf Stufe Einzonung, Beilagen, Horw 1996 (zit. UVB-Beilagen
1996)

Gemeinde Horw, Bericht und Antrag Nr. 974 an den Einwohnerrat von Horw betreffen Zuweisung der Par-
zelle Nr. 606 etc. in die Abbauzone sowie Anderung von Art. 21 des Bau- und Zonenreglements (2. Lesung)
vom 4. September 1997 (zit. Antrag Abbauzone)

Grundbuchamt des Kantons Luzern, Auszug aus dem Grundbuch vom 21. August 1998 betreffend Parzel-
len der Mergelgrube Grisigen (zit. Grundbuchauszug vom 21.8.1998)

CSD, AG Ziegelwerke Horw Gettnau, Erweiterung Mergelgrube Grisigen Horw, Technischer Bericht, Kreins
1999 (zit. Abbau- und Rekultivierungsprojekt 2001)

CSD, AG Ziegelwerke Horw Gettnau, Erweiterung Mergelgrube Grisigen Horw, Umweltvertraglichkeitsbe-
richt, Kriens 1999 (zit. UVB 2001)

Vereinbarung zwischen der Gemeinde Horw und der AG Ziegelwerke Horw Gettnau vom 5. April 2001 (zit.

Vereinbarung 2001)
51



VLP-ASPAN, Rechtsqutachten Mergelgrube Grisigen Grundlagenverzeichnis

AG Ziegelwerke Horw Gettnau Muri, Kostenschatzung der Massnahmen im Zusammenhang mit der Gru-
benplanung Grisigen vom 12. September 2002 (zit. Kostenschéatzung Grubenplanung)

Gemeinde Horw, Aktennotiz der Umweltschutzstelle vom 17. Februar 2003
Gemeinde Horw, Schreiben an AG Ziegelwerke Horw Gettnau vom 23. Februar 2004

AG Ziegelwerke Horw Gettnau, Schreiben an Gemeinde Horw vom 29. Juni 2004 betreffend Rickzug des
Abbau- und Rekultivierungsprojekts (zit. Schreiben AGZ vom 29.6.2004)

Gemeinde Horw, Schreiben an AG Ziegelwerke Horw Gettnau vom 27.9.2004 betreffend Erledigterklarung
des Abbaugesuchs (zit. Schreiben Gemeinde vom 27.9.2004)

Kurmann Mark, Verwaltungsgerichtsbeschwerde vom 14. Oktober 2004 fir AG Ziegelwerke Horw Gettnau
gegen Gemeinde Horw betreffend Erledigterklarung des Baugesuchs (zit. Verwaltungsgerichtsbeschwerde
vom 14.10.2004)

Gemeinde Horw, Kurzprotokoll der Umweltschutzfachstelle vom 3. Dezember 2004 (zit. Kurzprotokoll vom
3.12.2004)

Kurmann Mark, Schreiben namens der AGZ an die Gemeinde Horw vom 31.12.2004 betreffend Vereinba-
rungsentwurf

Vereinbarung zwischen der Gemeinde Horw und der AG Ziegelwerke Horw Gettnau vom 24. Méarz/ 1. April
2005 (zit. Vereinbarung 2005)

Gemeinde Horw, Entscheid vom 4. Mai 2005 betreffend Erledigterklarung des Baugesuchs (zit. Entscheid
Gemeinde vom 4.5.2005)

AG Ziegelwerke Horw Gettnau, Schreiben an die Gemeinde Horw vom 17. Juni 2005 betreffend Konzept fur
die Rekultivierung der Grube Grisigen (zit. Schreiben AGZ vom 17.6.2005)

Kurmann Mark, Schreiben namens der AGZ an das Verwaltungsgericht des Kantons Luzern vom 20. Juni
2005 betreffend Riickzug der Verwaltungsgerichtsbeschwerde (zit. Schreiben Kurmann vom 20.6.2005)

Verwaltungsgericht des Kantons Luzern, Verfigung vom 22. Juni 2005 betreffend Abschreibung des Ver-
fahrens (zit. Abschreibungsverfligung vom 22.6.2005)

Gemeinde Horw, Protokollauszug der Sitzung des Gemeinderats vom 8. September 2005 (zit. Protokollaus-
zug vom 8.9.2005)

Gemeinde Horw, Protokollauszug der Sitzung des Gemeinderats vom 20. Oktober 2005 (zit. Protokollaus-
zug vom 20.10.2005)

Gemeinde Horw, Schreiben an AG Ziegelwerke Horw Gettnau vom 24.10.2005 (Schreiben Gemeinde vom
24.10.2005)

Dienststelle Umwelt und Energie des Kantons Luzern, E-Mail an Gemeinde Horw vom 2. November 2005

Gloggner AG, Schreiben an Anwohner vom 27. Marz 2006 betreffend Einladung Orientierung Ausbau Grisi-
genstrasse

Gemeinde Horw, Aktennotiz (E-Mail) vom 30. Juni 2005 betreffend Rekultivierung durch Gloggner AG

Gloggner AG, Baugesuch vom 24. Mai 2006 samt Planen und Berichten, insbesondere:
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- Fries Rutz Wanner AG — Institut fir Landschaftspflege und Umweltschutz (ILU), Rekultivierung Mer-
gelgrube Grisigen Horw, Technischer / Umweltbericht, Mai 2006 (zit. Rekultivierungs- und Strassen-
projekt 2006)

- Fries Rutz Wanner AG — Institut fir Landschaftspflege und Umweltschutz (ILU), Neue Erschliessung
auf Parzelle Nr. 606, Ergénzungsbericht Juli/Oktober 2007 (zit. Erganzungsbericht)

Kanton Luzern, Konzentrierte Stellungnahme aus kantonaler Sicht vom 13. September 2007 zum ergénzten
Baugesuch der Gloggner AG (zit. Kantonale Stellungnahme 2007)

Gemeinde Horw, Entscheid des Gemeinderats vom 31. Oktober 2007 betreffend Vorprifung der Unter-
schriftenliste der Gemeindeinitiative «Grube Grisigen der Natur Uberlassen» (zit. Entscheid Vorprifung vom
31.10.2007)

Initiativkomitee «Grube Grisigen der Natur tberlassen», Unterschriftenbogen (zit. Unterschriftenbogen)

Kaeslin Marc, Schreiben namens der AG Ziegelwerke Horw Gettnau an Gemeinde Horw vom 14. Dezem-
ber 2007 betreffend Mitteilung Mandatsiibernahme

Gemeinde Horw, Schreiben an Rechtsanwalt Germann vom 21. Dezember 2007 betreffend Rechtsabkla-
rung zur Giltigkeit der Initiative und zum Verfahrensablauf (zit. Schreiben Gemeinde vom 21.12.2007)

Germann Peter, Aktennotiz vom 14. Januar 2008 betreffend Gultigkeit der Gemeindeinitiative «Grube Grisi-
gen der Natur Uberlassen» und zum Verfahrensablauf (zit. Aktennotiz Germann vom 14.1.2008)

Gemeinde Horw, Internet-Auszug vom 14. Januar 2008 betreffend Einreichung der Gemeindeinitiative
«Grube Grisigen der Natur Uiberlassen» (zit. Internet-Auszug vom 14.1.2008)

Gemeinde Horw, Schreiben an Rechtsanwalt M. Kaeslin vom 5. Juni 2008 betreffend Gemeindeinitiative
und Weiterbehandlung Baugesuch (zit. Schreiben Gemeinde vom 5.6.2008).

Ausschuss Anwohner Grisigenstrasse, Schreiben vom 27. Juni 2008 an die VLP-ASPAN mit Stellungnahme
als Beilage

Odermatt Noldi, Schreiben vom 4. August 2008 an die VLP-ASPAN mit Stellungnahme und Abstimmungs-
botschaft 1997 zur Abbauzone als Beilagen

Fellmann Geotechnik, Geotechnischer Bericht betreffen Mergelgrube Grisigen, Entwurf vom 26. August
2008 (zit. Entwurf Gutachten Fellmann vom 26.8.2008)

Schmid Andres, Beurteilung der finanziellen Auswirkungen einer Umzonung vom 3. September 2008 (zit.
Expertise Schmid vom 3.9.2008)

Schmid Andres, Erlauterungen zum Aufwand und Ertrag bei einer Rekultivierung der offenen Grube, E-Mail
vom 7. Oktober 2008, mit Anhang (zit. Erlduterung Schmid vom 7.10.2008)

Rechtsgrundlagen
Bundesgesetz Uiber die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG; SR 700)
Bundesgesetz liber den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (USG; SR 814.01)

Planungs- und Baugesetz vom 7. Marz 1989 des Kantons Luzern (PBG-LU; SRL 735)

Enteignungsgesetz vom 29. Juni 1970 des Kantons Luzern (EntG-LU; SRL 730)
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Richtplan 1998 des Kantons Luzern
Erlauterungsbericht zum Richtplan 1998 des Kantons Luzern

Entwurf Richtplan 2008 des Kantons Luzern

Bau- und Zonenreglement der Gemeinde Horw vom 1. Dezember 1996 (Ausgabe 11. September 2006)
Teilzonenplan Mergelgrube Grisigen vom 23. November 1997, genehmigt am 19. Marz 2002
Teilzonenplan Dorf und Halbinsel, Stand April 2008

Teilzonenplan Pilatushang, Stand 2008 (Internet-Version)

54



VLP-ASPAN, Rechtsqutachten Mergelgrube Grisigen Literaturverzeichnis

Literaturverzeichnis

BRANDT ERIC/ MOOR PIERRE, Kommentierung von Art. 18, in: AEMISEGGER HEINZ/ KUTTLER ALFRED/ MOOR
PIERRE/ RUCH ALEXANDER (Hrsg.), Kommentar zum Bundesgesetz (ber die Raumplanung, Zirich 1999 (zit.
Brandt/Moor, Kommentar RPG)

EDELMANN BEAT, Rechtliche Probleme des Kiesabbaus im Kanton Aargau, in: Aargauischer Juristenverein
(Hrsg.), Veréffentlichungen zum aargauischen Recht, Band 41, Aarau 1990.

GRISEL ANDRE, Traité de droit administratif, vol. | et I, Neuchatel 1984 (zit. Grisel)

Gval FRriTz, Expropriation, materielle Enteignung und Lastenausgleich, in: Rechts- und wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultat (Hrsg.), Rechtliche Probleme des Bauens, Berner Tage fur die juristische Praxis 1968,
Bern 1969, S. 81 ff. (zit. Gygi).

HEeR PETER, Die raumplanungsrechtliche Erfassung von Bauten und Anlagen im Nichtbaugebiet, Diss.,
Zirich 1995 (zit. Heer).

JAISSLE STEFAN M., Der dynamische Waldbegriff und die Raumplanung. Eine Darstellung der Waldgesetz-
gebung unter raumplanungsrechtlichen Aspekten, Diss. Zirich 1994 (zit. Jaissle).

RAUsCH HERIBERT/ MARTI ARNOLD/ GRIFFEL ALAIN, Umweltrecht, Zirich 2004 (zit. Rausch/Marti/Griffel)

RIvA ENRICO, Hauptfragen der materiellen Enteignung. Eine Untersuchung zum Tatbestand des entschéadi-
gungspflichtigen Eigentumseingriffs im schweizerischen Recht, Bern 1990 (zit. Riva, Hauptfragen).

RIVA ENRICO, Kommentierung von Art. 5 RPG, in: AEMISEGGER HEINZ/ KUTTLER ALFRED/ MOOR PIERRE/ RUCH
ALEXANDER (Hrsg.), Kommentar zum Bundesgesetz tber die Raumplanung, Zurich 1999 (zit. Riva, Kom-
mentar RPG).

TSCHANNEN PIERRE/ ZIMMERLI ULRICH, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2. Aufl., Bern 2005 (zit. Tschannen/
Zimmerli).

WALDMANN BERNHARD, Der Schutz von Mooren und Moorlandschaften. Inhalt, Tragweite und Umsetzung
des «Rothenthurmartikels» (Art. 24 % Abs. 5 BV), Diss. Fribourg 1997 (zit. Waldmann, Moorschutz).

WALDMANN BERNHARD/ HANNI PETER, Handkommentar RPG, Bern 2006 (zit. Waldmann/ Hanni, Handkom-
mentar RPG).

55



	Einleitung
	Inhalt der Initiative
	Begründung des Initiativkomitees
	Beurteilung durch externe Experten
	Geotechnischer Bericht
	Beurteilung der landschaftlichen Aspekte
	Beurteilung aus rechtlicher Sicht
	Gutachten Peter Germann


	Zur Gültigkeit der Initiative Grisigen
	Zum dringlichen Postulat "Planungszone für Abbauzone Grisigen"
	Zur (allfälligen) Entschädigungspflicht
	Gutachten VLP
	Beurteilung der finanziellen Auswirkung einer Umzonung

	Baugesuch der Gloggner AG
	Verfahren und Fristen
	Beurteilung durch den Gemeinderat
	Zustandekommen der Initiative
	Gültigkeit der Initiative
	Ablehnung der Initiative
	Errichtung einer Planungszone
	Entscheidfindung

	Antrag
	05_Geotechnischer Bericht Fellmann_30_09_2008.pdf
	Geotechnischer Bericht ergänzt, mit Logo.pdf
	Fragenbeantwortung.pdf


